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Erfahrungen über die Wirksamkeit der eng- 
lischen Polizeieinrichtung und ihren Zusammen- 
hang mit den Mitteln, den Verbrechen vorzubeu- 
gen und Verbrechen zu entdecken, mit den 
neuesten Verbesserung» - Vorsddägen nach den 
Parlamentsberichten von 1853. 

Dargestellt 

voo 

mtteraialer« 



Die Polizeieinrichtung wie sie in London und anderen 
grossen Slädlen Englands durchgeführt ist, wird immer 
mehr ein Gegenstand der Bewunderung. Viele Besu- 
cher der grossen Ausstellung ' in London sind mit dem 
Gefühle der Achtung der Londoner-Polizeianstalt zurück- 
gekehrt. Sie haben eine Einrichtung kennen gelernt, der 
sie vielfach Schutz ihrer Person und des EigenthumSi und 
häufig in grosser Verlegenheit Rettung daraus und Ge- 
fälligkeiten , die keine andere Polizei der Welt leistet^ 
verdanken; sie haben in Wirksamkeit eine Polizei ge- 
sehen, welche schützend und wachend wirkt, ohne ieü 
Bürger zu belästigen, welche Energie und Muth ki yoltom 
Haasse entwickelt, und dabei eine Artigkeit, Freundlichkeit 
und Zartheit entfaltet, welche bewirkt, dass sie eine aelfx 
populäre Anstalt ist und überall von den Bürgern in 
ihrer Wirksamkeit unterstützt wird. Die Männer, welche 
die auswärtigen Regierungen mit Aufträgen in polizeüichen 
Interessen nach London sendeten, oder die nach London rei- 
sten, um die dortige Polizei zu studiren, rühmen in ihren 
Berichten die Bereitwilligkeit jener Polizei, > öffentliche In- 

Xrii. Uiu^. f. aeehuw. XXTU. M /. Btfu 1 
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teressen zu fördern, die Gewandtheit und erfoigfreiche 
Wirksamkeit, und ein deutseher, selbst als gewandter Po- 
lizeiinann geachteter Polizeibeafiäer, der seine Kunst glän- 
zend in einem Falle bewährte^ Herr v. Felsenthal, ^} 
spricht mit hoher Achtung von der englischen Pc^zei. 
Vergleichen wir aber manche Berichte dieser Männer und 
ihre Aeusserungen , dass die Allmacht der englischen 
Polizei darin bestehe, dass alle guten Bürger, von Achtung 
vor dem Geseta^e erfüllt die Polizei kräftig unterstüteep, 
und dass auch io Deutschbnd und Frankreich ijafür ge- 
sorgt werden mttss^, dass durch Strafgese^e den Bür- 
gern diese Pflicht, die Polizei zu unterstützen, eingeschärft 
werden müsse, so scheint es uns, dass eine grosse Zahl 
von Männern, welche die englische Polizei in anderen 
Ländern nachahmen wolton, das Geheimniss dieser Poli- 
zei nicht erfasst haben. Wer oft Zeuge war, wenn in 
England ein Constabler einer aufgereizten, aus Tausenden 
bestehenden Volksmenge gegenüber einen Angeschuldig- 
ten herausnimmt und ungestört verhaftet, oder wenn ein 
paar Constabler eine wild bewegte Menge durch ihre Auf- 
forderung zum Auseinandergehen bestimmen, bewundert die 
in England herrschende Achtung vor dem Gesetze; allein 
eine solche Achtung kann nicht durch Strafgesetze allein 
erzwungen werden; sie ist die Frucht der Jahrhunderte 
hindurch geführten Kämpfe für die Volksfreiheit gegen 
Debermacht und Gesetzwidrigkeit, sie ist im Zusammen- 
hang mit dem anglonormanischen Charakter und mit der 
Ueberzeugung des Volkes, dass die Gesetze ihm heilige 
Schutzwehr gewähren, z. B. durch die Habeas corpus 
Acte, mit dem Rechte des gesetzlichen Widerstandes 
und der Gewissheit, dass der ungerecht von einem Be- 
amten Behandelte auf einem sehr einfachen und schnellen 
Wege zu seinem Rechte gelangt und Genugthuung erhält; 
der Grund aber, aus welchem in England bereitwillig 



1) V. Felsenthal, aas der Praxis eiaea österreichischen Polizei 
beamten. Wien 1859. S. IX. 
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jeder Bürger den Consiabler unterstötzt, liegt theik in der 
Stelhifig der Polizeibeamten , theils in ihrem Betragen. 
Während in Frankreich (und vielfach in Deutechland) die 
PeKzetbeamten beauftragt sind, überall politische Gesinnun* 
gen der Bürger und alle bedenkUchen Aeusserungen (fie auf 
das sogenannte Vergehen der St^ung der öffentUehen Kühe 
und Ordnung deuten könnten, auszuspähen, daher die Bürger, 
wo dnPotJzdbeamter sich zeigt, sich zurückziehen und nicht 
gerne in einer Verbindung mit ihnen gesehen werden, weiss 
in England der Bürger, dass die Potizeimannschaft mcht 
entfernt scdche Aufträge in Bezug auf poKtjsehe Ver* 
gehen hat, wie in Frankreich, sondern nur wahre, ge^ 
meine Vergehen, z. B. Diebstahl, Einbruch, Fälschung, 6e- 
waltth&tigkeiten vorzubeugen oder sie zu entdecken hat, 
und gesellt sich daher den poUcemen zu um so lieber, 
als wegen ihres artigen, verständigen und ruhigen, ge» 
fälligen Benehmens der Polizeibeamten die Polizei eine 
wahrhaft populäre Anstalt ist. 

Der Verfasser des gegenwärtigen Artikels hat auf 
den Grund genauer Beobachtung und wichtiger Mittheilun- 
gen, die ihm von Londoner policemagistrates und anderen 
mit Polizeiverwaltung beschäftigten Beamten geworden sind, 
in seinem Werke über das englische Strafverfahren ver- 
sucht, den innern Zusammenhang und die Wirksamkeit der 
englischen Polizei zu schildern.^) Später hatte der geistreiche 
Dickens in srinen Householdwords ^} treffliche Aufsätze 
darüber geliefert, und auf den Grund derselben hat ein 
deutscher Beobachter^} auf eine interessante Weise die 
Londoner Polizei geschildert. Die Klagen in England 



2) Das englische, schottische, nordamerikaniscbe Strafrerfahren 
S. 106-130. 

3) Noch neaerlich im VH. Bande der Ausgabe der hoosehold« 
Words p. 183 naqb dar Jaaohnitzer Aiugabe. 

4) Schlesinger, Wanderungen durch London. S. 129. 

5) Dass die engäsobe Fdliaei auch ihre Schattenaeite hat, ergibt 
Üch oMer Andtrm ans dem Werke ^n Hill: Cnme, its amonnt^ 

etc. London 1853, p. 133. 
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beziehen sich vorzüglich darauf, dasa das in London be- 
stehende Polizeisystem nicht allgemein und gleichförmig 
darch das ganze Land eingerichtet ist — Im J. 1854 
hatte daher Lord Palmerston dem Parlamente eine Bill vor- 
gelegt, welche die vollständige Durchführung des Systems 
in ganz England bezweckte. Bald aber zeigten sich die 
Schattenseiten des Systems des seifgovernment; Miss- 
trauen und Eigennutz veranlassten vielfache Opposition ge- 
gen den Centralisationsversuch, und die Bill musste vor- 
erst zurückgezogen werden« Um aber die Vorarbeiten 
kennen zu lernen, welche die englische Regierung un- 
ternahm, ehe sie die angeführten Bill vorlegte, ist die 
Eenntniss der zwei Berichte nothwendig, welche L Jt 1853 
dem Parlamente vorgelegt wurden.^} Nach der treffli- 
chen Sitte Englands wurde im April 1853 ein Committee 
ernannt, welches Qms 14 erfahrenen Männern bestehend} 
die nöthigen Nachrichten einziehen sollte, um darüber zu 
berichten, ob die Einführung eines mehr gleichförmigen 
Polizeisystems in England und Schottland zweckmässig 
wäre. Die Commission wurde ermächtigt, beliebig Perso- 
nen als Zeugen vorzurufen und zu vernehmen, Akten- 
stücke abzufordern. Das Ergebniss dieser Vernehmun- 
gen und Erkundigungen liegt in zwei ziemlich starken 
Bänden uns vor, und ist von der Art, dass jede Regie- 
rung, Jeder, der die Bedeutung der Polizei würdigt, mit 
dem Inhalte dieser Berichte sich befreunden sollte. Darin 
sind enthalten: die Erfahrungen und Verbesserungsvor- 
schläge von fast 100 Personen, welche durch ihre Stel- 
luiig berufen sind, reichhaltige Erfahrung über Vortheile 
und Mängel der verschiedenen Pölizeieinrichtungen anzu- 
geben. Man findet unter den Vernommenen vorzüglich 
Männer, welche, an der Spitze der Polizei in einer be- 
stimmten Grafschaft oder einem Bezirke stehend, am besten 
über den Gang der Polizei Nachricht geben können; 



6) Dieie Berichte haben den Titel: Fint Report from «elecl 
committee on Police. London 1853. Der second Report ancbieB 
einige Monate fpttter. 
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z. B. der Kapitän Hardy, Commandant der Polizeimacht 
in Hampshire (rep. I. p. 2. p. 45} (von ihm stammt auch 
ein Bericht, worin er die ganze Polizeiorganisation vor-* 
schlägt), ferner Hamilton, Superintendent constable (rep. I. 
p. 63), Hughes, Oberster der Polizei in Bath Q. p. 75), 
White, Vorstand der Polizei in Durham (l. p. 100), 
FowIIer Makay, Vorstand der constables in Sossex (I. p. 1 1 3), 
Dünne, Vorstand der Polizei in Norwicb (I. p. 115), Captain 
Meredith. cbiefeonstable in Wiltshire (L p. 143), Willis, 
Vorstand der Polizei in Manchester (Report IL p. 21), 
Brown, Superintendent der Poh'zei in Derwent (U. p. 33), 
Smith, Superintendent in Oxfordshire (II. p. 88}. Werth- 
voll sind die Vernehmungen mit den Beamten, die bei 
der Londoner Polizei in einem höheren Range angestellt 
und oft in schwierigen Fällen in Grafschaften abgesendet 
wurden, um dort die Polizei in unruhigen Zeiten zu ver- 
walten, z. B. Mallallien (Report IL p. IG.)» Martin (Re-- 
port n. p. 90). Wichtig ist die Vernehmung von Chad- 
wick (Report IL p. 81); des Verfassers des ausgezeichneten 
first report on constabulary force und des eifrigen Beamten 
in Bezug auf Gesundheitspolizei. Da er bei den ersten Versu- 
chen der Gesetzgebung in Bezug auf Polizei schon thätig und 
vielfach im Ministerium beschäftigt war, so sind seine Anga- 
ben über gemachte Erfahrungen, über die Geschichte der eng- 
lischen Gesetzgebung, über Ursachen der Verbrechen sehr 
bedeutend. Auch werden die Vernehmungen schottischer Be- 
amten, z. B. des sehr gebildeten Sheriffs von Edinburgh, Herrn 
Gordon (L p. 129), von List, Superintendenten der Polizei 
in Schottland (11. p. 100} und Smart, Superintendent der 
Polizei in Glasgow (II. p. 108) wichtig. Ausserdem sind 
viele Gefängnissdirektoren, viele Magistrate (welche in den 
Grafschaften die Anstellung und Beaufsichtigung der Polizei 
haben) und Landeigenthümer, deren Aussagen auf langjäh- 
rige Erfahrungen sich stützen, vernommen worden. Ihre Aus- 
sagen, die unter der Controle der Oeffentlichkeit und der Press- 
freiheit gegeben wurden, sind bedeutender als die geheimen 
Berichte mancher Beamten in Frankreich und Deutschland. 
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Wir Wollen versiieheit, nfDsereil Lesern die WkhtigkeU 
der angeftthrten engliscbeii Berichte für den Poli^eibeamteis 
und den Juristen dnes jeden Landes wegen d^ Reiche 
haltigkeil der Erfahrungen durch die Darstelinng der ein« 
zefaien Angaben nach Hauptgesicbtspunkten 2a zeigen. 

Die im Jahre 1830 häufig auf dem Lande vorgekom^ 
menen Brandstiftungen und Rnhesförungen, und die i» Jahre 
1835 bei Gelegenheit der Einführung der Armengesetse 
statlgefundenen Enipörongen und GewallthSligkeiten ver- 
anlassten die- Itegserung, ernstlicher auf Mittel zu sinnen^ 
Friedenss^ungen auf eine energische Weise entgegen- 
zuwirken. Man kam zu dem Vorschlage, dass überaß 
tezablte constables angestellt und in einer gehörigen Glie- 
dernng und Unterordimng wirksam gemacH vorzüglich dass 
dahin gewkkt werden nUisse, dass die Polizei in den StäAes 
mit der auf dem Lande in Einklang handle und im bestän- 
digen Zusammenhang stünde. Das Gesetz von 1839 suchte 
dies in das Leben zu rufen; die schnelle Durehfühmng 
im Lande, scheiterte aber an der Scheu Englands vor Cen-^ 
tratisation und an dem englischen (oft übelvM-sttadenen) 
selfgovernment, nach wdchem jede Griafscbaft, jede Ge- 
meinde ihre innern Angefegenheiten, daher anoh iäe Po- 
lizei, nach eigenem Belieben regelt. De« neuen PoUzel« 
System, wie es vorzüglieh als Musteranstall in Londotf 
durchgeführt ist, stand das Kirchspielssyslem entgegen, 
nach welchem jedes Kirchspiel seine besondem eonütablen 
anstellt, aber nicht besoldet, sondern mif den Bezug von* 
Gebühren (Fees) fik* die einzelnen Dienstfeistungen an- 
weist. Es war begreiflich, dass die Regierung 1839' 
ihr Gesetz den einzelnen Distrikten nicht aufdringen konnle, 
und dass manche Bezirke sich dem neuen P<4izeisysiem 
nicht unterwarfen, daher nodi jetzt in 22 Grafschaiton 
das alte Parochiabystem fortdauert, in 22 dagegen das 
neue System ganz, in 7 andern Grafschaften theilweise 
eingeführt ist, indem es in der Grafschaft von der Ver- 
sammlung der Magistrates abhängt, ob sie eines oder das 
andere System einführen wollen; die Scheu vor den grossen 
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Kosten der neuen Emricbtang hat bisher noch viele Distrikte 
abgebalten, so dass in manchen Grafschaften in den Städten 
oder in eaier Stadt die neue PoIizeiverwaHung durohge-^ 
führt ist, während auf dem flachen Lande in dem Kirch- 
spiele die Grundeigenthüaier die constables (begreiflich, 
um Kosten zu sparen, oft möglichst wenige} aufstellen 
und zur Bezahlung der Kosten nach dem Verhältniss ihrer 
Steuer beitragen. 

Wir wollen nun über einzelne wichtige Punkte die 
Erfahrungen mittheilen, indem war vorerst die von der 
Commission gestellten Verbesserungsvorschläge und die 
Ergebnisse der gesammelten Erfahrungen angeben. 

Die Commission erklärt: 1) dass das Gesetz über An- 
stellung vonDistriktsconstables, da es nur einen erlaubenden 
Charakter an sich trug, sich nicht als zulänglich bewährte, 
um Verbrechen zu verhüten und das Eigentbum zu sichern« 
23 Dass in den Bezirken, in welchen das neue 
Gesetz (gewöhnlich genannt Roral Police Act} eingeführt 
wurde, dies wirksam sich zeigte, um Verbrechen zu ver- 
hüten, und die Entdeckung und Ergreifung der Verbre- 
cher rascher und sicherer zu machen, dass dadurch die 
Ordnung« aufrecht erhalten, die Sitten der Bewohner ver- 
bessert, das Uebet der Vaganten vermindert und selbst 
ausgerottet und durch den wirksamen Scholz des Eigen- 
ibums die Lust der Bewohner ,, Eigentbum zu erwer«* 
ben, vermehrt würde, dass daher die Einführung des neuen 
Gesetzes in moralischer, socialer und ökonomischer Hin- 
sicht überall wünsehenswertb wäre. 

3} Dass die Anstelhing von oberaufsehenden (supe- 
rentending} constables als FoUzeibeamten in Bezug auf 
ihre über die ganze Abtheilung ausgedehnte Tbätigkeit wobl-^ 
thätjg sieb zeigte , dagegen die Anstellung solcher Con- 
stables in kleinen Bezirken, wo das System der Kirch- 
spielsconstables fortdauert, nicht geeignet ist, die Naoh- 
tbeile dieses Systems zu beseitigen und die Fortdauer 
dieses Systems immer ein Hinderniss für die Durchführung 
einer bräftigen Pohzei sein wird. 
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4} Dass die Kosten des Kircbspielspolizeisystems weit 
böher sind als man häuGg glaubt, die Kosten des neuen 
Systems und Beiträge der Steuerpflichtigen leichter ange- 
geben werden können, aber die wohlthätigen Wirkungen 
des Systems weder allgemein bekannt noch gewürdigt sind. 

5} Dass da, wo die Bevölkerung in abgesonderten 
Bezirken in deY nSmIichen Grafschaft in dem Umfang und 
dem Charakter der Beschäftigung sehr verschieden ist und 
daher mehr oder minder wirksame Poh'zeimacht fordert, 
die Beiträge zur Polizei auch auf billige Weise verschie- 
den geregelt werden müssen. 

6) Dass die Wirksamkeit der bestehenden Polizeiein- 
richtung wesentlich geschwächt wird durch den Mangel eines 
gehörigen Zusammenwirkens der rural police und derjenigen 
Polizei, welche unter der Controle der Gemeindebehörden 
der Städte oder örtlicher Gerichtsbarkeit stehen, dass da- 
her die Verbesserung darauf gehen muss, dass die Polizei 
in den Städten und die der kleinern Orte der ganzen 
Grafschaft consolidirt werden muss. 

7) Dass in Erwägung der grossen Vortheile der Po- 
lizei nach dem neuen Gesetze für die Erhaltung der Ordnung, 
Kräftigung des Ansehens der Gesetze, Sicherung der Ein- 
künfte, Verminderung der Kosten der Strafverfolgung, 
Schutz von Leben und Eigenthum das Parlament ernstlich 
berathen möge, ob und wie die Regierung Unterstützung 
geben müsse, um mit möglichst verminderten Kosten und 
mit Schonung der örtlichen Verhältnisse ein ausgedehn- 
tes, verbessertes Polizeisystem durchführen zu können. 

L Ueber die Nachtheile und Mangelhaftigkeit des bishe- 
rigen Kirchspielspolizeisystems stimmen alle vernommenen 
Zeugen darin überein, dass die Kirchspielsconstables wenig 
nützen, indem dazu Männer genommen werden, welche 
andere Berufsgeschäftc haben (man wählt dazu gewöhn- 
lich kleinere Gewerbsleute), so dass sie regelmässig un- 
Ihätig sind und in schwierigen, volle Energie fordernden 
Fällen nicht die nothwendige Kraft entfalten, wenn sie 
nicht besonders bezahlt werden^ so dass häufig in England 
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nur der Reiche, wenn er durch Verbrechen bescUdigl 
wird und ein Interesse an der Entdeckung hat, viel Geld 
anwenden muss, um die. Constables anzufeuern, wälirend 
der Arme, wenn an ihm Verbrechen verttbt werden, nicht 
die Mittel hat, um die Constables zu bestimmen; dass 
aber auch diese Kirchspielsconstables nicht einmal dazu 
taugen, um die Wirths- und andere' öffentliche Häuser 
gehörig zu beaufsichtigen, weil die Constables dabei zu 
yiel mit ihren Nachbarn in CoUision kommen würden, 
wozu sie keine Lust haben (Report I. p. 20), dass durch 
diese constables, welche viele Verbindungen mit Verwand« 
ten und Freunden in der Gemeinde haben, selten kräftig 
eingeschritten wird, wo ein Interesse der Befreundeten oder 
solcher Personen, von denen der Constabler abhängt, 
darauf führt, das Verbrechen nicht zu verfolgen, dass daher 
viele Verbrechen unverfolgt bleiben oder die Sammlung der 
Beweise so schlecht geschieht, dass der Schuldige nicht 
überwiesen werden kann, dass im Allgemeinen constables, 
die nicht überhaupt besoldet sind, sondern nur nach ihren 
Dienstleistungen Gebühren bekommen, zu oft Interesse ha- 
ben, nicht dem Verbrechen vorzubeugen, sondern die Aus- 
führung geschehen zu lassen (oder selbst zu begünstigen}, 
um dann Gebühren für die Entdeckung zu erhalten (Report 
L p. 67, T7, 406, 115. Report IL p. H, 16, 35, 
45, 89). Merkwürdig isUdie Erzählung des Herrn Oakley, 
Govemors der Strafanstalt von Somerset (Report IL p. 44} 
über Fälle, in welchen die constables, die nur auf Ge- 
bühren gesetzt wurden, sich verleiten lassen, bei der Straf- 
verfolgung nur ihre Geldinteressen in Anschlag zu bringen. 
IL Ueber die wohlthätigen Wirkungen des neuen Po- 
lizeisystems in einer gehörigen Gliederung, innern Zusam- 
menhang der ordentlich besoldeten und in der nöthigen 
Anzahl vorhandenen Polizeibeamten liefern die Berichte 
merkwürdige Nachrichten , vorzüglich erfährt man , dass . 
da wo das neue Gesetz durchgeführt ist, die Zahl Aet 
Verbrechen wesentlich abgenommen hat (Report L p. 19. 
340; namentlich wird dies durch die Magistrate der ein- 
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zelneii Beüirke bezeugt. In manchen Bezirken wo früher 
Schaafdiebsttthle y Brandstiftungen, Hauseinlurttche häufig 
waren, verschwanden diese Verbrechen fast ganz, weil die 
bestfindig wachsame Aufsicht gehörig gebildeter und energisch 
handelnder Potizeibeamten und die Gewissheit der Entdeckung 
die bisherigen, der öffentlichen Sicherheit gefBhrlichen, In^ 
dividuen abschreckte. Die Strafverfolgung wurde sicherer; 
der Seholdige hatte keine Hoffnung, der Verurtheilung zu 
entgehen, daher auch überall, wo die neue Polizei ein-* 
geführt wurde, die Zahl der Ueberweisungen stieg, d« 
die geübten Polizeibeamten weit bessere Zeugen sind als 
Andere, sorgfältiger die wichtigen Umstände bedwch«' 
ten, für den Bewas sorgen, jede Spur verfolgen 
und so zur Ueberweisung beitragen (Report I. p. 107}. 
Eine Reihe wichtiger Aussagen findet man in den Be- 
richten durch die vernommenen Landeigentbümer gelie- 
fert; insbesondere insofern sie bezeugen, dass da, wo die 
neue Polizei eingeführt wurde, manche vorher häufig vor- 
kommenden Verbrechen ganz verschwanden; so bezeugt 
Fielder King (I. p. 25.), der in verschiedenen Bezirken 
Grnndeigenthüm besitzt, dass er da, wo die neue Polizei ein- 
geführt war, gar keinen Schaafdiebstahl gelitten hat, während 
ihn zuvor viele Schäafe gestohlen wurden, und dass m 
den Bezirken, wo das alte Polizeisystem noch besteht, die 
Diebstähle fortdauern. Als ein Hauptvortheil wird vdii deii^ 
Grundeigenthümern hervorgehoben (Report I. p. 107)^ 
dass der Werth des Eigenthums gestiegen ist, weil dia, wo 
nach dem alten System der Polizei der Schutz des Eigen« 
thums ungenügend ist und bestlte£g Dieb^hle, Einbilkhe, 
Räubereien vorkommen und nicht entdeckt werden , die Lust 
der Bürger schwindet, Eigenthum zu besitzen, während da, 
wo ein kräftiger Polizeischutz die Verbrechen vermindert, 
auf jeden Fall die Entdeckung sichert, die Zahl derjenigen, 
welche Eigenthum erwerben wollen, steigt und dann auch 
der Werth des Eigenthums erhöht wird. 

III. In Bezug auf den Zusammenhang, der zwischen 
den Polizeibehörden der verschiedenen Bezirke obwaltet, 
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fiefern die Berichte wichtige AufscMüsse. Nach dem von 
uns oben bemerkten Verhältnisse des englischen seifgo« 
vernment ist es die Sache jeder Grafschaft, jeder Abthei'« 
lüng und jeder Gemeinde, durch ihre BesehlQsse ihre Aage* 
legenheiten und daher auch die PoUzei zu ordnen , die 
Beamten anfzusteUen , ihnen entweder Besoldongen oder 
Verglktadgen nach den Dienstleistungen zu geben, lostrsk^ 
tionen zu ertbeilen und ihr Wirken zu beaiifisichligem 
Dies Verhältniss ist ein grosses Hinderniss der Föh«« 
ruftg einer gletcfaförmigen, gut geregelten PoKzeivei^wal* 
tung. fai den Grafschaften sind aber hdchst verschiedene 
Interessen, namentlich je Aach dem Adserbati oder Menu- 
fafciur - Beschäftigung verwettet. Die Eigenthftmlidikeiten 
beider erzeugen verschiedene Bedürfnisse, verschiedene 
Einrichtung der Polizei und grössere oder geringere Kosten, 
aber auch in der nämlichen Grafschaft bemerkt man ver<- 
scbiedene Interessen nach einzelnen Bezirken ; wenn näoi^ 
lieb in einer im allgemeinen ackerbautreibenden Graf*« 
Schaft grössere Städte sich beGnden, in denen vorz^ugs- 
weise Fabriken bestehen, z. B. Liverpool, Mancbest^^ 
so machen der Zosammenfloss vieler Arbeiter aus andern 
Grafsehaflen und die Anhäufung einer Hasse von Vagan-* 
ten odei" Leute, welche in einer sehr bevölkertem Stadt 
Arbeit zu erkalten suchen, oder wenn es nicht gehl, auf 
sohlechten Wegen Geld sich verdienen woBen, aosserordent« 
liehe Kräfte der Polizei noth wendig, um diese Mensehen 
zu ttberwachen und sie in ihren Schlupfwinkete und Trei« 
betfr zu entdecken. Wenn es nun auf die Frage anfcömml, 
ob die neue Polizeieinrichlung eingeführt werdeil soH, s6 
werden die Interessen der Bewohner sich gellend machen. 
Die Bewohner des flachen Landes haUen sicli daran, dasa 
bei ihnen nicht sd viele Verbrechen vorkommen, der Zi^^ 
sammenfluss der mttssigen Leute nicht so gross ist als in 
den Städten, und sträuben sich gegen die Uebernahme 
der grössern Kosten des neuen Polizeisystems, weil sie 
die Tragweite der gleichförmigen Einrichtungen nicht ein« 
sehen , weil sie sich einbilden , dass »e sonst eigendich 
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KU den grossen Kosten beitragen mfissten, welche nur das 
Yerhältniss der bevölkerten Stadt nöthig macht, und weil 
sie nicht begreifen, dass, wenn auch in der Stadt eine 
gute Polizei eingerichtet ist, dies nichts ntttzt, wenn nicht 
auch in der umliegenden Grafschaft die Polizei kräftig ist, 
indem nach der Erfahrung dann aus der Stadt, wo eine 
kräftige Polizei herrscht, vertriebene Diebe und Räuber 
auf das flache Land gehen, wo sie sicher sind, mehr 
unentdeokt ihr Unwesen treiben zu können. 

Daraus erklären sich die Nachweisungen in den Be- 
richten, dass in der nämlichen Grafschaft oft einige Städte 
die neue Polizei angenommen haben, während eine be- 
nachbarte Stadt oder das flache Land es nicht für pas- 
send gefunden hat oder das allgemeine Interesse zu wenig 
würdigt, um die neue Polizei einzuführen, so dass dann 
dort die alte schlechte Einrichtung der Kirchspielscon- 
stables fortdauert. Wir erfahren aus den Vernehmungen, 
dass dieser Zustand sehr übel wirkt, dass leider von Seite 
der Magistrate (nämlich der Friedensrichter der Grafschaft) 
ebenso wie von Seite der Gemeindebehörde oft eine nach- 
theilige Eifersucht gegen die Polizeibeamten herrscht, und 
daher nicht das nothwendige Zusammenwirken sich findet, 
weil die Behörden leicht eine Beschränkung ihres Ansehens 
durch die Polizei besorgen oder gerne ihre Controle über 
das Wirken der Polizeibeamtän ausdehnen möchten. Noch 
schlimmer wird es, wo in einer Grafschaft die gute neue 
Polizei eingerichtet ist, oder wo nur in einigen Bezirken 
dies der Fall ist, während in der Nachbarschaft das alte 
Kirchspielspolizeisystem fortdauert; man erfährt hier, dass 
diese alten Constables nicht die Hand bieten den Beamten 
der neuen Polizei, dass daher Entweichungen der Ver- 
brecher, die in andere benachbarte Bezirke entfliehen, leicht 
möglich werden; man erfährt (Report L p. 4), dass selbst 
in einem Falle, wo der nacheilende Polizeibeamte einen 
Flüchtigen ergriff, aber Handschellen zum festhalten brauchte, 
die benachbarte Polizei diese Schellen zu geben verwei- 
gerte, dass in andern FäHen die Kirchspielsconstabler den 
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Beamten der neuen Polizeieinrichiung selbst Hindemisse in 
den Weg legten, während in den Gegenden, wo in swel 
benachbarten Grafschaften oder doch in der ganzen Grafr 
Schaft die neue Polizei eingeführt ist, die Verbrechen we- 
sentlich sich vermindern, weil ein wechselseitiges Zusam- 
menwirken der Beamten der verschiedenen Bezirke die 
Energie der verfolgenden Polizei erleichtert. 

IV. Die Nachrichten in den vorliegenden Berichten sind 
geeignet, über die Bedeutung und die Durchführung des 
seifgovernments in der Anwendung auf Polizeieinrichtung, 
sowie über die Notbwendigkeit der Centralisation beleh- 
rende Aufschlüsse zu geben. Unfehlbar hat das selfgo- 
vernment, worüber wir bei der Anzeige der Schrift von 
Lieber im vorigen Heft dieser Zeitschrift, 26« Bd. S. 301-— 
388 umständlicher sprachen, grosse Vorzüge vor der Cen- 
tralisation, mit welcher nach Frankreichs Vorbild viele Staa- 
ten die Bürger bevormunden und die Bewohner eines ganzen 
Staats als eine Armee betrachten, die durch Befehle von 
oben geleitet wird, und wo allen Bürgern das Maass der 
freien Bewegung vorgezeichnet und damit der Sinn für 
Selbstständigkeit, die Entwicklung einer freien, öffentlichen 
Meinung gehindert und die richtige Würdigung der Lo- 
kalbedürfnisse und Interessen abgeschnitten ist; allein in 
der, Anwendung auf Polizei, wo nach dem selfgovemmeni 
es von jeder Grafschaft, von jedem Bezirke und jeder 
Gemeinde abhängen soll, wie darin die Polizei zu ordnen 
ist, zeigt die Erfahrung in England grosse Bedenklichkei- 
ten. Wir erfahren aus den Vernehmungen (Report L 
p. 37, 85}, dass in manchen Bezirken die Einführung 
der neuen bessern Polizei nur gehindert wurde, weil die 
Männer, die in den Versammlungen, z. B. in dem Ge- 
meinderathe Beschluss zu fassen hatten (dem Bürgerstande 
angehörig}, aus Unverstand, weil sie die Wichtigkeit einer 
gleichförmigen, durchgreifenden Polizei und aus engher- 
zigen lokalen Rücksichten das öffentliche Interesse nicht 
würdigten, oder als Steuerpflichtige vor den grossen Kosten 
der neuen. Folizeieinricfatung sich scheuten. Wir erfahren» 
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dass iiBter jenen Männern, welche in einer Stadt die Auf« 
sichtscommission über die Polizei bilden sollten, hllufig Ge- 
werbsleute, Bierbrauer, Schenkwirthe. und Andere sind, 
welche ein Interesse haben, dass z. B. die WirthshSaser 
nicht mit zu grosser Strenge überwacht werden, weil sie 
sonst Schaden leiden würden (Aussage eines erfahrenen Ma«» 
gistrate im Report IL p. 30}, dass auch die Polizeiver« 
waitung und die strenge, rücksichtslose Durchführung des 
Einsdireitens gegen Uebertreter oft gehindert wird, weil 
die Mitglieder der städtischen Aufsiohtscommission, üheraH 
wo sie erfahren, dass ihre Angehörigen oder Verwandten 
ihrer Freunde bei Vergehen betheiligt sind, sich einmi- 
schen und die Strafverfolgung auf verschiedene Art hin- 
dern (Report I. p. 90). Selbst auf die Art der Wahl 
der Polizeiieute wirkt nicht selten d^ Umstand, dass die 
Korporation oder Behörde, welche zu wählen hat, aus 
Bürgern besteht, die durch persönliche oder Lokalinteres- 
sen geleitet werden, nachtbeilig. 

Immer mehr erkennt daher die öffentliche Stimme der 
Verständigen in England die Nothwendigkeit der Centralisa- 
fion der Polizei in einem gewissen Umfange; allein vergleicht 
man die verschiedenen Vernehmungen, so bemeriit man bald 
die grosse Verschiedenheit der Ansichten erfahrener Männer 
Über den Umfang, in welchem die Centralisation duFchgeführt 
werden soll. So spricht der erfahrene Kapitän Hardy (aelbet 
Vorstand der Polizei in Essex, Report Lp. 49} sich ge«* 
gen die Centralisation in London aus; der ausgezeichn^ 
Chadwick (Report n. p. 84) wünscht zwar eine admi- 
nistrative Superrevision und direction; allein er gesteh! 
selbst, dass er seine frühere Meinung geänd^t habe und 
die VTichtigkeit erkenne, dass bei der Durchführung der 
Polizei in den einzelnen Bezirken die besonderen Interes« 
sen und Verhältnisse des Bezirks berücksichtigt und diese 
Individualität möglichst mit den Grundsätzen der Gleich- 
förmigkeit gewisser Grundsätze der Anordnung der Polizei 
verbunden werde. In den Berichten und im Anhang kom- 
men treffliche Vorschläge, b.B. yen Hardy, Chadwick, Hafrie 
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und Andere IAot die beste Organisatron der PoIiKei vor. 
Am meisten stimmten die erfahrenen Personen darin ttberein, 
dess es am besten wäre, dem Vorstand der Polizeimaciil 
(phiet constable oder snperitendent} die Auswahl sdner 
untergebenen Leute zu übeiiassen, so dass er die Gw* 
JMaten wählt und zur Bestätigung der conirolirenden Lo- 
fcalbehörde vorschttgt. 

V. In Bezug auf die Bicksicbten, weMie bei der A«s- 
wahl der ConstaUes zu i^toen sind, enthalten die Be* 
richte interessante Bemerkungen. Der erfahrene Kapitin 
Hardy (RepcM't L p. 47} spridii aus, dass, je weniger 
aaf verletzende Weise und hart eingreifend die Polizei ihre 
Pflichten übt, desto besser sie sei; daher wird bei der 
Wahl gesehen auf Leute, welche mit der nöthigen Ener*^ 
gie, Muth, GewandUieü und verständigen Beurtheilung der 
Verhältnisse gehörige Zartheit (delicazy) verbinden. Man 
hal die Sitte, dass die Candidaten sich melden, dass der 
Vorstand der PoUzet nach sorgßlltiger Erkundigung die 
besten auswählt , sie in eine Probeclas»e aufnimmt und 
von den altern , tüchtigen Polizeilenten erziehen tässt, 
und dann ersi anstellt. Viele Polizeivorstände erklären 
sidi dagegen, gediente Soldaten als Gonstables anzustel« 
len (Beporl I. p. 17, IL p. 20, 23), theils weil diese 
Leirte häufig zu sehr an das Trinken gewdhut, weil sie 
zu roh und hart einschreiten, theils zu sehr an das Cle- 
horchen und an eine gewisse Starrheit gewöhnt, mit der 
sie eine allgemeine Reget oder Instruktion auffassen, nicht 
genug die Verhältnisse würdigen und nicht von dem 
notwendigen Gefühle der Selbstständigkeit und der Pflieht 
der Verantwortlichkeit fSr ihre Handlungen durchdrungen 
sind. — Viele Vorstände erklären sich bestimmt dagegen 
(Report I. p. 112, II p. 56), den Policemen Feaerwaffen 
zu geben, weil sonst leicht Missbrauch davon gemacht 
und die Wafl'e oft voreilig angewendet wird, wodurch 
dann erst der Conflikt mit den Ruhestörern emstKeher und 
gefährlicher wird, und weil der policemen selbst, wenn 
die Flinte entladen ist, in' eine sdilimmere Lage kOmmt) 
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als wenn er nur seine Hand und den bekannten Stab 
(truncheon) und für den äussersten des Hirschfängers 
(in London hat der conslable am Tage auch diesen nicht) 
sich bedient Die meisten Stimmen erklärten sich überhaupt 
dagegen, dass die policemen sichtbare Waffen tragen. 

VL lieber die Anwendung der sogenannten Special- 
constables finden sich in den Berichten ebenfalls interes* 
sante Nachweisungen. Nach englischer Sitte werden näm- 
lich aus der Reihe von Bürgern, Advokaten, efarenwer- 
Ihen gentlemen entweder Tür eine gewisse Zeit oder bei 
bedenklichen Veranlassungen, z. B. wenn eine Volksbe- 
wegung gefährlich zu werden droht, eine bestimmte Zahl 
von Männern zu specialconstables von dem sheriff oder 
dem Mayor der Stadt oder dem Magistrate ernannt^ sie 
werden dann, wenn es nothwendig ist, aufgerufen^ wer- 
den beeidigt, bekommen einen Stab wie die andern con- 
stables, müssen mit ihnen Dienste thun, haben aber auch 
die nämlichen Rechte wie die regelmässigen constables, z. B. 
wegen Verhaftung. Unfehlbar leisten diese Männer oft 
grosse Dienste, und füllen die Lücke aus, welche durch 
den Mangel einer grössern Zahl von orpenllichen Con- 
stables in aufgereizten Zeiten entstehen würde; es liegt 
in diesem Institute die alte Idee der allgemeinen Bürger- 
pflicht (Report Lp. 36, 110). Aach die Polizeivorständ^ 
bezeugen, dass diese specialconstables gut wirken, um 
eine Demonstration zu machen, und um auf eine aufgeregte 
Menge durch eine grosse Zahl geachteter Bürger, die als 
constables erscheinen, einen Eindruck zu machen; allein 
man erfährt, dass das Institut keinen Werth hat, wenn 
es darauf ankommt, durch physisiAe Macht den Widerstand 
der widerstrebende, zur Ausführung eines Verbrechen 
entschlossenen Menge zu drechen (Report L p. 110); denn 
nach der Erfahrung laufen häufig diese specialconstables 
fort, wenn es zum Aeussersten kömmt und eine Lebens- 
gefahr sie bedroht (Report H. p. 23, 90). 

Als eine zweckmässige Einrichtung dagegen, wird die 
gertthmt, dass die Eisenbahndirektionen ihre eigenen 
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aagestelUen, besoldeten ConstaUes haben, die nur aaf der 
Eisenbahn Dienste thun, Pflichten und Rechte wie andere 
Gonstables haben, und vortrefflich daza dienen, schnell Ver- 
brechen, die auf Eisenbahnen verübt werden, zu verfolgen 
und den Schuldigen nachzuspüren. 

VIL Nicht ohne Interesse mag es sein , den Umfang 
und die Verhältnisse kennen zu lernen, in welchen in 
einzelnen Grafschaften oder Städten die Polizeimacht orga*^ 
nisirt ist In Bath (dem bekannten Badeorte, wo eine Masse 
Fremde im Sommer zusammen kommen) sind 82 policemen 
angestellt (Report I. p. 75}, und von guter Wirksamkeit, da 
jetzt seit der neuen Polizei in den quarter sessions 18'— 22 
Angeschuldigte erscheinen (kein Hauseinbrucb vorkam}, 
während zuvor immer zwischen 50—100 wegen Vergeben 
vor Gericht gestellt wurden. In Liverpool, dem Orte, wo die 
Masse der Matrosen, der Auswanderer, der Fremden aus allen 
Orten, besonders die irische Bevölkerung oft bedenkliche 
Zustände herbeiführt, sind für die Polizei zwei Vorstände 
aufgestellt, von denen jeder 500 policemen unter sich hat 
(Report I. p. 83}, jetzt ist die Gesammtzahl auf 800 herab- 
gesetzt. In Preston (einem reichen Fabrikort}, in Lanca- 
shire sind 546 policemen; einzelne Städte in der Grabchaft 
haben wieder ihre besondere Polizei. -*- In der Grafschaft 
Dorham, mit Bevölkerung von 320000 Bewohnern, bilden 117 
policemen die Polizeimacht (Report I. p. 109}. In Norwkh (mit 
Bevölkerung von 80000} sind 80 policemen. — Die Kosten 
der Polizei betragen 3681 Pfund (Report I. p. 116> In 
Edinburg sind 312 constables. In der Grafschaft Norfolk 
sind 1 Chief constable, 1 Stellvertreter, 12 Superintendenten, 
1 Inspektor, 132 constables angestellt (auf 2400 Einwoh«- 
ner 1 policemen} ; die Kosten der Polizei betragen 9698 Pfd. 
In Bezug auf Manchester, von dessen unruhigen Zuständen 
auf dem Continent so viel geschwätzt wird, erfährt man 
(Report IL p. 21}, dass auf ejne Bevölkerung von 316487 
Einwohnern 454 Polizeibeamten kommen. Die Kosten der 
Polizei betragen 25510 Pfd. Es ist erfreulich, aus dem 
Berichte des Vorstands der Polizei von Manchester zu er- 
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ffliir^n 9 dfis jetzt RTanchester ioi allgemeinen ein^ ruhige und 
ordetitliche Stadt ist; bei Gelegenheit der ietEten Anwe- 
senheit der Königin zeigte es sich, dass keine ausseror^ 
dentlichen Haasregeln notbwendig waren ond wenig Yer«- 
gehen vorkamen. 

In dem District von Derwent, in der Grafschaft Cum- 
berländ, sind für eine Bevölkerung von 31960 nur 3 po- 
licemen angestellt. Die Kosten betragen jährlich 249 Pfd. 
(R^p. If. p. 33). In Glasgow (mit der grossen Fabrikbe-^ 
völkerung} sind 600 constiables. 

VflI. Mit besdnderm Interesse veirwdilt mn bei d^ 
Mittheäungen in Bezugr ^^f ^^ besten Mittel, Volksbewe* 
gofigen zu unterdrücken. Wir erfahren, dass in vieten 
F&IIen (Rep. II. p. 9} Volksbewegungen nur durch das vof- 
eifa'ge oder leidenschafiliche Benehmen von Polizeibeamten 
den gefbhrlfchen Charakter eines Aufruhrs annahmen, weh- 
rend dmdh kluges und minder hartes Einschreiten der Pö-^ 
liüei leicht die Bewegung hätte unterdrückt werden können; 
alte vernommenen Männer stimmen aber darin überein, dasü 
nichts bedenklicher ist, als die voreilige Anwendung der 
MIIit§i^^walt zur Unterdrückung von Auihihr; dass mdti 
den Erfahrungen in Manchester (Rep. IL p. 23) d>re Pdli*^ 
zm in d^r Regel hinreicht, den Aufruhr zu ttntdrdrfiehet», 
Ki B. selbst 1848 In Manchester (wo man das MütlSr nur 
im Hhitergrunde marschfertig liielt), dass die fHMi^efiige 
AliWenduAg des Militärs die Menge erbilfert und oft ein 
dchuBs der Bewegung eine Wendung gibt , vvelche Unkell 
herbeiführt, während verständige Polizeileute, welche in 
die Menge didi mischen, durch Ermahnungen, durch räsdhijs 
Ergreifen von ein Paar Wortführern, dus Uebel abwenden; 
Vorzüglich verdienten die Erfahrungen des Süperintendenften 
Martin von der Londoner Polizei gehört zu werden, der häufig 
afbgesendet wurde, wenn in einer Gegend eine bedenkliche 
Aufregung drohte, und bezeugt (Rep. IL p. 90}, dass die 
Anwendung des MilftHrs in der Regel ein verderbliches Mittel 
zur Uäterdrückung des Aufruhrs sei; die Erzählung, wie 
er i^cfa benahm, um in schweren F&Ilen Aufruhr zu unter^ 
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drücken » Terdient aligemeine BaachtoDg. Hati|iteacb6 ist aot, 
dass die polisemen die Leute in der. Stadt kenaen und wifl« 
sen, an wen sie sich wenden müssen, daher hiofiger Weditel 
der oonstables in einer Stadt nicht gut ist. 

IX. Die votiieganden Berichte enthalten aber noch einen 
Scbats wicht^er Erfahrungen über bedeutende Punkte, t. B. 
jiber Criminalstatistik, und die NaiAwetsoog (ßiep. L ||^. M, 
H; p. 46), warmn die neuesten crkninalstatislischt» Tabellen 
keine genügende Grundlage geben ; insbesondere ericlärl sieh 
dhfübi^ der erfitoene Chadwick (ßap. IL p. 84}. Ei^enao 
wichtig Skid die Angaben nb^ die UoBaünde^ von welchen 
die Strafverfolgung in. England abhüngt; man erfitbrt, ihaa 
bei der jetzigen Art zu vide Verbrecban unentdaekt bÜH* 
ben, besonders wo die alte Polizei kesteht, nnd zu viele 
Personen Interesse haben, sich einztaniscfaen, aas die Veiv 
iolgung der Verbrechen zu hindern ; interessant ist es, zu 
erfahren, warum selbst die Beamten der Assekaranzconpag«« 
niea bei Brandstiftnngen, ^e von den Eigenthümem in be^ 
trügerfiiober Absieht gemacht wurden, nicht verfolgen. Mark«^ 
würdig sind auch die mitgetfaeitiea statistischen Tabc^ 
über den Siadd des Verbr Cohens in einzelnen Bezirken, nn4 
über die Ursachen der Verbrechen. Man bemerU, dasa im 
manchen Bezirken, wo sdiisi nicht die gute neue Pohzei 
hestefat^ weit weniger Verbrechen vorkommen, da im te^ 
nadibarten Bezhrke, wo die beste Polizei eingefiöfaii ist, 
weil in dem B^irke der ersten Art die 8ev#UEenmg Hbap^ 
haupt weit rnhiger und sittlieher ist; mm Beweine, dasa 
der Grund, welche Verübung der Verbrechen erzeugt, tiefer 
liegt und die strenge Polizei allein nicht helfen kann. Vor- 
züglich empfehlen wir Jedem, der mit Criminalstatistik sich 
beschäftigt, das Studium der Erfahrungen Chadwiks (Re- 
port IL p. 86) über die Art der Entstehung der Verbre- 
chen, und die beste Weise, ihnen entgegenzuwirken, wo- 
bei drei Klassen von Verbrechen gemacht werden müssen. 

Unsere bisherigen Mittheilungen mögen genügen, um 
die Aufmerksamkeit auf die zwei Berichte zu lenken, wel- 
che kein Jurist ungelesen lassen sollte. Wir lesen, dass 
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iD neaeiter Zeit der französ. Minister auf die Vermehrung 
der Stadtpolizei in Paris anträgt, und dabei mit Bewunde- 
rung von der Londoner Polizei, als einer höchst wirksamen 
und populären Anstalt spricht; allein wir hallen es für 
eine irrige Vorstellung, wenn man glaubt, durch Anstellung 
einer grossen Zahl soldatisch organisirter, bis an die Zähne 
bewaffneter, zur Anwendung grosser Strenge, mit starren 
Instruktionen versehenen Polizeisoldaten, eine populäre Lon-^ 
doner Polizei erhalten zu können, und dabei vergisst, dass 
die grosse Wirksamkeit und die Popularität der englischen 
Polizei mit dem ganzen Charakter der englischen, auf Schutz 
freier Bewegung berechneter Verwaltung, mit der Oeffent« 
lidikeit aller Untersuchungen, insbesondere auch der Vor- 
untersuchungen, mit dem öfFentlichen Geiste, mit der eng- 
lischen Pressfreiheit, mit dem jedem englischen Polizeibe- 
amten vorschwebenden Grundsätze seiner strengen Verant- 
wortlichkeit und der Gefahr zusammenhängt, dass gegen 
widerrechtliche Gewalt ein erlaubter Widerstand sich gel- 
tend macht, und der Grund der Popularität in dem überall 
eingeschärften, klugen, leidenschaftslosen Benehmen, der zur 
Ausspürung politischer Gesinnungen der Bürger überall 
Mcht berufenen englischen Polizei liegt. 

Wann werden unsere Polizeibeamten ähnliche Instruk- 
tionen erhalten, wie sie in der höchst wohlthätigen Sammlung 
der Regeln für die Londoner Polizei: General regulations 
Instructions und Orders for the government aud guidance 
of the metropolitan Police force enthalten sind? 
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IL 

Das Gesetz vom 28. Juni 1854 zur Anordnung 
der Armenverwaltung im Königreiche der Nie- 
derlande und die Berathungen in den beiden 
Kammern. 

Dargestellt. 

von 

Herrn Drt HI« M» Ton Banmhaiier^ 

Direktor des statistischen Bureau im Ministerium des Innern im Haaf. 



Der Artikel 195 des Fundamentalgesetzes v, Jahre 1848 
bestimmt^ dass die Armenverwaltung als ein Gegenstand der 
fortdauernden Pflege der Regierung durch das Gesetz ange- 
ordnet werden soll. Das Gesetz vom 28. November 1818 
(Staatsblatt Nr. 40), weiches in Belgien bis zur Einführung 
des Gesetzes vom 18. Februar 1845, in den Niederlanden 
bis zum heutigen Tage Gesetzeskraft behielt, beschrünkto 
sich auf eine Andeutung des Ortes, wo die Dürftigen Un- 
terstützung erlangen könnten. Dieses Gesetz hatte zwar 
das Geburtsdomicil als Regel angenommen, bestimmte aber 
gleichzeitig, dass dieses Domicil verfiel durch vierjAhrige, 
fortwährende Anwesenheit an einem andern Orte, Verehe- 
lichung ies Weibes und während der Minorennität des Kin- 
des, während Fremde durch sechsjährige Einwohnung am 
nämlichen Orte ein Unterstützungsdomicil erwerben. Diesem 
Gesetz hat anfänglich gut gewirkt, wurde aber allmählig 
verschlimmert durch eine Reihe von königlichen Beschlüssen, 
in welchen die Tendenz der damaligen Regierung sichtbar 
war, sich in die Verwaltung der Wohlthätigkeitsanstalten 
zu mischen und den facultativen Bestimmungen des Gesetzes 
eine obligatorische Kraft und Richtung zu geben. Es waren 
hauptsächlich die kirchlichen Verwaltungen, welche durch 
diese Beschlüsse sich in ihrer Unabhängigkeit angegriffen 
fühlten, daher ein unseliger Streit über den Ersatz der 
geleisteten Vorschüsse entstand, wobei einige Gerichtshöfe 
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Dicht, die anderD, wie auch der Cassationsbof, allerdings 
die kirchliche Verwaltung den gesetzlichen Bestimmungen 
anterworfen erklärten.^ Während Artikel 9 des Gesetzes 
von 1818 bestfmmte, dass die Bestimmungen des Gesetzes 
keftieawegeg iie bestehenden reglementären Verordnungen 
über Unterhalt und Unterstützung derogirten, welche durch 
Diakenien und andere kirchliche Verwaltungen an dürftige 
Mitglieder verliehen wurden, machte der zwölfte Artikel 
die deputirten Staaten, den König oder die Gemeinde zu 
Schiedsriditern in Streitigkeiten zwischen den kirchlichen 
ArmenverVvaltungen. Seil 1830 wurde der erste Artikel als 
nicht geschrieben betrachtet und die Bestimmung des letzteren 
behtHzt z«r Bisscbränkung der Unabhängigkeit der Diakenien 
und KU ihrer Unterwerfung unter königliche Beschlüsse. Dazu 
kam, dass das Zurttckforderungsrecht von der einen an 
die andere Annenverwaltung, anerkannt in Artikel 13 des 
Gesetzes, alhiiMhlig zu einer gesetzlichen Wohlthätigkeit und 
einer Veri^ichtiing zur Unterstützung der Armen führte. 
Die ftegierüng versuchte 1845, und 1847 durch Gesetzes- 
eAiwlh*fe dem Uebel abzuhelfen. Beide scheiterten jedoch 
kl den Eamn^em. 

Eine kurse Skizze der Armenpflege in diesem Lande 
ist noMiwendig zum Verständnisse der Vorschriften des neuen 
Geselfles. Nach den neuesten Angaben zdUte man 1852 
ans^er den Coionien des WofbllMftigkeltsvereins 7941 Wohl- 
tbatigicefts-Aiistaheii oder Verw«hungen; hierunter 3523 
V^waltungen sur Unterstützung der Armen in ihrer Woh- 
nung, 53 Genossenschaften für verschämte Armen, 128 Com- 
mlssionen aar Austheitung von Lebensmiüeln im Winter, 
43 GeseHsohaften zur Unterstützung von dürftigen Frauen 



1) Unter don vielMi Stbriften übnr diesen Geglßßstiind fahren wir 
an: W. Bonacher, de diakenien eti vorügelyfcen arroeaadnikii- 
ilratien als Organen van den opetibaren enderstand enderworpen van 
de armenwet van 1818, A. S. Nierop, verdediging van de enaf- 
bantLelykheiä der diakenien, und einzelne Broschüren des Theologen 
Boojavrdji« 
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im Wocheabetl9, ^66 Gaßtftätisßr entweder fttr Unt^al- 
lung , Unterricht und Wohnung, o(|er lür blosse Wptfnifpg, 
63 Krankenhäuser, 190 Armenschulen, 2250 Schulen, wo 
dürftige Kinder zugleich mit andern Kindern Unlerricbt «rhai- 
teu, 274 Wochen-, Sonntags-, Bewahr- und Wiederbolapg^-r 
schulen, 63 Arbeitsi^chulen , die Anslalteo Tür Tapbsluiiunf 
und Blinde, jede zwei an Zahl, 43 Arbeitsbäofer, 28 Ypj^r 
waUttfigen ^r Verleihung von Arbeit an Ar^^t^los», 99 
Leihbüuser, 379 Kraokbeils- und BegrybnisskiuiseQ, 81 Spfir- 
kassen, 48 Vorsicbtskassen, eine Nachbildung der B^rliaer 
Liedbe'schen Kass/en. Von diesen Verwaltungen ttQ4 A^ 
stalten ejstatteteo 918 (11,6%) keinen Verwfillungsbericbt| 
die Uebrigen dehnten ihren Wirkungskreis aus über 64^,850 
Personen. Von diesen erhielten Unterstützung in Gelde, 
Unterhaltung oder weitere Pflege 446,040, bloss Unterric|4 
176155, Unterricht und Unterhall 314, Unterhalt als Lohq 
der Arbeit 19341. Für die Ersten werden 8,682^840 Vi^ 
für die Zweiten 518,0273/4, für die DrUten il8;^21V», 
für die Letzten 3,403,397 Niederländ. Gulden ausgegeben. 
Eine Gesammtsumme von 12^3 Millionen Gulden. 

Die Discussien drehte ^icb bei den BeratbMng^ über 
den neuen Gesetzesentwurf um drei Hauptstreit^pj^kte^ bei 
Vielehen die Parteien meistens schroff gege^ eii^nd^r fi^-r 
den. Sie bdrafen: 

1. Die Beziehung der Kirche zum Staat i^id ^ 
Pfincip der Unabbängigkeit der Diakeaie,n oder: kircbiichen 
Armenverwaltungen, 

2. Das gänzliche Ueberlassen der Armenpflege ißjt 
christlichen Liebe und den milden Gaben von wohlthätjgen 
Personen oder die Einmischung und die Einwirkung 4er 
Begier^ng auf die Versorgung der Dürftigen. Zugleich ent- 
stand ein heftiger Streit über die Bedeutung und Frenze dei 
gesetzlichen Wohlthätigkeit (charjt^ legale}. 

3. Streit über die Wahl des Unterstützung$ido.nuciI^^ 
indem einzelne Mitglieder jede Annahme eines DonucUs a^f 
verwerflich und als eine Huldigung der ge^setzUchen WoU-r 
thätigkeit betrachteten. Hieran knüpfte sich d^s Verli^^^^ 
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die Hilfsgelder, welche der Siaat, die Provinzen und Ge- 
meinden den Armenverwaltongen verliehen, allmählig oder 
sogar sogleich eingezogen zu sehen. 

Man zfihlte auf den 3i. December 1850 unter 3506 
Verwaltungen zur Unterstützung der Armen in ihrer Woh- 
nung, 2230 rein kirchliche Verwaltungen, wovon 1776 keine, 
454 gewisse Hilfsgelder bekamen, 1179 allgemeine oder bür- 
gerliche, wovon 400 nicht, 779 dagegen unterstützt, 97 zu- 
gleich kirchliche und bürgerliche Verwaltungen, wovon 61 
Unterstützungsgelder genicssen. Es ergibt sich hieraus, dass 
zwei Drittel dieser Verwaltungen von der Kirche ausgehen 
und zugleich beinahe zwei Drittel ihre Hilfsquellen in der 
freiwilligen Wohlthätigkeit finden. Aus der wichtigen Rolle 
der Kirche und der Ausgedehntheit ihrer Wirkungskreise 
in der Armenpflege erklärt sich die heftige Opposition ge- 
gen den Gesetzesentwurf, welcher in 1851 durch den Mi- 
nister Thorbecke den Kammern vorgelegt wurde, und in 
welchem die Tendenz einer Beschränkung der kirchlichen 
und Ausdehnung der bürgerlichen Armenpflege sicht- 
bar war. 

Von allen Gegenden des Landes strömten damals die' 
Bittschriften von kirchlichen Verwaltungen gegen den Ge- 
setzesentwurf an den König und an die Kammern. Sie be- 
reiteten den Sturm vor, welcher im April 1853 ausbrach 
und mit dem Sturze des Ministeriums endete. 

Das neue Gesetz von 1854 huldigt dem Princip, dass die 
Kirche sich so frei als möglich bewege, in Uebereinstimmung' 
jedoch mit den Rechten und Verpflichtungen des Staates. Es 
gehört dem Gebiete der Kirche an, die Gaben auszutheilen, 
welche aus einem Principe gottesfürchtiger Wohlthätigkeit 
gesammelt werden, und die Art zu regeln, worauf durch 
kirchliche Verwaltungen die Gaben unter die Armen ausge- 
theilt werden. Die Kirche allein kann ihren Einfluss ausüben 
auf die Sammlung der Mittel zur kirchlichen Armenpflege, wel- ' 
che ganz freiwillig ist und wozu der Staat Niemanden ver- 
pflichten kann. Die Regierung meint, dass sie die ihr durch 
Artikel 195 des Fundamentalgesetzes aufgelegte Sorge für 
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die Armenverwallung nicht besser in Erfüllung bringen kann, 
als durch gesetzh'che Vorschriften, welche beitragen, um die 
mildthälige Quelle der kirchlichen WohlthätigkeU zu eröff- 
nen, damit die Zahl der Annen, welche ausserhalb der 
Kirche Unterstützung suchen, so viel möglichst beschränkt 
werde. Die Kirche wird mehr auf mildthätige BeitrSge rech- 
nen können, wenn sie frei, als wenn sie beschrXnkt ist in 
ihrer Wirkung. Dieses Prinzip gilt ebenfalls von Stiftungen, 
welche durch Privatpersonen oder Vereinigungen verwaltet 
werden. Die Regierung meint daher, dass in Hinsicht von 
derartigen Verwaltungen das Gesetz bloss Vorschriften ent- 
halten soll, welche dazu dienen, die Regierung mit der 
Existenz und der Wirkung dieser Verwaltungen bekannt 
zu machen, ohne welche Kenntniss sie ihre Verpflichtung 
zur immerwährenden Sorge Tür die Armenvcrwaltung nicht 
in Erfüllung bringen kann. Aus diesem Grunde werden 
diesen Verwaltungen die folgenden Verpflichtungen aufgelegt: 

Mittheilung der Einrichtung und Verwaltung (Art. 7}. 

Die Verpflichtung, wenn der Zweck der Einsetzung 
aufhören möchte, dem Gebrauch der Besitzungen und Ein- 
künfte eine diesem Zwecke so nahe als möglich stehende 
Bestimmung zu geben (Art. 9). 

' Mittheilung von Angaben, welche die Regierung nicht 
entbehren kann zur Beurtheilung vom Zustande des Armen- 
wesens und zur Verfassung eines vollständigen Jahresbe- 
richtes (Art. 10 und 11). 

Angabe der unterstützten Personen (Art. 12). 

Ankündigung itn voraus an di^ Regierung der öffent- 
lichen Einsammlungen von Geldern, an welche Verpflichtung 
jedoch nicht gebunden sind, die Einsammlungen im Kirchen- 
gebäude bei der Ausübung des öffentlichen Gottesdienstes 
und die für Anstalten einer kirchlichen Gemeinde bloss in 
den Häusern ihrer Mitglieder (Art. 13). 

Die Andeutung der Noth wendigkeit, wenn Sie Hilfs- 
gelder aus den bürgerlichen Kassen verlangen (Art. 19u.60). 

Sie haben, wie die bürgerlichen Verwaltungen, ein Zu- 
rückforderungsrecht für geleistete Vorschüsse an die Unter- 
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stützten, ibre ßlu|s Mini Aqverwiii^e und «i ihre Erbaiphiiit 
(Art. 49 bis 53). 

Dia frübera Veriyiliigungen in Hio3icbl der Zuriickfor* 
derung vop Pflegekosten, oder das Erbrecht auf den Erbtheil 
von Unterstützten sind ^ufgebobeni $0)vobl für die kirchlichen 
9ls für die bürgerlieb^n und privat Verwaltungen (Art, 54}, 

Die Armenpflege wird ihnen und den PrivatwohUhät^^ 
keitsaoatailen yöliig übe.rtüis^en (Art. 20), 

Pie Regierung betrachtete diese Bestimmungen als notb- 
ivendig zur Ausübung ein^jr Polizei über dais Armenwe^Ur 
Die b^isondaro und kirchlichen Verwaltungen sind nicht über 
das Gesetz erhoben. Es sind sittliche Corporatjonen, welche 
bürgerliche Rechte ausüben und einen grossen Einfluss ha* 
ben können auf das Wohl des Staates. Die Regierung hat 
aus dieseim Grunde das Recht, ihre Verwaltung, ihren Zweck 
und ihre Wirkung zu kennen. Das Fundamentalgesetz h^ 
die Art der Anordnung der Armenverwaltung dem Ge- 
setzgeber völlig überlassen. Es hegt bloss der Regierung 
die Vierpflichtui}g auf, die Freiheit des Gottesdienstes und 
die Unabhängigkeit der Kirche anzuerkennen. D^s eine 
Gejsetfs biit den Zweck oder die Tendenz^ stufenweise Arzpep-' 
pflege auf die Kirche und den WQhlthätigkeitssinn von Pri** 
vafpersonen zurückzubringen. Sie gönz^cb der Kirchß und 
den Privatpersonen zu überlassen, wird gegenwärt^ als unr 
mögUch betrachtet, weil n^ehrere Arme durch GebMrt, Einr 
Wohnung u. s. w. einer der kirchlichen Gemeinden ihres 
Wohnorte nicht angehören , und in grossen Gemeinden 
viele Armen, weil sie keine Mitglieder der Kirche sind, 
Unterstützung von bürgerlichen Verwaltungen geniessep. 
Ausiserdem soll das Fundamentalgesetz das Bestehen von 
bürgerlichen Armenverwaltungen foi:dern. Eine weiterge- 
bende Ansicht kann die Regierung nicht zugeben, da sie 
keineswegs aus der Verpflichtung zur ge&etzltcbßn Regl|ing 
d^r Armenverwaltung abgeleitet werden kann. 

Wie es sich voraus sehen Hess, haben die dahingehende 
Restimmungen eine heftige Protestation von Seüen der Kirche 
b«rvprger,ufen 9 di^ sich in einß Me^ige 61t(sc^iften vpn 
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Kirchenv^Fwaltiingen offenbarten. Die Beschwerden betra* 
fendie Arlikel 7, 9, 13, 19, 30, 21, 44, 54, 60 des Ge- 
setzentwurfes, Wie die Kirche im Allgemeinen mit der 
OefTenlUcbkeit, hauptsächlich in finanzieller Hinsicht, nicht 
sehr befreundet ist, so traf die heftige Opposition den Arti«* 
kel 10-^13. Die Forderung der Angabe Einkünfte und 
Ausgaben wurde als em Eingreifen in die Unabhängigkeit der 
Kirche betrachtet. Diese kirchliche Tendenz; fand in den Kam-' 
mera ihre Hauptvertheidiger in der sogenannten antirevolulio- 
nären Partei^ an deren Spit;ze sich der bekannte. Schriftsteller 
Groen van Prinsterer befindet. Sine Partei, welche, wäh- 
rend sie die gegenwärtigen Slaatsformen angreift und den 
gegenwärtigen Zustand als einen revolutionären betrachtet^ 
in einem, wie es heisst, auf göttliches Recht sich stützen- 
den Despotismus das Glück der Staatsbürger sich vorspiegelt. 
Das Gesetz von 1818 Hess die frühern BestimoHingeii 
und örtlichen Verordnungen über die Unterhaltung und Ün- 
tersMitzung der Armen fortbestehen und mischte sich nicht in 
die Frage 9 in wiefern die Armen auf Unterstützung rech- 
nen, ob sie gegenüber dem Staat oder der Armenverwaltung 
gewisse Ansprüche geltend machen könnten. Das neue 
Gesetz bestimmt ausdrücklich , dass die Unterstützung der 
Araieo, einzelne Fälle ausgenommen, J^ircblichen und Pri- 
vaiwohllbätigkeitsanstalten überlassen wird , dass keine bür- 
gerliche Verwaltunig den Armen unterstützen darf^ als 
nur im Falle sie sich überzeugt hat, dass die Armen keine 
Unterstützung von kirchlichen und Privatanstallen erlangen 
können, und dennoch die äusserste Nothwendigkeit vorliegt 
(Ar!. 20 und 21}. Die bürgerliche Armenverwallung, oder 
wenn es deren nicht gibt, die Gemeindeverwaltung entschei- 
det in diesem Falle ohne höhere Instanz auf das Gesuch 
um Unterstützung (Art. 22). An die Unterstützung kön- 
nen Bedingungen geknüpft werden^ welche nicht streiten 
mit dem Gesetze^ den guten Sitten und der öifenlticbe Ord-» 
nung (Art, 23). Der Gemeinderath bestimmt im Monate 
December jedes Jahres das Maximum der Unterstützung, 
wekhe im nächsten Juhre -nach der Jabres^^eit, der ßrösse 
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der Familie, dem Alter und den Körperkräflen den Armen 
verliehen werden kann. Die Unterstützung soll so wenig 
als möglich in baarem Gelde, vorzugsweise in Speisen, 
Brennmaterialien, Kleidung, Bettung und Wohnung statt-» 
finden. Der Gemeinderath kann bei ausserordentlichen Um- 
ständen im Laufe des Jahres das festgesetzte Maximum 
für eine bestimmte Zeit modificiren (Art. 26). Kosten der 
Ueberbringung und Verpflegung in Sanitätsanstalten von dQrf- 
tigen Geisteskranken, insoferne sie nicht aus dem Capilale 
der Anstalten müssen bestritten werden, die Pflege in dem 
Gefangnisse von armen Kindern der Gefangenen, welche 
nicht von ihren Eltern getrennt werden können, werden 
bestritten aus der Kasse der Gemeinde^ wo diese Personen 
ihr UnterstUtzungsdomicil haben, und wenn diese Gemeinde 
nicht zu finden ist, aus der Staatskasse (Art. 26}. Diese 
Vorschrift gilt auch für Bettler und Landstreicher, die nach 
den Bestimmungen des Code pönal in die Bettlerkolonien 
aufgenommen und verpflegt sind. In Hinsicht dieser Per- 
sonen wird aber dem Könige die Befugniss gegeben, wenn 
nach Vernehmung der Deputirtenstaaten es sich ergibt, dass 
die Mittel der Gemeinde nicht hinreichen, um die Kosten 
zu tragen, den Ueberschuss der Provinzial- und der Staats- 
kasse, jede zur Hölfte zu übertragen. Die Pflegekoslen 
von Bettlern und Landstreichern, die nach dem Ablaufe der 
Gefängnisssirafe nach Bettlerkolonien gebracht oder zurück- 
gebracht werden müssen, werden bis zur Ankunft in den 
Kolonieen durch den Staat getragen. Das Gesetz geht also 
von dem Prinzipe aus, dass die Armenpflege in der Regel 
der freiwilligen Wohltbätigkeit überlassen werde, die Hülfe 
der bürgerlichen oder Gemeindekassen nur als Ergänzungs- 
mittel hinzutreten, die Staatskasse nur in einzelnen speciellen 
Fällen Unterstützung verleihen soll. Die Regierung be- 
trachtet die Unterstützung der Armen als eine sittliche, 
keineswegs als eine bürgerliche Pflicht. In den Kammern 
war die Mehrheit der Mitglieder der Meinung zngethan, dass 
das ausschliessliche Ueberlassen der Armen an die kirch- 
liche und Privatwohlthtttigkeit in Uebereinstimmung mit einer 
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gemiQdeti Slaatohaushaltuiig: stehe. Als Beweisgrood wurde 
angeführt die verderbliche Tendenz der gesetzlichen Wohl- 
tbätigkeit in England« wo die Slaatsarmenpflege die fort«» 
währende Zunahme der Dürftigen zu Folge hat. Dieses Ergeb- 
niss habe auch stattgefunden in diesem Lande, in den Ge- 
genden, wo in Folge der Hülfsgelder die Armenpflege am 
meisten auf den Schultern der Gemeindeverwaltungen ruhte. 
Dieses ist z. B. der Fall in der Provinz Friesland, wo noch 
rechtsgültig sind : die Publicationen vom 28. November 1755 
und vom 15. März 1757, welche den Armen ein gewisses 
Recht auf Unterstützung zusichern. In dieser Provinz drück- 
ten die Armenlast und die zur Untertslützung der Dürftigen 
durch die Gemeindeverwaltungen verordneten Kopfsteuern so 
schwer auf den Einwohnern, dass sie manche Auswanderung 
veranlasst haben. Dem Zustande des Armenwesens in England 
werden die Erfahrungen in Schottland, der Provinz Friesland 
den Gegenden unsres Landes gegenübergestellt, wo früher 
unterstützten Anstalten die Hülfsgelder entzogen waren und 
wo in Folge dessen die Privat- und kirchliche Wohlthätig- 
keit zugenommen hatte. Werden die Einwohner gewahr^ 
dass aus der bürgerlichen Kasse Gelder zur Unterstützung 
der Armen genommen werden, und dass, wenn die Privat- 
oder kirchlichen Gaben nicht hinreichen, sie Zuschüsse zu 
geben genöthigt werden, so werden sie nicht zum nämlichen 
Zwecke doppelt also der bürgerlichen Kasse und der kirchli- 
chen Wohlthätigkeit, ihre Opfer bringen, und während sie 
gendthigt werden an die erste ihre Beiträge zu liefern, letz- 
t^er ihre Gaben weigern. Wenn das Prinzip der gottes- 
dienstlichen Wohlthätigkeit nicht rein angewendet, sondern 
neben ihr in gewisser Hinsicht eine gesetzliche Wohlthä- 
tigkeit zugelassen wird, wird auch bei vielen Verwaltungen 
die Zucht und Sparsamkeit abnehmen, und Jeder wird sich 
bemühen, die Last der Armenpflege von sich abzuwenden. 
Die Staatsarmenpflege tödtet die freiwillige Wohlthätigkeit 
und führt unvermeidlich zur Armenauflage (charitä legale}. 
Viele Mitglieder führten aus, dass der Entwurf Bestimmun- 
gen enthielt, welche die Keime einer StaatjMrmenpflege ent- 
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halten. Sie waren der Meinung, dass man durch den Ent^ 
wurf stufenweise nicht zur freiwilligen WohlthStigkeit, son« 
dem zur Staatsarmenpflege geführt werde. Einzelne Mttglie«« 
der gingen sogar einen Schritt weiter, und meinten, dasa der 
Uebergang zur freiwHiigen Wohlthätigkeil plötzlich sein soMe, 
Wir seien jetzt auf einen so verkehrten Weg gerathen, dliss 
kein anderes Rettung^mittel bestehe, als ein kühner Griff 
und ein plötzliches Verlassen des eingesciilagenen W^ges, 
sogar mit Verletzung der bestehenden Interessen. Von der 
entgegengesetzten Seile wurde behauptet, dasa die Mehr-^ 
heit sich mit der freiwillige Woblthätigkeit ein Ide*l rer** 
spiegele, welches nicht vei^irklicht werden kdnne. Man 
rechne zu viel auf die goltesdienstliche Wohlthtitigkeit und 
auf den Einfluss der Kirche. Die Unterstützung sei «te 
Polizeimassregel wirklich eine bürgerliche Verpflichiungt 
Während viele Mitglieder die Schilderungen über den Pau* 
perismuld als übertrieben betrachteten und sich beriefen «uf 
die letzten Jahresberichte der Regierung, worin, während 
1848 und 1849 der Zustand des Armenwesens durchr 
nieuerung der Lebensmittel und andere zufStlrge Unw 
stlkHle drückender wurde, dieser Zustand als viel verbesserl 
s^eit 1850 angegeben wird, beriefen sich Andere, airf dl^ 
Hiihe Ziffer von Ausgaben, welche jährlich zur Unterstüt^Jonf 
der Armen gefördert werden, und waren der Meinung, dus» 
bei Zanahme ite¥ Bevölkerung did Einnahmen für Gr^rMlcbs*^ 
ausgieiben abgenommen hatten. Andere betrachteten die 
Zunahme des Unglaubens als eine Ursache der Abnahme 
der gottesdiertstliehen Wohtthätigkeit. In Folge dessen sei die 
Sfttenvetderbniss die Ursache der Zunahme der ArmiAh. Der 
Unglaube habe die kirchliche ZueiH geschwächt und eine 
unzweckmässige Art von Armenpflege geschaffen, weiche 4S» 
Tendenz hat, jede Triebfeder zum Bessern bei 4en Uinier- 
stützten zu ahmen, die Armuth zu vermehren imd das Zutrauen 
ZU kirehKchen Anslatten zu schwächen. Diesem Umstand wird 
zugeschrieben: die Einrichtung einer Menge PrmtanM»lten 
und der Mangel an Ernhei) in der Armenpflege. VieAe Mit- 
glieder fttrdhieien, tos die Vorschriften des Geseleeseiit^ 
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Wurfes zu einer bürgerlichen Armenpflege führen würden. 
Wenn man den kirchlichen Verwallting-en den Genuss von 
Hilfsgeldern aod Gemcindekassen nicht sehr erschwert und 
an beschwerende Bedingungen knüpft , wird zu fürchten sein, 
dass viele kirchliche Verwaltungen Hilfsgelder verlangen wer- 
den. Sie wünschten daher, dass auch über die kirchlichen 
Verwaltungen die Aufsicht der Gemeindeverwaltungen und ded 
Staates ausgedehnt werde, und dass sie Rechnung von ihref 
Administration ablegen sollen. Wenn t, B. an einem Orte, 
wo EShwöhner sind von verschiedenen Glaubensbekenntnis- 
sen, die kirchliche Verwaltung eines Glaubensbekenntnisses 
ihre Pfffcht verkennt und die Armen ihrer Kirche nicht un- 
terstützt, wird als Polizeimassreget die Pflege dieser Armen 
auf die bürgerliche Gemeinde fallen. Die Folge wird 
«ein, dass, da zur Gemeindekasse alle Mitglieder der Ge- 
tneinde ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses beitra<^ 
]gen, die Armen ^e^ einen Bekenntnisses- durch die Beiträge 
von Mittgliedern eines andern unterstützt werden. Diö Mitglied 
der des Glaubensbekenntnisses, deren Armenverwaltungen 
ihre Pflicht treu erfüllen, tragen also doppell zu der Armen- 
pflege bei. Man fürchte, dass davon die Folge sein wird, dass 
auch ^\e übrigen kirchlichen Verwallungeh sich der Armen*- 
jjffiege entziehen und die bürgerliche Armenpflege die Stelte 
^er kirchlichen Wohllhätigkeit vek-treten wird. Diese Mlt-^ 
glieder hatten daher einen Vergleich verlangt zwischen deih 
Staate und den kirchlichen Verwaltungen, und dass züjgleicii 
im Gesetze die Vorsdirift scharf hervortrete^ dass die Armen'- 
pflege ein Gegenstand der freiwilligen Wohltböligkeit sei. 

Es ist in einem Lande, wo auf dreissig Einwohttü^r 
achtzehn dem protestantischen, zwölf dem rOmiisch'-ftatho- 
llsohen Gtaubensbekenntiifsse atigehören, wo uMtelP dewi 
reicheren Theile des Volkes meist das Erste, tmter deiifi 
ärmern das Letzte seine Anhänger findet, für eine Re-^ 
gierung nicht möglich, ein absolutes Princip von Armen-^ 
pflege im Gesetze vöi-zuscbreib^n. Während die protestan- 
tischen kirchlichen VerwaltäiigcfA ddrch re{<ihl^cK6 Bölträgf^ 
von Hitgliedern der Kiröhe die fiäftgf^Nk^ ittis «it^emeinA^ 

Digitized by VjOOQIC 



33 Baomliaiier, ArmeBgMels d« Kdnigr. d. Niederland«. 

kassen entbehren könnten, zieht in den römisch katholischen 
Provinzen Nord-Brabant und Limburg die Armenpflege bei 
weitem am meisten aus den bürgerlichen Armenverwaltungen. 
Im Jahre 1852 wurden von den 13,115,243 Golden Einnahmen 
der Armenkassen 2,642,293 aus Gemeinden, 69,613 Gulden 
aus Provinzial* oder Staatskassen erhoben. Auch kam die me«- 
dicinische Armenpflege zur Sprache, welche hauptsächlich auf 
dem Lande und in dürftigen Gemeinden viel zu wünschen 
übrig lässt. Diese Pflege wird bis jetzt ausschliesslich ge- 
regelt durch königliche Beschlüsse. Diese Angelegenheit 
kam Vielen zu wichtig vor, um sie nicht durch gesetzliche 
Vorschriften zu ordnen. Die Art von Unterstützung be-^ 
Schwert sehr die Armenkassen; grosse Summen werden der 
eigentlichen Armenpflege entzogen, welche nicht einmal 
hinreichen, die Bedürfnisse der Krankenpflege zu decken« 
Einzelne Hitglieder verlangten, dass dieser Dienst den 
Armenkassen gänzlich entzogen und bloss aus den bür- 
gerlichen Kassen bestritten werde. Manche Armenverwal- 
tung, welche jetzt Hilfsgelder braucht, würde auf diese Art 
diese Gelder entbehren können. Die Kolonisation eines Thei-^ 
les der Armenbevölkerung, welche noch nicht durch Armotb, 
Trägheit und Unzucht völlig demoralisirt und körperlich 
geschwächt und gelähmt worden ist, und ihre Ueberbringiu^^ 
nach unsern Kolonieen jenseits des Meeres wurde von 
einigen Mitgliedern der Regierung anempfohlen. Man wird 
sich erinnern, dass die Probe in der Kolonie Surinam vor 
etlichen Jahren gescheitert ist. Das Klima und die unge- 
heueren Kosten der Ueberfahrt sind gegen eine Ueborsied- 
lung einer Armenbevölkerung auf Kosten des Staates. 

Ueberhaupt lässt sich die Meinung von der Mehrheit 
der Kammermitglieder über die Tendenz eines Armengesetzes 
in diesem Lande auf folgendes zurückbringen: Es soll 
ein Uebergangsgesetz bestimmt sein, um mit Vorsicht den 
Hang zu einer gesetzlichen Wohlthätigkeit, welche gegen- 
wärtig zu sehr besteht, abzuwenden, um die heillosen Hilfs- 
gelder aus Gemeindskassen stufenweise zu mindern, und 
sie endlich ganz aufzuheben und um die ganze Armenpflege 
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«üf dic^ kirchliche Wohlthätigkeit als Endzweck 2Qrttcksa- 
bringen und nur so wenig Ausnahmen hierin zuzulassen 
als nur einigermassen möglich ist. Wiewohl über ge- 
setzliche Wohlthfitigkeit viel die Rede war, waren 
jedoch die Eammermitglieder über die Bedeutung dieser 
zwiei Worte nicht sehr einverstanden. Die, weiche sie in 
bonam partem aufnahmen, verstanden darunter das 
Ergreifen der nothwendigen Maasregeln zur Abwendung; 
der Armutb. Andere hingegen, deren Meinung mir die rich- 
tige zu sein schien, verstanden darunter die gesetzlich 
vorgeschriebene Verpflichtung, welche dem Armen Unter- 
tersttttzung zu fordern das Recht gibt; so verpflichtete' 
das Armengesetz der englischen Königin Elisd>eth Jeden 
zu einem Beitrage fttr die Armenpflege in seiner Gemeinde, 
legte dem Richter die Verpflichtung auf, zum Beitrage zu 
zwingen und die Unterstützung des Armen zu fordern« 
Andere dehnten die Bedeutung dieser Worte viel weiter 
aus, und nannten jede Unterstützung aus der ReichskassOt 
^e gesetzliche Anordnung eines Untersttttzungsdomicils ge- 
setzliche Wohlthätigkeit. 

In Betreff des Unterstützungsdomicils wurden drei, ja 
sogar vier verschiedene Meinungen geäussert. 

Nach dem neuen Gesetze ist das Unterstützungsdo- 
micil beim Entstehen der Noth die bürgerliche Gemeinde, 
wo der Arme geboren (Art. 27). Wenn Jemand jedoch 
in einer Gemeinde geboren ist von Eltern, welche dort ihre 
Wohnung nicht haben, wird er betrachtet als geboren in 
der Gemeinde, wo sein Vater oder seine Mutter während 
der Geburt ihre Wohnung hatten. Militärpersonen haben ihre 
Wohnung am Orte, wo sie in Besatzung liegen* Gebur- 
ten in einer Anstalt fttr Geistes- oder andere Kranken, 
für Wöchnerinnen oder im Gefängnisse werden geachtet 
stattgefunden zu haben in der Gemeinde, wo der Vater 
oder die Mutter zur Zeit der Aufnahme ihre Wohnung 
hatte. Kinder von Bettlern, in den Armenkolonieen ge- 
boren, werden betrachtet als geboren in der Gemeinde, 
wohin die Verwaltung gehört, fUr deren Rechnung sich 
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-VMmt Oder Malier zur Zeil der Geburt in den Kdonieta 
4icffiiiden. Wenn sie nadi den Soionieen gesohiokt sind 
-auf Staatskosten, so werden sie als Fremde l)etrachtel (die 
«eohsjäbrige Binwoiiiiung nach Art. 80). Wenn die fieoittitidt, 
Wo die Bttern Ihre Wohnnng haben sollten, iiioht befaMjt 
4sl, wird die Gemeinde, wo die Geburt statt äi»d, dafür 
gebalten. Wenn kekie Getarlsakte besteht, wird maa 
IMrachtet ab geboren in der Gemeinde, wo man geianft 
oder kfarchlich eingeschrieben ist, Findlinge und YSrbuh- 
sene Kinder werden geadiM geboren au sein, wo sie 
der öffentlichen Wohlthfitigkeit fiberlassen sind, so lange 
' es nicht erhellet, dass sie an einem andern Orte gebo- 
ren sind (Art. 28}. Diese Bestimmang findet sich auch 
:im Belgischen Gesetze von 1845. Wenn in einer Ge- 
meinde mehr wie eine bürgerliche allgemeine oder ge« 
•mischle Armenverwaltung besteht, wird das Uaterstiktaungsr 
demieil geacMet zu sem in dem Theile der Geawiade, wo^ 
Jftr 4ie Armenverwaltung bestimmt ist, in der^ Kraiaa 
^wr Arme geboren ist (Art 2«^) Fremden, 4ie bei« 
Entstehen der Noth nicht in der Lage waren, fiber die 
Grenze geführt zu wserden, haben ihr ünteratölzungsdo- 
micil in der Gemeinde, wo sie sechs (im Entwürfe 4itad 
^iet) Jsbre hintereinander gewohnt Imben ^hne Genuss 
ten UttterstOlzuiig aus Armenkassen. Einwohnung wähf- 
rend der Minorennität wird mitgereohnet, ausgenommen 
'wenn und so lange dem minderjährigen Fremden ein Untere 
f^fitsungsdomicil angewiesen werden kann. Wenn es 
hellet, dass die Verwaltung «iner Gemeinde oder 
Wobtthätigkeitsanstrit den Fremden auf eme Wieise auf- 
gefordert hat, an einen Ort seine Wohnnng wsl wr^ 
; legen, damft das Erlangen eines Unterslützungsdomidls 
ferhindert werde, wird bd der Eniseheidang zu^ioh ber- 



2) Dii««B ßestiinaioqs findet ihre Aiwendons io der Pravint 
Friesland, wo die sehr ansgedehnten demeinden {Grietenyen) bestehen 
aas Terschledenen Dörfern, y<m welchen jedes seine eigne Armenvef* 
Wdtonsliat« 
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stimmty 0^ die Dauar des Aufeqthaltes en diesepi letzterer) 
Orte za der Einwohnungszeit in der Gemeinde, vqn wo die 
A^ff•rderullg ausgegangen ist, hinzugefügt wevde^ muss, 
CArtiM 3P}. Die verheirathete Frau folgt dem ynl;er- 
i^tüt^ogadeinicil ihres Mannes nach der Aufbebung der 
9he Cdurch den Tod, Abi^esenheit während zßhn Jahren 
und darauf g^folgte neue Ehe, riditerlicbes jUrthei) nach 
der Trennung von Tisch und Bett ausgesproejhen und 
BhescfaeidRDg Artikel 254 des Bürg. Gesb*)« oder wenn 
die Ankündigiing stattgefuacjen hat, dass der Ehegatte ver- 
HM^thlich gestorben ist, hat die Frau ihr Unterstlttzung»* 
domicil an ihrem Geburtsorte (Art. 51}. Minderjiihrigeji, 
ehelich geboren oder durch den Vater anerkannt, folgen 
dem Unterstützungsdomicil des Vaters, und nach Jessen 
Tode, oder wenn bei seiner' Ab\vesenheit die Mutter 
ßiü^ neue Ehe eingegangen ist (Art. 550 des Bürg* 
jG^cy^tzb,}, sowie fin^eliche, nicht durph den Vater finer^ 
kannte Mindfrj^h'iga dpm Domicil der Muttc|r. Nach dapi 
Tode i^er Eltern oder der Mutter iip l^t^n Falle bßif^ 
sie U;r Un|ersttttz9ng$domicil an ihrem eigene^ 6eb^rts- 
orte« V^mutfalich gestorben erklärt^ ^ern werde^ ß\s 
^irl^Uch gestorben betnu^htet. Wenn d^ Ehe auf ei^e 
jftndere Weise wie durch den Tod aufgelöst ist, folgmi 
dj^ ^ii^erjShrigen dem Ddmicil vpn demjenigen der Eltern, 
^m sie anvertrauet sind, und dem Domicil 4e8 Vateos, 
wenn sie Drittep finve^trapt ^ind (Art. 32). Arme, der(^ 
Unt^rstOtzungsdoroicil nicht zu finden ist, }iönn^n ^^s der 
Reichskf^sse um Unterstütsiung fragen. Die Regierung kann 
sie zur Pflege nach den Armenkolonieen oder andern An- 
stalten, besamt zur Arbeitverschaffung ode^r zur Ver- 
jiorgung der Armen schicken. 

Diese Bestimmungen findet in9n fast wörtlich in defi 
Entwürfe von 1845. $ie scheiterten 4s^m^^ gegen die 
Meir(ungfiverschiedenh?it von der Mehrheit der Mitglie- 
der Yon d?r zweiten Kammer. Der Entwurf von 1851 
wdhl)^ w/ue, ^ Gese^ yym November 1318, zyvp Unter- 
^^stjl^t^ftgpc to picil die v^j«!^ige /Eipwohmiqg, f^i M^f 
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sich mit dem Geburlsorte, wenn der Termin von vier 
Jahren nirgends erworben war. 

Die Regierang hat jetzt in ihren Motiven zwei Haupt- 
gründe angeführt, welche so zur Annahme des Geburtsortes 
als Unterstützungsdomicil geführt haben: 1} die betrüglichen 
Kniffe, welche die vierjährige Einwohnung veranlasste, da 
die Armen* sowie die bürgerlichen Verwaltungen öfters 
die Armen in einer anderen Gemeinde während einer Zeit 
unterstützten^ damit sie dort und nicht in ihrem Bezirke 
die vierjährige Einwohnung erhielten. 2} Die grössere 
Einfachheit in der Anwendung und die grössere Bestimmt- 
heit des Geburtsortes. Das System der vierjährigen Ein- 
wohnung hatte einen fortwährenden Berufswechsel und un- 
selige Streitigkeiten veranlasst. Bereits im Jahre 1 845 erklär- 
ten sich die deputirten Staaten der einzelnen Provinzen 
einstimmig für den Geburtsort. Nach ihrer Meinung werde 
bei der Tendenz der Gemeinde- und gemischten Ver** 
waltungen, um die Last von sich abzuwenden, Willkühr 
entstehen, wenn kein Unterstützungsdomicil gesetzlich fest- 
gesetzt würde. Wenn man den Aufenthaltsort der Armen 
oder den Ort wo die Nolh entstand, als Unterstützungs- 
domicil betrachtete, würden die Gemeindeverwaltungen das 
Mögliche anwenden um die Einwohnung oder das Zulas- 
sen in der Gemeinde zu erschweren den Personen, deren 
Verfall zur Armuth man vorher sehe oder fürchte. Es 
ist ausserdem höchst unbillig, dass aus einem Aufenthalte 
während etlichen Jahren oder Wochen die Last einer 
Unterstützung während mehreren Jahren könnte abgeleitet 
werden. 

Einzelne Mitglieder in beiden Kammern betrachteten 
die gesetzliche Aufnahme eines Ortes, wo der Arme Un- 
terstützung erlangen könne, wie ich glaube mit Recht, 
als eine stillschweigende Anerkennung der Staatsarmen- 
pflege und als eine Abweichung vom Prinzip der freien 
Wohlthätigkeit. In dieser Anweisung liegt die Anerken- 
nung des Rechtes, irgendwo Unterstützung zu fordern« 
ßie enthält eine versteckte Verpflichtung und kann den 

Digitized by VjOOQIC 



Baumhaner, Aimeiigeteta d. KOoigr. d. Niedorlande« 37 

Armen zum Gedanken ftthren, dass, wenn er anch ab«* 
gewiesen wird am Orte seines Aufenthaltes, der Geburtsort 
nach dem neuen Gesetze mit seiner Unterstützung belastet sei. 
Sie beriefen sich auf Preussen und Schottland, in welchen 
Ländern kein Unterstützungsdomicil gesetzlich angewiesen 
ist. Dagegen wurde angeführt, dass die Nichtannahme 
eines Domicils zu grossen Unregelmässigkeiten und Hin- 
dernissen in der Armenpflege Tühren würde. Die Andeu* 
lung eines Unterstützungsdomicils enthalte keineswegs das 
Princip einer Staatsarmenpflege, weil gegenüber der Be- 
fugniss zu fragen die Freiheit stehe, eine Hilfeleistung 
zu weigern. Man könne die Bettelei nicht verbieten und 
bestrafen, ohne das Nachsuchen um Unterstützung zuzuge- 
stehen, um den Verwaltungen anzudeuten, wohin der Arme 
sich verfügen kann. Das Unterstützungsdomicil dient also, 
die Bettelei zu verhindern, welche gesetzlich strafbar ist. 
In Hinsicht des Domicils hatte jede der drei Arten: 
wirklicher Aufenthaltsort, zeitliche Ein- 
wobnung und Geburtsort, ihre Vertheidiger in den 
Kammern. Sehr viele Mitglieder meinten, dass durch die 
Anweisung des Geburtsortes der Druck der Armenpflege 
überwiegend sein würde für kleine und dürftige Gemein- 
den und auf dem Lande. Gemeinden, wo Mangel an 
Handel und Verkehr wenig Gelegenheit zum Arbeiten gibt, 
werden durch PersQuen verlassen in der Kraft ihres Le- 
bens, um an einem andern Orte die an ihrem Geburts- 
orte fehlende Arbeit zu suchen. Diese wandern meistens nach 
den grossen Städten, erlangen dort neue Bedürfnisse, legen 
nur zu oft die Einfachheit der Sitten und der Lebensart 
ab und gerathen allmählig in einen Zustand von Armuth. 
Es erhellt aus der Volkszählung am i9, November 1849, 
dass von 1,100,611 Personen, welche sich an dem Tage 
in den 86 Städten aufhielten, 774,238 oder 704 auf 
das Tausend geboren waren in der Stadt ihres Aufent- 
haltes, die übrigen 325,773 an andern Orten; auf dem 
Lande waren auf 1,956,268 Personen 1,337,189, 684 
auf das Tausand geboren, am Orte ihres Aufenthaltesi 
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die übrigen 619,079^ ad «rtdereii Orten. Die Gesamnit- 
zahl der Persotien, welche am Tage der VoIlKdttthlang ihren 
Aufenthalt nicht halten in ihrem Gebartsorte, betrug also 
944,852, 311 auf das Tausend oder beinahe ein Drittel 
der Bevölkerung. Es muss jedoch hiebei bemerkt wer- 
det), dass die Personen nach ihrem wirklichen Aufenthalte 
Atb Tage der ZShIung nicht am Orte ihres gesetzliehen 
Domicila beschrieben wurden, und dass nach der Art des 
Aufenthaltes die Bevölkerung in 2,934,223 gei^etzlich 
domicHirte, 108,057 zeitlich Anwesende und 14,599 
durchziehende Persohen eingetheiÜ war. Zieht man die 
beideft letzfeti Categoiien ab, ^o bleibt es noch inimer wahr, 
dass f^enigstens der vierlef Theil der Bevölkerung nfcht 
ah ihrem Geburtsorte wohnt. Yon diesem Ueberschusse 
nittsseri jedoch df6 vei^heiratheten Frauen, Welche dem Ddnticil 
ihres Mannas und die llinderjährigen und Personen in 
Chralel, vt^dcbe dorn Domicil von Eitern, Vormündern und 
CuMtoreh folgen, abgezogen werden. Nichts destoweni- 
^er bleibt es wahr, dass ein bied^ütend^r Theil der Armen 
der Armuth verfällt ,^ ausserhalb dem Geburtsorte , zumal 
da gerade diese Personen, Welche aus Mangäl an Arbeit 
Mth GebuHsort veHiessen, einör künftigen Noth und 
Bedürfnisse um Unterstützung m^hr ausgesetzt sind als die 
EingebörneA, welche ddtch ^aAfiillefiyferhältnisse und üjkhete 
Bekanittschaft mil den Ortlic^^h reyKütltiil^siiä ti^Hr Ge- 
legenheit haben, liich zu ertillhrön ühd Erwei^noflttfel sich 
zu Vehlchaffeh* Wir glauben dahär, dn^i di^ Regtei*ahg 
toti den drei Domicildi'len das am Wenigste« rAtb^aiki«^ 
ausgöwühtt hat, uhd dass die Iflag^n über die vielett SMir^l^ 
bereiefi urid übet die unätifliörHohgn Restitutioneti von gMei- 
steten Vorschüssen eher zu-^ als abnehmen werden. Wir 
erkennen, dass mit jeder Andeütumg eines Uhterstütdungs-^ 
dottiidls gh>sse Schwierjgkdten verbunden sind, wir er-^ 
kerinen ebenfalls, dass das Gebnrtsdomicil auf einem festen 
Atihaltspuiikte ruhet, welcher fehlt bei den zwei übrigen 
Arten, glauben aber nichts desto weniger, dass der Wirk*- 
lidie AäfetiUialtsort bei weitem den Vorzug verdient, nicbl 
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blöfi$ we^en grösserer Binfi^hbeit in der Anwoailoim^ 
sondern vorsUigUch weil man sich dadurch den Weg nicht 
versrpenrt, utn den verderbliehen Weg der Staatearmenpflagei 
worin man sich in diesem Lande leider bereits sehr ver^ 
wiofceb hat, einmal m verhssen. Wie jeder Privatmann 
mehr Neigung zur Sparsrnnheit ftthlt, wenn es seine eignen 
Finan3en gilt» so werden jedenfalls die Armenverwaltun«* 
gen spatmmer wirUisohaften , wenn sie wissen, dnss es 
ihre eigne Kasse gilt, als wenn sie immer rechnen auf 
Wiedererstattung von geleisteten Vorschüssen. Wir legen 
keinen besondern Werth auf die Behauptung, dass bei 
der Annahme des AuCenthaltsorles als Unterstützungsdo^ 
micil die Armen allein nech den mehr wohlhab^den Ge^ 
meinden ziehen werden» Man vergisst m leicht, dass 
gegenüber dem Rechte, Untersttttznng nachzusuchen, der 
Oemeinder- oder Armen Verwaltung dais Recht znetebt, sie au 
v^weigern. Eine kiuge Verwaltuug wird die Armen, vreldie 
der Gemeinde völlig fremd, welche aus blosser SpeculU'* 
tion dahin gewandert sind, vollständig abweisen. Hak eine 
derartige Abweisung etliche Male stattgefunden, so wird der 
Arme sich wohl hüten, seinen Wohnsitz zu verlassen, wo 
er mehr Anspru(^ und Aussicht hat auf Unterstützung 
und durch mehrere Bekanntsehaft eine bessere Aussicht^ 
Um einige Arbeit zu finden. Ausserdem wird durch die 
Anweisung des Geburtsortes als UnterstützuagudomicU der 
Anne öfters versetzt aus dem Hause, worin er sieb be^ 
findet. Sobald man furchlet, dass die Yerwalbii^en am 
Gebnrtsorte nicht im Stande sind, die Vorschüsse zu er-^ 
statte, weist man d^ Dürftigen, der oft am Aufent^ 
haltsorte noch Etwas verdiente oder verdienen könnte, an 
seinen Geburtsort, der ihm ganz fremd isl und den der 
Arme oft seit seiner Gehurt nicht wieder gesehen hat. 
Die Folge davoil ist, dass die Kosten der Armenpflege^ 
und mit ihnen die Nothwendigkeit, Hilfsgelder aus Gemein-^ 
dekassen zu erlangeh, nur mit Aussieht auf Einsohrilnkung 
ang^ommen wird. Abnahme der Häfsgelder besteht nur 
dann, wenn die Verwaltur^en nur denjenigen Personen 
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ihre Unterstützung geben, welche sich in ihrer Nähe oder 
in ihrem Kreise befinden. Nicht bloss in materieller, vor-^ 
zOglich in intellectueller und moralischer Hinsicht empfiehlt 
sich die Anweisung des Aufenthaltsortes als Unterstützungs- 
domicil. Erst dann, wenn jede Verwaltung ihre eigenen 
Armen unter ihrer mittelbaren Aufsicht hat, besteht bei 
ihr ein lebendiges Interesse, für die Erziehung und Sit«* 
tenverbesserung zu sorgen. Den Mitgliedern, welche gar 
kein Unterstützungsdomicil verlangten, wurde entgegen- 
gehalten, dass die Anweisung eines Domicils dazu diente 
der Bettelei zu steuern. „Das Ueberlassen der Dürf- 
tigen^, bemerkte bereits die Commission aus der zweiten 
Kammer in ihrem Berichte zu Art. 13 u. 18 des Armen^ 
gesetzentwurfes vom 28. November 1845, „an die be- 
sondern Wohlthätigkeit könne schwerlich in Ueberein-^ 
Stimmung gebracht werden mit den Bestimmungen des Code 
p^nal über Bettelei. Dort ist die Bettelei ein strafbares 
Vergehen, während die besondere Wohlthätigkeit den Armen 
auf dieses Hilfsmittel verweist, damit er mit dieser Hilfe 
in seinem Unterhalte versehen ist.^ Die Frage ist: soll 
das Betteln oder vielmehr das blosse Bitten um Unter- 
stützung bestraft werden? Haben die strengen Strafen 
gegen Bettelei, wie Enthaltung von Nahrung, Spitzruthen, 
Ketten, Ablössung etlicher Körperglieder, Brandmark mit 
einem glühenden Eisen, womit man in England, Frankreich, 
Würtemberg und auch in diesem Lande sehr freigebig war, 
etwas ausgerichtet? Die Bettelei wirkt gewiss sehr nach«* 
theilig auf die Moralität des Volkes. Der Bettler über- 
lässt sich der Trägheit und Ungebundenheit. Die Bettelei 
veranlasst öfters die Verübung von Vergehen und Ver- 
brechen, Verletzungen gegen das Eigenthumsrecht; sie 
bedroht die Sicherheit der Personen und die öffenüiche 
^Ordnung. Wir glauben jedoch, dass die Erfahrung ge- 
lehrt hat, dass weder der Gesetzgeber, noch die rich- 
terliche und ausführende Gewalt im Stande sind, die Bet- 
telei zu verhüten und auszurotten. Es soll diese Sorge 
ganz auf den Privatpersonen ruhen; diese sind sittlich 
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mitsehciMIg der verfibten Bettelei durch die leichtsinnigen 
Almosen, welche sie den Bettlern zuwerfen. Solange 
das ins Blaue hinein Wegwerfen von Almosen als Wohl« 
thätigkeit betrachtet wird und die Wohlthätigkeit ihren 
sorglosen Charakter behälr, wird der Beltlerberuf, trotz den 
Strafbestimmungen, in der Sorgenlosigkeit der Schenker 
immer seine Nahrung finden. Die Bettelei steht einem 
Berufe gleich, welcher eine grössere Menge Personen an 
sich gezogen hat, je nach dem die Aussicht auf Gewinn 
grösser geworden ist. Bestand diese Aussicht nicht, würde 
keine Gabe unberathen dem vorübergehenden Bettler aus- 
getheilt, hätte die Wohlthätigkeit einen ganz positiven 
Charakter bekommen, so dass man keine Gabe schenkte, 
ohne vorher den Armen in seiner Wohnung besucht, sieh 
nach seiner Person, seinen Familienverhältnissen, seinem 
materiellen und sittlichen Zustand erkundigt zu haben, so 
würde man bald von der Last der Bettelei befreit sein. Ver- 
langt man, die Armenpflege ganz der kirchlichen und pri- 
vaten Wohlthätigkeit zu überlassen, so wird die Regierung 
verpflichtet sein, die Bestimmung eines Unterstützungsdomi- 
cils und die Bestrafung des Almosenfragens ganz zu unter- 
lassen. Die Vergehen und Verbrechen gleichzeitig mit 
der Bettelei verübt, die Störung 4er öflbntlichen Ruhe 
tleiben den gewöhnlichen gesetzlichen Strafen unterworfen, 

Einzelne Hitglieder verlangten als Grundlage des Un- 
tersttttzungsdomicils die acht- oder zehnjährige Einwoh- 
nung. Dieses System würde nur die Schwierigkeiten ver- 
grössern, welche die vierjährige Einwohnung bis jetzt 
geliefert hat. Je nach dem der Zeitraum grösser ist, wird 
es schwerer zu entscheiden, ob der Arme die für den 
Anspruch auf Unterstützung geforderten Jahre bereits in 
der Gemeinde gewohnt hat, und im Falle einer negativen 
Entscheidung, den früheren Wohnort oder den Geburtsort 
ausfindig zu machen. 

Schliesslich bemerke ich, dass die allgemeine Verord- 
nung der rcformirten Kirche die Vorschrift enthält, dass 
der Arme unterstützt werden soll am Orte, wo er sich 
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bcffiiid^, dtfüfs bei deA BerftthaDgeil tber Mn Arindiif^ 
äete^ntwurf tqA 1847 die grosse Mehrheil der Mitgiid^ 
der den Aufenthaltsort als Untersttttznngsdomieil verhiigteii, 
mtd dass die Staaten ton Holland und Westfrfeslaod am 
8. Attgnsl 1682 und die von Utrecht am 6. Hai 168? 
verordneten, duss, wenn einige Personen io den StSdten 
öder aaf dem Lande ihren Wohnort verlassen, sie naob 
ühem Jahre nicht mehr als dem Orte angehörig betrachtet 
Börden, welchen sfe verlassen haben und dort keiAe^ 
Anspruch mehr bitten auf die Dienste von Bamher»gkett| 
weiche den Binsflssigen verliehen werden (Groot Phikkaät« 
boek III^ i420, Utrechtsch Plakkaatboek I, 451> 

In Hinsieht der Betttsr and Landsimeher wurde be-» 
stimmt, itts^ ausser den Kolonialstiftungen audi Arbeütl^ 
hiitiser auf Verlangen der OemeihdeverwaMAg mit kdm«* 
glicher Zustimmung errichtet werden fcöime»« Es gibt Per» 
sönen, welche meinen, dass die GemeindeverwaHungeii die 
Bettler biHtger in ihrer Mitte ieils in den Kolonieen er-» 
halfen können. Bei dieser Gelegenheit kam auch 2ar Spraohe 
die gesetzliche Reglnng der Aufsicht auf den AufeiWanderer, 
worfiber ufiter dem vorigen Ministerium bereäs den Kaib** 
mdrn ein Gesetzesentwurf vorgelegt wurde. 

Es wurde durch einige Mitglieder bezweifelt, ob Art. 274 
des Code p6nal, welche bloss in dem Falle jeden BdfHet 
ohne Unterschied bestraft, wenn eine Bettlerani^rit ih der 
Gemeifrde besteht, wohl Gesetzeskraft nach der EiitfCAH* 
run^ dieses Gesetzes behatten wttrde. Wo keine Unter«- 
Stützung gegd^en wn-d, sind nach dem Code p^mü die 
Krahken und Schwachliehen nicht strafbar wegen Bettelei. 
Nach diesem Entwürfe hängt jedoch die ganze Uater«- 
stützung ab von besonderen Einricbtängen» Hiegegen er* 
klärte die Regierung, dass der Entwurf bloss bandelt von 
fiettlem und Landstreichern, deren Versendung nach Bettf- 
lerkolonien nach der Bestimmung des Code dteals statin 
finden kann. Welche Personen in diesem Falle sich be- 
finden, bleibt abhängig vom Ausspruche des Strafricfaters 
Man bat beim Entwürfe dieses Gesetzes Alles vermfeden, 
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wds äie Oonm^atidfl des BetleltiB und Landsirefo^ensf bd« 
trist, sowie ihre VerhUtan^ und Bei^trafiing. Das Ge- 
siets enthäK Bestimmungen Ober die Strafen, welche tu 
deh 6ettIerkolonieen aufgelegt werden können. Sie sollen 
beliehen ift tiieiliveiser Enlzichung ädt gi^Wöblicben l^attrungf 
mtd des Ai*beitslohnes, und in einer einsamen Einsperrangf 
ton höchstens sieben Tagen (Art. 63). Allgemeine Maas- 
regefri der innerh Verwaltung regeln das Maass und di^ 
Datier der Strafe, uM in UäbeteinsHmtonng mR den Vor* 
schriflen des Sträfgesätebüi'heis, Üt Bedingungen, ZeR iifKl 
Arr^ woNtif die Bmiet uAd Laridst^elotiei' aus den Bettler-« 
Il<Aaftfeen entlassen wehlen (Art. 64). Üeber die aufgelej»* 
Wti Strafen Werden Regist(fr gehtfltefi, deren Absehi»iflenf 
jtdä drei HMate dem Verstände das ötf^tlicben Mini- 
Sl<^rib<t)S, iki Krdse wd die Bettlerüfi^alt liegft, ^gesdhkki 
wttd&tk (Art; 65). Die Strafen, wovon hier die Rede 
iü, blt^etfbii kMn'eSWegs Vergehen oder Verbrechen, son^ 
di^i'ti biosä Uebertretungen, welche die Ordnutig und Itutitf 
itt den AnsTatteti stören. Die Entlassung der Bettier ün4 
Landstreicher findet nie statt gegen die Meinui'ig d^r mit 
TRefl hftbettdeii Geateindeverwaltungen , ausgetiOiAnt^n ift» 
FftK^ itie verlangen mischten, d^ss d^r Aufenthalt in dM 
Anstalten festgeSdts^t Werden sollte nach der Zeit, auf wel- 
cK^ sie nach den bestehenden Ver^chtiften eftien be- 
stimmbn Anspruch auf Eittlassung ha6en. Ifi hinsieht dei* 
PiMgeki>sl^tk bestand eine grosse Meiniiii|fSv6richfedenh^b 
Ifi den KUttilüetti waten sekr vide Miig\M^ dt»t ItteiuMfif, 
diS§ 4i» Pfie^ekosten der Bettler und Lafidstt«icbei* durch 
de«l StftSft und tii^iilit Airch dre Gettei)id<$h nfUSM^n |fe-^ 
xhjj^n werdbtt. iSie m&inierf) dass a^f dfese IVi^se das 
A^tfeM Mi virf mehr Kftffk Qiiterdrttckt wetd^ti kinxaü; 
BtSdH Kosteki kOtint^ii nur dahn durdi das Uiil«rdtttt2tiA|{d^ 
deniidl getragen wärden^ wenn <Ne Gemeinde das Vör-^ 
fcHHgen IMd die PlBfrge in der Öettteranstatt g^blffigt hat 
Die Regierung berft(^rhte dagegen, dass die Verwdsdngf 
Aat>h einer Bettleranstult jbwar in gewisser Maase be- 
frwfthtei W^rddh inüss als dki Polge eitler Anweüdiiiif 
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des Strafrecbtes, dass sie jedoch keineswegs als Strafe 
angesehen werden muss. Die Strafe endet mit dem Ende 
der Gefiängnissstrafe. Das verebte Vergehen war jedoch 
eine Folge von Arrouth, welche die öffentliche Ordnung 
störte. Es gilt hier also von Personen, deren Unterstützang 
und Pflege im Interesse der öffentlichen Ordnung noth- 
wendig geachtet wird. Der Gesetzgeber schrieb vor, dass 
diese Unterstützung, nach dem Ende der Geßlngnissstrafe, 
statt finden solle durch eine Pflege in Bettleranstalten, 
und zwar bis sie verbessert in die bürgerliche Gesell- 
schaft zurücktreten könnten oder auf eine andere Weise 
für sie gesorgt würde. Die Pflege in Bettleranstalten ist 
daher nichts Anderes, als eine Unterstützung der Armen, 
angeordnet nach dem besondern Zustande, worin sie sieb 
befinden und durch den Gesetzgeber verordnet, weil sie 
im gesellschaftlichen Interesse nothwendig ist. Das Be- 
streiten der Kosten aus der Staatskasse würde daher eine 
direkte Abweichung des Prinzips sein, dass die Armen- 
last örtlich ist; eine Abweichung, welche für das Wohl 
des Staates höchst gefährliche Folgen haben würde, weil 
die Sucht vieler Gemeindeverwaltungen, ihre Armenlast zu 
mindern, sie dahin filhren würden, um durch Verweige^ 
rung der Unterstützung, sogar in den dringendsten Fftllen, 
die Armen in einen Zustand zu bringen, worin kein an- 
deres Mittel übrig bliebe, als durph Bettelei und Land- 
streicherei bei dem Staate Unterstützung zu suchen. Die 
Armenpflege würde auf diesem Wege, unter der Form 
von Verhütung von Verbrechen, allmfihlig der Staatskasse 
anheimfallen. Eine genaue Pflichtbetrachtung der rich- 
terlichen Beamten würde die Last noch erschweren und, 
die Armen würden sich bewerben, um angehalten und 
verurtheilt zu werden. -Da jedoch die eigentliche Unter- 
stützung erst anfüngt mit der Aufnahme in die Anstalt, 
so ist es billig, dass die Kosten der Aufbringung und 
der Verpflegung zwischen der Zeit, wo die Gefttngniss- 
strafe zu Ende ist und der Aufbringung durch den Staat 
getragen werden. Das Ueberbringen ist eine allgemeines 
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Polizeimaasregel , deren AusPilhrung am besten gesichert 
wird, wenn der Staat die Kosten trägt. 

Wir erkennen, dass das Tragen der Pflegekosten in 
den Bettleranstalten durch den Staat allmahlig zur Staats- 
armenpflege führen würde, ein Uebel, wogegen man sich 
nicht genug wehren kann; als Klugheitsmaasregel billigen 
wir also die Vorschrift des Gesetzes, bezweifeln aber, ob 
sie mit den strengen Rechtsprinzipien in Uebereinstimmung 
gebracht werden kann. Wie bereits in eioer Bittschrift 
das Gemeinderathes von Sneek in Friesland bemerkt wurde, 
streitet sie mit dem Geiste des Armengesetzes, nach wel- 
chem jede Unterstützung freiwilhg ist und Niemanden als 
Pflicht aufgelegt werden kann. Es liegt dem Staate die 
Pflicht ob , im Interesse der Ordnung und der öffentlichen 
Ruhe die Bettelei zn verhüten; die Gemeindeverwaltungen 
werden hingegen, wie jetzt so oft der Fall ist, zur Ver- 
hütung der Pflegekosten die Bettelei so viel nur möglich 
zulassen. Dem gegenüber steht, dass die Gemeindever- 
waltungen viel besser wie die Regierung im Stande sind, 
ein wachsames Auge auf die Bettelei zu haben, dass, 
wenn der Staat die Kosten trüge, es im Interesse der 
Gemeinden sein würde, die Bettelei nicht bloss zuzulas- 
sen, sondern sie sogar heimlich zu unterstützen, damit sie 
von ihren schlimmsten Armen befreit werden. Auch wür- 
den die Kosten viel grösser sein, wenn der Staat sie 
trüge. Es w8re ausserdem zu befürchten, dass aus Furcht 
vor den Kosten der Aufbringung, die Bettelei zugelassen 
werde und die Zahl der unverschämten Bettler zunehme. 
Man berief sich auch auf das döcret imperial sur Textir- 
pation de la menddcit^ du 5 juillet 1808 (Bull, des 
Lois Nr. 211), welches nur die ersten Anlagekosten der 
Staatskasse in Verbindung mit den Departementnl- und Ge- 
meindekassen auflegt, mit den jährlichen Unterhaltskosten 
aber die Departements und Gemeinden belastet. Wegen 
der mit jedem der beiden Systeme verbundenen Beschwer- 
den hatte daher eines der Mitglieder von der zweiten 
Kammer, Herr von Rappard, einen Mittelweg vörgeschla- 

Digitized by VjOOQIC 



^4fi 1 Briip«ttr, Gi9fef« v^r Zwwffroll^lrecKiW U» Belgien. 

gen, nach welcbem die Fflegekoi^e^ theitweto dqjrcti cUp 
Staat, theilweise durch die Provinzen und die Gemeilir- 
den gelragen werdep sollten. 

Wir haben veraucbt, in diesem Artikel di^ Ifouptpfiiir 
^jpiep ^es neuen Armengesetzea auseinander zn set9$eii, 
in einem folgenden werden wir auf den Gang der Biar 
rfttbfingen in d«n beiden Kammern und anf die Abstm- 
mong der einzelnen Hauptartikel niher eingehen. 

(Seblatf folgt.) 



in. 

Das neue belgische Gesetz von 1654 über die 

Zwangsvollstreckung an Liegenschaften 

(Expropriation forc6e), 

Darg^ttolit und geprüft 



Herrn Dr. MwBMmemutf 

Pfoleafwr der ßeolite »i 699t. 

(ForUetuing des AufiatEes Nr. XIX in Bende XXV.) 



nf) Transcription der Beschlagnahme. Pje 
Pfändung wird spätestens in einer Frist von vieraebn T^<^ 
transcribirt Die Transcription wird in ein im Hypotbeji^iv- 
amt der liegenden Güter specielles Register eingetragen 
(Art. 19 des neuen Gesetzes, cf. 677 und 691 d^ 
Code de proc.). 

Ehe wir uns mit der Transcrij^tion selbst beschäftigen, 
müssen wir bemerken, dass, nach dem C^ie de pre^ä* 
dure, ihr noch eine wichtige Formalität voranging, nämr- 
lich die Bekanntmachung der Beschlagnahme 
Cd^nonciation de saisie). Map hat bis j/etzt immer ge- 
glaubt, dass der Schuldner die gegef» ihn genomn^i^e 
wichtige Haa^rejgel kennen müjp^e^ uojd ziwar diw# ^ifW 
js^eci^Oen .A]£t. Pi» Pr.Qj?J^t des Itj^is^rii^n^ hatl^ diffle 
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J^Iiaimtmacbu^ beib^bulten , aber das neue fiesetz ba| 
^ QiU Rßcht yexworfeni weil das Protokoll der BpschUg- 
jD^ipe, das j4 $cboii dem Sch.u1dner eröffnet werden muss, 
* .}bf^ binglänglicb die Gefebr zeigt, welche er für seine 
Gü^er läfifl. Wir bähen vo^ diesem Protokoll .gespror 
chen, weil es nur die Formalitäten enthält, welche die 
Beschlagnahme haben muss, und jener Punkt eine De- 
ItaiUrage isi. Uebrigens sind diese Foroaalitäten fast nur 
:die wörtliche Wiederholung des Artikel 675 des Code 
4e procedure« 

Was nun die Transcription der Beschlagnahme selbf^t 
angeht, so jbestand sie schon unter dem Code de pro- 
cedura, und man hat sie mit Recht beibehalten , weil es 
von der höchsten Wichtigkeit ist, dem Publikum die Be- 
schlagnahme bekannt zu machen, da sie ja die Fähigkeit 
des Schuldners betrifft. 

Wir glauben bemerken zu müssen, dass nach dem 
Artikel 19 die Transcription der wörtlichen Abschrift 
des Protokolls der Beschlagnahme gefordert 
wird. Es wäre sdso nicht hinlänglich, eine blosse Er- 
wähnung dieses Aktes zu thun. In der Hinsicht weicht 
das neue Gesetz vom Code civil ab, der nut das Ein- 
iffigen von Auszügen forderte.^) 

Wir müssen noch bemerken, dass im Falle, wo sich 
rdie Güter in verschiedenen Bezirken befinden, die 
icanscriptie in jedem Hypothebenamt der liegenden Güter 
Jitatt haben muss, obschon die Beschlagnahme selbst nur 
vor einem einzigen Gericht verfolgt wird. Ueber diesen 
Punkt waren die besten Autoren immer dieser Meinung.^ 
Unser 6esets^geb«r hat den Artikel 19 jn diesem Sinne 
Angenommei^ 

£ndli€b hat da$ neue Gesetz. eine grosse Abänderung 
im Code de pcoc. eingeführt, dje wir nicht übergehen 

1) knH de 1a «onr de oassation 12. Toni iSSf^ (Siwy t880» 
1. Tteil, S. eOf). 

£) ffjli^aaji, 'procrfiare M. V:« iK» m^ fCfiiiVPKNVtar ^d. 0. 
S. 287. -* Carrö and Cb«MV^9^ ^etl. .2^6|}. 
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können. Nach dem Code Napoleon war keine Zeit zwi- 
schen der Beschlagnahme und der transcriptio festgesetzt; 
der verfolgende Gläubiger war nicht gezwungen, die tran- 
scriptio in einer bestimmten Frist vorzunehmen. In der 
Hinsicht führt das neue Gesetz eine Verbessernng ein, 
welche die gute Folge, die Dauer der Procedur abzukür- 
zen, nach sich ziehen wird. 

Ehe unser Gesetzgeber zu den anderen Förmlichkei- 
ten der Zwangsvollstreckung schreitet, hält er sich bei 
den Wirkungen, die er an die Beschlagnahme und an die 
Transcription knüpft, auf. Wir wollen den Weg, den er 
eingeschlagen hat, verfolgen. Jene Wirkungen, in so fern 
sie Aenderung am Code de proc^dure begründen, können 
auf folgende Art in Kürze dargestellt werden: 

1} Sind die in Beschlag genommenen Liegenschaften 
nicht vermiethet, so bleibt das Prinzip des Artikels 688 
Code Napoleon bestehen. Der Schuldner bleibt, bis zum 
Verkauf, Inhaber der Güter, als Sequester, Verwalter; so 
lautet das Prinzip. Aber das neue Gesetz enthält zwei 
Abänderungen für den Fall, wo auf Begehr eines oder 
mehrerer Gläubiger der Schuldner nicht im Besitz seiner 
Güter bleibt. Zuerst konnte, nach dem Code de procödure 
der Schuldner seinen Besitz erst nach einer sich in die 
Länge ziehenden Procedur' verlieren, vor welcher man 
gewöhnlich zurückscheuchte. Nach dem neuen Gesetz, iiti 
Gegentheil, kann solcher Verlust durch Befehl des Prä- 
sidenten des Gerichts, auf blosse vorläufige Citation ein- 
treten (Art. 22, §. 1 des neuen Gesetzes}. — Ferner 
können auch die Creditoren, und zwar in sehr kurzer Zeit, 
berechtigt werden, von den stehenden Früchten Nutzen zu 
ziehen, denn §. 4 des Art. 22 enthält folgende Bestim- 
mung: die Früchte werden öffentlich oder auf jede an- 
dere, von dem Präsidenten erlaubte Art, und in einem 
von ihm festgesetzten Termine, versteigert; der Preis wird 
in die Depositenkammer niedergelegt, um mit dem Preise 
der Liegenschaften nach der Hypothekenordnung (par ordre 
d'bypothöques} vertheilt zu werden. 
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2} Die Mielhcontrakte, welche vor der Iranscriptio 
der Pfändung kein sicheres Dalum haben, können, je nach 
Beschaffenheit der Umstünde, nichtig erklärt werden, wenn 
es die Crediteren oder der Meistbietende begehren. 

Es sind nichtig die Mietbconirakte, welche 
nach der transcriptio der gerichtlichen Auf- 
forderung (commandement) oder der Pfändung von 
Schuldnern eingegangen sind. 

Die nach der gerichtlichen aber noch nicht 
transcribirten Aufforderung eingegangenen 
Miethcontrakte sind ebenfalls nichtig, im Fall 
sie länger als neun Jahre dauern sollen, oder 
Quittung von wenigstens drei Jahren Hiethe 
enthalten (Art. 25). 

Dieser Artikel hat die alte Gesetzgebung in verschie- 
dener Hinsicht umgeändert und der transcriptio der gericht- 
lichen Aufforderung einen neuen Charakter gegeben. Letzter 
Punkt allein verdient unsere Aufmerksamkeit, obschon in 
unserm ersten Aufsatz schon davon die Rede war (cf. Arti- 
keF 15}. Wir wollen hier von der verschärften Incapalität 
sprechen, die den Schuldner trifft, d. h. von derNich- 
tigkeit der von ihm eingegangenen Miethcon- 
trakte nach der transcriptio der gerichtlichen 
Aufforderung; denn jener Punkt ist nicht ohne heftige 
Debatte angenommen worden. Man muss gestehen, dass 
diese neue und wichtige Einschränkung des Eigenthumsrechts 
des Schuldners einer ernsthaften Erwägung verdiente. 

A} Gegen den neuen Artikel hat man gesagt: 

a} Durch die Einführung der transcriptio der gericht- 
lichen Aufforderung hat man bloss bezweckt die Unwirksam- 
keit des Pfandes zu verhindern. Dem Schuldner verbieten, 
Miethcontrakte einzugehen, ist zu weit getriebene Härte* 
Welches ist nämlich der Zweck des ganzen Gesetzes? Das 
Credit der Liegenschaften auszudehnen. Da man nun aber 
zu dem Zwecke den Gläubiger sicher stellen muss, ist auf 
der andern Seite nicht ausser Acht zu lassen, dass man 
desswegen die Lage der debitoren nicht zu viel erscbwe« 

KHL UUukr. f, Btohtm, XXVIL Bd, I. Bfk 4 
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reu d«rf. Man mos« niobt glaube dim die creditor« n, in 
ihrem Hiuidelo, immer voii den besten Motiven beseeH sind, 
und dass die Schoidner, weil sie einmal den credilor niohl 
bezahlen konnten, immer in der UomögUchkett ^id, ihre 
Geschäfte wieder berzustelleD. 

b) Sind die Mietbcontrakte betrfiglicborwaise einge-^ 
gangen, so können sie imm^ für nngült^ erklärt werden, 
aber im entgegengesetzten Falle gäbe das Verbot das Gul 
ED vermielhen, Anlass zu grossen Schwierigkeiten, nament- 
lich im Fall wo der Miethcontrakt gleich nach der transcriytio 
der Beschlagnahme ein Ende nehmen würde. In jenem Falle 
wurde man eine guie Gelegenheit, sein Gut zu vermielhen, 
vorüber gehen lassen, und folglich dem Schuldner verbiet 
len einen gerechten Nutzen aus seinem Eigenthum zu zie«* 
hen. Der Uebetstand wäre um so grösser als es dringend 
wäre, das Gut zu vermielhen, wenn im AugeoUick der 
gerichtlichen Aufforderung der Pacblcootrakl eadeie und es 
keinen Miether mehr gäbe. Wie aus allem dem hef vorgebt, 
würde jenes Verbiß den creditoreo sowohl als den Schuld-^ 
nem schaden, weil sie niobt aus dem Eigenihum den Nutzen 
ziehen könnten, auf den sie mit Recht zählen dürften. 

3} Für die Incapacität des Schuldners *^ welche ßu^h 
dur^h des neue Gesetz engenommen worden ist — bat man 
mit Recht Iriftige Gründe angegeben: 

a) Grade desswegen, weil nisn den Credit der licig^-* 
don Güter haben will, muss man dem Schuldner dgs Recjit 
Miethcontrakte einzugeben, entziehen. Die Basis des Credits 
ist nämlich die Sicherheit, die dem credilor gegeben wird 
binsicbtlicb seines Kapitals; hat er jene Sicherheit niobt, so 
findet der Schuldner kein Geld mehr zu borg^; so dass 
sein eigenes Interesse Schutz für den credttor erfordert* 
Nach dem neuen Gesetze sind nun die Miethcontridiie, wd^ 
nach der transoriptio der BescblegnaJime vom 
debitor eingegangen sind, nichtig. Warum? Weil man 
einen Betrug von Seite des debilors verbtttei wdite. Aber 
gerade desswegen muss man auch die Mietheontraktei 
welche nach der Iranscraptio dar gericbUiob«» 
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Aufforderangf eingegangen sind, fttr nioliiig erldiron. 
Pas .HoUt ist in beiden Fällen das nSnliche. Der bös* 
gttabige Scholdiier nfimliob, dordi eine gerichtliche Aof* 
forderoiig gewarnt, kann daen Pachteontraht mit einem 
Hiether abscbüessen, sein Gal weft anter deai Werth rer^ 
niethen aifd sieh einen Wdnkaaf (pot. de vin.) aiisbedin«^ 
gen. Aaf diese Art kann er sich einen Theff des Pfandes 
seines creditors zueignen, oder den Verkauf und die Zwange»* 
Vollstreckung hemmen, wemi er nur die Oewissheit bat einen 
Contrakt auf lange Dauer abzuschUessen* Es ist nun aber 
gerade gegen den guten Glauben eines zahlunginnfMugen 
Schuldners wo der GesetsEgeber die Bürger scbQtzen nuss, 
weil, wie wir schon in einer andern Stelle gesagt haben, 
die Erfahrung gezeigt hat, dass der in Baidcerott fUlende 
Sehiririner am öftesten jedes Bhrgefithl verliert, und sieh 
auf jede, wenn auch nicht löbKche Art m retten sacht 
Des ist der Hhuptgedanhe der in dieser Frage versohweben 
moss, und jede andere Rücksicht muss ihm untergeordnet 
werden. AU^dings kann eingewendet werden, dass man, 
um den schlechten Zustand eines bösgUubigen SchuUnen 
zu verfafiten, niehl zu jener in Frage stehenden Incapadtät 
zu sehreiten brauche, weil schon nach den aBgemeinen 
Reehtsprineipien die deloaen Akte annuiirt werden können. Die 
Antwort auf solche Einwendung ist leicht. Ohne Zweifel kann 
dfee nach den allgemeinen Bechtsprincipi^ Statt beben, aber 
der Beweis des dolus ist sehr schwierig, und im Falhi er nicht 
gcmfigend ist, veranlasst er d^ creditor «ngehenre Kosten. 

b) Die Anhänger der entgegengesetzten Meinung ge- 
ben zwei PäHe an, wo das Gut ohne Miether sein kann, 
srenn man die Incapacität des debit<»'S annimmt. Aller- 
dhigs kenn solches vorkommen , aber es ist dieses unstrm- 
tig ein sehr seltener Patl. Da die Gesetze aber iridht alles 
voraussahen können, müssen sie für die allgemeinen und 
nfoht fthr die Ausnahmsfälle gemacht werden. 

8} Di|S Pacht- und Miethgeld wird vom Augenblick 
der Pfiindung an fttr unbeweglich erkürt, um mit de« Preise 
der Uegensohaden, mak Rmgerdowig. der flypotheben, 

4* 
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ansgetheilt zu werden. Ein blosser Einspruch von Seitmi 
eines creditors, es sei der verfolgende creditor oder nichl, 
gilt för die Pächter und Miether als Beschlagnahme » die 
als Folge nach sich zieht, sie zu zwingen den Belauf des 
verfallenen oder zu verfallenden Pacht- und Hietbgeldes 
zu erklären, und sie erst nach einem collocationsbefeM 
(ihandement de collocaiion} oder einer Lieferung des Pacht- 
und Miethgeldes in die Depositenkammer zu befreien. Jene 
Lieferung müss auf das erste Ansuchen statt haben. 

Ist kein Einspruch gemacht worden, so sind die dem 
debitor gemachten Zahlungen gültig, der dann als gericht- 
licher Sequesterverwalter von deii empfangenen Summen 
Rechenschaft zu geben schuldig ist. 

Dieser Artikel führt ein einfaches, wenig kostspieliges 
und die Rechte der creditoren bewahrendes Verfahren ein. 
Er muss in dem Sinn verstanden werden, dass das seit 
der Pfändung verfallene Pacht- und Miethgeld allein für 
unbeweglich erklärt wird, nicht aber das, was vorher (Üllig 
wurde, obschon es im Augenblick der Pfändung noch nicht 
percipirt ist. Diese Entscheidung ist vernünftig da die fruclus 
dviles dem Eigenthümer Tag per Tag zufallen (Art. 586 
Code de proc^dure), und das im Augenblick der Pfändung 
verfallene obschon noch nicht percipirte Pachtgeld eine dem 
Schuldner zugehörende Schuldforderung ausmacht Es jväre 
folglich nicht logisch jene Schuldforderung für unbeweglich 
ztt erklären. Es wäre das übrigens der Pfändung eine 
rückwirkende Kraft zuschreiben, die in grellem Widerspruch 
mit dem Anfang des ;in Frage stehenden Artikels stände. 

4) Vom Tage der transcriptio der Beschlag- 
nahme oder der gerichtlichen Aufforderung an, 
kann der debitor die in Beschlag genommenen 
oder in der gerichtlichen Aufforderung ange- 
zeigten Immobilien weder verkaufen noch ver- 
pfänden, unter Strafe der Nullität, ohne dass die- 
selbe durchRichterspruch zu ersuchen sei(Art.27}. 

Dieser Artikel enthält zwei wichtige Abänderungen an 
der alten Gesetzgebung. Zuerst konnte der Schuldner nach 
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dem Art. 692 des code de proc, die Liegeoschaften nicht 
verkaufen ) wie jetzt. Aber nach dem neuen Gesetze isl 
das Verbot zu verpfänden auf die nämliche Linie ge- 
setzt wie das Verbot zu verkaufen, weil jede Hypo- 
thek eine eventuelle alienatio ist. 

Man hat diese Gleichstellung heftig angegriffen , und 
es schien einem Senator als gehe man zu weit, wenn das 
Verbot auf Hypotheken ausgedehnt wörde. So z. B. sagt 
er, wenn im Augenblick der gerichtlichen Aufforderung 
eine erste Hypothek besteht, die bei weitem nicht den Werth 
der Liegenschaft absorbirt, so wird es nach dem neuen ~ 
Gesetze dem debitor unmöglich in eine zweite Hypothek 
einzuwilligen, und sieh aus der schlechten Lage, in der er 
sich befindet, herauszuziehen. Man setzt ihn auf diese Art 
in die absolute Unmöglichkeit, den ersten creditor, der ihn 
verfolgt, zu bezahlen. Man hat aber mit Recht auf diese 
Einwendung geantwortet, dass ein solcher Fall nicht vor- 
kommen kann, denn wer so weit gekommen ist, dass er 
sich auf eine kleine Hypothek verfolgen iässt, weil er seine 
Schuld nicht zahlen kann, muss überhaupt in üblen Geschäf- 
ten stehen, und findet dann natürlich kein Geld auf zweite 
Hypothek. Ferner, und das ist die zweite Abänderung, das 
Verbot zu verkaufen und zu verpfänden fängt jetzt an am 
Tage entweder der transcriptio der Beschlag- 
nahme oder der transcriptio der gerichtlichen 
Aufforderung. Der Anfang der Incapacität des Schuld- 
ners ist also nicht mehr der nämliche. 

Das ist die summarische Darstellung der Neuerungen, 
welche das Gesetz hinsichtlich der Vi^irkungen der Beschlag- 
nahme und der transcriptio , eingeführt hat. Was die an- 
dern Wildungen und die Detailfragen anbelangt, so hat 
man, mit einigen Abänderungen, die alle Gesetzgebung bei- 
behaltea: cf. Art. 689, 690, 693 uiid 694 des Code de 
proc. Wir haben den weiteren Fortgang der in Frage ste- 
henden Procedur anzuzeigen. 

IV) Procedur vor dem Gerichte. Diese Pro- 
cedinr Iässt sich auf folgende Art kurz zusammen fassen: 
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1) h des vierasehtt Tagen spälesleM naeh der tnmorip^ 
tiö d^ Pflndnog miisft der Tcrfolgende Gläubiger die naoh 
Vorschrift dei Art. 697 des Code de procödure gemachleti 
Bediflguilgen des Kadf's in der Geriolitskaiizlei hialeriegea 
(Art. 31 des neaen Gesetases). 

2) It den zehn Tagen naeh dieser Hinter- 
legung^ wird dem verfolgten debitor eine Vor- 
ladung zugestellt, hfaft weicherer sich \ot 
d-as Gericht stellen muss, um den Besehluss über 
die Gdltigkeit der Beschlagnahme anzuhö- 
ren» naebdem über den Wertfa seiner Aussagen 
biHsielltiioh der Bedingungen dea Kaufs be-» 
alinaot worden ist. Dann nennt das Gericht 
einen Nötar^ der^ unter Beitritt des Frieden»- 
richterS) 2um dffentlicheli Verkauf der in Be*^ 
schlag genommenen Liegenschaften schreiten solL 

Die Sache wird als dringend abgesehen | und samma- 
riscb eingeleitet und entschieden. 

Ist die Beschlagnahme giltig erklärt , so gebietet das 
Urtheil dem debilor die Liegenschaft abautreten, sobald er 
Anzeige von dem ProlokoU der adjudicatio erhalten haben 
ward. Tritt er sie nicht freiwillig ab, so kann er danl 
gezwungen werden, sogar durch Arrestbefehl (Art« 32}. 

3} In der nämlichen Frist von zehn Tagen werden al)6 
creditoren vorgeladen sich von den Bedingungen des KmiTs 
in KenntniSs zu setzen, wo möglich Einwendungeü dagegen 
zu machen , und der Klage gegen den Y^folgten debitor 
beizutreten, wenn sie es rathsam finden (Arl. 33}. 

4} Araeige der in den Art. 33 und 33 beseichMten 
Vorladungen wird im H^othekenamt am Rande der trmh- 
scriptio der Beschlagnahme gemacht. Vom Tage dieser An« 
z^ge an^ wird die Beschlagnahme aUen inscribirten credit 
toren gemein, und sie Imnn nur mit deren Einwiliigung 
wegfallen (Art. 34}. 

Wir haben alles, was Neböisache ist, weggelassen 
und in d^ vier eben benannt^ni Punkten hauptsächlich nnser 
Augenmerii auf das was dner ilpeddlen Erwägung venKent, 
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gdriebtet, Diigeiiigeti, welche 4iß§en Tbeil der Procedur 
90 wie er uoler Napoleon geinacht worden kl, keonea^ 
werden wohl ^cbon die groasen Abänderungen, wekhe dae 
aaiie Geaeia eingeführt hat, bemerkt haben. Nach dem Code 
de proc. nämlich ging die Liegenacbafts^Beschlagnabme mehl 
ana dem Kreise des Gerichts heraus : alles endete da; daa 
Gencin entschied und verordnete den Verkauf und bewerk<- 
stellle auob die Uebertragung des Eigenthuma. Von setneii 
gewöhnlichen Amtsverricbtungen , weiche darin bealeheiit 
Recht zu sprechen zwischen den Bürgern, abweichend, halle 
es Handlungen zn verrichten, die unstreitig nur eine 
Ausübung der Befehle waren, die es als Rich«^ 
ier gegeben hatte. Nach dem neuen Geseti, im Ge- 
gentheil, hat das Gericht nur seine gewöhnliche und natttr«* 
liebe Amtaverricbtungeo behalten: es entscheidet alle Strei- 
tigkeiten, hebt alle Schwierigkeiten, welche den Verkauf 
der Güter hemmen auf, und vertraute dann die AuiS* 
Übung der durch Richterspruch gebotenen Zwangsvoll- 
Streckung einem Notar, welcher zum Verkauf schreitet, 
gerade wie er diess gewöhnlich thut in Folge eines Man«« 
data von einem freiwilligen Verkäufer. Das neue Geseta^ 
hat noch etwas mehr gewollt: neben den Notar hat es 
einen Aufseher gestellt, und bat desswegen den Frie-- 
densrichter eingeführt Drei Personen wohnen also jetsl 
dem Verkauf bei: der Friedeosrichter, der Notar und der 
creditor^ (oder geki Stellvertreter} auf dessen Ktege der 
Verkauf verodnet wurde. 

Dies sind die wichtigen Aenderuogen, welche das neue 
Gesetz in diesen TheU der Procedur emgefilhrt hat. Wie 
tm dem Ganzen erhellt ^ ist hier ein ganz neues System 
vorhanden. Desswegen köna^ wir nicht umhin die vor*- 
sehiedeiieB Systeme« welche wser Semit über diasen Punkt 
yorgesobfaigea hat, zu würdigea Und nebenbei müssen wir 
vnsern Usern beaserken, dass es höchst auffaUeod isl, wie 
unsere Representantenkammer über diesen Punkt so wie 
über viele andere Schwierigkeiten, weiche ein Gesetz übeK 
Zwa9gi¥^Nrock«iig darbietet,. binwesEiott» ^'^^ J^tzt sind 
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die Gesetzesvorschläge von unserer Kammer wobl erwogen 
worden; der Senat brauchte nur deren gut vorbereitete 
Arbeiten zu genehmigen. Wäre das etwa ein Zeichen des 
Verfalls unserer Kammer^ und eine Folge unseres neuen 
politischen Gesetzes, welches die öffentlichen Aemter md die 
gesetzgeberische Gewalt für unvereinbar erklärt? Schwere 
Frage, deren Lösung in dieser Arbeit ihren Platz natürlich 
nicht finden kann. Was sicher ist — und das Resultat 
mögen sich unsere deutschen Leser merken -^ seitdem die 
öffentlichen Beamten aus nnserm Parlamente ausgeschlossen 
sind, tragen unsere Gesetze den Charakter der Unvollkom- 
menheity welche sich durch die aufgeklärten Arbeiten und 
Discussionen unsers Senats glücklicherweise nicht merklich 
fühlen lässt. 

Wir sagten, dass das neue Gesetz in diesem Punkte 
heftig bestritten wurde. Vier Systeme sind über diese 
wichtige Frage vorhanden. 

Erstes System. Nach einer Meinung soll es nicht 
nöthig sein vor dem Richter erscheinen zu müssen, um die 
Gültigkeit einer Beschlagnahme, welche ja eben auf einem 
executorischen Titel beruht, anerkannt zu sehen. Die Be- 
schlagnahme sollte also gültig sein, wenn der verfolgte 
Schuldner keinen Einspruch thut. Die ganze Procedur, die 
zu jener Gültigkeit führen soll, ist f rustratorisch. Der Gang 
der Zwangsvollstreckung ist viel einfacher und viel rascher, 
wenn man, statt den Notar zum Verkauf der Güter schrei- 
ten zu lassen, dem Gerichte die adjudicatio überlässt, mit 
Weglassen aller im Code de procödure aufgehäuften un- 
nützen Formeln. Die Anhänger dieses Systems wollten 
also fast diesen ganzen Theil der Procedur wegstreichen, 
wenigstens alle Neuerungen die er enthält, und das System 
des Code Napoleon beibehalten, aber vereinfachen. In 
ihren Augen sollte sich das Gaiize auf folgendes reduciren : 
Eine blosse Ermahnung ergeht an den verfolgten Schuldner 
und an die creditoren, dass die Bedingungen des Kaufs in 
der Gerichtskanzlei deponirt sind; ein jeder wird aufgefor- 
dert seine Bemerkungen über diese Bedingungen zu machen, 
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und endlich wird allen betbeiligten Personen die Zeil be« 
stimmt, wo vor dem Gerieht zur adjudicatio der Liegen- 
schaften gfeschrilten wird. Ist dieses geschehen, so ist alles 
unwiderruflich gemacht, und die Procedur über Zwangs- 
vollstreckung hört auf. 

Zweites System. Nach Andern sollte die Procedur 
vor dem Gerichte, wie sie durch das neue Gesetz ange- 
nommen worden ist, beibehalten werden bis zum Urtheil, 
welches den Verkauf befiehlt. Aber dann schien es ihnen 
passender die Execution des Urtheils j d. h. den Verkauf 
deni Friedensrichter und seinem Actuarius anzuvertrauen, 
und den Notar auszuschliessen. Sie fanden darin eine Ver- 
einfachung der ganzen Zwangsvollstreckungsprocedur und 
eine Verminderung der Kosten für die betheiligten Par-* 
Iheien. Welche Rolle spielt nämlich der Notar in dem in 
Frage stehenden Verkauf? Zuerst, sagten sie, ist er ge- 
rufen seine gewöhnliche Rolle als Geschäftsmann zu spielen. 
In der Hinsicht nimmt er die vorläufigen Massregeln um 
der adjudicatio ihre gehörige Publicität zu geben und um 
viele Käufer anzuziehen. Zu dem Zweck vertraut man ihm 
die Aufsicht über Erfüllung aller dieses bezielende Formali- 
täten an, wie z. B. öffentliche Anschläge u. s. w« 

Ferner handelt der Notar als öfientlicher Beamter, als 
öffentliche Autorität, welche die Aufsicht über die adjudi- 
catio führen soll. 4u dem Zweck ist er beauftragt die 
Käufer, welche nicht angenommen werden können,. zurück- 
zuweisen und das Mehrgebot derer, die in den gesetzlichen 
Bedingungen sind> anzunehmen. 

Endlich ist der Notar Redacteür und Depositar öffent- 
licher Akte, er empfängt den Kaufakt, macht die Kaufbriefe 
und liefert sie den Personen ab , welche sie zu besitzen 
Interesse haben. 

Alle diese Amtsverrichtungen können sehr wohl, je 
nach ihrer Natur, andern Personen, welche an der gezwun- 
genen Veräusserung Tfaeil nehmen, auferlegt werden. Han- 
delt es sich darum als Geschäftsmann zu bandeln, durch 
Publioität Käufer anzulocken etc., so hat man ja denSach- 
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Walter (avoiie}| welcher des aUee billiger ab der Notar 
macben kami und so viel als jeder andere Interesse daran 
hat, dass das Gut za einem sehr hohen Preise steige » so- 
bald einmal das Urtheii, welches den Verkauf defimtir und 
unwiderruflich gebietet, gefällt ist. — Handell es sich ferner 
darum, eine Aafsicbt über die adjudioatio auszttiU>eo, die 
zahlungsunfähigen Käufer zurückzuweisen etc., so ist es 
Ökonomischer den Friedensrichter dazu zu gebrauchen. Er 
ist eben so fähig als der Notar, und wäre sonst passiver 
Zuschauer dieser Operationen. Und gerade weil er selbst 
unentgeltlich macht was er nach dem neuen Gesetze machen 
sieht, fallen die Honorare des Notars weg. 

Endlich was die Redaction, das Aufbewahren der Ori^ 
gioaie und das Abliefern der Kaufbriefe belriiD, warum 
könnte des Gericktsschreibers Aktuar das nicht macbeoi 
wie er es ja schon nach der Gesetzgebong des Code Na« 
polöon für die Mobilien- Verkäufe macht? Warum könnte 
er den betheiligten Parteien keine Kaufbriefe abliefern, da 
er ja solches thut jedesmal wenn ihnen das Gesetz gebietet 
einem Verkauf beizuwohnen? Welches wäre der hinläng- 
liche Grund für die Veräussernng der Liegenscbaflen Aus« 
nähme zu macben. In der That könnten viele Kosten er« 
spart werden, wenn diese Arbeit einem Manne, der zum 
Arbeilen bezahlt ist, auferlegt würde, und der, nach dem 
neuen Gesetz, bei der ganzen Procedur die Hände in den 
Schooss legt. 

Drittes System. Es ist dies das durch das neue 
Gesetz angenommene System. Es besteht, wie wir schon 
gesagt haben, darin dem Gerichte seine richterliche Funk- 
tionen zu erhalten, d. h. die Beschlagnahme durch Urtheils« 
Spruch als güllig zu erklären und dem Richter aufzulegen, 
alle Nebenklagen, welche die Beschlagnahme hervorrufen 
kann, unwiderruflich zu endigen. Dann wird ein Notar 
genannt, der, unter der Aufsicht eines Friedensrichteis, das 
Urtbeil, das den Verkauf gebietet, vollstrecken »9Ü. 

Ehe wir zu dem vierten System schrdten, wollen wir 
jedes dieser drei Systeme mit UnpsrtheilieUeit würdigen, 
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UDSweifelbafl st es, dM$ der Code de prooidure m 
diesem Tbeii der Procedur, einen Luxus von unnützen Form-* 
lichkeiteo entbieiti die schlinme Folgen für des Interesse 
des Schuldners sowohl als der Creditoren nach sich zogen. 3) 
Der Verkauf der Liegenschaften balle vor dem Gerichte 
selbst statt. Das Mehrgebot war den Sachwaltern anheim 
gefaUen. Sobald das Mehrgebot angefangen hatte, so zündete 
man nach und nach Kerzen an, welche jede ungefähr eine 
Minute dauerte. Der Mehrbietende war befreit^ sobald sein 
Mehrgebot durch ein anderes überstiegen war, obgleich 
letztes für null und nichtig erklärt wurde (Art^ 707 d pr.)« 
Die aiyedi^tio konnte erst nach Abbrennen von drei all- 
mfiblig artgezülideten Kerzen statt haben (Art. 708 c< pr.}. 
Waren viele Hdürbietende gegenwärtig, so wiederholte sich 
diese Fdrmlicbkeit öfters dreissig bis vierzig mikl. Man 
miss gestehen^ dass alle diese Formeln, welcher! drei Rich- 
ter rofaig beiwobnteti, gar nichts enthielten was die Würde 
der Migistratur hätte erhöhen können. Für Richter war 
das eine wenig AnstSndige Rolle. Aber da^ war noch der 
kleinste Mangel des Gesetzes. 

Die Creditoren und selbst der debiler hatten unstreitig 
Int^^ssO daran Käufer zu finden Und die Liegenschaft im 
höchsten Preise Zu verkaufen. Vor einem Gerichte konnten 
sie nun aber diese Käufer nicht finden, denn es gibt viele 
Leute ^ welche — allerdings mit Unrecht — nicht einmal 
die Schwelle des G^ichts betreten wolled« Ferner -^ und 
das ist wich^er — die Liegenschaft verkaufte sieh nicht 
am Orte» wo sie gelegen war, und wo sieb aber die na- 
türlichen Käufer befinden, sondern in einer gewissen, öfters 
grossen Entfernung (der SHz des Gericbts)) und vor Per- 
sonen, die man nicht kannte und zu denen man natürlich kein 
Zutrauen hatte. Waren diese Schwierigkeiten gelöst, und 
folglich eine gewisse Anzahl Lk^bhaber versummelt, so war 
desswegen noch nicht allen Uebelsitinden abgeholfen, denn 
die Liebhaber musslen ferner eioefi Aktuar anhören, der 



3) cf* Tit« 12 das Oede de i^rocddnre. 
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die Kaufbedingangen, an denen sie Nichts verstehen konn- 
ten, hervormarmelte. Diess nöthigte sie eben, sich in die 
Gerichtskanzlei zu begeben, um sich in Kenntniss davoti zu 
setzen. Dafür mussten sie aber Jemanden kennen, der mit 
dem Labyrinth des Gerichtshofes vertraut war. Praktisch 
genommen, war das wieder eine grosse Schwierigkeit. End- 
lich hatte die adjudicatio statt, aber mit einer solchen Schnel- 
ligkeit, dass die Liebhaber nicht einmal zum Ueberlegen 
Zeit bekamen. Nach der adjudicatio hatten sie noch das 
Mehrgebot und andere Unannehmlichkeiten zu fürchten, von 
denen einige zu Processen Anlass geben konnten. 

Was hat nun das neue Gesetz gemacht? Es hat dem 
Gerichte gelassen, was von seiner gewöhnlichen Gompetenz 
ist, nämlich die Entscheidung über die Gültigkeit der Be- 
schlagnahme. Das gefällte Urtheil hat den grossen Yortheil 
die ganze Procedur über Zwangsvollstreckung von seiner 
streitigen Seite zu befreien, d. h. die Formalitäten, die bis 
dahin, unter Strafe der Nullität, für die transcriptio der ge- 
richtlichen Aufforderung, für die eventuelle Beschlagnahme 
der Liegenschaft, zur Niederlegung der Kaufbedingungen, 
erfordert wurden, werden gewürdigt und als gUtig aner- 
kannt durch ein Urtheil, welches so zu sagen die ganze 
Lage regularisirt, weil es über alle Beschwerden, welche 
die betheiligten Partheien geltend machen können, bestimmt. 

Ist dieses geschehen, so wird die Ausübung des den 
Verkauf gebietenden Urtheils einem Notar anvertraut. Die- 
ser kann mit Sicherheit zu jenem Verkauf schreiten, weil 
der Richter erklärt hat, dass alles was bis zur Ernennung 
des Notars geschehen, gesetzlich ist. Man hat also keine 
neue Nebenumslände (incidents}, keine neue Rechlskniffe 
mehr zu fürchten. Dann können die Notare die Liegen- 
schaft zu einem hohen Preise treiben, weil sie erstens die 
Gewohnheit haben, Liegenschaften zu verkaufen, und sie 
desswegen das öffentliche Zutrauens gemessen, und zwei- 
tens, weil sie mit allen Personen der Gegend, wo die Güter 
gelegen sind, in Verkehr stehen, und sie folglich deren Zah- 
lungsfähigkeit Jcennen. Sie haben gewöhnlich das Zutrauen 

Digitized by VjOOQIC 



fi rassear, Geiets über ZwimgsvoUslreckasg in Belgieii. 61 

vieler Familien; es ist den Liebhabern leichter die Bedin- 
gungen des Kaufs, ihren wahren Werlb und Inhalt und 
überhaupt andere nälziiche Nachrichten beim Notar als bei 
einem Sachwalter, den sie nicht kennen, zu erhalten. Fttgl 
man nun noch hinzu, dass nach diesem Systeme die Güter 
nicht mehr in einem Orte verkauft werden, wo sie nicht 
geleiten sind, so wird man überzeugt, däss das neue Ge- 
setz, indem es die Richter von einer ihnen unwürdigen 
Rolle befreit, um sie dem durch den Friedensrichter be- 
wac)iten Notar anzuvertrauen, eine merkliche Verbesserung 
in unsere Gesetzgebung eingeführt hat. Es scheint uns nicht 
nöthig bemerken zu müssen, dass wir Anhänger dieses 
dritten eben benannten Systems sind. 

Wa3 das erste System anbelangt, welches die Gesetz- 
gebung Napoleons vereinfachen, aber beibehalten wollte, so 
mögen die Bemerkungen die wir über den Code de pro- 
c^dure und über die Gegenwart des Notar gemacht haben, 
genügen, um es zu verwerfen. Und wenn seine Anhänger 
hinzufügen, dass die Procedur um desto einfacher sein könnte 
als das Gericht ja gleich zum Verkauf schreiten und es unnöthig 
sein sollte, vor dem Richter erscheinen zu müssen damit 
die Gültigkeit der Beschlagnahme erklärt werde, die schon 
an sich auf einem executorischen Titel beruht, so fallen sie 
in einen grossen Irrthum. Vor dem Gerichte nämlich, han- 
delt es sich nicht hauptsächlich über die Titel und über 
alles was das Recht des creditors angeht, zu urtheilen; 
sondern vielmehr , wird daselbst die Gültigkeit der Beschlag- 
nahme, d. h. die Gültigkeit aller Akte, die bis zum 
Erscheinen vor dem Richter gemacht worden sind, entschieden. 

Wir verwerfen ebenfalls das zweite System. Es schliesst 
den Notar aus um dem Friedensrichter den Verkauf anzu- 
vertrauen , und bietet den betheiligten Partheien keine ge- 
hörige Garantie dar. Das dritte System ist schon in vielen 
Theilen unserer Gesetzgebung angenommen; überall wo 
Rechte zu bewahren sind, wenigstens Rechte von der in 
Frage stehenden Natur, findet man einerseits den Notar um 
zum Verkauf zu schreiten, and andererseits den Friedens- 
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ricbler, um d^n Notar za bewachen. Abo beiladet iiek 
auf einer Seite ein Agent, der so zn sagen Mann der bc«- 
theiUgten Partheien ist, und alle Vertrige, welche ^wisehen 
ihnen vorkommen können, bestätigen soll; «ad auf der an- 
dern Saue sieht der dffeailwhe Beamte (der Priedensridi-* 
tirr}, welcher ikber den Notar Aufsicht füren soll. 

So z. &. sehrcüet» nach dem Gesetz Ton 1616,^) der 
vom Gerichte ernannte Notar zum Verkauf, und der Frie- 
deasriobter bewacht das Interesse der Minderjährigen, wena 
der Vormund (tuteur) oder der Nebenrormnad (subroge^ 
tulear) nicht wachsam genug ist. Das nümliche hat Statt 
im Fall vom Falliment. Der Zweck des zweiten Systems 
ist nun eben alle betheiligten Personen, die ein Interesse 
in der Zwangsvolistreckang haben, ihrer reellen Garantie zu 
berauben. Es bestimmt, dass der Friedensrichter der eiazige 
Beamte sei, der eich mit der ZwangsvoUsIrecknng bescfatf** 
ligen, und also zugleich die Rdle eines Agenten und eines 
Aufsehers spielen soll; was unlogisch ist. Allerdings ist 
der von seinem Aktuar begleitete Friedensrichter filbig, das 
dem Notar angewiesene Amt zu verrichten; alierdings kann 
man aaf die Redlichkeit und die MoralitSt der Friedens^ 
rieiiter trauen; aber das aües bietet nicht äe Garantien, 
welche in dem in Frage stehenden Geschäfte erfordert wer» 
den, dar. Denn in |edem Geschtfte werden, neben der 
Capacität und der MoraMät, die man den eines Meatiichen 
Amtes bekleideten Personen immer zuschreiben mass, neeh 
speeieUe, dem Geschäft anhängende Garantien erfordert, 
wekhe die Anhänger des zweiten Systems eben aus den 
Augen geiassea haben. 

Ja noch mehr. Das System unser Gegner bietet sogar 
Gefahr dar, denn, würde man es aanebaien, so wäre es 
nicht immer der Friedensrichter, welcher der adjodioatte 
beiwohnen würde. Der Friedensrichter kann abwesend sein, 
oder seine Stefle kann aus dieser oder jener Ursache ^Xkm 
sein; es mllsste in dem Fall ein oft ungebildeter fitellver« 



4) Oesets aber den Verkaaf der Ottter von Ifinderjihrisen. 

Digitized by VjOOQIC 



Bfaideur, Gesell ifter ZinrMgivelblraABig to Belflea. 63 

treter ekiem QecoUft beiwohnen, in welohem InteresMii 
von der graten Wichtigkeit im Spiele stelicfi. 

Uebrigens, wann man eine Pereon wegetreieheii will, 
vrarum nichl sowohl den Friedeneifchter wegbssen und dem 
Noter allein die ei^Qdicatio überlaeeen? Auf diese Art 
würde man wonigetene eine Verwirrung von Amifgewatt 
vermeiden. Aus eben demselben Grunde nämlicii wwnun 
man den Friedeneriohlern Capaeiiät, Uorailität und Ehrlich- 
keit zufdireiM, onus man lüeeelben fiigenedNifien auch den 
Noiaren zumulhee. Es wftre nun deeto rationeller den Frie- 
densricbter wegzulassen, als es des Nciars gewJUinlieiM 
Geschult ist, Akte von der in Frage stehen4»i Natur v^-« 
Bunehmen, nnd der Friedensriditer vielmehr Reahl unter 
den Partheipa sprechen ß(M. 

faktisch fenommen, kann fernem ineht gieieagnet «rer» 
den, dass der €har«kler des Agenten, der Eom Ver^attf 
schreitet, eineii groMen Eiofliiss auf den Kan^eis hat. 
Dmr Noiar, welcher sein Amt tn einem fiezirke verricUet, 
wo er sehr gut gekannt ist, erdätt anstreitig einen httheni 
Preis als wenn der Verkauf dureh den dem Kinfer last an«* 
bekannte Beamten stall bal. 

Endlich nqss nech bemerkt werden, dass nSemand 
besser ab der liotar die ZahlnngsElhigkeit d^ Bezufltsbe-» 
wehner keamen kann. Der Friedensricbter, 4er sieh nnr 
im FaM de einmi Proaess haben^ mit ihnen im iCenInkte befin*? 
dfit, köflHoert sich wenig «m äire Solvenz, und JmmI m 
daher nadiL Unstnekig wird ahso der Noter , widcher sieh 
tiiglich mit ihnen in fiescbäftsverUnäeog befaidaft, in diesem 
Fall mehr IHenste lekiten eis der FrieddAsriditer. 

Was nnn die dkeoomisahe Seito, die Msere Cegner 
in Betracht gezog/ra Jbahen, anbelangt, so sind wir über-» 
neogt, dass m ihrem Sysleme die Kosten nicht germier 
sein können. Streicht mao «fimbeb die Kotare weg, so 
DHUS man immer Agenten heben, welche die dem Verkauf 
vemngehende FormaUlätaa erfllUeo eoUen. Diese Agenten 
wären die gadiwaller, dercQ Honorsur im desto b^ber m 
efangM fcfime» eis m Ar Amt nieht m ihrem Wetaorte, 

■ Digitized by VjOOQ IC 



64 Brasseur, Clefeis Aber ZwttVgiv^flHckiiQg in Belgien. 

sondern nur in einer gewissen , oft grossen, Eolfernung 
verrichten könnten. Uebrigens sehen wir gar nicht ein 
warum um die Kosten zu vermindern, das Honorar der 
Notare gesetzlich nicht festbestimmt werden könnte, was 
übrigens in der jetzigen Lage der Dinge um desto nölhi- 
ger wird, als die Notare nicht immer in der Hinsicht ver- 
ständig sind. 

Viertes System. Es ist dies eine Ausdehnung des 
durch das neue Gesetz angenommenen Systems. Es nimmt 
alle Neuerungen des dritten Systems an, aber es fordert 
das wohlthätige Eintreten des Notars viel früher als nach 
dem Richterspruch, so wie das neue Gesetz bestimmt hat. 
Der Notar soll nämlich die Kaufbedingnngen auCsietzen, (nicht 
zu vergessen, dass sie vor dem Richterspruch ge- 
macht werden 1} weil, wie man nach diesem System be- 
hauptet, es eine wahre Anomalie ist, dass der Sachwal- 
ter (avonö) die Kaufbedingungen mache und der Notar 
zum Verkauf schreite. Der Notar ist der rechte Mann 
jedesmal^ wenn es sich um einen Verkauf handelt; er 
kennt am besten die Gewohnheiten der Gegend und die 
Neigung der Liebhaber; er allein soll also auch die den 
Verkauf betreffenden Formalitäten erfüllen, und vorzüglich 
die Bedingungen des Kaufs aufsetzen. Besser als jeder 
andere (fanmer unter der Aufsicht des Friedensrichters!} 
kann er die Loose nach den LokaUedürfnissen vertheUen. 
Er muss, je nach den Umständen, zu einem Verkaufe in 
Masse öder zu einem DetaUverkauf schreiten können. Er 
muss endlich die Kaufbedingungen nachher noch abändern 
können, im Interesse des debitors und der creditoren. Sind 
aber die Kaufbedingungen vom Sachwalter gemacht, so 
können grosse Schwierigkeiten eintreten, weil der Sach- 
walter nicht ^zum Verkauf schreitet, Und, im Augenblick 
des Verkaufs, nicht einmal an Ort und SteUe ist. 

Wir glauben, dass unser Gesetzgeber besser gethan 
hätte dieses letzte System anzunehmen^ Allerdings was er 
gemacht hat, ist ein grosser Fortschritt; aber gerade weil 
er selbst angenommen hat, das6 der Notar der eigentljohe 
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Mann ist um zum Verkauf zu schreiten, so hätte er sich con** 
sequent bleiben und die Stütze des Notars in seinem[Ganzen 
annehmen sollen, vom Moment der Redaktion der Kauf- 
bedingungen an bis zum Verkauf. Er hätte dies thun 
sollen, sogar in der Hypothese — * die aber sehr zu be- 
streiten ist — dass diese Art zu verfahren etwas mehr 
gekostet hätte. Die Argumente, welche die Anhänger 
des dritten Systems angeführt haben, um die Gegenwart 
des Notars in der Zwangsvollstreckung an Liegenschaften 
zu billigen, liefern den besten Beweis, dass man dies vierte 
System hätte annehmen sollen. Allerdings sagt das neue 
Gesetz nicht förmlich aus, dass die Bedingungen des Kaufs 
durch den Sachwalter aufgesetzt werden müssen, aber die 
geht Folgeweise aus dem hervor, dass der Notar, nach dem 
dritten System erst nach der Redaktion der Kaufbedin« 
gungen genannt wird. Man hat zwar eingewendet, dass 
der Sachwalter, vfenn er die Kaufbedingungen aufsetzen 
soll, einen Notar zu Rathe ziehen kann ; aber das beweist 
ja grade, dass es schicklicher ist, dem Notar direkt 
diese Arbeit aufzulegen. Endlich glauben wir denen, die 
eingewendet haben, dass der Notar noch nicht gekannt sei 
im Augenblicke wo die Kaufhedingungen gemacht werden, 
und er sie desshalb nicht aufsetzen könne, bemerken zu 
müssen, dass man nur den Gang der Procedur, den dasi 
neue Gesetz eingeschlagen hat, zu ändern gebraucht hätte« 
So viel über die heftigen Debatten, welche über diesen 
wichtigen Punkt der Procedur statt fanden; es schien uns 
nothwendig, unsern Lesern eine kurze Analyse diesefc 
Coniroverse zu geben. 

V]) Procedur die dem Verkauf vorangeht 
und von dem Notar geleitet wird. Das Origi- 
nal der Kaufbedingung, das zuvorderst in die Gerichts- 
kanzlei deponirt werden muss, und die beglaubigte Ab- 
schrift (exp^ition) des Urtheils werden dem Notar abr 
geliefert, welcher mit dem Verkauf beauftragt worden ist 
(Art. 38}. Der Notar wird öffentliche, den Verkauf an- 
kündigende Anschläge machen lassen. Diese Art von Publi« 

XHl. Mfdkr. /• AmImw. UYU. »d. i, Utfu 6 
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cH8t» *we6 ^19 Details anb^langi, ist fart die nümliche wie 
unter dem Code Napol^oa (cf. Art. 39, 40, 41 und 42 
des «euen Gesetzes; Art. 683, 684, 685 und 687 des 
Code de procödure civile. Bemerkenswerth nur ist, dass 
kein ÖffentUcber Anschlag mehr an der Siteungsthüre des 
Gerichts erster Instanz und des Friedensrichters gemacht 
Verden mjiss, weil dazu keine Nothwendigkdt vorhanden 
war. Dieser vom alten Gesetze ent&ltele Luxus von An- 
srigen hatte in der Praxis nur eine sichere Wirkung, 
niimlicb die Kosten zu vergrösseni. 

VI} Proceduf, weiche den Verkauf der 
Liegenschaften begleitet 

1) An dem für die adjadicatk) festgesetzten Tage wird 
zmn Verkauf geschritten, (auf Begehren, im Namen ; a h 
requdte) des verftrigenden creditörs, oder im Namen eoes 
inscribirten oreditors, in Ermangelung des ersten (Art. 44}. 

2} Die adjudioation muss in Gegenwart des Friedens- 
richters statt haben (Art. 44}. 

8} Erreicht das Gut nicht mehr als fünbehnmal den 
Cadastralwerth, so muss der Friedems'iciiter eine zweite 
Sitzung bestimmen^ in welcher der Verkauf wiedi» statt 
baben soll, und zwar in einer Frist von wensgstens zwan« 
ng Tagen und von hdcfastens dreissig Tagmi. kk diesem 
Zwischenraum werden wenigstens zei» Tage vor der zwei«* 
ten Sitzung neue öffentHcbe AnscUige gemacht, unter 
der Fürsorge des Notars, der persj^nlieh filr die ErfdHung 
dieser Formalitat haftet* In dieser zweiten Sitzung wii^ 
der Notar den Meistbietenden das Gut zuschlagen, wenn 
auch der Preis kleiner als fünfzehn Mal des Gadasirid-* 
werths ist (Art. 45}. Unter der alten Geselzgebmig be- 
stand dieser Artikri nicht; er hat eine glückliche Aen- 
derung in die Zwangsvollstreckungsprocedur gebracht. Sein 
Zweck ist allen betheiligten Partheien die Garantie zu ge-* 
ben, dass das Gut nicht zu einem zu niedrigen Preise 
verkauft werde. Diese kluge Maasregel ist tiieilweise um 
den Brümärgesetz anno VB geschifft worden. Sie hat 
iea grossen Ywtheil, das Uebergebot (srnrenditee}, 
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Wekfc«s Ulker dem Oode Nftpotöon fti Föl^ Asir Art. 711 A 
des CoJb 4^ ^ptmidnte beit»iid, MAüte ;tu niieMA. Dem^ 
trejgfeii ität auch die ganise IVt^oediif 4eä CJätot'gebots tfült 
cletai näu^n Gtesdtae tvegg^a^iMi <(rof4ea: uktd iai» Mil 
Bedht, ^iiH <eä bot ^rd$M S^lnvi^keiteii du*, bi« ^Hitttt 
vor der Protse^ir ded Vtk^gebois MtferiM oft die Lieb- 
haber, 'tfnd Jen^ Procedur gab MNifig Anikas M Pr^üeA^to, 
^eicle ^a igütes G^etis s6 vied als inOgM v«flrntciiSfci 
thu$^. Haft braacfat nur ^wt SatümM^ t(m ftßditMf ifN 
tßheh in Hlie Hand 2« «ebneft, ui^ äieh ^h tIberisMgett, 
211 wie yfel is^trfarigeA fallen aie AtilftM gegebt^n IM. 
6äs V&berge)»ot mirde c^tierseils än^^feiiittelj aAda^etnidMi 
Tertheidigty find d^ Käufer ein^ dM Ueber^bot «tt^^ 
le^tworfen^ Liegenschaft fand stüh lang^ iS^ liindntdk 
in einer inerdriesäichen Lagpe, diamt er Wufisl^ ja niiM 
ob et Eigf^^hämer bleibet würde dder nicht. 

4} 0«r Notar kann da^ Hehrbieten der ihm itnb^ 
kannten Peri^onen, oder deren IdentltSt öder Solteni ihta 
nft^t hinrdoh^nd bewieden sind, imrüokweis^. Der Eweäk 
d«^r fiinriohtüng bratichl keiner Erdrtertitf^ (AR 46). 

i)A^ sind die Vor^tchtsmaasrögeln, wache 4^ ^iett«^ 
geber zu nehmen tat gnl fand wHbrt^nd def 1^ei%de der 
adJtiAcMk). Unsere Leser werden tfSkbn bemeitt Irälbdn, 
dass mM aus dem neuen Greselze dHe zwecklosen f^er^ 
matttdien^ welche dnrch die ArU ?07ff. des CöiU^ 
proc^dure vergfeschrteben sind, wegigelaifts^ ^t. Es%&i 
das jelzigfe Gesetz ein ganz tieUes Verfahren hinsichflklh 
des V^aof s der Liegenschalten eingetVhrt, fMkh Mnet 
aer M dieser Arbe» uriler Nr. TI erwähnten vier ArtSkel 
bestand ver dem neuen Gesetz. Im ganzen getoottnüen, ' 
M nisö das Oese^ des Code NapoI6dn, ih diesem Thdie 
der ProeeAir, gfinzlieh abgeschabt, und man hat nur den 
Art. t09, hinsichtlich der Angdtong des Auftragsgebens, 
beibehalten, natürlich mit den AbSndernngen, welche die 
ganise deconomie der neuen Procedur bervorgertifen hat 

(Im dieses Kapitel zti endigen, bleibt ims jetzt noch 
rM 2Wd Punkten zu 'Sjprechen; nSmlicfr: vt>n döu l^er-* 

6# 
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0onen, die gesetzlich unfähig sind Käufer 
zu werden, und von den Wirkungen des in 
Frage stehenden Verkaufs. Was den ersten 
Punkt anbelangt, so hat das neue Gesetz den Art. 713 
des Code de proc^ der davon handelt, gänzlich umgeändert. 
1) Nach dem Art. 713 hat(e der Verkauf vordem 
Gerichte statt, und es lässt sich bis auf einen gewissen 
Punkt rechtfertigen, dass die verschiedenen Mitglieder deß 
Gerichts, an welchem der Verkauf verfolgt wurde und an 
welchem er statt hatte, unßihig erklärt wurden Käufer zu 
werden, weil sie auf den Verkauf einen grossen Einfluss 
ausüben konnten. Da aber jetzt das Gericht seine Rolle 
gespielt hat, wenn das die Beschlagnahme giltig erklä- 
rende Urtheil gerällt ist, so war kein triftiger Grund mehr 
vorhanden, die in Frage stehende Incapacität beizubehal- 
ten, wenigstens nicht hinsichtlich der Mitglieder des Ge- 
richts und der beim Gericht angestellten öffentlichen Behörde 
Cofficiers du ministöre public), welche keinen Theil am 
Urtheil nehmen. Dies Prinzip ist ins neue Gesetz einge-' 
tragen worden, da der Art. 48 1. bestimmt: der Notar kann 
nicht als Käufer annehmen : die Richter und die Mitglieder 
der beim Gericht angestellten öffentlichen Behörde, welche 
an den gefällten Urtheilen Theil nehmen; der Friedens- 
richter und sein Aktuar, die dem Verkauf beiwohnen, 
2} Sind ferner unfähig Käufer zu werden : der Schuldner 
und sein Gatte (Art. 48 2. und 3.). 3) Die in Frage 
stehende Incapacität dehnt sich auch auf den tutor oder 
Curator des Schuldners aus (Art 48 4.}, Diese Inca- 
pacität ist eingeführt worden, um den dolus, dessen jene 
Personen, ihrer Stelle wegen, sich leicht hätten schuldig 
machen können, zu verhindern. So z. B. könnte der tutor 
mit der Beschlagnahme speculiren, oder sich mit den cre- 
ditoren des Minderjährigen oder des Interdikten einver« 
stehen, um die Beschlagnahme unvermeidlich zu machen. 
Uebrigens sind die tutoren und curatoren durch die Natur 
ihres Amtes berufen, das Interesse der Minderjährigen zu 
beschützen und. zu bewahren. Man könnte dither nicht 
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annehmen, dass sie in einer die Minderjtthrigen betraf-- 
fenden adjudicatio eine Stellung annehmen würden , in 
welcher ihr Interesse dem der Minderjährigen entgegen- 
gesetzt wäre. Die in Frage stehende Incapacität ist ab- 
solut: es war dies das einzige Mittel jede Spekuhition 
auf die Beschlagnahme zu verhindern. 4} Ist ferner un- 
fähig zu kaufen : der Sachwalter (]avou6) des verfolgen- 
den creditorSy wenn er in seinem persönlichen 
Namen kaufen will. Jedoch fällt jene Unfähigkeit weg, 
wenn er inscribirter creditor ist, oder chirographarischer 
creditor mit einem vor der Beschlagnahme, bestehenden 
executorischen Titel (Art. 48 6.). Nach dem Code Na- 
poleon konnte der Sachwalter Käufer in seinem eigenen 
Namen werden. Im neuen Gesetze hat man das Gegen- 
theil angenommen, weil zu befürchten ist, dass der Sach- 
walter des verfolgenden creditors seine günstige Stel- 
lung im Process leicht missbrauchen kann. Andererseits 
aber ist diese Incapacität nicht absolut, weil es gerecht 
ist, dass der Sachwalter, wie jeder andere, seine Interessen 
bewache, wenn er gesetzlicher creditor ist, und seine 
Schuldforderung eintreibt. 5) Endlich können die noto- 
risch insolventen Personen nicht Käufer werden (Art. 48 6.}, 
Wir glauben bemerken zu müssen, dass der eben be- 
sprochene Artikel alle durch das neue Gesetz angenom- 
menen Unfähigkeiten enthält. Er ist also beschränkend, 
lind die im Art. 1596 des Code civil enthaltenen Un- 
fähigkeiten können in dieser Materie gar keine Anwen- 
dung finden. 

Der Artikel 48 endet mit einer sehr wichtigen Be- 
stimmung, deren Nothwendigkeit durch die Erfahrung be- 
wiesen ist. Er schreibt vor: der Notar kann in jedem 
falle vofn Käufer Caution fordern» Ist die Caution nicht 
im Momente des Verkaufs gefordert worden , so kann 
das Gericht, auf das Begehren des verfolgenden creditors, 
oder eines der inscribirten creditoren oder deren gericht- 
liche Aufforderung transcribirt worden ist, oder sogar des 
debitors selbst, je nach den Umständen, befehlen, dass 
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d«« Kga^^i; Cime 4qr9k d^ Ujipthsi^ bQ||itin|«A) Siimme. 9]«, 
(ijtttim ni^evlQge (]Aj^t. 48 ^l&jh (tt^^ie. Besliimnung 
fiÜM ^flfl y^^Oi Mok« «u% de^^B es. begreift siph. LeM4,, 
di|fi$ ß,(t im Ai^eDblipkQ d«s Ve^^auf s fc^ine C^UitiOQ gß-^ 
fM^\ ^«^^r wQii (Mr E^uf^ i|i c^m l^Q9iei^ völlig)» 
SMIief^f»|t d^rbi^tat. Abßv 4ie/;e4' hli^hc^ Zo^istand kei^c 
si(A ^^^: ^f^^ ii^ 1*^8^ ^ Puf9];fii nßch der a^yu- 
<i»<l^tf^ ^W^pl^lip)! Vfei'd^Qf ]ß$ war ^l^ok uiiuingliogliQh. 
i)^tbwQß4l^ #? Ii)tofes)9e9 d^ eredikM^ei^ qn4' d^s d^^ 
llÄfiK^, %« ^.w^iff^n, Das, Ge^iq^t wifd; bfler» i^aqh Eia-- 
2|i^ <}f999 l^hataiohen, i^\ mnem Gutdünlien; urUieitei^., 

W^ifl^ 91^ den, 9^eiteii P4}nh|t, d. b. die, Wirkßf^n. 
4m y«k^>{ na^b Zw^g&voMreijKiing, anbelaipgt,, jjq, 
ül)erf^9 yfi^ ibn , w^l er fß^t. iiß nörtliph^, Wiedar^ 
IwrfWW *r: W de» M TtSj, Z16^ 71 X unij, '2;34 «Jes 
C94{^ d^ p^ofi^durq entbaJlfc^^a B^stwinMng^n isil. 

Ii[a,pitel Ifjf Von dea beim« Verfolg o^ner lmmf>r 
I^lMur -«^ Bej$(;htf giiahme yorkocnmenden, Zwisph^punkten, 

D,ei; ifesfol^ndp, creditor^ dex Schuldner u^c^ die in- 
sgisifeiyrt^i ^reditpr^n sind mii^inaind^ vor Qeriipbt verbunden, 
D^ 9^er ^in i^l^^fach^, (nl^pesse aqf deip, Spiele ste.H 
1^0qp^ of^ NebenpnnlM^ YOi:kQnunen ,. welche ipom^i;!-? 
tan d€^ Gang der Procedui: hemipem Der Zweck, des/ 
Gi^Sf^^z^i^rs^ 9)U^stie, ^Iso sein.» die«p Nebenpunkta so 
S(f)^t ])}f WPglu^V tibzuljertigeji., damit da$. En^re^l^Mat, 
ni^t a^u, Y«el gebemj^,t sei. Dieses Kopite) sqll nw "(ii^, 
ZßfA ^, Nqbenpunktq yexipjndera (üb Code d0 ]^rQcedure> 
sind deren zu viel) , die Frist in welcher sie. bebandell 
y/Mäen. i^lissen , bestimmen,, und iiß Formen festsetzen, ^ 
in W9l|i?ben: s|e eingeleitet und entschieden werden n^jussen^^ 
Sf^^qU iff erster Instenjz^ als. in Appell. 

^vf^i allgemein^ Prinzipien beherr>schen diese, g^nze 
lllJal^iie. 1), Alle. Ne^nenklagen , die beim Verfolg, einer 
ImmQM^ar-Bi^&cbtegnjahme vorHomroen. können, sind des 
YWausgeh^nden yersupb!s,d^r Versöhnung enthobei?. 3).Si^. 
ziebei) eiQcn, A^fsch^b, der definitiven adjudicafio. naph ^iph^^ 
bi§,^in Uflft,# ge^H vJüd, welches, völlige Kraft der res 



Digitized by VjOOQIC 



jadical» h«ben mnss. Diese zwei Prinaipfon, welche nehm 
der Code de procödmre aufgeno^mmen hatte, sind k» neireii 
Gesetze beii)ehalteii worden (Art. 718 des Code de prott. ei 
Art^ 55 des^ neuen Gesetzes^; bloss spricht sieb das neue 
Gesetz bestimmler und klarer darftber aus. Es besUhiflil) 
dass jede Nebenklag« di^ Vertheidigangsnitittel waii die 
Conclusionen (moyenz et conclusion}' enthalte, mid rm 
einem' Sachwalter eingeleitet wevde. Es bestimmt ferner, 
dass £ese Nebensachen nicht allein sumnrarisich (wie 
slcb^ das alte Gesetz ansdrttokte), sondern aach als drin-* 
ge'nd behandelt werden; es gibt der Procedur also eine 
grössere Schnelligkeit, weil durch diesen Zusatz die Ge^ 
riehtsfefien nicht mehr die adjudioatio hemmen können*. 
Endlich gebietet es, dass das Geschäft der öiTentlicbetf 
Gerichtsbehörde (ministere public) mitgetheilt werde, de-* 
ren wachsames Auge die Beobachtung der Gesetzesvoi^ 
Schriften bewerkstellen soll. 

Das ist der Hauptcharakter den jede Nebenklage beM 
Verfolg einer Immobiliar-Beschlagnahme naeh dem neuen 
Gesetze bekommeiv hat«- Da wir jetzt das Prinzip dibsäp 
Materie kennen, so können wir summarisch die Yet^ 
s-chiedenen Nebenklagen die im Laufb eirter Be^ 
schlagnahme vorkommen können und die durch das jetzijifer' 
Gesetz geregelt worden sind, durchgehen. 

I) Att. &6 — 62. Diese Artikel Betreffen die Ver-* 
bindung verschiedener Beschlagnahmen von versehiedenen<' 
Gütern, die vor dem nämlichen Gerichte betrieben wer-* 
den; die Viereinigung in eine einzige Procedur, um zu' 
einem einzigen Verkauf zu kommen ; — und' endlich die 
subrogatio, die aus einer doppelten Beschlagnahme folgen' 
kann, wenn der creditor die zweite ihm' angekündigte 
Beschlagnahme nicht verfolgt. Wir gehen nicht ins Db*-' 
t'ail- dieser Sfaterie ein, weil sie nur eine fast' wörtliche' 
Wiederholung der Art. 719, 720, 721, 722; 724 uhd» 
726^ des Code de procödure ist. 

II)' Art'. 62 — 6 6. Diese' Awikel' behandelfa die 
2)erstückelangsklage, welche z^itn ZVvecKe hat, allö oder 
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einige in der Beschlagnahme begriffene Liegimschaften za 
vindiciren, wenn man es für rathsam httlt sie incidenter 
in der ZwangsvoUstreckungsprocedur anzustellen. Diese 
Klage soll also das Interesse dritter Personen bewahren, 
welche Eigenthümer aller oder einiger in Beschlag ge<- 
nommenen Güter sind. Der Verkauf einer fremden Sache 
muss allerdings null sein. 

Weil nun jenes juristische Prinzip in dien Gesetz- 
gebungen anericannt werden muss, hat man den Eigen- 
thümern der in Beschlag genommenen Güter (die aber 
der Zwangsvollstreckung fremd sind} eine actio gegeben, 
um den Verkauf der ihnen zugehörenden Liegenschaft zu 
verhindern, ihr Eigenthum von dem des debitors zu tren- 
nen und zu veräussern. Was die Dataiis anbelangt, so 
verweisen wir unsere Leser an die Art. 727, 728, 729 
und 730 des Code de procedure, welche beinahe beibe- 
halten worden sind. Nur eine Unterscheidung, die im 
neuen Gesetz gemacht worden ist, verdient einer Erwägung. 

Ist die Distractionsklage vor dem über die Gül- 
tigkeit der Beschlagnahme sprechenden Ur- 
theile angestellt, so wird sie gegen den verfolgenden 
creditor, gegen den debitor, gegen den ersten inscribir- 
ten creditor, oder wenn dieser der verfolgende creditor 
selbst ist, gegen den nächstfolgenden inscribirten credi- 
tor angebracht. Ist im Gegentheil die Vindicationsklage 
nach dem über die Gültigkeit der Beschlag- 
nahme fällenden Urtheile angestellt, so wird sie 
dem Notar notificirt, welcher gezwungen ist Meldung davon 
zu machen am Ende der Kaufbedingungen, und jede an- 
dere Operation auszusetzen. 

ni) Art. 6 6 — 6 8. Diese Artikel handeln von 
den Nullitätsklagen oder der peremtio der Procedur. Sind 
die Klagen gegen die Procedur, welche vor dem über 
die Gültigkeit der Beschlagnahme fällenden Urtheile ge- 
macht worden ist, angestellt, so müssen sie, unter Strafe 
des Verfalls, vor dem Schlosse der Debatten über die 
Gültigkeit der Beschlagnahme, angebracht werden. Sind 
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sie aber gegen die Frocedur^ welche nach dem Über 
die Gültigkeit der Beschlagnahme sprechenden Urtheile 
gemacht worden ist, angestellt, so müssen sie, unter der 
nämlichen Strafe, spätestens acht Tage vor der adjudicatio, 
angebracht werden. 

IV) Art. 6 8. Dieser Artikel sieht den Fall vor, 
wo nach dem Urtheil, welches den Verkauf gebietet, Schwie- 
rigkeiten zwischen den Partheien hinsichtlich der Ausübung, 
aufgeworfen werden. Der Bericht eines Richters (le juge 
de r^förö) statuirt über diese Schwierigkeiten. Diese Haas- 
regel, welche eine Neuerung ist, ist im Interesse alier 
betheiligten Partheien. 

(SchloM folict.) 

IV. 

Die neuesten Fortschritte der Strafrechtswissen- 
schaft in Frankreich. 

Geprüft 

von 

niltteriiialer« 



i. Hisloire du droit critninel des peuples modernes considere dans 
ses rapporte avu les progres de la cwilisaHon d*apris la chuie de Vem- 
pire romain jusgu* an XIX siede par Alberi du Boys ancien magisirai, 
Pans 185^ che* Durand, 

2. Tratte de V inslruction criminelle au theorie du Code d* in" 
struction par Faustin Helie. Vol, V. Paris 1853, 

3. Cours elhnefttaire,'de droit criminel par Trebutien, Vol, IL 
Pans i854. 

4. Lesons de tegisiaiion ciiminelle — appendke au Cours de Code 
penal par Bertauld, Paris i854. 

Indem wir wünschen, unseren Lesern ein treues Bild 
von den Fortschritten des wissenschaftlichen Lebens in 
Frankreich in der Anwendung auf Strafrecht und Straf- 
verfahren zu geben, knüpfen wir an den Aufsatz Nr. XXI 
im vorigen Hefte an. Es sind vorzüglich 4 in neuester 
Zeit in Frankreich erschienene Werke (deren Titel oben 
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angegeben würden), weiehe den: Geist der wissenschaftli- 
eben Leisfttingen i» Fache des RecKts ia England nach- 
zuweisen geeignet sind» Wir freuen uss ausspreeiimi zt» 
dürfen, dass Forisehritte bemerkbar smd, und die i» kernt 
Landesgränze gebundene Wissenschaft die neuesten F(Nr«- 
sdi«ngen in Fcanfcreibh dankbar benutzen wird* Fitv die 
Gescfaiehte des Strafrechts Kefert das unter Nr; I genannter 
Werk von du Boya erhebticfae Beiträge. Der Verf. haitte 
befeils 1845 seine Geschichte des Sirafrecfafts bei dea 
alten Völkern herausgegeben und darin vorzüglieh die 
Gesehtcbte des römischen Strafrechts bis Conatantin und 
Theodos entwickelt. Das hier vorliegendie Werk darf als 
Forlsetzung des früheren- betrachiet werden, und bezweckt 
die Darstellung der Ausbildung des Strafrechts bei den 
Völkern, welche das heutige Europa ausmachen unter 
dem Einflüsse des Christenthums , dessen heilbringende 
Wirkungen in Bezug auf das Strafrecht der Verfasser 
überall begeistert mit Recht hervorhebt Die Wissen- 
schaftlichkeit des Werkes spricht sich vorzüglich in der 
Art aus, wie der Verfasser überall auf die Grundideen 
zurückgeht, welche auf die Civilisaiion in ihrer Richtung 
auf die Vorstellungen ein Strafrecht wirkten, und in der 
sorgfältigen Benützung der Quellen, welche die Art der 
Fortbildung dieser Ideen bei den verschiedenen VölkeriL 
zeigte, besonders erfreulich ist das Streben nach' Gründ^- 
lichkeit, mit welcher die wissenschaftlichen Forschungen 
aller Länder (der Verf. kennt auch die deutschen rechts- 
historischen. Arbeiten} vom Verfasser benutzt und ver- 
ständig geprüft werden. Der Verfasser beginnt im. p. 10. 
nachzuweisen , wie schon in den ersten Atiffingen eines 
Volkes die Idee des Rechts und der Vergeltung, obwohl 
noch unklar^ und die Idee der Blutrache (der Verfi gibt 
p* 12^—34 aus den ältesten Quellen der verschiedenen 
Völker reiche Nachweisungen) sich ausspricllt, aber fHih 
schon, (obwohl' Amfängs ungenügend]) die (aus einem mo- 
ndisoben Instinkt^ stammende} Ansicht? sieb geltend macht, 
diesem Racbedurst einen» Damm^ entgegenzusettsen. Unter 
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dw angdflthrtea Zeugateseo für üß BhUraobc verdidnen 
^ufih üß Angaben der Missionäre und Reisenden (p. 15} 
Be««bliing/ ebenso wie die Erörterung^ wie weit bei den 
slavischen YöUs^rn diese Sitte vorkam. Der Verfasse;^ 
%eigt dann (p. 24} wie dies Institut mit der ursprunj^'« 
liqbeix Bildung der Familie zusammenhängt und die Idee 
der JiASliz der bürgeclicl^n Gesellschaft wegjen verübtet 
Verbrechen six^b ausbildete (pw 34) ; wifd richtig geseigli 
wici b^ dein Yölkern celtisehea Ursprungs anders, als bei 
den germanischea die Idee sich entwickelte. Sie Ai:beit 
wser^ Wilda ist vielfach henutzt. Pagegen scbaintj der. 
yer(a«;9^r das Wqrk von Schaffner, beschichte der Rechts- 
ve^fa^sung Frankreichs, wo er Band I S. Sill das, genn« 
$ira&echt schildert, so wie. die Werke voa Rosshirt» 
Zöpfl, Walter ni^ht gekannt zu haben. Das erste. Buch, 
bj^ndelt von der sogenannten Periode der Barbarea (der 
Zeit)» Das zweit« Buch (p, 335} von der Periode 
d^, Uebergewüchts des geistlichea Elnflusjies. Das erste. 
Buch entanrickelt zuerst das germanische Slcafrecht, und 
vom. Cap. X aq die A,tthnlichkeit germanischer Reehtsaa- 
&icbtea mit< denen anderer wilden Völker nacl) den Zeugms*« 
sen der Reifenden ua^d nach den Chroniken (p, 247}^ 
J^ia^e gxQSSßte AusCührung ist der Entwicklung der Ge- 
s.o)iichte des musehnanischea StraCrecbts. gewidmet. -^ la 
dqr Geschichte des. germanischen Strafrecbts« vjerweilt der 
Vejff. (jp. 46) zuerst bei der Ausbildung dej; Blutrache^ 
teil d^en Germanen,, wobei der Verf. gut die norÄschea 
Quellen (Gragas, Gulathing u. A. benutzt)! übei^lL mit 
Nachweisung wie die Völker &chon Mittel ersannen, um. 
die Blutlache abzuwenden. Mit Recht verweilt der V«rL 
[>» M besonders, bei der Theokratie und ihrem ßin&usse 
imf Stfjafrecht; der Verf. meint, daas bei dea scandina^ 
yischea Völkern die Tbeokratie strenger durchgeführt war 
als bei. andern germanischen Völkern ; bei der Frage : ob 
l^en^chenoffer vorkamen, bedauert man» dass. der Ver/. 
die treffliche: Abhandlung von Mänter, Geschichte der Ein-* 
Tubrwg des Chrifltenthuma S. 136 nicht kannte; bei dea» 
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slavischcn Völkern findet er p. 68 eine stärkere Aus- 
bildung des Einflusses des Priesterthums. Auch hier ist 
die gute Rechtsverf. von Reutz, I. S. 65 nicht benutzt. 
Nach der lobenswerthen Richtung des VeVf. auf die ver- 
gleichende Gesetzgebung handelt er auch p. 74 von der 
mit Theokratie zusammenhängenden Einrichtungen einiger 
Völker, z. B. von dem Taftou bei den Völkerstämmen an 
der Sttdsee und p. 79 bei den Arabern. Als einen Haupt- 
punkt erkennt der Verf. mit Recht die Entwickelung der 
Idee des Friedens, um der Rache vorzubeugen; der Verl 
findet einen Zusammenhang mit religiösen Vorstellungen 
der Germanen (p. 85), und zeigt wie im tiefen Grunde 
Frieden, Recht und Schutz zusammenfielen und man auf 
Einrichtungen dachte, um gegen Rache und rohen Kampf 
auch den Beleidiger zu schützen (p. 89), er zeigt, wie 
aus dieser Idee des Friedens, der Dingfriede, der Heer- 
friede und Hausfriede stammten, und die Kirche frfih (p. 107) 
die Friedensidee benützte, woraus der von der Kirche 
geschützte Frieden entstand ; eine besondere Richtung war 
der Königsfriede. Dies führte zur Idee der Friedenslo- 
sigkeit und zur Ansicht, dass es zweierlei Klassen von 
Verbrechen gebe (der Verf. folgt der Ansicht von Wilda, 
Strafrecht S. 268) von denen einige Friedensbrtiche (faits 
inexpiables), und andere Rechtsbrüche waren* Die Durch- 
führung dieser Idee ist geistreich. Der Verf. zeigt dann 
p. 140 wie die Völker von selbst um der Rache und 
Friedenslosigkeit entgegenzuwirken zum Institut der Geld- 
busse und des Wehrgeldes kommen müssen. Gut ist, 
aber nicht tief genug eingehend, die Erörterung p. 157 
über den Zusammenhang des Wehrgeldes mit der Soli- 
darität der Familien; zweckmässig ist es, dass der Verf. 
die Ausbildung der Idee bei den verschiedenen Völkern 
darthut. Der Verf. hat es mit Recht für passend ge- 
funden die Arten der verschiedenen Gerichte und den 
Umfang ihrer Gerichtsbarkeit bei den einzelnen Völkern 
zu schildern (p. 183) und die einzelnen im Strafver- 
fahren vorkommenden Handlungen, z. B. Beweise, conjura- 
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tores u. A. zu zergliedern. Hier würde z. B. bei den^ 
Gottesurtheilen p. 224 die Kenntniss mancher in deutschen 
^Werken vorkommenden neuen Forschungen dem Verf. wich- 
tig gewesen sein. Interessant ist (der Yergleichung we* 
gen} die Mittheilung p. 248 wie ähnliche Ideen, wie bei 
den Germanen, bei wilden Völkern (der Verf. benützt die 
merkwürdigen Schilderungen des Engländers Tanner} sich 
finden. Mit Benützung neuer französischer Werke über das 
moselmännische Recht gibt der Verf. p. 260 — 334 eine 
klare Darstellung des muselman sehen Strafrechts. Im zwei^ 
ten Buche, das dem Einflüsse des Christenthums auf Straf- 
recht gewidmet ist, erörtert vorerst der Verf. p. 339 
den Geist der Gesetzgebung Carl des Grossen (geistreich 
durch die Schilderung wie Carl die religiösen Ideen in 
das Recht zog); und p. 366 die Zergliederung des ka- 
rolingischen Strafrechts, eine gute Abhandlung über die Ge- 
schichte des Begnadigungsrechts findet sich p. 381 — 394 
und 395 eine Erörterung über das AsyJrecht, p. 404 
über die geistliche Gerichtsbarkeit unter den Caroüngern. 
Von p. 428 an wird das Wesen des geistlichen Straf-« 
rechts entwickelt, und gerne folgt man hier dem Verf. 
in seiner geistreichen Erörterung und der edlen, sittlichen 
Auffassung des Einflusses der Kirche. Er charakterisirt 
p. 428 das Penitentiarsystem der Kirche als beruhend auf 
der Idee, dass der Richter vermöge göttlicher Ermäch*- 
tigung nicht bloss die äussere That des Verbrechens^ 
sondern auch den Willen erforsche, dass der Strafe nicht 
bloss das Verbrechen sowohl, sondern auch den Schul- 
digen erziehe und bessere. Der Verf. verweilt bei 
dem kirchlichen Penitentiarsystem und bei den öffentlichen 
Bussen, welche die Kirche anordnete, und zeigt, wie da- 
raus *die Wallfahrten entstanden, welche dem Verbrechen 
aufgelegt wurden. Auch hier würde dem Verf. manche 
neueren in Deutschland gemachte Forschungen, z. B. von 
Meier de diversit. summor. poenae principiis in jur rom 
et in Gratiano wichtig gewesen sein. Der Verf. zerglie«- 
dert die Capitularien und hat wohl Recht, wesB er da- 
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tuus «feiert, dass Gart der Grosse doith 4eil wHtlidieil 
Arm die ^isfliohe Macht unterstttlzle ; allein «»andiei» ^ 
der Gesdhichte wiohtigfes Verhfilttii^s bleibt aaefa bei detfi* 
Yerf. im Dunkeln , z. B. wenn in dem t!fl{)ilel Cairol A 
V6^ 765 es heisst, dafis der, welcher •Ami iPHester b^idt-* 
lete tesliinome saoerdolis tnorte excttsetui-. Die I5ch§^ 
9km Ai^eMen ven Mt<Ae)sen und Falk 'sitd deitfi Verf« iMibe"' 
kantft. Eine gute Arbek Meibt ^ie Bntwidkefeftig des Ver« 
fassers ^er das kirchliobe Stmfreobt (p. 42 8 -«-45 6) tind 
die ScMideiwig p» 456 der itii 9. Jahrhunderte bemeAteti 
polltisolieti Rev<»hMon durch ^e entstehende ErVfkhlseSt 
der A«anter, dürob die EritstehUDj^ einer Bfasde von Iden 
nen Territorien und tieriolitsbarkerten, durch den Üni^r*^ 
gung des Systems der Persö^chkett des (Seset^es lind 
den Verfall der Einheit des Rechts und der k&nigticheft 
Gerichlsbarheif. Wir hätten gewünscht, dass der Veif» 
mehr die Wirtamgen dieser Erschütterungen auf das dft« 
nmlige Strafreeht gesdiildert häUe. Das 7. Cap. (p. 4H} 
bedsht sich auf England vor dem Lehenswesen. Ilfati 
frigt' warum der Verf. hier nicht das in den Ang^ädh^ 
mschen Oesetisen ausgesprochene Slrafrecht dursteHte, Das 
Gap. VIB {p. 531} sdiildert das StraSirecbt in ^^eü. 
Der Yerf. findet (p. 533) im wesIgothiscSien SltKilrechle 
Sie Eigenthtlmiwhkeit) dass das GeseUs melir die MeraKtSI 
der Bandlung erforschen und den bdsen Willen i^afen 
«rollte. Der treflniche G^sment^ von Amaral in dmt 
Memorias der Akademie in Lissabon halte hier niekl un«^ 
benutzt bleiben sollen. In Cap. 9 {p. 550) deutet der 
Verf. die UmbUdung an, welche dim^h das Lehenrecht und 
Strafreeht bewirkt wurde; hier t&W, freilii^h Vieles, was 
deutsehe Aechtn^toriker, z. B. KSt^n, Rosshirt, faerrc^ 
gehoben haben, indem die Idee des Bruchs der Lehens^ 
treue (Fekmie) in das Strafrecht neue Wirkungen brachte« 
Das Kap. 10 p. 5^6 bespricht das Strafrecht der Rus-* 
sen^ p. 636 det Polen. — Unser Auszug mag zeig^$ 
dass 49ts Werk ein sehr m beadhtender Beitrag mr Ge^ 
sdiicbte des Strafreehts iirt; wur wünschen nur, dass der 
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Verf. in der SohMeniog der fdlgonden Periode sein Ai^gm* 
merk noch mdir darauf iricliie, A&dk Nachvreisuüf voi 
Einzielnheikea nad Zergliederung der Oadlen zu zeigen 
£was schon mehr aii£h in fiezug auf den leges Bad^«* 
ronen halte geschehen sollen), wie im SbraErecht der 
Kampf der imch der Gescbichle bis ins i 6. Jahrhanderl 
fortdRUernde Ansicht von der fitntrache md von der £ocu<r 
porilie mit der Ansicht von der Neihweiidigkeit öSealli** 
tke» Strafen, ma ferner der Kampf der Vorstellung von 
der Ifothsfrendigkeit, der Abschreckung mit dem bessern 
Prinoip der fierecbtig^Lait ia den dezelnea Reehtsquellen 
bei den eittzeinen Verbrechen sLcfa ausbildeten, nnd welche 
Ansichten über die Todesstrafe gaben, -r« Eines der be-* 
deutendsten Wc^rke Frankreichs, h^s auch fiMr den Jurt^ 
sten eines jeden Land^ höchst werthToH wird, ist das 
«nten Nr. 2 genannte Werk von F. Heiie, dmn ersten 
Oroninalisten Frankreicfas. I^ verliegende Band 'ist der 
S^ Band des grossen in dieser Zeitschrift oft ang^hr*» 
tm ausgezeichneten Werkes über das Strafverfahren; tat 
behanddit die Lehre von der V4)runterauofa«Dg in eher 
VeNsdändigkeit, wie sie bisher noch nie in Frankmdi^ 
aber a»di selbsl nie so in Dentschhmd behandelt wuide (der 
Band füllt 835 Seiten). Der wissenschaftlidie CbaraUer 
der Arbeit zeigt sich in der AufsteOung v«» CironisiltEen^ 
ttieils in so ferne ein leitender Gmndsidz das ganze Straf«« 
vecfahren durchdringen muss,, theüs m so lerne in einer 
einzelneii Letale ebi Gnindsats entscheidet, in der ersten 
lÜcksicUi ist es vorzÜgUcb üe Frage: ob das Unter«* 
sndiuagspriBzip oder das Aakiageprinzip das ^afverfah- 
ren durchdrmgen soM, deren&örleniBgdeBVerLp.47-^62 
beschfifUgt, kidem er das Wesen beider Prinzipien erörtert 
(^vorzüglich noch mit Bücksicht auf die von €aniigiiMii 
nind von dem Yett der gegenwärtigen Anzeige aufgestellten 
Ansiebten}* Der Verf. rühmt das gemischte System^und 
zeigt, wie in Frankreidi,. «Kadern er p. 6 ^--46 die Ent^ 
widkdung der Formen in den verschiedenen Feiiedea nach«^ 
fewiesen hftt, dem jetzigen Code dies System zun Orunde 
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liegft, und der Code in der instrnction prdalable dem Inqnisi- 
iions prinzip folgt, im Haaptverfabren aber das Anklagq)rinzip 
(wie wir glauben freilich nicht folgerichtig) zum Grunde 
legt WerthvoU aber ist besonders die Erklärung (p. 62), 
dass der Code in Bezug auf das Vorverfahren grosse Lücken 
und Unbestimmtheiten enthält, und dem Untersuchungs-^ 
richter eine zu grosse Gewalt einräumt. Eine Erörterung 
bezieht sich vorzüglich auf die Stellung des Untersuchungs*- 
richters (p* ^^ — 12^)> namentlich auch auf die sehr 
bestrittene (p. 125) Frage: wie, weit der Richter unter 
Aufsicht steht und verantwortlich wegen seiner Handlungen 
ist. Dies führt auf die Zergliederung seiner Pflichten, wobei 
der Verf. p. 137 alles auf die Unterscheidung des droit 
de poursuite und d*informer und wieder mit Rücksicht 
ob ein Fall des delit flagrant oder ein anderer Fall vor- 
liegt. Man weiss wie im ersten Falle die (ungebür- 
lich ausgedehnte) Uebermacht, welche hier das Gesetz dem 
Staatsanwälte gibt, vielfache Collisionen zwischen ihm und 
dem Untersuchungsrichter herbeiführt. Diese Streitfragen 
sind gut entwickelt p. 144«- 194. Die nach dem Code 
dunkle Lehre von der Gerichtszuständigkeit ist p. 229 — 
301 und die Lehre von den Veranlassungsgründen des Ver- 
fahrens, daher von der d^nontiation, plainte ist (p. 305 — 
392> entwickelt Mit Recht findet der Verf. es für nöthig 
die Lehre von dem Beweise p. 399 zu entwickeln. Die 
Erörterung ist geistreich, z. B. über Natur der Gewiss-- 
heit, allein wir haben in einem andern Orte (im Archiv 
des Criminalrechts) zu zeigen gesucht, dass die zur Recht* 
fertigung des Wesens der intime conviction gebrauchte Dar* 
Stellung ^er preuve morale worauf der Code baut und der 
Ansicht des Verf. von dem Wahrheitsinstinkt und von dem 
Conscience, die Richter und Geschwome irre leiten müsse, 
und nicht vertheidigt werden kann. Im Capitel: de la con- 
Station judiciaire handelt der Verf. von den einzelnen Be- 
fugnissen des Untersuchungsrichters, den Mitteln zur Herr* 
Stellung des Thatbestandes p* 440 und von dem Wesen 
der Information (p. 524); der Verf. gibt p. 529 die 
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Gründe an, warom die VorDDlersuchuog geheim sein mass, 
gesteht aber doch, dass das Prinzip nicht absolut ist und 
der Untersachungsrichter nicht gehindert wird, dem Ange- 
schuldigten alle geeigneten Miltheilungen zu machen. Aus- 
führlich ist die Lehre von der Zeugenvernehmung p. 531, 
dem Urkundenbeweise p. 624 und von der Vernehmung des 
Angeschuldigten p. 624, wo der Verf. zeigt, dass die An- 
sichten der allen Jurisprudenz nicht mehr passen und das 
Verhör aufgefasst werden muss als moyen de defense und 
moyen d'instruction. Den Schluss des Bandes macht die 
Erörterung der Lehre von der Verhaftung in der Vorun- 
tersuchung und von der Cautionstellung p. 731. Die An- 
weisungen, welche der Verf. in dieser im Code absichtlich 
unbestimmt gehaltenen Lehre dem Richter gibt, sind sehr gut, 
und gebaut auf den überall eingeschärften Grundsatz der 
Vereinigung der Interessen der bürgerlichen Gesellschaft 
mit denen des Schutzes der Unschuld; insbesondere auch 
p. 831 über das Prinzip der Befreiung von der Haft gegen 
Caution. — Was dem Buche des Herrn Helie noch beson- 
deren Werth gibt, ist die würdige Weise, mit welcher er 
die Forderungen der Wissenschaft bei Zergliederung der 
Streitfragen geltend macht, und jener schlimmen Sitte vieler 
Juristen entgegentritt, welche in blinder Unterwürfigkeit unter 
die Autorität der arrets des Cassationshofs jeden Ausspruch 
desselben befolgen, während der Verf. oft mit edlen (leider 
seltenen) Muthe neue arrets bekämpft, z. B. p. 511—518 
über das Recht, die Auslieferung der Briefe des Angeschul- 
digten von der Postbehörde zu fordern. Der Verf. erklärt sich 
auch kräftig über die Unbestimmtheit des franz. Code p. 64, über 
die Widersprüche in den arrets p. 157, über Unabhängigkeit 
des Untersuchungsrichters p. 217, über die Unzulässigheit der 
Stellung listiger Fragen an den Angeschuldigten p. 714, über 
die Unbestimmtheit des Mandat de depot p. 752. 

An das eben geschUderte Werk von Helie schliesst sich 
auf würdige Weise das unter Nr. 3 angerührte Werk von 
Trebutien an. Das Buch (dessen erster Band im vorigen 
Hefte der Zeitschrift S. 344 angezeigt wurde} erörterte das 
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franzSs. Strafverfahren iti einer Ausfährlfctikeit, zügleicb in 
einer zweckmassigen Kürze auf die Art wie deutsche Com- 
pendien, wie Frankreich bisher k6in ährtUches Werk besalss, 
da die vor 30 Jahren erschienenen gr&ssern Werke, z; ß. 
Von Legraverend und Carnot, theils Comentare zum Code, 
theils weitläufige aber von keinem Prinzip geleitete Aus- 
führungen erithiclteti , und auf jeden FaK sei^ 20 Jahrbn 
durch Gesetzgebung und Rechtsübung ik französ. Strafver- 
fahren viele Aenderungen gemacht sinÄ. J— Das voiliegendÄ 
Werk hat das Verdienst sy^temadfscher ÄhordhuVig, WelcWe 
die Auffassung des ganzen Organismus dek Vd'rfährenis er- 
leichtert; ferner geht es in alle Einzelnsten ein 'tikd be- 
nützt die vorhandeAeh arrets', '^iht zügleicli in jeäer lehrä 
die durch Schriftsteller uhd Rechtssprüche au^geblldet^h 
Systeme an und stellt die Ansicht des Verf. mit Gründen 
(häufig mit Verdeutlichung 'diirch Beispiele) auf. Das Werk 
ist, indem es in jeder Lehre Grundsätze au1sucTit,;eiii Wis- 
sensc^aflliches und doppelt lo'benswerthes, da der Verf. aücli 
häufig das in den arrets aiifgeslelite System einer wiirdigen 
Kritik unterwii^ft. Die Mängel des Werkes Üegefi H,M\ls 
darin, dass nichl gewfsse, das ganzä Strafverfklii^eh diirch-; 
dringende Grundsätze aufgestellt sind, thejfs (fe^s il^r VeYf. 
auf die Grilndquelle, Wöraüä der fränzSjsl. StrafjfrföMs/ehl- 
slanden Kt, nämlich äas ehgh'scße Strafverfahren, Iteihe Rüdk- 
iSicht nimmt. In der ersten Rücksicht hätte clirie 1h einem zii^br 
angeführten Werke von Relie befindliche gute AüsTuhiHihgüBer 
die Bedeutung üiid das Verhältnfss des Anklage- und des Üii- 
iersuchungsprinzips nicht fehlen sollen, dia immer wieder di^r 
Jurist bei der Auslegung und Anwehdüng einzelner Gi^setze 
und Entscheidung von Streitfragen auf das leitende t^nnzip 
zurückgeführt wird. Auch eine Entwicklung des wahi'en 
Wesens des Schwurgerichts hätte nicht fehlen sollen. In 
Bezug auf die Benützung des englischen Strafverfahrens, 
dessen Verhältniss zum französischen der Verf. dieser An- 
zeige neuerlich in dem in den Denkschriften ' der Akademie 
zu Paris des Sciences morales 1854, Julliet p. 53 etc. ab- 
gedruckten memoire schilderte, kann kein Franzdse in Ab- 
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rede stellen, dass der jeteige französ. Prozesg auf die ßrund" 
hgen des «nglisehen gebaut ist, dasa d«fl fie6etzgef)erii von 
1790 die englischen fiinriebtungeii voi^chwebten, dass dts^ 
was in England seit 600 Jahren in Ansehung der in FraRfc*- 
reieh «rst seit 17W eingeführten Einrichtungen sich ent«- 
wickelt hat, am meisten geeignet ist, Itber die wahre Be« 
devtung von MündK€hkeit , Anklageprozess , Schwurgeriobt^ 
Aufldiirung zu geben, und dass manche Streitfragen iQ Frank« 
reich, z. S. M>er die ^telliing 4er (Sesohwornen in Bezug 
auf Rechtsfragen^ besser und richtiger beantwortet w(|r4Mi; 
wenn man in Frankreich mim Studium des engüsdiea Siraf«- 
verfabrens seine ZibAu^M -nehmen würde, ^r^ Abgesehen von 
diesen Bemerkungen, Jst das vorliegende Bucfh «in verdiefiat-« 
ticbes, dessen Studium auch auständische Jumtea, welche den 
französischen Prostess in seinen Einzelnheiten kennen lernen 
wollen, empfohlen werden darf. Wir wollen die Leser mü 
de» Ide^ifange des Verf. ^bekannt midien. Nachdem .er 
vorerst von der Action publique, von den Beamten, .denen 
die Ausübmg derselben anvertraut is^, vorzüglich von der 
Staai^hörde^(p. S^^i^}, von der Art der Ausübomg ihrer 
BefBgiiissegehandeltihatjBergliedert der :Verf. das Verhältniss 
der action publique «nd ,aetion civite (hier von den Fällen, in 
weichen ohne Antrag derd^lparthei die Strafverfolgung^ nicht 
geltend gemacht werden Jtann p. 49^-**54) und vQn den 
qaestii)ns pr<^judicielles p. 73~Hi03. Ein Kapitel spricht 
von den Ausnahmen, in denen die action publique nicht 
angestellt werden darf, z. B. gegen Staatsdiener, wenn keine 
Ermäehtigung des Staats dazu gegeben war (p. 109}, in 
Bezug auf den Umfang der action publique wird von der 
Verfolgung der im Auslande begangenen Verbrechen p. 126, 
und von der Auslieferung p. 133—143 und von Tilgungs« 
gründen der Action (Verehrung) p. 147 gehandelt. Der 
2. Titel entwickelt die Lehren von der pölice judiciaire 
nach dem Ineinandergreifen des Wi|'jk:etis der vecscbiedenen 
Beamten p. 1612—194. 

«Die Lehre von der'Gerieblswtöndigkeit ist mit gi^KSfser 
Kartieit p. 195 betmndelt^ Pie SfrettFragen, widcbe^Ba- 
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fagnisse bei flagrant delit der Slaalsbehörde zustehen^ 
werden p. 216 geschildert; und hierauf werden die Ein- 
zelnheiten des Ganges der Voruntersuchung entwickelti 
hier vorzüglich die Lehre von den Mandats, der delention 
preventive und den Mitlein die Haft abzuwenden (p. 250 — 
292). Auffallend ist, dass der Verf. über einige wichtige 
Punkte, z. B. über den Charakter der Vernehmung mit 
den Angeschuldigten (worüber Helia so trefflich handelt}, 
ebenso über die Lehre von den experts so leicht hinweggeht, 
wogegen er gut das Verhältniss der chambre de conseil 
und der Anklagekammer p; 295 — 320 erörtert. — 

Ein mit Eingehen in alle Einzelnheiten bearbeiteter 
Haupttheil des Werkes ist die Entwickelung des Verfahrens 
vor dem Assisenhofe; und dabei der Lehre von der Bildung 
dieses Hofes p. 335, und der Jury p. 340, der Art 
ihrer Zusammensetzung nach den verschiedenen Gesetzen; 
der Verf. untersucht, wie eine Sache an den cour d'ass. ge- 
langt p. 362, welche Incidentpunkte in der Verhandluiig 
vorkommen können p. 375 und wie der Gang der Ver- 
handlungen vor der Assise verlauft p. 382 — 435. Die wei- 
tere Darstellung bezieht sich auf die Urtheilsfällung p. 436, 
auf das Contumacialverfahren p. 461, auf das Verfahren vor 
den correktionellen Gerichten p. 474 — 515 und vor den 
Polizeigerichten p. 516, auf die Erörterung der Rechtsmittel 
p. 534 — 599, auf den Einfluss einiger Incidentpunkte p. 601 
und auf die Rechtskraft, und zwar des Urtheils in der Straf- 
sache p. 634 und vorzüglich auf die Wirkung dieses Urtheils 
auf den Civilpunkt p. 652. Wir wollen, um den Werth 
des vorliegenden Werkes zu zeigen, auf einige Tbeile des- 
selben aufmerksam machen, in welchen die Erörterung des 
Vert einer besondem Beachtung würdig ist; dahin gehört 
vorzüglich die Lehre von den präjudiziellen Fragen. Der 
Verf. behandelt sie ausführlicher als in irgend einem andern 
Werke geschehen ist (p. 57—101). Der Verf. hält sich 
strenge an dem Grundsatz, dass die Strafverfolgung unab- 
hängig sein muss von civilprozessualischen Entscheidungen, 
er erkennt jede Vorverhandlung über prSjudiz. Fragen als eine 

Digitized by VjOOQIC 



Mittermaie r, iSirafwisfeiwchaft in Fmkreicb. 85 

Ausnahme j unterscheidet bei diesen Fragen, die er genaa 
von den qaestions pr^alables trennt, drei Klassen (p. 60} und 
zergliedert nun mit vielen Beispielen und Hinweisung auf 
Rechtssprüche die einzelnen Fälle, in denen eine präjudi- 
zielle Verhandlung vorkommen kann, vorzüglich gut bei dem 
Terhältniss des Bankerotts (P- 69) und bei der Bigamie 
(P- 90). Aus den verschiedenen Rechtssprüchen lassen 
sich drei Systeme, die in Bezug auf die präj. Frage bei Pro- 
zessen über Bigamie bei den Gerichten Eingang gefunden 
haben, unterscheiden: 1) das System, nach welchem auch 
die Vorfragen über Gültigkeit der Ehe an das Strafgericht 
gehören soll; 2} dasjenige, welches diesem Grundsatze bei 
der Bigamie die Ausnahme beifügt, nach welcher unter- 
schieden werden soll, ob der Angeklagte die Richtigkeit der 
ersten oder der zweiten Ehe behauptet; nur im zweiten 
Falle soll das Strafgericht selbst entscheiden ; 3} das System, 
welches alle Fragen über die Gültigkeit von den 2 Ehen 
als präjudiziell an das Civilgericht weist. Der Verf. ver- 
theidigt das dritte System und prüft sehr scharfsinnig die ver- 
schiedenen Systeme. — Zu den guten Ausführungen ge- 
hört die über die Auslieferung (p. 133} wegen des Ein- 
gehens in Einzelnheiten; ferner p. 205 die Erörterung, wie 
es in dem Falle zu halten, wenn mehrere Gerichte zugleich 
wegen des nämlichen Verbrechens Untersuchung einleiten; 
der Verf. greift das von der Hehrzahl der französ. Schrift- 
steller behauptete System an, dass Prävention entscheiden 
müsse. Gut ist die Erörterung p. 247, dass das neue 
Arret des Cassationshofs, wegen des Rechts der YTegnahme 
der Briefe von der Post, nicht zu rechtfertigen sei Empfeh- 
lungswürdig ist die Ausruhrung p. 302 über die (bekannt- 
lich sehr streitige} Frage über die Natur des Arret de 
renvoi, s. auch p. 321; ebenso p. 349 über die Aen- 
derung des 1848 ergangenen Gesetzes über Bildung der 
Geschwornenliste (nach Gesetz v. 10 Hai 1853} p. 390, 
über das Wesen des pouvoir discretionaire p. 403, über 
das Recht des Präsidenten, vermöge seines pouvoir auch 
Zeugen vorzurufen , die vom Gesetze als unzulässig erklärt 
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«ind Qhr YerU tad#U woU mit Rechl dioM Sitte}. Die 
Lehre Ton der Stelleng der Frage ist gut entwickelt, weao 
man die Vellätäildigkeit aad das Eingeben in die Einzeln- 
JieiteD erwSgt (p. 417—4353; allein wir wiederholen, dass 
der V^f.^ wie viele seiner Landsleule, wegen Mangels der 
Kenntnfss des englischeit Rechts befangen ist| und immer 
darauf beharrt^ dass die Geschwornen nur Thatfragen ent^ 
scheiden dürften. — Ganz vorzügliche Beachtung verdient 
0Och die Enlwickelung der Lehre von der Rechtskraft. Man 
weiss wie in Frankreich man den Artikel 360 des Code, 
welcher verspricht, dass ein lesgesprochener ä raison du 
^ßme fait schlau ausgelegt hat, um die neue Vorgericht- 
eteilung m rechtfertigen. Schon Helie hat dies Systein an- 
gegriffen und Herr Treimtien hat durch vielfache Unlerscbei- 
:duligen den wahren Sinn des Art> 360 2u entwickeln ge- 
sucht; Auoii die im Code nicht berührte Frage, wie weit 
.das Urtheil des Stra%erichts auf CivilpuidKte wirke , wo in 
f fankreioh wieder drei von dem Verf. scharfsiiisig geprüfte 
■Systeme aufgeistellt wurden, ist mit grosser Feinheit und 
Jdar durch Beispiele (p. 652--663) vom Verf. erörtert. 
JDas unter Nr. 4 oben {genannte .Werk von Bertaold kann 
als eine Ergänzung seines von uns in der Zeitschrift XXVI Bd. 
S. 251 geprüften Werkes: Cours de Code p^nal angesehen 
werden. Es ki veranlasst tbeüs dadurch, dass der Verf. 
bei fferausgabe seines früheren Werkes einige wichtige 
Lehren ausführlicher zu erörtern sich vorbehielt (dwaiif 
'beziehen sich die Ausführungen über Amnestie, über Ber- 
'gnadigung Qf. 1—45), über Verjährung p. 76—136), thetls 
durch einige neuerlich verkündete Gesetze über wichtige 
Lehren , darauf beziehen sich die Erörterungen der Lehre 
von der rehabilitation (p. 44—76) und über das neue Gesetz 
^vom 2. Mai 1854), über Aufhebung des bürgerlichen Todes. 
Was wir in der Anzeige des früheren Werkes als 
Vorzüge der Arbeiten des durch Selbstständigkeit seiner 
Forschungen achtungswürdigen Verfassers hervorgehoben 
haben, nämlich der wissenschaftliche Geist, der überall nach 
Prinzipien forscht, und insbesondere auf die Erkenntniss des 
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^pbfig^B Slrafr^cbtsprinzips Werth legt — ferner die histo« 
fische Efiti^iqkeliifag der Aqßicbtc^n ißß altern französ. Rechts 
ui|d der An3ichtea der Schrift$;teller, und das Eingehen in die 
;?cfaf rfsinn|gj9 Zergliederjuqg einzelner Streitfragen — mnss 
ancji jfljs Vorzug d^s voriiegendeo Werkes hervorgehoben 
fiirerden. In der Abhandlung über Amnestie und Begnadigung 
bleibt der Verf. /seinem aufgestellten Strafrecbt^prinzipe treu^ 
welc^,es die Strafe auf die justice limil^e par Tutilite sociale 
baut; er erkennt^ dass eben dieser sociale Nutzen es 
reci^tfertigt, wenn die Regierung die Anwendung der Straff 
^esetze und die yollziebuhg von Strafen da nicht eintreten 
lässt, wo das Inte;*esse der bürgerlichen Gesellschaft gegen 
diese Anwendung oder Vollziehung sich erklärt. Recht 
gui entwickelt nun der Verf. , welche Interessen dabei vor- 
konunen, um die Amnestie und Gnade zu rechtfertigen. Zu 
den in wenig Büchern so gut ausgeführten Entwickelun- 
^en gejxöxi die Prüfung der Ansichten der verschiedenen 
Schriftsteller über Begnadigungsrecht! namentÜQh zeigt dejr 
Verfasser, jw(e w.enig es zu billigen ist, wenn man in der 
^egnadigftng eine /^vi Verdammungsurtheil des Irrthums der 
Richter oder der übermässigen Härte der .erkannten Strafe er- 
^qnjpen will. Eine Haupterörterung ist, zu zeigen, worin Ajnne- 
slje un^ ^^egnadigung .sich unterscheiden; die zweite ist nach 
.(lern y.eri. .p. 19 jmipejr persönlich, da sje best4mII^e Verur- 
Jhqilte «irp Auge h^t, wogege.n die Amnestie collective ist. 
Die er^te I^ssft die erkannte Haupistrafe nach (oder mUdert 
sie} , lasst aber die ficcessorischen Wirkungen stellen, z. ß. 
die Ebrenfolge, wogegen Amnestie keine Wirkungen ^es Ver^ 
brecl^e,^. .stehen lässt. Begnadiigung hat keine rUckwirjk^ndp 
Kraft (p. 24^, entzieht einein Dritten kein erworbenes Recht. 
Die Amiic^stie erscheint als ein Gesetz und Jiann Alles fiuf- 
heben, sp weit ein Gesetz es kann; dies wird wicj^tig in 
Bezug $|uf die Ehe, wo in Frankreich Vers|chiedenheit de^ 
Ansichten herrscht (p. 27). Die verschiedenen Wirkungen sinji 
vom Ver.f. gut zergliedert. :(n Bezpgajif die streitige (p. 25) 
.Frßge: ob die Annalime der An^nestie oder Qn^de verweigert 
.^orcjen J(i|nP| verneint es <|e^ Verf. bei der iSnade, weil der 
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Verurtheilte kein erworbenes Recht mt die Strafvollziehang^ 
hat und nur das Interesse der bürgerlichen Gesellschaft 
entscheidet (p. 36); die Amnestie, weil sie ein Gesetz ist, 
hängt nicht von der Annahme der Betheiligten ab. — Eine 
Abhandlung spricht von der rehäbilitation, in Bezug auf wel- 
che das neue Gesetz (nach unserer Meinung nicht consequent 
genug) wesentliche Verbesserungen des alten Gesetzes ein- 
führte. Die Rehabilitation muss wohl von der Begnadigung un- 
terschieden werden, während die letztere sich auf die inflictions 
morales bezieht, wirkt (wie das expos<^ des motifs sagt) die 
erstere auf die inflictions morales ou les incapacitös. Sehr gut 
erörtert ist (p. 52—59) die Frage, ob die rehabilitation auch 
bei den zu correctionellen Strafen, jedoch mit gewissen Ehren- 
folgen Verurtheilten wirken soll. Der Ck)de von 1608 er- 
kannte dies aus sehr unverständigen Motiven nicht an; das 
Gesetz v. 1848 dehnt die rehabilitation auch auf correctionetl 
Verurtheilte (aus guten Gründen) aus, und das neue Gesetz 
behielt dies beir Mit Recht zeigt der Verf., dass die Gründe, 
aus denen man absolut den Rückfälligen die rehabilitation 
abschnitt, nicht haltbar sind. Die formellen Bedingungen der 
rehabilitation sind (p. 65—72) gut entwickelt. Der Verf. 
p. 72 widerlegt die Ansichten Anderer, z. B. Helie's, dass die 
rehabilitation auch auf die Vergangenheit wirken soll. — 
In der Lehre von der Verjährung verdient besondere 
Beachtung die Prüfung, mit welcher der Verf. die Meinun- 
gen der verschiedenen Schriftsteller über den Rechtferti«- 
gungsgrund der Verjährung zergliedert. Nach dem Verf. 
(p. 81) rechtfertigt sich die Verjährung der Strafverfolgung 
und die der Strafe durch folgende Erwägung: Tonbli prö- 
sum6 de Tinfraction non jugöe, dispense du jugement, 
Foubli presurn^ de la condamnation prononcre doit dispense 
de son execution. Pourquoi? parce que Tinteret de la loi 
n'impose plus la consequence, lorsque la cause, l'infraction 
pour la prescription de la action publique, la condamnation 
pour la prescription de la penalite n'a plus de vie, ne re- 
tentit plus dans la conscience publique. — Diese Ansicht 
des Verf. kann geistreich genannt werden, aber man fragt: 
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ob denn in einer Reihe von Fftlleti, in denen mit grossem Auf- 
sehen und bleibender ErbiUernng das Verbrechen verübt ist 
und nicht so leicht Vergessen wird, die Verjährung gerechtfer- 
tigt sein würde, in Bezug auf Zergliederung der Streitfra- 
gen ist die Erörterung des Verf. sehr empfehlenswerth, 
z. B. p. 87, warum nach dem Code Art. 637 da, wo Verjäh- 
rung gegen einen der Verbrecher unterbrochen ist, sie auch 
in Bezug auf den Andern unterbrochen erscheint; ferner 
p. 90, wann die Verjährung bei dem Vergehen des ge- 
wohnheitlichen Wuchers zu laufen beginnt p. 97, wie weit 
der Lauf der Verjährung der Strafen durch Cassation ge- 
hindert wird p. 106, sehr gut, an welchem Merkmale (ob 
an der qualification der Handlung, ob an der Beschaffen- 
heit des einschreitenden Gerichts, ob an der Art der Strafe) 
zu erkennen ist, welche Verjährung, ob die eines Verbre- 
chens oder eines Vergehens eintreten soH, z. B. wichtig, 
wenn ein junger Mensch unter 16 Jahren ein Verbrechen 
verübt. Die Wirkungen der Verjährung sind ausführlich 
erörtert p. 112, und dabei vorzüglich die Frage: ob 
durch die Criminalverjährung auch die action civile getilgt 
wird, was fast die Mehrzahl der französ. Juristen annimmt 
(p. 113). Der Verf. widerlegt auf eine sehr scharfsinnige 
Weise, und wie wir glauben mit Recht, die Gründe dieser 
Schriftsteller (bis p. 129), und spricht sich für Unabhän- 
gigkeit beider Verjährungsarten aus. — Die letzte Abhand- 
lung ist veranlasst durch das neue Gesetz v. 2. Mai 1854, 
welches, wie man sagt, den bürgerlichen Tod aufgehoben 
hat. Was das neue Gesetz an die Stelle setzte, ist immer 
noch hart genug und schwerlich im Einklang mit der ge- 
rühmten Civilisation. Schon Napoleon konnte bei der Be- 
rathung des Code Civil sich nicht mit dem Institute befreun- 
den, das eine widerliche Fiktion gründet und die Wirkung 
erzeugt, dass die treue Gattin, welche den zum Tode Ver- 
urtheilten, wenn er durch die Flucht sich rettet, bei ihrem 
Gatten als Gattin bleibt, nur als seine Beischläferin und die 
jetzt noch erzeugten Kinder als uneheliche betrachtet. Die 
deutsche Gesetzgebung (mit Ausnahme weniger, die durch 
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.den fraßzö^. Code veffi^I^rt wurden) liat.i^ ,di^s Ins^tot p|p 
aingeführi, und Pelgian fili|)ta 1831 SQgfei(?b^ difss der bür* 
j[erljßhe Tod aufgehoben werden müsse. Das fieqe Oeset^ 
yoff 1854 h^t einige Verbesserungen, aber nicht genügend 
eingeführt, es hat die furchtbare Härte im Art. 3 ausge- 
sprochen, dass das Testament, welches der zur lehe^släogr 
liehen Strafp Verurtheilte vor der Verurtheilung erricbtetQ, 
gichtig ist. Die schönen Phrasen, mit welchen man den 
Satz rejchif^tigt (s. Bertault führt sie p. 145 an), werden 
aicbt überzeugen. Der Verf. zergliedert nun die einzelnen, 
durch das neue jGesetz (dessen Redaktion nicht gut ist) 
veranlassten Streitfragen. Das Gesetz spricht nicht von dem 
bürgerlichen Tod^e, de^ als Folge der Verurtheilaog zur To- 
4esstra{e eintritt. — Was ist hier zu thun ? Die Sache i^t 
wichtig, wenn die Todesstrafe in (contumaciam erkannt ist 
Nach ^ertauld (p. 153} muss man annehmen, da$;s <^as neue 
Gesetz auch von der Todesstrafe sprechen wollte. — Wir 
fiöimn diese Ansicht mit den richtigen Ausleg^ngsregeln 
nicht veroinigen. 

V. 

IMie ejDgUsqhen Grajfscl»f]l$gericbte nach jbc^r 

Wirksamkdt und dem G«iige des 

Verfahrens. 

Geschildert 

von 

H^rro WQWt^^Sßkt 
in Londoir. 

.(SddiUV des Anfsftaefl Nr. X^V im vorig«ii Hefte.) 



S. 7. Das Verfahren im Einzelnen. 
Das besondere Verfahren oder die Prozessordni^ng fi^* 
die County-Cpiirts wurde von fünf iH^uptrichtern dem hör 
,^C|rQ Gerichte yon Wej^tminster eqti^Qrfen. Djese haben 
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jedoch bloss die allgomeinea Grundsätze^ welche in den 
Statuten darüber bereits ausgesprochen worden waren, in 
ihrer Anwendung auf einzelne Stadien des Processes naher 
bezeichnet , und ihre Vorschriften beschränken sieb darauf, 
in einzelnen Details zu zeigen, wie die allgemeinen Grund-' 
^ätze zur Anwendung zu bringen sind* 

Die Klage. Jede Klage ist in der Aiptsstube des Ge- 
ricbtsschreibers von ihm oder einem Gehilfen iq das dazu 
/bestimmte Klagebuch «inzutragen. ^ Dies geschieht bloss in 
tabellarischer Form unter Bemerkung des Tages der Klage 
und unter Beifügung der fortlaufenden Nummer, i) Der 
Kläger muss den Namen und Vornamen und sonstige Be- 
zeichnung der beiden Pariheien, den Aufenthaltsort dersel- 
ben oder Wohnung und den Grund der Forderung qii4 
Betrag und Entstehungszeit angeben. Verschiedene Forde- 
rungen können zngleicb -eingeklagt werden, wo das Ge- 
'richt darüber zuständig ist, und sie gegen den Beklagten 
aus Reicher Eigenschaft geltend gemacht werden; sonst 
nicht. Der Gerichtschreiber rnnss dem Kläger eine Nach^- 
richt vom £iiitrag ider Klage mit der Vorladung zustellen; 
übersteigt ^ie Forderung 5 Pf. , so mass der Kläger dem 
Gericlilsclirefber die Besonderheiten seines Forderungsgrun- 
des auf so vielen Abschriften als es 'Beklagte sind, nebst 
einer Darstellung für 'das Gericht, verzeichnen, lUnd diese 
-Eingabe «riiält die Nummer der Klage mit jdem jfilagbucb. 
iknüAi st^bt e9 dem Richter frei, zur Specificirung der An- 
sprüche, oder zur Berichtigung der Spieclfication, die Sacfhe 
auf eine spätere Gerichtssitzung zu verlegen. Die Forde- 



1) Die Form ist: 

l^lagnehmungdes Coanty Court Westminster 
London, den 1. Mai .1854. Manjp'e Lane. 

Namen und Wohnung Napien und Wohqung 

des Klägers. des BeHlag^en. 

Nr. 506. 

N. N. 27 Langane N. N. Nr. 10 Castle etc. 

Tailor« Leisester Square Trinior ,Leize.8ter .Sguare. 
# Forderung. Kosten. 

4 Ff. 10 SchiU. for Kleider vom 1. Febmar 1854. Yprhdiinjr etc. 
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rungsspecificationen müssen dem Beklagten mitgetheilt wer- 
den mit der Ladung. Die Besonderheiten der Forderung 
m&ssen mit der Vorladung übereinstimmen; und die behaup- 
teten Thatsachen dürfen sich bloss auf die eingeklagte For- 
derung beziehen; und der Kläger kann keine Beweise vor- 
bringen alf über die Thatsachen, die in der Klagespecification 
verzeichnet sind. 

DieVorladung. Auf eine der Art eingetragene Klage 
hat der Gerichtschreiber sogleich eine Vorladung zu erlassen.^) 



2) Form der Yorladnng : 
Nr. 5Q6. Der Klage 
Coanty Coart Westminster. London St. Martins Lane den 1. Mai 1854. 
(Siegel) A. B. Kläger 

gegen 
G. D. Beklagten. 
Ihr werdet annit vorgeladen, in der Goanty-Coarts Sitzung, gehalten 
den 23. Mai d. J* St, Martins Lane Morgens 10 Übr, za erscheinen und 
Euch gegen den obengenannten Kläger in einer Klage auf 4 Pf. lOSchll. 
für Kleider, tibergeben am 1. Februar d. J. 

Klagforderung 4 Pf. 10 ScUl. 

Klag- und Ladnngskosten 5 SchlL 9 Penz. 

Sonstige Vorschüsse — — ^ — ^-, 

zu Tertheldigen^ mit dem Bemerken, dass wenn Euch diese Vorladung 
selbst behändigt und ein Urthcil gegen Euch erlassen worden ist, 
sogleich ein Ansuchen, Euch gemäss den Bestimmungen des Statutes, 
das zu diesem Behuf erlassen worden ist^ zu verhaften, gestellt wer- 
den kann, und dass der Richter über das Gesuch zu Gericht sitzen, 
zu entscheiden und die geeignete Verfügung erlassen wird, gleich- 
viel ob Ihr gegenwärtig seid oder nicht 

Gegeben unter dem Siegel des Gerichts. 
An den Beklagten Der Gerichtschreiber 

N. N. zu N. N. 

Bemerkungen. 
Wenn Ihr die Forderung des Klägers ganz oder zum Theü aner- 
kennt nnd den Betrag sammt Kosten haar bezahlt und in der Amts- 
stube des Gericbtsschreibers hinterlegt, fünf volle Tage vor der an- 
beraumten Tagfahrt, so habt Ihr keine weiteren Kosten mehr zu be- 
zahlen, es sei denn, dass, wenn Ihr die Forderung nur zum Theil 
bezahlt, der Kläger beweisen sollte, dass seine Forderung mehr be- 
trägt als Ihr wirklich anerkannt habt. Habt Ihr der Klage irgetiK eine 
besondere Einrede, wie Wettschlagung, oder dass Ihr minderjährig 
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Den Vorladungen muss die Specification der Forderong 
oder Ansprüche, wo solche vorgeschriebe ist, für jeden 
Beklagten beigeheftet und mit dem Gerichtssiegel versehen 
werden. Erhält die Vorladung solche Unrichtigkeiten, als 
Verwechslung der Personen und Namen oder falschen Klag- 
grund, die nicht mehr durch blose Berichtigungen verbes- 
sert werden können, so hat der Richter die Ladung als auf 
sich beruhend zu erklären und dem Kläger zu überlassen, 
eine neue Klage einzubrechen. Er kann jedoch nach Umstän- 
den zur Unterbrechung der Verjährung die Ausfertigung 
einer neuen Vorladung unter dem Datum der ersten anordnen. 
^ Zustellung der Ladung. Die Begriündung der 
Vorladungen geschieht durch den Waibel, und muss so 
zeitlich geschehen, dass dem Geladenen 10 volle Tage vom 
Tag der Zustellung bis zum Tagfahrtstag bleiben. Sie muss 
dem Beklagten in Person zugestellt werden oder an einen 
Angehörigen desselben in seiner Wohnung, oder wo er 
sein Geschäft treibt. Ist eine Ladung dem Beklagten nicht 
selbst zugestellt worden und er erscheint in der Tagfahrt 



oder eioe Ehefrau tftid, oder Verjährung^, oder dass Ihr wegen aus- 
gehrocheaer Gant nicht zahlungsfähig und pflichtig seid , so habt Ihr 
diese Einreden mit den besonderen Thatumstünden an Tenseichnen, 
und fünf Tolle Tage vor der Tagfabrt in der Kanzlei des Gerichts- 
schreibers schriftlich einzureichen, widrigenfalls sonst keine Rücksicht 
darauf genommen wird. Wenn die Schuld oder die Ansprache fünf 
Phind fibersteigen 9 so könnt Ihr die Entscheidung durch eine Jury 
Terlangen, indem Ihr davon zwei Tolle Tage Tor der Gerichtssitzung 
schriftliche Anzeige in der Kanzlei des Gerichtsschreibers abgebt und 
zugleich die Gebühren für die Geschwornen und ihre Vorladung hin- 
terlegt. Die Nachricht von solchen Einreden kann dem Kläger nicht 
ertheilt werden, wenn Ihr nicht die Geböhren für den Eintrag und 
die Zustellung zugleich bezahlt. Wollt Ihr Zeugen Torladea und ne- 
ttigen lassen, Rechnungen und Urkunden mitzubringen und yoranle- 
gen, so habt ihr Euch desshalb an den Gerichtsschreiber in der Kanz- 
lei zu wenden. Bringt diese Yorladang mit Euch, wenn Ihr in der 
Tagfahrt oder in der Kanzlei des Gerichtsschreibers erscheint. 

« Amtsstunden Ton 10 — 4 Uhr. 

üaeh Besdbafenheit gewiiser Klagen werden beiondere BemerkuDgen 
bekefttgt. 
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nicht, $0 muss dem Richter bewiesen werden, das» die 
Torladung innerhalb obiger Frist znr Kenntniss des Be- 
klagten gekommen ist, und er kann auch zur ünleArechmig 
der Verjährung dne andere oder mehrmals auch wieder 
eine neue Vorladung unter dem Datum der ersten anord- 
nen. Der Waibel muss eine Abschrift der Vorladung neh- 
men und auf diese die Zeit und Art und Weise der Za->- 
stelhing bescheinigeNfi und diese Bescheinigung dem Gericbts- 
scfhteiber zu den Akten übergeben; acht Tage vor der 
6eticbtist£ät£ung hat dier Oberwafbel ttem Oericfatschreibef 
eine LMb Ton irileft Vorladungen zum AnscMag im 6eridht2^- 
saal 2ti behändigen. Diu Richter bei d^ Conilty-CSourts 
haben aus^fiesslich Züständig|keit, darüber zu entscheiden, 
ob eine Vorladung gesetzlich afta:ftgtfuuden bfabe. Wehni 
der Beklagte ausser dem derichtsbezirice, %ei dem die Klage 
angebracht i^t, so kami die ZusteRung durch jeden Waflbe} 
elneis jeden County Court geschehen , und jede solche Zu-^ 
Stellung, die vor dem County-Courl-Ricbter oder irgend 
iinem zur Beeidigung berecTitigten Beamten beschworen und 
protocollarisch bestätigt ist, gilt gerade so, als wenn sie 
¥0« Waibel 'dos vesbandelnden Geejohts behiitdigt jwtordffla 
war. Diese VerTügungen gelten für die Zis^leltang «Her 
andern ger'ichflidhen blassen und 'Urthefle, wo nhiltts andere^^ 
vorgeschrieben ist. 

§. 8. Ton den Handlungen zwischen der Vor- 
ladung und der Ta^iahrt. 

'Der Beklagte kann ohne Zustimmung des Klägers von 
keinerlei Einreden gegen die Klage Gebrauch macheq, es 
sei denn, dass er wenigstens fünf volle Tage^ binoen die 
Vorladung verfallen ist, dem Genehlsehreiber doppelt eiiua 
sohriftirche 'tabellarische Uebersicht von den Einreden, die 
er zu erheben gedenkt, übergibt. Der Gerichtsschreiber bdt 
die eine Einwendungsschrift zu den Akten zu nehmen und 
davon unter Anheftung des Gericfatssiegels durch die Post 
dem Kläger sogleieh Nacbridit 2D gehm. MdmJSsn^iiM 
lautet mit dem gewöhnlidien Sepf ganz kurz: „Ihr er- 
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bältet aiimit Nachricht, dasrs dar Beklagte die än^e&efte- 
ien Einreden gegen Eure Klage erhöben hat. Der Richter 
kann jedoch dein Beklagten in der TagFahrt efne Sveitere 
Frii^ itir Specificirüng und Mitrhetlang sefnier Einreden aii 
den Kfäger ertheilen. Dem Böfclagteta sieht das Recht zu, 
f&hf vbllie Tbge vor der Tagfahrt dem iGerichtsschreibe^ in 
der Kanzlei cTen eingeklagten Betrag mit den erwachsenen 
hosten oder soviel davon, tUs er ischtitdig zti isem glaubt, 
zu iiihterlegeh, tihd Wenn der KISger auf der Fortsetzung 
d^ Vei^afndluhgeti besteht, utad ihm durch IMbeil nicht 
äiehr äl)s (fiä hrAtertegte 'SämtAe zhges^röÖhtin wird, so ha^ 
er dfe m8h dkt 'Hkiterfegung et^tstahdeneil Kosten in tra- 
gen tihd dein Beklagten seine Ko^en sü e^setzäh. Der 
Genchtschreib^r ihuss 'üeiii Kläger auf die gleiche Weise 
wie Tön den Einredeh Ndchrieht Von dieser Hinfetl(>gung 
ertheilen. Begnügt sich der Kläger mit der hihtertegteh 
Summe, so hat er drei Tage von der Tagfahrt dem Ge- 
richtsschreiber und dem Beklagten schriftliche Nachricht da- 
von 7U geben; unteHässt er es, so 'findet die TagffMbrt statt, 
und wenn Kläger nicht erscheint tittd der Bddagfe dai'aof 
einträgt, so ^ÖJI der B^ger zur BezaUung deir Kosten riacb 
d6m mitthiniisSHclieft 18eträg, der durch dfe Verhöildlüng er-»- 
vvachisien wifre, öder üiabh Erinesseh deis Riehters, iüin Vdir^ 
fhcül das Beklagten verurAieilt \^4tddti. Sine solche ^ii^ 
ferleguiig enthält ein^ tärzicHt auf die ^Emrddeii ^egeti 
den binieflegleh Betrag, efndn Verticht auf -flie ^iMredeit 
gegen die GericHtsznstäUdiglceit, gegen die liegiKmfäidii äS 
daüsam activä uhd passivä, ein Anerkehiitiiiss der SchWd; 
dhd ^kaiih nlc^t mehr ziiröcitgehommen Werden. 

Es stdht den Partheiein auch frei, bei den Göriclhts^ 
scfitefterh tfeis GdricHts , \^ö eine Fordefung klagbar ^wefr- 
den Sü!l, odi^r bei einem Anwialt eines der fadhern CAsM^fe 
von Westmiklster, eine UebelfeitfÄiInft /ttber den Beitrag de^ 
Sihdld riftd iiber die Art und Weise der ZaWottg ödtfr Biß- 
f^fedigong Schriftlich aufnehmen zu lassen und in ttttl6ir- 
ieichifen ^ntt 2tt ftbörgeb^n; diidser soll auf deii.'Giränd 
einer solchen Uebereinkonft verpflichtet sein^ Ürthtilüa ^r«* 
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lasten^ und sein Urlheil soll alle die Wirkungen and Rechlo 
beben, als wenn es vom Richter in der Gerichtssitzung er- 
lassen worden wäre. Ebenso steht es dem Schuldner, der 
vorgeladen ist oder vorgeladen zu werden befürchtet, frei, 
eine solche Schuld bei dem Gerichtsschreiber des Ceunty 
Court ^ der zur Entscheidung competent wäre, oder bei 
einem Anwalte an einem Obergerichte die Forderung an- 
zuerkennen > und die Anerkenntniss dem Gerichtsschreiber 
zu übergeben, und der Riehter soll bei der nächsten Ge- 
richtssitzung Urtheil darnach erlassen, gleichviel ob eine 
der Partheien dann erscheint oder nicht, und solches Urtheil 
soll gerade so angesehen werden, als ob es auf ordentliche 
Verhandlung erfolgt wäre. Ist aber eine solche Urkunde 
bei einem Obergericbtsanwalt aufgenommen worden, so muss 
die Aechtheit derselben von dem Gerichtsschreiber beschwo- 
ren worden sein. 

$. 9. Die eigentliche Verhandlung. 

Hearing. Die Verhandlungen vor den County Courts 
kdnnen entweder vor dem Richter unter Zuzug von Ge- 
schwomen oder von den Richtern aHein statt finden. Die 
Verhandlung muss vor einer Jury gepflogen werden un- 
ter den beiden Voraussetzungen: «} dass der Streitgegen- 
stand 5 Pf. übersteigt, b) dass eine von den beiden Par-^ 
Iheien es verlangt. Die Verhandlung vor der Jury kann 
stattfinden, wenn der Richter es für angemessen erachtet, 
wenn auch keine Parthei es verlangt, oder auf Antrag 
einer Parthei, wenn auch der Streitgegenstand nicht mehr 
als 5 Pf. beträgt. Keine Parthei kann eine Jury verlangen, 
die dies Verlangen nicht rechtzeitig eingebracht hatte. Das 
Verlangen muss schriftlich gestellt werden bei dem 6e- 
richlsschreiber zwei volle Tage vor der Tagfahrt, und die 
Gegenparthei muss ebenfalls schriftlich davon benachrichtigt 
gewesen sein; wer eine Jury verlangt, muss mit dem Ver- 
langen fünf Schälinge beim Gerichtsscbreiber hinterlegen 
Die Jury besteht aus fünf Männern, und muss in ihrem Sprucb 
einstimmig sem. 

Digitized by VjOOQIC 



iTörrent, die englüoben GMif#eliBiiif0riclite« ^ 

• Die Geschwornen müssen unter den Binwobnem ans- 
gewi&iilt werden, die im Gerichtsbezirk wohnen und filhig 
und verbunden sind, als Geschworene bei der Cottrt of 
Assise und nisi prius in ihren Bezirken zu sitzen. Der Ge- 
richlsschreiber hat das Verzeichniss der Geschwornen aof* 
zustellen und eine hinlängliche Anzahl davon vorzuladen mit 
der Androhung einer Strafe von 5 Pfd. für den Fall des 
Ausbleibens. Das weitere Verfahren mit der Jury ist ge«* 
rade wie bei den höhern Gerichtshöfen , nämlich in Bezug 
auf die Rechte und Obliegenheiten der Jury, und erfordert 
eine eigene Darstollung. 

Die Verhandlung vor dem Richter altein. 
Isl keine Jury beigezogen, so bat der Richter allein Ober 
alle Rechts-* und Thatfragen zu entscheiden. Nach der, 
Beeidigung der Partheien stellt der -Richter die geeigneten 
Fragen an den Kläger über die Zeit, die Art und Weise 
der Entstehung seiner Ansprüche, vernimmt dann in glei- 
cher Weise die Antworten und etwaigen Emreden des 
Beklagten, hört den Kläger wieder darüber, alles das bloss 
in Form eines Zwiegesprächs. Sind die Partheien von An- 
wälten begleitet, so steUt jeder Anwalt an seinen CUenlen 
so- wie an die Gegenparthei die oder solche Fragen, durch 
deiN Be«nlwortuog er die Sach- und Rechtsfragen, auf de- 
nen die Angriffs-* und Vertheidigungsmiftel ihm zu beruhen 
seheinen, ans Licht zu stellen oder zu entkräften sucht. 
Beide Pariheien bringen ihre Urkunden und sonstigen Be-> 
weismütei, in deren Besitz sie sind, mit, auch Zeugen, die 
freiwillig ohne Vorladung mit ihnen erscheinen ; lassen den 
Biebler, Gerichlschreibcfr und die 'Gegenparthei Einiricht von 
den Urkunden nehmen; und Sind solche Beweisurkunden 
im Besitz der <7egen{)arthei, und geben sie Zeugen für ihre' 
Behauptungen, so sind sie ntoA sowohl 4urch ausdrücftlksh 
gesettUche Vorschrift, als vielmehr durch den GeriiShtsge- 
brauch und den ganzen Zweck und Geist des Verfahrens 
und durch. eigenes Interesse genöthigt, vor der Tagfahrt, 
entweder nrit der Klagerhebung oder in der Zwischenzeit 
bei dem Gerichtsschreiber eine^ Verfügung mit dem Auf- 
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tiie0» die bQisefchnetep BeweisttrkoiideQ in £e Tagfahrt 
■lUsobfiRgeQ, und ein« VoriflduQg an die b^wumten iiesgeii 
%n erwirkeo. 

Ualerlässt die^ ein« Parlbei, s# hal {iie Cregenperlfaei 
das Itecht, auf die Erheboiig-ilirer Beweise, wenn aie selche 
milgebracbt oder beantregt halle, und aurErbaswif des 
Urtheiis dbne Bikl^sicbt auf die Beweismittel^ die ften Ger* 
ganiheil 9U Ge^et sieben m(^ee, sa dringen, Uftd in soir 
eben FäUen blßibl der sfluougen ParUiai nichts ttbsig' abt 
wi dem Wege, wes wir in Deulscblaed eine Wiederiiektt 
stellongsklage nennen, eine neae Aitfnsboie der Verhaodr 
tmgen ieu erwirken. Solche neue Verhandlungen und Er- 
teJbwgea von Bewegen werden im AUgeneifieB aber oor' 
unter .solchen. Vora«seet0angen:gest«tt0t, untief wdfiben.naeh, 
dentschen Pr.aceas eine förmliche Wiederbesaiellwgsiüaeei 
geslamet wüce« Derartigei Veszöigerungen kdonen aber den. 
Kl^er xkuf schaden und dem Beklagten nichts nfUeen, wie» 
alcb spiyter er;gebea würd, und auch den An wällen. niobtS) 
eintragen, weil ihre gerichtlichen Gi^fibren mcbt «aob der 
Ansebl ihr/9r Umstände, sondern nach dm Wedb des Sireititi 
gegenständes für alle gerichtlichen Dienste zwmmßo^ be^ 
iiechnet werden, ^ Per Richter bann a^/ dte Bewasiei^. 
hebung auf eine jGipätere Sitsinng. vertage^, wanp; 4ie Mon^ 
' ipige Fartbei es wabrscheinli<^ macht» daes es dep.Umatandeni 
ni^ch ihr nicht mdgUcb. war, die erfesdesticlien VorlafdoflgAft^ 
zu erwirken, oder Pastellen zu lassen, gerade so wid ieti 
des Becht bat, w^ Speeifipirneg der Einreden .ei»; nndeM 
Tf^ahrt ansuberaumen. Bat dcff jRkhtfir /über. . den Sad^i 
verhalt gehSrjgen Aufsobluss, to oi^eftwgt er dfinPigolbeieiii 
oder ihren Anwälten das weitere Wort i¥ionallisi. diesen» 
Bin- iind Herreden« für wel(^ keine poüin vorgesokriebeni 
ist, vnd die sjph nach den ße^emtorhelten jedes emfeloeni 
FaUes richten, wird nichts nied^geschrieb^ als Qtwa:e«gith"r. 
wendige Berlcbtiguns^n in der Bes^^i^taiins ;der Zeit und! 
des Orts der Rechtsgeschäfte oder der Streitgegensläiide: 
oder unricbMger %unen der Fartheie« odw uw»chtjge Rer. 
swicÄDung ihres /^ehnwgen. 
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E9 giil jedoch mich bei cleii Couirty Canritf d«f tl« 
gdnmiie GrundsaU des Pr0ües^erfab#eiw M dc^ Obtf'^ 
gcmhten, dass ea keiner Purthei gestattet iit^ dm Cmmt 
oder Titel ihrer Angtifh^ oder V^ltieidigongmnitlel eh«« 
inänien, dfe causa «dionig oder «xceptieni» zu wedlscibL 
Smd die Verhandlungen nach der Anilehi ita RMter» 
eniehöpft, so erlksst er riwdl dem fierichtsgihMtfob^ so- 
gfciith und mfittdiioh dae Urthefl^ und bei AiieriMttIntfffg' 
dar Amprttoh» des Klägers durch den Bekk|ft«f|> ohiiel 
weitlm AuaÜhrung; sisd «her I^ngiere YerhandhiAgen -gih- 
pflofei) wordeify uuüer tamef YeteusMltzuiig' des thMttdb^ 
UoiieB T«rhails; und iwar allen diee oiitid ItoiAMiisnh^« 
mtfgdn oder Anträge auf Zwisdieflbescleide odilr Eskmktl^ 
niese ttber Pnoeese verbimdcrnde oder verzdgeMde BiArdden. 
zu g^stalleii oder solche au erlaseen/ Witbeot fcfflher 
pleading or formal j(rinder of issuft. 

B4I den Obergeriehton kann der Beklagte üe Airt«- 
vnfA auf die Klage y^ die eigenUkhe Vom^mlasi^ilg^' 
verwi^igerny wemi er sciehe EJnreden torzulragen hat^ 
welcM, wetin sie begründet wären, die Recihtsbestl^iidig^ 
li^ deS' VeifedieenB aufbeben würden^ afeo z. B. Elnre-- 
den gegen die Qeriehifcuatändigkeily gegen die legitnnaCO' 
V9t Saehe^ g«gw die Retfhtsfilbigkeil 4dep das jus sMidl^ 
in judieio des VSUig$v$y oder Einreden, weiche dtthbi ab^ 
%ieleii, di& Ansprfiehe dee Kiägers^ abgesehen davOR, eh- 
sie erwiese» oder durch andere l^haisachen wieder* aol^ 
gelK^ben wurden^ als gesetcli^h unstatthaft ^ 1^ 0. «A^' 
unmorallech dariostetlen; einen söleben PartheianMg 
nennt man demurrer; und' sind die Veriiandlangeii* da-^ 
rüber ersehQpft , so ist die Sache in Beeng anf selbbe 
Binreden, oder sind Mosi^ Thateaißhen streiMg, im fiahssen, 
in der Hauptsnehe^ at issue^ nnd aWar, wenn V9«f Rechts- 
fragen etreittig sindy so ist der Process eodie to issue al 
lawy und sind bloss Thatfräges streitlig, to^iseue in fact; 
und zu diesem $tarid komntft die Sacfa^/ ^enn die Ge-* 
genpartkd der Parthei^murring e^e Ferariel behändigt, < 
imlohef den^Betruf auf di9nJiwls<$beiAes<Aäd ete ÜHheS»' 
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t¥fe 68 nnoh ihretti Antrag UffiAen soll, enfhflt; welche 
FcNrnnel joinder in demurrer genannt ist, wenn die streit* 
tigen Fragen bloss Rechtsfragen enthalten, joinder of issne, 
wenn es sich um Tfaatsachen handelt, die vorerst erwie-* 
sen werden sollen. Alles dies Verfahren soll nun bei 
den Gonnty Courts wegfallen. 

Erscheint in der GerichtssitEung keiner der streiten** 
den Theile, so muis die Sache aus den Geriohtsprotokol-* 
len ausges^iehen werdeia, und es ist so anzusehen, als 
ob die Klage gar nie angebracht gewesen wi^e; erschein 
nen beide Theile» der Kläger kau aber seine Ansprttdie 
nicht' gthftrig beweisen, so hat der Richter 2a erkennen: 
die Klage habe auf sich zu beruhen, to non suit the 
plalnliff; und in diesem Fall hat der Kläger seine An- 
sprüche nicht Terloren^ sondern k^nn eine neue Klage 
anbringen .und Verhandlung vor der Jury verlangen, wenn 
eine. Jury zulässig ist. Hat der Beklagte die Ansprüche 
des Klägeni widersprochen und seine Einreden bewiesen, 
so ist der Kläger mit seiner Klage abzuweisen; the jodge 
has lo give judgment for the defendant; und in beiden 
Fällen ist der Kläger zum Ersatz der Kosten und des- 
Sdbadens an den Beklagten nadi richterlichem Ermessen 
9 verurtheUen. Gesteht aber der Beklagte oder sein Be-* 
vollmäcbtigter die Anspräche des Klägers zu, so hat der 
Richter, wenn er die Klage sonst fQr begründet eradiM, 
nach dem Betrag der Klage dm Beklagten zu verurtheir 
len, to give judgment for the plausAiff, wenn aifch der 
Kläger in der Tagfidvt nicht erschienen ist. Erscheint* 
aber der Beklagte nicht, so hat der Kläger seine Ansprüche- 
zu^eschwjbren , und ist die Klage sonst begi^adet, so 
erlässi :der Richter Urtheil zu seinen Gunsten^ veruHbeflr 
den Bdclagv^, gives judgment for the plainiiff, al0 wen» 
die Sache verhandelt und die übrigen Beweuie m'hoben 
worden wären. Gleiches gesoUehl, wenn der Beklagte: 
die Antwort verweigert, oder kdne gehörige Antitrort gibt 
Solche Urtheile habe»,, die gleichen Wirkungen, als wenn 
sie auf gepflogene Verhi»idliiiig erliaaen wordmi wttroB. 
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Lässl aber der Beklagte sein Ausbleiben scbriftlich oder 
durcli einen Bevollmächtigften entschuldigen , oder ist die 
Klage nicht gehörig zugestellt, so kann der Richter die 
Verhandlung, wie er überhaupt das Recht hat, den Par* 
theien weitere Fristen zur Vorbereitung ihrer Angriffs-* 
und Vertheidigungsmittel zu gönnen, auf eine spätere 
Sitzung vertagen. 

S. 10. Wiederaufnahme der Verhandlung 
oder Wiederherstellung. 

Der Beklagte, der wegen Ausbleibens vemrtheilt wor- 
den ist, kann jedoch in den gleichen Gerichtssitzungen 
oder in einer spätem die Wiederaufhebung des Urtheils, 
das auf sein Ausbleiben ergangen ist, und eine neue Ver- 
handlung und Untersuchung verlangen, und ebenso die Ein- 
stellung der Vollstreckung, wenn er bei Gericht genü- 
gende Scherheit leistet für die Processkosten , für die 
Kosten des Klägers und für den Werth des Streitgegen- 
standes, der dem Kläger zugesprochen gewesen war und 
in Bezug auf alles das, was der Richter für angemessen 
erachtet. Soll ein solches Wiederherstellungsgesuch spä- 
ter angebracht werden als in der Gerichtssitzung, in wel- 
cher das Urtheil ergangen ist, so ist es nur zulässig, wenn 
die Parthei, die darum nachsucht, wenigstens sieben volle 
Tage vor der Gerichtssitzung, in welcher es gestellt wer- 
den soll, bei dem Gerichtsschreiber schriftliche Anzeige 
davon macht, und gleiche Nachricht dav&n der Gegen- 
parthei persönlich behändigt, oder behändigen lässt. 

Uebrigens steht nicht nur dem Beklagten wegen Er- 
kenntnisse, die auf sein Ausbleiben ergangen sind, dies 
Rechtsmittel zu, sondern beide Theile können zu jeder 
Zeit, ob schon Urtheil ergangen ist oder nicht, die Auf- 
hebung und Ungiltigkeitserklärung von Processhandlungen 
und Entscheidungen nachsuchen, unter der Voraussetzung, 
dass obige Sicherheit geleistet und das Gesuch gehörig 
begründet wird ; und ebenso kann der Richter auch von 
Amtswegen frühere Verhandlungen und Entscheidungen, 
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)^, yr9f^ eip, gmilf eoder Qrmd da»a vorliegt, und aa- 
m^^}^ können #«i«fc ypIlltr^okonfffllianA^geii ««f dief^is 
A^ b#li«iti|[l u«4 KiprgekgenomWM werden. Da$ Gesetz 
bi^^piebpßt di^Fälk^ ia dQn^n 4i«s ge^ftelieberi darf, otebt 
i»9)i^i att^ii» Mceqde «od aHgenoin al^ solobo wzvmn 
heuy welche zur Begründang einer Wied^herstaUnng dii^^ 
nen: Missleitung und widerrechtliche Entlassung der Jury; 
üMcJs Öcnefhmeii der Jury; Verführung derselben durch 
die Gegenparlher; Bestechung und Meineid der Zeugen; 
Vi^wefgerimg von ge»9txUch 3uIäsaigQn Beweiatftitlehi; Er- 
hebmg ^g^iseteliQber Beweisii; Mangel an Mm Bmti^} 
^fKm^ fauche Entac^beidttiig; weg^n arror in >ur0 oder 
in foctci; wffei) Auffindong neuer B^weisolitNl u^ a. w, . 
mil eiiian» Woit; i« 9fhn den Fittefi, wo nach deultfi^ea* 
Pr^dassgrundaliU^i m^ Af^ellalioni oder eine förmlicbe 
Wiedefherüt0UHü^hIag0 suläs^ig vdr^. Geg^- iVei willige 
und ii»^art%e Verisäumniaae gibt es keine Wieddrhenstd-^ 
tong. $ol^ fiesi^he &ideii bei dem gleichen Geiidite 
^t, welohea die Verhandlungen vorgenan^en und die 
Y^füg^ngan arliisaaR bat, und sie sind an keine Friat 
g^nden^ Sie Mn^m iter aUoh unter EinbfAung dee 
Ftfra»liqbkeil0l( bei den Obi^gericMeii aagebraobt werdM« 
ASein da all^ Urlbaä« na<^ AUauf der darin b^stifliintan 
Fviat y«Il9trackbaf ffod, so sind aoteha Wiaderberatelluag^v 
eesmktij die oh^febin a^t s» vielem Geldaufwand Tarbnun 
dan atid, wenig bedetiklicb. 

§.11, Von der Beweisführung. 

Paa engliaebe GeriisblSYerfiihren kennt keine riebtar-^ 
liebe Beweisanfiage, kein Beweiserkawitniss, aottdnrft ttb^^ 
läasil att^s diea den Partbeien, die Beweise für ifaare Be^* 
)Mi^Hf<>tNl^n von selbst baiauhrkigail. Bei den bSher» Qe^* 
liebten ricblet 9ÜA die Art und Weiae luid die Zeit der 
Beweiavertreinng und Erhebung nach dem Gericbtsge- 
bvaucb, indem den bäbem Gerichten uad selbst den Couttty 
Ooiirts in tiaka Qingeft gr Qa»e Antonomie aiutebl. Kraimt 
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eihe der Satiir der Sacbe nach bdweifpflicht^e Parthei d^ 
eer ^Verbimltiofakeit nicht gehörig nach, so kanii die Ge-i' 
genparibei beim äerichtsbof eine rnle to ^hoW the cause 
lösen; d. h. eine Vorladung mit der Auflage^ imthxa«^ 
weisen^ wsirum die Beweise nicht bdgebracht sind ode^ 
wuiiDi nidht ohne Rücksicht darauf nach Lage der SutSt^ 
Urtheil erlassen werden soll. Ein Zwiscfaenbesdieid fcaiia 
nur in so fern erfolgen, als die Beweispflidit selbst streiltig 
ist; und in diesem Fall entscheidet der Richter, wer die 
bestrittene Thatsache zu beweisen habe. Aber eine Be*^ 
weisauflage oder eine Beweisautretuhg wie im deutschen 
Pröc^sse erfolgt nicht, und eben so wenig findet eine 
Hittheüung der Beweisantretung an die Gegenparlhei statt 
Alle die Zwischenverhandlungen, die nach deutschem Pro«* 
cess auf eine Beweisantretung folgen,, fallen in^ engli-^ 
sehen Verfahren weg, und werden ersetlt durch das Kreuth* 
verhör, das die gegenwärtigen Anwälte mit. den Partiieien, 
Zeilgen und Sachverständigen vornehmen, und durch ihre 
mündlichen Bemerkungen über die Unzulänglichkeit Oder 
Unglaubwüfrdigkeit der Beweismittel. Bei den County GourtSy 
für welche^ ein besonderes Vet^fahren zur Beschleunigung 
der anhängigen Streitfragen vorgeschrieben ist, nöss jede 
Parthei die Beweismittel für ihre Angriffs'» oder Vertbe^ 
digungsmiCtel in die nächste Tagfahrt mitbringen, weil sie 
sonst äefohr laufen, dass das Urtheil ohne Rücksidii M 
die etwa zu Gebot stehenden Beweismittel erfolge; den« 
ahne erhebliche Gründe soll und kann der Richter nichl 
Verhandlungen beliebig auf spätere Gerichtssitzungen ver-< 
tagen, weil er sich ausser den Beschwerden bei den Ober*' 
geriohten noch selbststähdigen Entscbadigungsklagen aus^ 
setzt -^ «. B. wegen Verlust von Beweiiimilteln duröh 
nhgebührlioke Verzögerung — mit weichen es sieb m 
England^ wo die Entschädigungspflicht uiid der Betrag des 
Schadenii von der Jury bestimmt wird, nicht spassen lässL 
Bei den County Courts gilt tocfa der Grundsatz wie bei 
den faäfaern (imcfaten, dass hdne Beweise über Angrifiß^ 
oder Vertkeidigungsaättefl erhoben werden dürfen, «tissmf 
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über die, worüber dem Gegeniheü eine spedficirte Nach* 
rieht in der gehörigen Frist mitgetheilt wurde , da, wo 
dies vom Gesetz vorgeschrieben ist. Im Allgemeinen ist 
das englische Gerichtsverfahren in Bezug auf die Beweis-* 
fuhrung viel freisinniger und gorechter als der deutsche 
oder französische Process. Denn nicht nur ist der mo- 
ralischen Ueberzeugung des Richters sowohl als der Jury 
eine grosser Spielraum eingeräumt, sondern gehörig be- 
glaubigte Auszüge aus öffentlichen Urkunden, records, haben 
die gleiche Beweiskraft wie die Originaleinträge; und sind 
öffentliche oder Privaturkunden verloren gegangen, so kann 
nicht nur ihre frühere Existenz, sondern auch ihr Inhalt 
durch andere Beweismittel, hergestellt werden, so z. B. 
sogar der ^ Inhalt eines Testaments , der sich nicht mehr 
vorfindet Es gibt auch einen Beweis von Hörensagen über 
Abstammung, öffentliche Rechte, Privilegien, über Darstel- 
lungen der Pariheien an dritte Personen, aussergerichtli- 
che Geständnisse, und es gilt eher der Satz: „qui excipit 
fatetur^ als das Gegentheil. Die Beweismittel brauchen 
der Gegenparthei vorher nicht einmal angezeigt zu wer- 
den; und die Beweisantretung geschieht dadurch, dass 
man beim Gerichtsschreiber das Begehren stellt, die ver- 
zeichneten Personen zur Zeugnissleistung (Sachverständige 
gelten uns als Zeugen) vorzuladen ; und soll der Beweis 
mit Urkunden geführt werden, die im Besitz anderer Per- 
sonen sind , so geschieht die Vorladung mit dem~ Auf- 
trage , die bezeichneten Urkunden mitzubringen ; er- « 
scheint der Zeuge nicht, oder verweigert den Eid oder 
das Zeugniss, so ist der Richter ermächtigt, die Zeugen 
zum Vortheil der dadurch benachtheiligten Parthei zu einer 
Strafe von 10 Pf. zu verurtheilen, und diese Strafe muss 
in der Vorladung angedroht werden; und solche Geld- 
strafen sind vollstreckbar wie andere Urtheile der County 
Courts. Allein die ordnungsmässigen Zeugengebühren müssen 
vorher bezahlt oder angeboten worden sein. Jedermann 
ist verpflichtet, Zeugniss zu leisten, ausser die Anwälte 
in den Angelegenheiten ih»er Partheien; und wie die Par- 
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tfaeien unter EU über ihre eigenen Sachen abgehört wl^r-* 
den müssen, so können auch die nächsten Verwandten, 
Ehefrauen und Kinder, vorgeladen und einvernommen wer*^ 
den. Die Abhör der Zeugen geschieht durch den Rich* 
ter, indem er die Fragen an sie richtet, die er für ge-* 
eignet hält; und den Partheien oder ihren Sachwaltern 
Steht es mit Bewilligung des Richters zu, ihrerseits eben« 
falls Fragen an sie zu stellen ; und der Natur der Sache 
nadi sind da, wo die Jury entscheidet, selbst blosse Mei* 
nungen, Ansichten und Auffassungen der Zeugen von gros- 
ser Bedeutung. Das Nachtragen und Nachschieben von 
Beweisen kann nur dann und wann so weit zulässig sein, 
als es dem Richter erlaubt ist, die Verhandlungen auf 
eine spätere Tagfahrt zu^ verlegen. Die Eideszuschiebung 
von einer Parlhei an die andere kann hier natürlich nicht 
vorkommen. Wie die Urkunden öffentlicher Behörden be- 
schaffen oder beglaubigt sein müssen, um bei Gericht Glau- 
ben zu verdienen, darüber hat der Gerichtsgebrauch feste 
Grundsätze aufgestellt, die hier aufzuzählen zu weit führen 
würde. Auch wo keine Jury beigezogen ist, werden die 
Beweisverhandlungen und Zeugenaussagen nicht niederge- 
schrieben, und die Urkunden werden ihren Eigenthümern 
sogleich wieder zurückgegeben. 

$. 12. Vom Urtheil. 

Am Schluss der Verhandlung, d. h. sobald der Richter 
über die That- und Rechtsfragen im Reinen ist, erlässt 
er das Urtheil mündlich. Es wird tabellarisch in die Ge- 
richtsprotocolle eingetragen, und die Partheien können sich 
davon wie von allen andern gerichtlichen Verfügungen Ab- 
schriften geben lassen. Die Urtheile sollen in allen Fällen, 
wo Urtheil für den Kläger oder Beklagten erlassen wird, 
JBndurlheile sein, vorbehaltlich . der Rechtsmittel der Wie«* 
derherstellung und der Appellation; und es soll untersagt 
sein, Streitsachen, die bei den County Courts anhängig 
sind, auf irgend eine der Arten, auf welche frühere Pro- 
cesse bei den alten niedern Localgerichten an* die böhern 
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Gerichte gebrscfal werden kownien, dabin m ziehen, «isser 
der Streitgegenstand übersteige den Werth von 5 PL^ 
und ein Richter des höhern Gerichts, wohin die Sache 
verlegt werden scdl, gebe die Erlanbniss dazu, und es 
werde dort zagleich von der Parthei, die das Verlängert 
atrilt, nach de» Ermessen des Richters Sicherheit fiir den 
Werth des Streitgegenstandes and für die Kosten geleistet. 
Diese Verlegung der Processe von den County Courts an 
Ae hdhern Gerichte ist aber keine zweite Instanz in nn** 
serm Sinne, sondern bloss eine Art prorogirten GericMi«* 
Standes mit Bewilligung des Gerichts, nachdem die Sache 
sehen anhängig geworden war. 

Diese Bestimnning hat ihren Grand wahrsclieinlieh da-« 
rin, dass nach uralter Gewohnheit die Gerichte von West*« 
minster in allen Dingen, die nicht an besondern Gericht« 
gewiesen traren, concurrirende Gerichtsbarkeit mit den 
niedern localen Common law Courts von England hatten, 
so dass es dem Kläger frei stand, wo er eine Klage an-* 
bringen wollte, und beide THeile während des Laufe des 
Processes das Recht hatten, bei einem höhern Gerichte 
den Antrag zu stellen, die Sache dahin zu ziehen; iin4 
dass man diesen alten Grundsatz nach englischer Art nichl 
auf einmal vollständig über den Haufen weifen wollte. 

$. 13. Von den Rechtsmitteln. 

Ausser dem Rechtsmittel der WiederhersteBung^, das 
bei dem County Court, der die Sache verhahdeK und eKt-^ 
schieden bat, so wie bei einem Obergerichte angebracht 
virerden kann, rnid gegen welche Entscheidung wieder un-< 
ter den gesetzlichen Bedingungen die gewöhnlichen Recäits^ 
mittel zu Gebot stehen, kommen den Partheien alle an- 
dern gewöhnlichen Rechtsmittel des Common law zu stct-^ 
ten, so weit nicht die Statuten über die County Gonrts 
den Gebrauch der Rechtsmittel beschränken. Alle diese 
RecUsmittel gehen an die höhern Common law Courts 
in Westroinster, und wie diese Courts geographisch mid 
«ftteriell, einzelne wenige Besonderheiten aasgenönunen^ 
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in BtzQg nittf das Mirgerliche Recht unter steh ab erste 
Instanz concuir&enäe 6eridttd>arkeit i&et Engknd unl 
Watet «Hüben, so haben sie aadi als zweite Instanz in 
nnserm Sinne conenrrirende Gerichtsbarkeit unter sich über 
4iti (Odanty Courts, so dass es in der Wahl iei Parttd 
st^t, bei welchem die drei hohem GericMe von West«» 
«iiisler »e ihr Rechtsmittel anbringen will. 

Ausser däm ^^tlieh rechtlichen Rechtsmittel des writ 
frf habeal} corpus shid die ftechtsmittel des bürgeriichan 
Rechts ndcb dem Common law zweierlei Natur; nttmlloh: 
13 Solche, welche es bloss darauf absehen, dass die Rechts** 
pfiege bei den untern Gerichten, wo die streittigen Recbts* 
sitse anhängig sind, wirklich gehandbabt werde; deren 
i^ck also ist, dass das Gericht, bei dem die Sa4thel liegt, 
ahgehaUeii werde, das tu thon, was seines Amtes ist; 
2} Soldie, welche darauf abzielen, a) anhängige dächen 
tei einem Uniergerichte von da weg und vor ^ Entscheid* 
düng in der Hauptsache an ein höheres Gericht zur Ab^ 
urtheäting zu bringen; b) oder welche die Zustttndigfceit 
des Gerichts, bei dem die Sache angebracht ist, bestrei«» 
teil, und beim hdhern Gericht die Unzttständigfceitserkltl«^ 
Hing des terhandelden Untergerichts, ohne Antrag, dort 
dia Satiie zu Yerbandeln, zu erzielen snehen; c} oder 
welche liach Entscheidnng in der Hanptsa^fae dvreh da« 
Uiitergerieht das Urtheil durch das Obergericbt umstürzen 
zu lassen, und ein anderes Urtheil zu erwirken bezweck^« 
Z« den Recbtsmittebi der ersten Art gehören die, welche 
wir Beschwerden wegen Jostizverzögerung. oder Justiz-« 
vefweigevung nennen, die aber im englischen Recht Writ 
ef Prooed^ndo und Writ of Mandemns heissen. Zo denen 
der aweiten Arten nnd zwar zu denen unter a} erst ge«* 
nannten gehören solche Beschwerden, die bd uns mei<* 
^tentheils bloss mit der AppeltaUon and der Baupisacbe 
verbanden werden können, in England wegen des Grund-« 
Satzes der Cenesrrenz der Geriditsbarkeit wlftrend der 
Verl»ndlung ergriffen werden ktoAen, und die Streitigkeit 
trt Yott den Untergeriehten an die Obergeriebte bringen. 
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Dahin gehören der Writ of Certiorari, der Writ of 
Prohibition und der eigentliche Appeal. Der Writ of pro- 
cedendo ad Judicium ist nichts anderes als ein Befehl 
von einem der dem Obergerichte oder vom Chancery Court 
(die letzt gebliebene Befugniss eines Common law Courts}, 
an die Untergerichte, Urtheil zu erlassen; und ivird ge« 
stattet, wenn eine Parthei sich über ungebührliche Yer- 
ssdgerung des Urtheils beschwert. Dies Rechtsmittel konnte 
iirsprünglich nur beim Chancery Court angebracht werden, 
und wenn dem Befehl jenes^ Gerichtshofs nicht entspro* 
eben würde ^ so mosste bei einem Common law Court 
von Westminster ein Slrafbefehl gegen das Untergericht 
nachgesucht werden. In so fern der Chancery Comrt aaf*« 
gehört hat ein Common, law Court zu sein, kann jene 
Beschwerde nicht mehr gegen County Courts vorgebracht 
werden, sondern man muss gleich einen Strafbefehl nach- 
suchen. Der WriC of Mandamus kann nur vom Court of 
Queen's Bench erfassen werden, und findet statt auf jede 
Justizverweigerung von Seiten eines Untergerichtes wie 
überhaupt gegen jede Rechtsverletzung, die von irgend 
einem öffentlichen Beamten in dieser Eigenschaft verübt 
wird. . Abgeseheq von dem öffentlich gerichtlichen Cha- 
rakter dieses Befehls, so wird er gestattet auf den Eid 
der Beschwerde führenden Parthei, dass die beim Unter*- 
gerichte nachgesuchte Justizleistung verweigert wird» oder 
dass gar keine Verfügung darauf erfolgt. 

Die Voraussetzungen zur Erwirkung eines solchen Be- 
fehls sind nach dem jetzigen Gerichtsgebrauch folgende: 
a} Es darf kein anderes Rechtsmittel ausser diesem mög- 
lich oder anwendbar sein ; b) der County Court muss das 
Recht haben, die nachgesuchte Justizleistung vorzunehmen ; 
c) die Justizleistung muss verweigert worden sein ; d) sie 
darf nicht bloss eine Förmlichkeit im Verfahren betreifen; 
e} die verweigerte Handlung darf nicht eine solche sein; 
f} es muss dadurch wirkliche Justizleistung und nicht bloss 
Hilfe zu einer bessern bezweckt werden; g) die Gegen- 
parthei muss vorher selbst aufgefordert gewesen sein, das 
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2a thttii und vorzunehmen, was der Beschwerdeführer vor* 
genommen haben will. Auf eine solche Beschwerde er- 
l8sst der Coart of Queen's Bench zuerst eine ruie an die 
Oegenparthei des Beschwerdeführers, in der angeordneten 
Tagfahrt zu begründen, warum ein Handamus nicht er- 
lassen werden soll; *to show case, why etc. Wird in 
dieser Tagiahrt die Beschwerde auf die Vorstellungen des 
Gegentheils unbegründet befunden, so wird sie abgewie-^ 
sen mit oder ohne Kosten ; die rule is dismissed with or 
without costs, und wird sie begründet erachtet, so wird 
die rule absolut und der writ of Mandamus an das Un- 
tergericht zur Vornahme der geforderten Justizhandlung 
erlassen. Zu einem Rechtsmittel der zweiten Art a) ge- 
hört der Writ of Certiorari. Dieser muss bei einem 
der höhern Gerichtshöfe von Westminster nachgesucht wer- 
den, und war früher in allen Criminal- und in allen Civil- 
Sachen, deren Werth den Betrag von 10 Pf. überstieg, 
gestattet, nur Sachen, die bei einem der niedern Gerichte 
zur Betreibung' kleiner Schulden anhängig waren, zu dem 
Zweck, die anhängigen Processe an das Obergericht zu 
aaehen, dort zu verhandeln und zu entscheiden. Die eng- 
lischen Rechtsgelehrten sind uneinig darüber, ob dieses 
Rechtsmittel gegen die County Courts Oberhaupt noch zu- 
lässig sei. Die Fassung des $. 90 Art. 9 u. 10 Victor, 
cap. 95 veranlasst diesen Steit.^} 



3) Es heisst darin: And be it enacted, that no plaint entered 
in ony Court holden under this act shall be removed or remorable' 
from the aaid Conrt into any of Her Maipaty's Superior Coarto of 
Reeord by any writ or procets, anless the debt or damage claimed 
shaH exoeed fi?e ponnds and Ihou only by leave of a Jadge of one 
of tbe Snperior Courts in cases, which shall appear to the Jodge fit 
to be tried in one of the Saperior Courts etc. Jenes Geaeti ist vom 
20. August 1846; und es war darin die Zuständigkeit der County 
Conrti aaf 20 Pf. beschrfinkt. Nun ist aber später am 14. August 1850 
im Connty-Oonrt Extension Act. 13 and 14 Vict. cap. 61 ersohienen, 
und hier heisit es: $• 16. And be it ezacted^ that no jadgment, 
Order on determinstion given or nwde by any jndge of a County 
Coorti nor any oanie or matter brought before him or pandiag in 
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E4w. W. Cox und Morgan L. Loyd> die Verfflssei 
eines Compendimn» über die County CourU erklüren S« 3&4 
des Buchs mit Bexug auf den leUtem S* 16 der writ o£ 
Certiorari gegen County Courto aua dem frühern Gesetee 
dennoch noch znlässig, weil der $. 16 des Gesetaecf vom 
14. August 1850 sich bloss auf die AppetlatiM in den 
Sachen erstrecke, Über welche mit diesem lefiilefh Qe^ 
setze die Gerichtsbarkeit der Coimly €ourt» ausgedebot 
worden ist Aber dies^ Ansicht ist offenbar nach $. 2 
de$ Statute^ vom 14. August 1850 unbegründet la einei^ 
gogebenen Npte m diesem letztern Gesetze dMioban ai^ 
jedoch die Meinung aus, dass der wrft of jCertiorari g^fe» 
die County Geiirt^ aufgehoben m sein scheine. IMeser 
Ißtstem Ansicht scheint auch Stephen Cemment. 111 b. SL 718 
zu sein; und iqh hatte dbse auch noch aus aadern 6ettnr^ 
den, die hier aulzuaäiUea au weit führen würde, Ar die> 
ricUagie» Zu bemerkeii ist hier, wie in vkflen andern Din^r 
gen> dass Klarheit und Bestuntitheit nidit zu <kn Ha0|itr* 
Vorzügen der englisqhen Gasetogebnng gehört Der Wril 
q{ Prohibition ist der Erlass, den man Ten dnem 
d^ Obergeriohte gegen die ZnstSndigkeit eines unte» 
Geriqhts. verlangt, und begehrt^ es solle dtesem Cduvt uadi 
dar Gieigenpacthet anbefohlen werde«, mit alfan. imkoBi^ 
YerhaudhiHgen wegen llnznstärfdigheil d^s Gferiohls eu^' 
zuhalten. Dieses Rechtsinfttel findet ako statt in, altstt deB> 
Fällen, wenn ein County Court sich Gerichtsbarkeit an^ 



hii cauKl, sM\ be removed hy appcal, ivoliOD, writ of nroa^ ^6r<p 
tiocari or olhervite kito apy oüier coutt whaMyer fave änd esoepi in 
tbe manner and according to tbe pnoviiioiifl |ie»ein hafo» nwütioaed.. 
Uad dieae SteUe besieht ^^ch auf daa frühem $. 14, in waUbem 
Appeal gegen alle Endartheile gestaltet itt nater den der(igen Vori- 
aaasetaoDgen, die weiter unten erwähnt werden;: und daan beissl ea 
S, 3 dieses Stak 13 und 14 Tiet. cap. 61 , doia dies Statut mit den 
frflhern aber die Coanty-Conrts als ein einaigea Peseta betracfatel ww- 
dan aoUe^ und dass die Beslimaiangen der ftabean Acte« nänüich 
9 und 10 Vifit cap. 95/ 12 und 13. YicL cap. 101 , weleb» mit die- 
seit neuarn 13, uqd H cap. M. niobt übcereinstimmeny anfgahoben > 
sein 
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VlPüst) 4ie ihm ganK und gfir tticbt zostebt, odei wenn 
«r a^nß Gericbt^arkeit übersehr^iet; Diese Beaehwerde 
wat var dem neuen Statut; vom 14. August 1850 sehr 
häufig« Dßr eigentlijßha Appeal, Appellation in uasejroi 
Sinne. Pjese^ ReehtsmiUel isli nach $. 2 und 14 dies 
Statuten YQm 14. August 1850 gestattet gegeii aUe Endr 
urtbeile der Cpunty Courts, wenn eine der Partheien ^icih 
^s einem Beobtsgrund durch die Entseheidung oder die 
Frooe^slQitimg des Geriobta oder durch äe Zulasiang odetr 
Yerw^fung von Beweismitteln für verletzt eracditet.*) 

Des 44;)pellan( hat alao die Wahl, bei welchem 4m 
4re« b0h^n Gaiichtah^e 4i^ Common Law er die Appel-- 
lation autnringen will. Diese Appelhofe verhaAdeb aber 
die Beschw^deB gegen die Caunty Courts nicM in vofler 
SUzqng^ sioiidern Uoss zwei pussn^ judges dieser Gerichts- 
höfe, d h 8wei Beirichter sollen den Court of appeal 
bitd^i^ und die Sache ausser dw gewöhnliche«! Geriqhts-^ 
sitQ^ng^ verhandeln* (Die pujsn^ Richter unterscheiden 
si^h von den cbieiHu^Mees odec judges niir dadurch, dasis 
sie einen geringeri» Gehalt haben als die letztern» Jenesi 
Reohtsmitt^ iA suVisäig. unter der Voraimetsiing einer 
VerleliflMag iin> Rechte selbst oder dwrcb da& Verbhcen^ 
n) wemn der Appellant dem Gegentheil oder detieen. A»t 
w^l iO T$gß, wJtheTy bevipir er die AypellatieAdHssebwerde» 
beim Qbesgwdht einlegt, Ka/ohricht davo«. «IMf daas er 
appel^kea nierde^ b) wenn der Appellant heim Gerki^*^ 
aelnreibeBr. d#s Connty Co»rt nm^h dessen BeetimffMuig der 
^gienparthei dur^ Hinterlegung oder genügionde ßikg- 
Schaft oder Pfand Sicherheit leistet Sir die Kosten der 
zweiten. Inttanz, mii wenn der Beklagte appeUirt, noch 



4> Dia eiM^lägige Stalle laateU niV»^ he it enaoced, llrat of' 
ajIhflK party in aay cauie of tha amaaiä %> vUcb jnisiAdictiaii ia glven: 
tp Ibe Cojqptf: Court h^ thia Ac^ sjiall ba di^igfia4 wUl| tha . dar 
terminatioD or direction of the said court in point of law» or upon 
tha admission or rejection of any evidence, such party may appeal 
from the same to any of the Superior Courts of Common Law at 
Weitmina tar** etc. 
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überdies fttr den Werth des Streitgegenstandes; c) we&n 
die Partheien oder ihre Anwälte über die Art und Weise 
der Appellationsausführung und Verhandlung eine schrift- 
liche Uebereinkunft abgeschlossen haben, oder im Fall eine 
solche nicht zu Stande gebracht werden kann, der Richter 
des County Court auf ihren Antrag dies schriftlich fest- 
gesetzt und unterzeichnet hat; d} und wenn der Appellant 
diese Uebereinkunft oder die Anordnungen des Richters 
darüber in die Appellationskanzlei des Master des Ge- 
richtshofes, wo i\d Sache verhandelt werden soll, einge- 
sandt bat. Die ^Appellations^neeige und die Ausführung 
sind an keine Fristen gebunden; allein da jedes Urtheil 
sogleich vollstreckbar ist, so muss sie nothwendig gleich 
ergriffen werden. Das weitere Verfahren berührt die County 
Courts nicht mehr; und die Appellationen sind jetzt so 
wie Beschwerden überhaupt äusserst selten, und finden in 
der Regel nur statt, wenn die County Courts die nach- 
gesuchte Wiederherstellung verweigern, oder wenn eine 
nochmalige Verhandlung von einer andern Jury wegen 
Misstrauens gegen dieselbe verlangt wird. 

Das weitere Rechtsmittel, habeas corpus cum 
causa 9 das auch in Civilrechtssachen den von d6n (Se- 
ricfaten zum Verhäft verurtheilten Personen zustand, scheint- 
durch die oben angeftthrten Bestimmungen über den Appeal 
nun ebenfalls wegzufallen ; wenigstens ist dies die Ansicht 
Stephens DI S. 705 und 706. Wo aber eine Appel- 
lation nidit zulässig oder mdglieh ist, also in aSen den: 
Fällen, wo gelegentlich eines Civilprocesses bei einem County^ 
Court oder gelegentlich einer von einem County Court ver- 
fügten Vollstreckung oder wegen summon upon fraud 
Jemand zu Arrest verurtheilt ist, findet jenes Rechtsmittel, 
als öffentliches Recht jeder Person in England , immer 
noch statt. In dieser Eigenschaft gehört es aber nicht 
zu den civilprocessrechtlichen Rechtsmitteln und kann da- 
her hier übergangen werden. 
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VI. 

lieber die Entwickelung der Gesetzgebung und 
der Rechtswissenschaft in Italien. 

VOD 

Herrn Dr« Boüiiellliii, 

Advokat in Moden a.^) 



Die Juristen Italiens sind seit vielen Jahrhunderten 
gewöhnt, das römische Recht zu. befolgen; allein nicht 
rein, sondern so, wie es durch das Feudalrecht,^} das 
canonische Recht und durch Statuten modificirt, zu einem 
Ganzen von dem Gerichtsgebrauche verarbeitet und comen- 
tirt wur^e. Um die Eigenthilmlichkeiten der italiänischen 
Rechtsauffassung zu verstehen, muss man sich erinnern, 
d^ss die Hauptbedeutung des römischen Rechts schon zur 
Zeit der Römerherrschaft in der durch die Rechtsübung 
ausgebildeten Jurisprudenz bestand, welche auf der Grund- 
lage einiger alten Gesetze beruhte, die aber mehr dem 
Geiste als dem Buchstaben nach sich erhalten hatten. Selbst 
jene Sammlungen von Theodos und Justinian hatten ihre 
Hauptbedeutung durch die Schriften der römischen Juristen, 
in Verbindung mit neuen kaiserlichen Verordnungen. Die 



1) Wir theilen diesen in Briefen an den Unterzeichneten itaKfl- 
ni0ch geschriebenen, an geistreichen Bemerkungen reichen Aufsatz In 
der Ueberset£ung mit, weil der Aufsats ein treuer Ausdruck der Rechts- 
ansichten der redlich forschenden, ein grfindlicbes Quellenstudium ehren- 
den und deutsche V^issenschaft würdigenden Juristen Italiens ist. Der 
Verfasser ist ein höchst strebsamer, eifriger, achtongs würdiger Jurist, 
TOD dem viele sehr gute Anfsfitse in der in Florenz erscheinendon 
Zeilschrift: La Temi herrühren; namentlich ist er der Verfasser einer 
guten Arbeit über den Leibrentenvertrag. Dem hier abgedruckten 
Aufsätze hat der Unterzeichnete manche Bemerkungen zur Berichti- 
gung beizufügen nöthig gefunden. Mitt er maier. 

2) Dieser Ausdruck ist ein nnglttoklich gewählter, und erklärt 
sieh daraus, dass man in Italien das germanische Recht hiafig Fe»- 
dalrecht nennt. , 
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Wissenschaft und der Geriditsgebrauch absorbirten die 
positiven Gesetze. Selbst bei der grossen. Rechtssamm«^ 
lang Jastihians war weder das^ Bedürfniiss eines allgemei-' 
nen systemafischen Gesetzbuchs fühlbar;, noch Ibg die Idee 
eines solchen zum Grunde. In* jener Rechtssammlung lag 
allerdings viele Philosofhie^ aber psaktische, nicht speku- 
lative Philosophie. So giew<)hntea sii^h die Italiäner an 
ein im Gerichtsgebrauche liegendes und durch die Wis- 
senschaft fortgebildetes Recht. J Diese Gewöhnung erklärt 
auch, warum nach dem AuJPHÖren des franztfsisdien' Ge- 
setzbuchs C<lc^cn Ansehen auf Rechnung- dbsr Einflbsser 
ttnmOs. Idben, und der itatUrlichen' Neigung ta' setzen 
war, mit wenig Anstrengung' das RecHlf temieu zu lernen;, 
weil man den tMuschend'en Vorspiegiungen^ trautb, diiss dkr 
Gesetzbuch die Wissenschaft ersetze} die itat Juristen' 
mit Vorlibbe die^ grössere Wichti^gkeit praktischer Bbstfm- 
muirgen der Eleganz der französ. Ges^tzgettungen* (diX 
weun freilich auch die Zeitschr^en Cobeserhebuugen ent- 
halten, wenig beliebt waren} der Oi*dhung; iett abstrit- 
ten philosophischen Doktrinen, denr künstlichen Dj^nitionini' 
und' andern Ausschmückungen dbr Giesetzbficher vorzogen. 
— Niemanden, dbr genauer die KfechtisIMiüng* RWiens' 
beobachtet; kann dbr vorlrenrscfienrdb praktiscUef ^arahter 
der italiUniscUeu Anristen entgelien; Ost {Tfofi mit enfsdfie- 
dener Vorliebe zu praktischen Conclusionen- hinneigtj und 
seUMstiin den Fehlen i»t easiiistfb; vevfidtt:. Smmü eiUärt 
sfejh aueA, w«rmn' ikf T^skan^r ihr nseu^ Strafg^seiKbu^ 
gär nicht mit Besondbrer Freudigkeit auMfahmen*,, unge- 
achtet bisher sie eine STasse veralteter, nicht systema- 
tisch, gesammelter Gesetze^ hatten»> Die Schriftstellei; übas 
itaL GcäMStzbtioker «ügen miti BacMi ab. eisen Fehler 4litt 
weAlfidflge^ mehr der Fassung in Netariaisurkiindifiti elb'Att 
in lÜhtscfieidtingen passenden glbichenden Redhtttibn, müs- 
sen aber die darin ausgesprochene Weisheit dec Verfü- 
gungen anerkennen. Uao lieht. bei> uns einen^ gebietenden 
öden edaubeMldtf Siyl aleib dev besnhrmbeBiieB^. in^ Mdenr 
Gesetzbüchern oft vorkommenden Redaktion. Mav karni^viir^ 
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den alten Ansiebten , mitf dem Streben*, sie' 2Q verbessern, 
amrücfrkebreir and unsere Gesetzgebung mehr eine prafitische 
ats eine syslemaliscfie* werden wirrf; während dagegen die 
Franzosen die elegante, mehr belehrende und die Deut- 
schen die systematische' und dialektische Formf heben. Diese 
Erschefnungen haben ihren Grontf theils im Nationalcharaktei' 
äet drei grbssen Nationen, theils in den besonderen Zu- 
sfähden ders^etten. Die Franzosen haben Ge^retzbücheT der 
Tnmsaktionr zwischen den beiden jaristischeti Systemen' n8- 
tftig', während Deutscbland in seinen Gesetzbüchern einen 
ffamptwerth auf die dialektische Reihenfofge ron ßedoklSo- 
nett' setzt,^ wetefie dasjenige, was davon det Ges^etzgeber 
zugeben will^ in eine Hiarmonie bringt, und^ das im Geset^- 
budhe anrfgenomfmene nicht anerkannt. Wenn auch dte 
GruncRdeen von demjenigen, was schon bei den Kömern^ 
jnstum et honestum hiess, in allen Manschen gleich wurzeln 
und bis zu ißinem gewissen Punkte bei allen gebild'eten 
Nationen auf gleiche Art sich entwickefn, so fsl doch der 
Bb^en, auf welchem diese Bntwickelung geschieht, ein höchst 
verschiedener, daher das Civifrecht kein kosmopolitischer sein 
kann*, nnd die Natiotten efn'ander kennen lernen, einander 
naciteifem, aber nicht blind das^ aufnehmen sdlten, was eine 
and^rö Natfon^ besitzt. Auf diese Art wird immer eine ver- 
nünftige tTebereinstfmmnng aller gebildeten Nationen* anf detl 
Ghmdlagew des* Natur- nnd fölkerrechls* vorkcrmmen, wfifr- 
rend wegen* Verschiedtenheiter der Abstammung, derSfttön; 
der iVbditJonen , des Obaraikters nnd dbr Bedttrfniss^e dks^ 
jedetti^ Sfeate eigentbflmlicBe Civilrecbt sich ausbifdet. Ort 
und Zeit werden hier einwirken', weil den Bedürfnissen tind 
Sitten einfer bestimmten Natfoti oder Gegend Rechnung ge- 
. ttagfen weirden muss, während das Gesetz den Bedürfnissen' 
der Zeit' entsprechen und in sofern einr fortschreitendes 
seht müssr. Das Civilrecbt nrnss didier national und fort- 



3) Mr VdrfMMit ha|ih{«r WdU don wafitan 6«iil dmr dmilsclieii' 
GeMtzg^bung< mcbt ganz ncbtig, anifgeltoft. Itt. 

8* 
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schreitend, es mnss alt sein, weil es seine Warzel in den 
im Wesentlichen sich gleich bleibenden und nur langsam 
sich ändernden Eigenthümiicbkeiten der Nation haben, es 
muss neu sein, weil das Gesetz den Ausdruck des wirkli- 
chen und neuen Bedürfnisses sein soll* Je mehr durch 
Handel, Reisen, Erweiterung der Verkehrsmittel die, Natio- 
iien mit einander in Verbindung kamen, desto mehr ver- 
schwinden Verschiedenheiten, desto mehr entwickelt sich 
eine Gleichförmigkeit der Ansichten bei den gebildeten Völ- 
kern, und darauf gründet sich die europäische Civilisation, 
die manche Juristen, weil sie vielfache Aehnlichkeiten des 
Rechts bei den Deutschen, Franzosen, Engländern und Ita- 
lienern fanden, zu der Ansicht bewogen, dass für alle 
civilisirten Volker ein gleichförmiges System von Gesetzen 
aufgestellt werden soll. Vorzüglich gefielen sich in dieser 
Lieblingsidee die Franzosen, welche, in der Einbildung le- 
bend, dass sie selbst auf dem Gipfel der Civilisation stehen, 
sich die Diktatur anmaassten, ohne zu erwägen, dass viele 
Berührungspunkte und Aehnlichkeiten des Rechts noch nicht 
eine Identität begründen und nicht die immer bleibenden Ver- 
schiedenheiten heben können; denn der Engländer bleibt 
ein Engländer, der Italiäner ein Italiäner. Die Einheit 
des Nalurrechts entspricht der Einheit des Menschenge- 
schlechts und seiner Schöpfung; die Verschiedenheiten des 
bürgerlichen Gesetzes entsprechen den geographischen Ver- 
schiedenheiten der Klimate, dem Ort und den Verschieden- 
heiten der Abstammung und Charaktere der Nationen; die 
Harmonie und Aehnlichkeit der Civilisation entspricht der 
Einheit der Wissenschaft und der Ausbreitung der Liebe. 
Wer die Nationen trennen wollte, beförderte die Barbarei, 
wer Alles durch einanderwerfen und verwischen wollte, 
würde das Leben vertilgen , da jedes selbstständige Wesen 
sein ihm eigenthümliches Leben haben muss. Der Jurist 
muss darnach, wenn er wahrhaft zum Wachsthum der Wis- 
senschaft beitragen will, drei Quellen benützen; nämlich das 
was die Wissenschaft sein soll (Philosophie des Rechts), 
das was sie war (historische Rechtswissenschaft}, das was 
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sie ist (vergleichende Rechtswissenschaft). Auf diese Art 
erhält die Wissenschaft alle mögliche Ausbreitung und Gründ- 
lichkeit, während sonst nur der wahre Grund dessen, was 
es ist, und der Grund der nothwendigen Veränderung des 
Bestehenden erkannt werden kann. Die zwei oben genann- 
ten Quellen werden von Vielen auf tüchtige Weise benützt, 
vorzüglich wohl vt)n Italiänern und Deutschen ; dagegeo 
findet sich die dritte Quelle, die vergleichende Jurisprudenz, 
noch ziemlich in der Kindheit, obwohl immer mehr die 
Nothwendigkeit erkannt wird, das Studium auch darauf zu 
richten ; vorzüglich sollte der Ausbildung dieses Tbeils der 
Rechtswissenschaft die juristischen Zeitschriften sich widmen. 
Um zu erklären, wie in Italien das Recht immer mehr 
ein giurisprudenziale als ein legistico wurde, d. h. immer 
mehr in dem Gerichtsgebrauch und der Wissenschaft lag, 
als in bestimmten Gesetzen gesucht war, bedarf es nur der 
Erinnerung an den Entwicklungsgang des römischen Rechts 
bei den Römern selbst; bei welchen Traditionen (ursprüng- 
lich der Priester), später der Einfluss der Juristen das Recht 
fortbildete, die Sammlungen, z. B. in den XII Tafeln selbst, 
nur Sammlungen des gerichtsgebräuchlichen Rechts und ge- 
wisser anerkannter Maximen waren, und auch noch später, 
als mehr Gesetze entstanden, der Hauptcharakter des rö- 
mischen Rechts in dem durch die Juristen fortgebildeten 
Rechte lag, und die Gesetze selbst aus der grossen QueHe 
der Wissenschaft und des Gerichtsgebrauchs ausgelegt und 
angewendet werden. Selbst zuletzt war doch nur der klei- 
nere Theil des römischen Rechts in einem eigentlichen Ge- 
setzbnche zu suchen. Es mnss wohl bemerkt werden, dass, 
als die germanischen Völker nach Italien kamen, nur in 
einem kleinen Theil des Landes die Justinianische Samm- 
lung galt und im übrigen Theile Italiens man sich nach den 
in dem vor justinianischen Rechte durch Gerichtsgebrauch 
anerkannten Rechtsgrundsätzen richtete. Es kann hier nicht 
der Platz sein, berühmte Streitfragen, die neuerlich auch 
von ausgezeichneten Deutschen, z. B. Merkel, erörtert wur- 
den, über die Fortdauer 'des römischen Rechts zur Zeit 
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jgprmÄöfectiQr Hewc]t«ft in Mm w vejbun^elq. Nach m- 
sfiTßT ü^ßnengung erhjelteiQ :^icb imwßx Jo UftUßo gewjsju^, 
8tU9 dem ^röKiispb^n Rechte .süUQ.m^a<jle Il.e.cbbigründ$iäit^, 
ly^oiger jtach dem bfisiivmlen TßxSe ßims fiQ^el^&e^, b}8 z^ 
den Zeiten de$ Irnerais, ,WQ die Glosse .bciganp» das Ju3li- 
AAaDJ/ncb^ Rocht a|$ Grundliige der ComeRtare zii ))CAUche;;, 
juod WiO von da dajB JiM5tiniaiu$.cbe Re^ht imm^r mehr den 
Sie^ über das germanische Recht exUelt^ aber kaum batl^ 
dfis durch die Qlo^se geförderte ßechtsstudium höheres 4^- 
sehen erlajHgt^ als iaiu:ji das durch die «Glosse ^abgebildete 
JElecbt deQ HaupteioAuss erhijalt, bis das Ansehen yon BartoJ.i<s 
einn nei;^ Richtai^g g^b^ bej welcher loan nicht sq $ebr 
ßni die richtjge Auslegnng des Jttsjtiruaniacb^n Reph^s sah, 
^ vielmehr a)tf dies Rechte »rie man sich .e;s nach einej 
j;alio c^nstruirtc^ das juristische Gebäude baüjte^ das najQh 
jdepi Satze: mn tarn ^'uris conditi, qu^mi condendi anctpr' 
jrÄtas den gröissten E^inlluss erhielt. Di^s^r^ dßr italiänis.ct\«^ 
Schule ^jgenihüinUche Chiarakter ers^eugle piue VerD9(;hlgsr' 
lägRUg des Rejchtsstudiums, .das auf idie AjasJegung der Ge^ 
Sßtze g^ricbtet sein sollte^ worin orst AIciat glänzte .^ i;(]ß 
er Yion Cujas «nd später yßn detn deutschen J;urifiten jih^- 
lirpffien fsv^rde. AUerdii^gs e;rzeugjle dies Uehergßiaricbt dejr 
priiktisphen fSludien in dem Reohte einß nationale Aaweu- 
.dnqg auf die y^schied^narMgen Ve.rh.älUusse de^ VerJ|i;ebrs, 
indem die Geriohte yor?i|)gIich yon den ökojaomischen und 
politischen Zuständen Entacheidyun|$$normen ableiteten' Auf 
diese Art «riAndete di/s praktische &;faule in Italien die so- 
jrenannte Giur^sprudenza de! ferp, .welche immer mit d^x 
j^Aktisphen Aichtn^g (die Geset%esste|llen nach Bedürfniss ^er- 
.weiterte^ beschränkte, .als ,au^&er Uej>nng gesetzte aufhob, 
Theorien ihrer eigenen Schöpfung au{s.tellte und LUcken 
^gte«te. ;In jenem Zeitalter berr&cht allerdings viele Un- 
genauigkeit, W^illkilhr und Verwirrung, allein man findet auch 
vielo Weisheit. Wer eine Geschichte des Rechts bearbeiten 
•WtOUte, müsste dip Werke dieser juristischen Praktiken stu* 
dir^n, besser .als man dies bisher, gethan bat; er müsste 
4ie Geaichitspunkt^ ,an£snpbjen.^ von welchen jene dapaligen 
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4iiflM0 408 :K0cte anf«iQg«D, and würde dano oft 
Jsjfie £rb{ihaaMt i^r Atttfmsmg fiad^ta, «wann aia mv mKb 
M ejmcfiai Airjisfce» «^iind«» mmhn kamu fo grinor igai^ 
jseQ «ndprii W^if e JimsfM» j(i Aviiikrmb imiiifsr dia ¥ai^ 
;ehrapg ^er sg^jg^ttvathariftaheo AiH^Hllt, dia in Ar V»- 
d&tttHttgiH« einer Masae non ^aatcee stell geeel ib ttir 
:li<Mi dii0ie«eo hfita ifade &9^ ihria n^caieii SUHolcm die mt 
feini^a Hal^efblewlider^gevinaQiacheo !6e«al£a, wtf be^eodwe 
^ewebnh^iteQ imd Giertohtis:0bvaiHsb«|atau| irar^Qj mditjif 
i&iorioblMDg dar tGertcbte^ iied auf «einige .4>eAaiid^, denoh 
499 fiadürbdaa <>v«cbti^ g^wArdane JL^cen sich kesogeo. 
^Ilgemein^ Gesabse ^dar deMeehao Kaiser koBaten eiobt in 
^r^ofls^ MMie ypriboiBiiien, iwejl Bje iiaob der damaUgeo 
felilmlieii ParUMiiuQg4yia.anltoatieiiel eraehieMo ^üren, «ed 
igfH)5ae;N0iierinige!Mf^eio0 ßarphllUiriuig iialej^es okibMed^ 
iim hoMtan. Die Päbste iibtee iswer <diireb die .Canflnas 
«eiae Ar4 fies^tsvebuiy aus; aileio es fiel ibnen iiiieht leiii' 
^Bkh eine ^eseUgebungBgennwk antuBMaase«, wie ^ip .düo 
xAodisehQii K«iseiin zuataüd. Die ekiseloeii FücsleQ^Qad.Heiiep 
in JAfüea haUeo mit ihrM Kriegen »ead Erpresauotgen ,g^ 
fWsg .w timtL J)ie iuri^ndanx trat an die Siede .der Ge- 
se\z% md 7war lia solchem Ij^berinaass, dass ivjele iKl^en 
fentsleoden. Ms igemeiMi .Hapht «alt das r^Uaisobe >Reobt» 
«aber ae wie es .daccb .eanos. JReehlt ^rob T4ieorie der 
Jwstea ;iiod dar^ deo Geripbtag»braufih «lodi&iirt fwar^<^3 
Ca tnat eine Becblsiu»gemssbeit und >ein W«ferstaaU tdar 
Anaißbtaa ejn^ ider ,wsiit scUimmer war als jev Jastinjaes 
ZiaileD« mal die itaUäiiiaehea iaijsteo .das JlitIdBlaltera ^meit 
jemtfenst^viumii v^n jener Schücfe^ f ener nftchternen Dialektifc, 
jidoer geaondeA Urthailskraflo welche die rcUwehen Joriaten 
is den^iuten Zeiten aeszeicbnetea^ Die Nationeleinbiaif, welche 
ameracbtet der .politiacben Partheiong immer ja JKaliea den 
GemfUbew yior«fihwebie, widereetste sich der Crbsaaeg i>e- 

jmdener .Gesetee., wetehe die juristische ^Einheit des vömi- 

— ' j . ■ ■ 

4) Hier übergeht mit tJnrechl der Yerf. den EinfloH des german. 
"Rechts, das fafiaßg ciin noch jetzl geltendes -Rechtsinsfitut, i. B. die 
Aofliolnuig d€r>paVfepoliilai«daath<ilhcaioiidart^lIaatfhaliefU(|lrt. IL 
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sehen Rechts gestört haben würden. Die Gerichtshöfe Ita- 
liens erhielten treu diese Einheit in dem Rechte; ein Ge- 
rfchtshof richtete sich- gerne in seinen RechtssprOchen nach 
denen eines andern Gerichts» und selbst die schriftstelleri- 
schen Arbeiten bezogen sich auf das römische Recht, und 
so schritt die Rechtswissehschafl doch vorwärts, ungeachtet 
des Daseins der Ungewissheit und der Verwirrung des Rechts; 
wo man auch Gesetze machte, insbesondere selbst in den 
königlichen Constitutionen von Savoien und in dem Gesetz- 
buche von Franz III., Herzogs von Modena^ ist der Geist 
erkennbar, durch Gesetze nur Tür eigenthömliche Bedürf- 
nisse zu sorgen, Gericbtsverhältnisse zu ordnen, Streitfra- 
gen und entschiedene Ungewissheiten in der Rechtsanwen- 
dung zu beseitigen, aber das gemeine Recht unangetastet 
zu lassen, den Gerichten die Befugniss der Fortbildung und 
selbst der Erweiterung des Rechls zuzuerkennen und ihren 
Auslegungen Gesetzeskraft beizulegen. Man kann kurz den 
Stand der Italiänischen Recbtsansicht so bezeichnen, dass 
das traditionelle Element immer den Sieg über das legisla- 
tive und positive davon -trug. Nur in einigen Landesge- 
setzgebungen waltete die Rücksicht auf neue Bedürfnisse 
vor und erzeugte eine Hasse von einzelnen Gesetzen. •— 
Der Geist der Jurisprudenz und der Gesetzgebung in Italien 
war aber ein vorherrschend praktischer, d. h. nach den 
Bedürfnissen \ind dem Gesichtspunkte der bürgerlichen Ge- 
sellschaft eingerichtet. Die Jurisprudenz stützte sich bald 
auf Stellen aus dem römischen Rechte, bald auf Aussprüche 
des canonischen Rechts, bald berief man sich auf natürliche 
Billigkeit; vorherrschend war der Geist einer gewissen Weich- 
heit und Milde, je nach dem man bald durch sogenannte- 
philosophische Ansichleh sich leiten Hess. Die Gerichtsspruche 
in Italien ist vielfach vernachlässigt, und weder juristisch noch 
grammatisch rein; man ist zum Uebermaass verschwende- 
risch mit Ausführungen, die zwar oft von grosser Gelehr- 
samkeit zeugen, aber unnölhige Weitläufigkeit der Vorträge 
herbeiführen, und Stellen aus den Werken der alten Clas- 
slker, der Dichter, der Philosophen entlehnt, wobei es nicht 
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an AnföhraDgen yod Stellen der heiligen Schrift, der Theo- 
logen und der Canonisten fehlt, die allerdings anf die ita- 
liSnische Jorisprandenz vielfachen Binflass hatten. Man ist 
in Italien gewohnt, die juristischen Schrifllsteller ehizatheileii 
jn glossatori, repetenti, in consulenti, decidenti, trattaUsti 
und Interpret!, oder auch neotorici (unter denen man die 
Anhänger der classischen Gelehrsamkeit versteht}. Die so- 
genannten repetenti sind die Professoren und Comentatcn 
ren, denen man den Vorzug gibt, wo es auf die wissen- 
schaftliche Erörterung der Gesetzesslellen ankömmt. — Nach 
der Sitte, überall zu fragen : ob ein Satz usu receptum ist, 
und nach der vorherrschenden praktischen Richtung in Ita- 
lien zieht man die Vulgata dem neuern verbesserten Texte 
vor, und Bartolus hat grösseres Ansehen als Cujacius. We- 
niger AutoritSt geniessen die Schriftsteller^ wel<y)p zu den 
Consulenti gerechnet werden, weil man von ihnen glaubt/ 
dass sie mehr ihre Aussprüche nach dem Bedürfnisse >des 
Falls, der Zweckmässigkeit und nach den Wünschen der 
um Rath Fragenden eingerichtet haben und weniger vom 
strengen Wahrheitsgefühle gciejtet wurden. Eine Haupt- 
richtung bei diesen Schriftstellern war durch die im Ueber- 
maas gehäuften Entscheidungen die sogenannte communis 
opinio nachzuweisen und dadurch gleichsam eine traditio- 
nelle Jurisprudenz zu begründen. Ein grosses Ansehen 
geniessen die sogenannten decidenti, welche die Rechtssprü- 
che der Gerichtshöfe sammelten, und je höher geachtet der 
Gerichtshof war, dessen Urtheile gesammelt waren, desto 
werlbvoller war' die Sammlung. Unter den sogenannten 
trattatisti waren Einige, welche geringe UrtheilskrafI und 
Wissenschaft hatten, und vorzüglich Alles Mögliche was 
nur entfernt auf die behandelte Frage Beziehung hatte, oft 
bunt durcheinander zusammenstellten, und nach dem Satze: 
de simiUbus et quibusdam aliis nur recht viel Stoff häuften, 
während Andere mit Auswahl und eigenem Urtheile prüften 
und den Juristen dann ein werth volles Material lieferten. 
Die höheren Gerichtshöfe in den verschiedenen Staaten 
von ausgezeichneten gelehrten und geistreichen Riphtern 
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.AnMhi^n. Ab id«i fii^liß TdbinQaJ <tor Welt wur 4>0 jrota 
«Min» feaiAM; trilmn im toli0«:A«S9ha» »taAden lyoußh 4J(P 
'ViNBria und <Aiß «fionswtonio i« Kei^fil, nU^ Aota «floftew, 
iBoJogw, »Fmtvii« «enivi lund Ftmigia, dpo iim dar Sßmt 
^«QpdPtfin^at, <VM Mniliipd, iihk4 jbpMmt die iJiberAeii Afiootilß 
-W)« JMMkpa Md j!aiui^ I^e Jticittor fWidf« OßiiwlMieo 4ar 
-eralaii lastans inrnroA w^^^a ihrer Wm»nßfA^ti luciil «sbr 
tgaapbtet. -^ fi^ 4er »itaüMtoeben JurJApfiudows mi9$ mm 
die iMlftame mitifßeb0i4e^ Die eig^ichan firjtedfir 4u 
Theorimi., mfiphe fo dmi iGemdMiblifan harrsKihieQd juekKa- 
Jwn sM, nßbexm dom :UIL to X¥. Mrbuodert M. >Ip 
^•le JMl iMiep die Mbtiißu »der Cliwirtaiw, später 'fder 
«f^QlanlJ^ AS wurden ja A?n mm»\nm Ortm ifilahiie f»- 
.aanai^U wl die^aaMisohen SaMniwgen lerbieUen Aiiiah«Q. 
jPfe fiaoraiiMg dcir lehenaeehü^^eweihAh^en wwvie vserbcei^ 
iOj MEd ^0 gloflsirte MsgiAß des röaiacfcaii fteefafts iwürd^ 
^ Grwdfaige id<ir fteßbtsaBiwlGMHiiiiig. J)ie «d0|rl0 .Scbiria 
Ji<|gaQP M XV^ JMirtonderft «it F^Nsian iwd dauerte hiß 
^fa}iat fort, Abv^id >vQiMU0issinä»ug m^mg» fteirbejtor iii^ 
Mf (Sßbttle angehöiton. Dhb biilorMte iScMe fe^aw an 
4taUeii mit iSigMHis» die «AAbeäften iikir g«l6bnlm ficwlsdieii, 
.fjcafVBoaen «ad Hiekdctrläoder «rtukten jaber «udi mif JtalMi;; 
4dWfi die .Haüpindduag jte (der ttaUM^ebeo jhkrkifriidawc laar 
litte tprakiisehf . Hier afaekeB im TmlHüm 4ie Banfiralle,; 
{fim begaaa die Sltatateii z« referciirea, »und die aamaluhgen 
wn ;fialfl^idMgcD wurden bSafifi^. bi tö. Jahrbantaie 
igenrami idfe pbfloaa^Usidie Atebtang mehr Bodens Wim gab 
^dbMi «retfsen AmIass« und die Arbeiteo wm Baooaria^ iFi- 
toigiari, Pegiano w^ktea tauf 4iie iurispniiifiz. Ameb die 
foaBESa. Aiiaiebleii .gewiamm Einfloss, und die Enocbt dieaes 
oea farwaßblen SHidiuoie «raren gute iGeaebse, die in iBieaionl, 
Toikata, Modona luid last in gjam iRaUeii eeaebienM. Die 
firiobflnmgtaa der EiMMse« haften twsar ^eifteD mttehtiipcfi 
üoflsmi JSioattSs; idi wende davM tes^ndeffssfieeheo; hier 
jpMgß nur dte fiesiertaing« dasa nuch io itaiioii «ich (die 
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^cbmwf^ towiibrl^ Am di^ yöJlwr «night Jieiciiljlir€t/iUwi 
M^^ibtpngQQ^ y^limpb?iB 9 mi ßß .die jtali^isf^ J|jWC^ 

,Dfis Jjftbr 194^ be^ndc^^ .^e^^jiote<misQbei9^«ibfift» 
^ne Zßil vfiJli /mrkji^i^dig^ jS^g^p/sfKIze 4^ Qfem^^if^em^ 
J^eigo^gen., wjelcbß £wiO|^ ^«wf^gtan, ,^ipe Zeitj .wpri9 mf 
•uqgUnbJi^W l^iQb\kTM$\ieii die sohwjQc|g$it^n f;r/»g<w idv 
mexn und ^H^SQJm Staiil^ebens j^e^b^ivd^It und ei^UMbiodfiin 
WArdeQ. .Maiifib ^cUau«r Mifcon ]»rp^l(e ^<;h /mg^nblicUicbe 
V^thcile Kß y^rfiQbfiS^jkf «ber k^in^r dachile.d«i|an, ,^ i^rr- 
.«pJi.üil^ii^.E;iirQp^ avl ejae W^isp 9« qi;4aeit, «das^ faß m^ 
umrmß^iiMn Kräfte .eiitjijifio)£eln köime, nupbdqpn eß .^i^ 
4er JBies)jliübiW;g erw^cbl wpr, «worjp ,es die iiuagfiß .Kriege 
Vtfld 4i^ mjjt sp grosser Scbpelle ^^cb (a|geiideii iUowe«li|l- 
,t,iii^9ftp versfilzl, ballen; j^ es scbiea, ^ ,ftb im^p ibm ßmß 
.«Qlcbpa ScWaftruBk ^eb.eja wolUe, dm .^a iRimpier wieder 
erjiy«cbeo vseU(e. Von .di^^a^i» in i4^ rGQ9cbiQbte ^er fp»- 
bjldplen yöl^pjr bedeinlendep Augenblick begiop) ^n ußiffijt 
;ge^rwin, leip l,^i^m(i^ ,be;f(ig^ Ax^^treifgung .und (KQcb JbeXr- 
,ljgerftir liüft<^SQb%<?^ jge^ungeaer ,und HAcb öfter febigcücMur 
jrpinife; ÜAigpalaUpog, ein Zeilij[ß\m vielen Mbß^a imd i(i^ 
y^4erbnj;i$;, ^edjl^ejr ui^d sQhlMUcber giiwe^ar^ ,eiB ,?pyre^9l 
(i^ F^orJl^qhri.l(3 wi Upter^faagfl^ der WipdeffNrfil^biqig H9fi 
oep^ Ächppi;uBig. ,— Pip Reehte^WÄensf^bad, ,d*e WiWjWr 
4lpl^> d^ hiii|gqrWp^pn RejBprung der V<Ukc;r jüngste «pp 
diiP^Q (jregeosifitasfip jberUbr^ VKerjlpn , .denn «ip «biUteil m^A 
]^ ^uß dja^s^bfixi Slogeii, 9^o^iips die gesp))a€b<|ft)ipbP OnL- 
ni^ig fregleh», ,uwj ^ie^t ^iqh ^epölbjgr, die ypKirrppgftn i4v 
iR«gwmnj;^n *nd den ^bwpgejp der y^ftU^ zp .fplgenj pfr- 
,ijirp|ti .sie dip8#^ nicbt tiis .9)ttq[i$pde4bi;pr,Aaa«fibwmlHP^ 
jrqijj^eiteU 

,Eucc|pa Me dwi Jiopb dpa fglückUobpo ((rjegpra igeU»^ 
gep, #qd ^at|p sei^PP Cie^^d^en jjp ^pp»4(si^beii «Qaialp ^ 
f^jf^ß .mi^^e^. ,Ea wpr dipjs ein :Qeiat Apr DepipV;r#Me» wpw 
,««ph ,einpr jg[^n^jfib^9 4^)r Ifep^upg» ^^pnglpicb m\t 
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»efir einer wahnsinnigen und tobenden, Ueberlieferang, Ge- 
wohnheit und alten Brauch zerstörend, obgleich eine neue^ 
ganz ihm eigene, ganz französische Ordnung schaffend. 
Frankreich hatte mit seinem Wort die Welt bewegt, hatte 
sie mit seinem Schwert erobert und konnte mit andern 
Völkern nicht Ober seine Gebote der bürgerlichen Weisheit 
sich berathen oder vergleichen. Vom Himmel begünstigt, 
hielt es sich Tür den Apostel der Gesittung; glaubte es in 
jedem Zweig menschlichen Wissens weder Nebenbuhler noch 
Genossen haben zu können, und wollte den Andern als 
ieinzigen Ruhm überlassen, die französischen Dinge anzu- 
nehmen. Dieses eitle Gebaren erweckte das heJFligste Wi- 
derstreben; die europäischen Völker, welche freiwillig fran- 
zösische Tracht, Literatur und Philosophie angenommen hat- 
ten, erhoben sich gegen die Anmassung solcher geisttgen 
Alleinherrschaft und erwogen, was Frankreich, was sie selbst 
waren. Die Demüthigung rüttelte sie auf, die staatliche 
Sklaverei empörte sie, und Spanien und Deutschland schüt- 
telten mit den Waffen das Joch ab; aber Italien, welches 
dieses ertragen hatte, weil es an der Spitze des beherr- 
schenden Volkes einen seiner eigenen Söhne sah, weil es 
durch das Werk desselben aus unendlicher Spaltung wieder 
zu erstehen hoffte, Italien verlor den rechten Augenblick 
zur Befreiung, und weit entfernt, sich den Feinden Napo- 
leon's anzuschliessen, stand es in zwei Lagern, deren eines 
]pnz für ihn glühte, das andere wenigstens nicht ganz ihm 
entgegen war. Stets gefiel den Italiänern der Zuwachs an 
Nationaleinheit, die starke Verwaltungsordnung des „Reiches^, 
ijie wohlgefeilten Gesetze und die Zerstörung der Lehen. 
Selbst die deutschen Rheinlande legten nicht ganz die Zu- 
neigung zu jenen Wohlthaten ab, welche die französische 
Eroberung ihnen gebracht halte; und noch von Klimrath 
und Königswarter wurde bemerkt, wie dort der Code Na- 
poleon um so grösseren Wiederhall finden musste, als er, 
viel urdeutsches Recht enthaltend, deutsche Frucht dem 
Rheine brachte. Wenn, mit Ausnahme von Frankreich und 
Italien, der staatliche Rückschlag vollständig war, so war 
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dies der reohtswissenschafUiche Rückschlag weit weniger, 
und Viele strebten nach einer Vereinigung der einheimischen 
Ordnung mit einem guten Theile wenigstens der französi« 
sehen Gesetzgebung* Die Gewöhnung an Gesetzbücher hatte 
ihre Nothwendigkeit erzeugt, und obwohl die berühmte ge-» 
schichtliche Schule der Deutschen dieses Streben mit ganzer 
Kraft bekämpfet, so waren ihre Gründe doch viel zu gelehrt, 
beim Volke Eingang zu finden; denn dieses liebt die leicht- 
verständliche, die gemeingemachte Wissenschaft, wie es auch 
gerne die ars longa des Arztes verlässt, um sich dem 
Marktschreier zuzuwenden. Ich will damit sagen, dass der 
berühmte Streit zwischen Thibaut und Savigny mit ihren 
Anhängern eigentlich schon im Voraus entschieden war; 
denn wie man ohne passendes Werkzeug nie ein Ergebnis« 
erhalten kann, so war auch (als die Verkündung von Ge- 
setzbüchern die alte, gelehrte Wissenschaft der Gerichte 
zerstört hatte} die geschichtliche, auf UeberlieCerung gebaute 
Schule zwar vorlreiflich, um die Wissenschaft zu erleuchten, 
doch unfähig die Rechtspflege praktisch zu leiten^ besonders 
mit jungen, in der Schule jener Gesetzbücher gebildeten 
Rechtsgelehrten, welche nicht gewohnt waren, das gemeine 
Recht der Gerichte zu handhaben. 

Die verschiedenen Wunder der französischen Umge- 
staltung, welche nach der Ansicht ihrer Lobpreiser in einem 
Augenblick Völker und Sitten umgewandelt hatten, das Auf- 
treten Napoleons,, welcher vermeiüte, mit dem Hauch einer 
Verordnung die Bewohner des Rheins, der Weser, der 
Amstel, des Arno und der Tiber in Franzosen verwandeln 
zu können, hatte die Regierungen von ihrer Allmacht über- 
zeugt, und dass das Gebof: ^ea werde^ genüge, um die 
Zeit zurückzuschrauben und jede Spur der so tief eingrei- 
fenden Ereignisse zu verwischen. Jung und lebensvoll war 
die deutsche Volkskraft, Italien hmegen von langer Knecht- 
schaft und innerer Zwietracht betäubt; und wenn es nur 
nicht beleidigt ward (wie von gewisser Seite geschab, als 
man es einen blossen Begriff der Erdbeschreibung nannte}, 
duldete es fremde Gesetze, und, entwöhnt auf eigenen Füssen 
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»1 fftflitfti , Kessp es- ikh t ort fremdbr Hand lettem I^itim 
^mt in Italieiv der Franzosen fefndlicbe ROcfcscfaiiag weder 
so sdineR, noch so allgetneiii und kräftig al^ m Deutsch- 
land; ör war es weR mehr bei dien Regierungen, bei dem 
Adol mi der Geisllichkeft «fs bd dem ?oRce, das stüon 
zufrieden wur, wenn es nur nicht ISnger das verhasste 
yfthet^ «ons^ bdren musste. 

Entgegengesefzfe Strebungen suchfeii auf die' wieder- 
eä^Sf^set^ten* Pfhrsti^if EInffuss zatiben; wer der neuen Ord- 
nwtifg geneigt gewesen war, wer die nmierr Hoffmingen ßa-- 
ireiis Teriniltelst der befreienden- und herrschenden Franzosen 
g«lheilt hülte, konnte' nur dfe Annahme der französ^chen 
Dingi^ anrafhen; umgekehrt arbeifet^ auf gühsliche ZerstO- 
rflnfg diwcseften Mh^ wer nur nach der atrf Nfthmerwieder- 
kehr enfSbhwtifrdeifen Zeti^ sehnte. Die* Resttturatfon, welche 
einige einer welken und murrenden Alten verghchen haben, 
WVF jedodh* efir noeh nicht hinreichend erforschtes Gemisch 
von* d^fnasllsehen Grundsätzen, systematischem Despotismus. 
Umkehi» s&um ANen und zu* gleicher Zeit zur Nationalität; 
Bs war zum Theif ein thörigter, zunr Theil ein" edefsinni- 
gter Mekschfeg; es wät eine bfrnde Umkehr zu* dner ehe- 
mals fortschreitenden Vergangenheit, welche mati nun un- 
beweglibh' maeüFeii wellte. Auch der Widerstand dagegen 
war 2»m Tbeif ndti^naf , zum Theif fremdMndrsch; ni^ional 
ins^ef^rif er dfe' ZerstUekel'ung' verabscheute, fVemdfälndfflN^ 
zilMeist' in» den* Formeö. Die Wiederhcrsteltang zeigt« üfier- 
m§ssigetr, nfcbl ganz" ehrficherr Helrgionseiferr dier G'egneir' 
trugen* Vrtglaubewh (»der GleichgiRigkeit zur Scftad. jSeHr 
grdssi»! Efnfiuss- übten dfe nofteri^len' Airiiegen', und ge- 
täuschter odisr ennutbigter Ehrgeiz, der die Dinge' scfedn 
odef WBftlfc* fft-btet — Der Name VTiederherstfelHttjg war , 
eine 'Päuschnng, dbrnt so wie Deutschhind" seine Einheit 
zerHitt^ir ma das' rdn^iättb Käisertbum dieutscher HfTaffion 
zdn^törT sah; ^t> dOt auch ItMien sdhe mäcAfigen PV6ist!eiH- 
ten, Vefnedigf mnf Genua, niehlf wieder, dfagegen^ eine Yer** 
dreiftchung der Oesterreichischen Macht. Aus dem Gebiete 
im evs^ett und awr feBubrren^ iHiUbte OestefrreteK seiii Lotn- 
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lmiriikdti^Yt^mÜ9a^$^si^1iöti\greiUkj wtUAem es mwatke^ 
fMinallsirehttni Einviciitang^ni mi» Abtfndttvwigen: bewihrtle^ 
aber fldia&hligf im gtimin äbnlteb mwtMev udA iMfbati 0» 
di«> bOr^erliob^ und SU«f«-€les«t2bilebeir umi: Ordnongw i^m 
O^Memtcb ffri^ Mit. dte^wi' kaiii> 9(Ane ^dkr dbuMte «Mb 
itaiibiiäMsfttf, Mtid$im gwm ihm^ digoivei ReokMibm^v daptw 
MiMdj^w&r S01IM üiid Altes* dm dBteireibltecb^CtoMaAmh« 
M; dffst absnrallttt Weitk eH#e« 6mm^ ^vebthe^ntMi «riife» 
Bemm^renr^ Yorn^efflidhi genaimii woikibii Mag), winni iitm 
es>ai» GMüe dei fieisMagebievBJftt' ek $[mk MMiti auf- Mteiia» 
Stiif^ dbr MMoog steSfewtesiVdlk bielrafrfiMi^i) waÜMii^dte«' 
G^eMlk flrbdk- Mi w«irig< fbr dtoitt^ismiacAiaftHcbaiSaohta^ege] 
nivt»^ dto 8Men» Maliotib paaat, da«» cfs^ hicvi vi«to IMmU er^ 
z^dgde^^ b»sotidt!i« diiroh dto Aufldsttuf d^r RmiiiUaiifiaiida^ 
dta fi^srotidigia VeriiBdaieilhdt der RiraiMi;^ di« Hattfiiiigi d«r 
Eirfefy dte^ attneMffut^MAeidang ^lugtßlaiSMen BeM«iBOi, dio^ 
fir critifge' Redite verfffMigfciPte Veijdhfiiiij^, di«: mümlftclMiii 
TdBtaitietttev dioe ssügellOBew FfdeikWMiiiaM, daa^ topfegiaiwr* 
Am\^ ddr NoUN«,« übariMnij^ d(n»)b> jbna a»g«iblteiw GMmKm 
tUgteÜ, K>edan)ll< Bei- emem' mtgmee&te» nni gebildaMn^ 
Vöike^^y datf sfi»' nicht lifecrit«!^ di» Geaetxiai aspaaMidr mvu 
d^ft. Dtesttst fietieikb«i«bi ffihme dtb» gariobücho^ fiiMMtofig< 
ufldi dtb dS^tlidie BibtragUhg' dar iKitat^faddsMKihtai aini- 
eii^ S^tem,^ walfcb^^ ii^ Mim a«g«waifdP M^ard^ ltoiiiitef73i 
oBwoM^ atf vcfti^ ItMläaerw aalbat, «. Bi v<w Hftlifari' ifr> 
Pamm^ gefttbditi wup^. 9(6f^ st^h^ iai- 0s wah»^ dba^dti^tiüm^ 
der €(e^el0e stfeta^ erst^ duttft dlb^ üisbiing am ^atinaff ia»,* 
dirntt* fhpa' QWtf ki ttw v^rHMliriaaMlsaig». Ek> si^halifty daa»^ 
Otetörrefolr b«i aeitiein V^fiüm aaP diflai Hbaifaicb^ Ealä&r^ 
tbotti' deiit^her flMoM' gHaatieU iflit. Mem^ ttoinmlm»^ bvth 



&) ftt ditmt AttfAi88da)f Wiid dFr oll iialAiraufgtAMM itafSMlIicHiif 
Iiatijmaiaail &;liiiebi g0i«ett du PfaiM«yatt|^eelttiwitfl^^tta'dMrll«d|ab 
richtiger KeniilaiM d» dfldnnMnieliVii Gteelriiicl»* mbOOMMh^ M«. 

6) In Besag auf die Eintragang der ÜDierpfandtrechte scheint 
der ¥orfc' von darr Yorlieber finr rönii. fteeht feleltet nn- aeiM.^ M^ 

7> Vdnr citieai ao kack gaUld^tM ^Mftto Ifealieiiii aoU«a man > aiohft! 
apiacho^ wenDaamdairflaalMii^dtfvitdi^SefaiilallanEi^ Miv. 
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chen und seine Gesetze aus einem Gasse ohne alle Rück«» 
siebt auf das Gewesene spbaffen wollte; darum auch ward 
sein Gesetzbuch so sehr von der philosophischen (besser 
abstrakten) Schule, welche es verfasste, gelobt. Wie die 
französische Rechtswissenschaft von der deutschen sich da-^ 
durch unterscheidet, dass diese gelehrt auf den geschieht« 
liehen Ursprung zurückgeht und sich nur leicht durch Spekula-* 
tion zu sehr über die Grenzen des Wirklichen hinaustragen 
lässt, während die Franzosen ihr Gesetzbuch zum letzten,, 
fast göttlichen Ausdruck des Rechts erhoben und nur seine 
Verherrlichung auch in der Erforschung des Alten erstreb- 
ten, so vergass die österreichische Wissenschaft noch mehr 
des Ursprungs und beschäftigte sich nur mit Anwendung 
ihres Gesetzbuches oder höchstens mit einer Vergleichung 
desselben mit andern. So mager und dünn ist der Unter- 
richt, nicht wegen Mangels an Lehrstühlen, sondern an Tiefe, 
dass die Rechtswissenschaft im Lombardisch- Venezianischen 
wenig mehr als^Sammlungen, Enzyklopädieen, Wörterbücher, 
Handbücher erzeugte. Um gerecht zu sein, darf man nicht 
verschweigen, dass das österreichische Italien auch manche 
lohenswerthe praktische Schriften und Arbeiten über die 
philosophischen Recbtstheile, wie jene von Barbacovi, da 
Simoni, Poli, Baroli, Zambelli, hervorbrachte. Auch besitzt 
dies Land in Antonio a Rosmini eine Leuchte aller Theo- 
logie und Philosophie, und in seiner Rechtsphilosophie ein 
klassisches Werk der Rechtswissenschaft. Im Lombardisch- 
Venezianischen auch geschah jene für die Rechtswissen- 
schaft so bedeutende Entdeckung der Institutionen des Gajus 
zu Verona. Die Venezianer suchten die alten Gesetze ihres 
Freistaates zu beleuchten, und veranstalteten einen Wieder- 
abdruck des Wörterbuches von Ferro, welchem Daniel Hanin 
ein Buch zufügte. Einzig gross, jedoch nicht zur Beleuch- 
tung österreichischer Wissenschaft, blieb Romagnosi, der 
wahre Wiederhersteller der Wissenschaft in Italien.^) 



8) Als Zeugnifse det wifsansehaftl. Sirebent im lombardifch-vene** 
sinn. Königreich hfitten die Zeitfcbriften: GaietCe dei Tribmiali in Mai- 
land, Boo dei Tribimaie in Venedig iiichl «BerwÜmiblmbeft foUao». ü 
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lieber das österreichische Strafsystem wollen wir keine 
Bemerkung machen nach dem, was Miltermaier, und an- 
dere deutsche Schriftsteller gesagt haben, und wollen 
nur die beredten und gründlichen Vertheidigungen von 
Marocco erwähnen, welcher schon zur Zeit des itali- 
schen Königieiches berühmt, auch später als Redner und 
Strafrechtsgelehrter sich auszeichnete. Das österreichi- 
sche System gründet sich auf Abschreckung, ein Grund- 
satz, welcher in Deutschland noch immer viele Anhän- 
ger zählt. Die Italiener dagegen neigen sich dem Grund- 
satz der gesellschaftlichen Vertheidigung zu, welcher von 
Romagnosi, Carmignani, Giuliani, Gioberti, Mamiani und 
Andern aufgestellt wurde, 9} und dieser steht höher ab 
jener der Abschreckung, der Bentham'schen Nützlichkeit 
und der von Rossi aufgestellten, welcher den Franzosen 
besser zusagt. Wenige Augenblicke der Leidenschaft aus- 
genommen, missfällt dem Italiäner die über die Anforde- 
rung der Sicherheit hinausgehende Strafen, und da letztere 
zumeist auf Abschreckung berechnet . sind, so kommt da- 
her jenes Mitleid mit dem Verbrecher, jene Weigerung, 
die strafende Regierung zu unterstützen, welche Mitter- 
maier in seinen „italiänischen Zuständen^ tadelnd bemerkte. 

Oesterreichs Regierung, auch wo sie das Wohl der 
unterworfenen Völker erstrebt, ist durchaus militärisch, 
denn bei der so grossen Verschiedenheit der Völker, welche 
dieses grosse Reich bilden,, liegt das einzige Einheitsband 
in dem der fürstlichen Familie ergebenen Heere. Daher 
komml jene unerbittliche Rechtspflege, der blinde Gehor- 
sam, die buchstäbliche Auslegung ohne Berathung. Daher 
das so schwierige Streben, Alles, Verwaltung, Gerichte, 
Gesetze der Militärmacht in die Hand zu legen. Dahctr 



9) Der deutsche Leser wird schwerlich einen Unterschied der 
beiden Systeme auffinden können; auch der heftigste Abschre- 
ckungsmann hat nur Vertheidigung des Rechtszustandes im 
Auge, und die im Text genannten Italifiner geben ancb kein anderes 
VertheidigttDgsmittel an als Absohreckaag. (Verscbiedene 
Wqrte füt dieselbe S«^he.) . , J». 

Mril. Ztiuckt, A Etdutw. XXVU. Bd, L Stfi. Q 
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ttch koiknte die Östefr^dii^Ire Riechtsirflege MT ^ übrige 
Itatiefd hur geringen Einflus» Üben, ixni iatisselr iti Hatr- 
dek'sachl&n wegen Aetiniicbheit der Oeselzbücber, bofl ikh 
Yheaterweseti, deiS^sen Brüuthe nuart M ttaHafid i^Mttmlftlte, 
litidet man )rie nirgend atigefttlirt. Die Beibehallüh]gf 4es 
fl'ahzblsisiclklein (YatKhmesens schien A!l^ nothwendi^, dtt liian 
nidit vefrsiand, die Keinre Ae& itdÜänketeh Pftndw^s^ns 
weftef zu be^elren, trto es mit d^r Zeit to EinUafng 2ü 
Mngfön; daher auch beiTirährte OestetYeich jene!^ in dea» 
Lomb)eirdi£;ch-V^e2ianiset]efil[6tiigreicbe, und kohtil«^ ivla- 
geii )6ewe^iGlAteit dM Vi^hnögl^hs Metnats dfeiselbitt dais 
dMtiibhb ät^tedi deir tifbertill nolbw^tlKlfi^ ^JSfentildkM Ehv- 
tAigtrtrg eiVrfilhrefd. 

Aiti iAeisUm Von den franzdsü^tsh^n Dingen bisfaiell dflg 
lÜdhigneSöh beider Sfzilieh bei; ^» toi^rKte aite dem Ötfdie 
i:^Kt)oieoh Mtrr da/s ^us, was ^t Religion tf*d '«»n Sftieh 
Itali^n^ am mreüsten WideiWebte, und fnldete den Rest )tü 
Einern %6nen Gesc/tzbiiüh vbn 1S19 «in, indem eiSi deh 
Ifitfaptföht tnä die Majorate ^üiiess; JfranzüMseh waren «tucii 
melirtentlidls setne andern Hechteeinritfatnngeh. E^h lebeh^ 
dtgfer itatttmiscbefr ^n mHssi^gte in ffie^em Ikfiefae 4H8 
franzosent!ktim der Ge^\ze und er^fffnete ein^ arleiseneii 
^dhäät von bectegbtehften die Babto, wdehe ihr efgenes 
und äas ^ramE^Ssische Recht, die Re6{kt$phil(Miot>Ke trnd ffie 
9tö8fts wirthisthdft ißrlent/Ut^eh. !S(/hmefi^äi Nfrtnd ts ^jfßxt^ 
äbn, Au8s iinm%$£ä^ ^Itet^e fi^iset^ dieses %J6lA teg^ 
äie wiss^nscbaftlfcbi^ t.'eistttngen OfbeiftaÜiens iOttcMt^«», 
imA tefötei'öm ebeniso gar tfitfht oider nur i^ät 'cHe tCMhN 
iili^s der l^oYii^glicheh "Schriften gestatten, "vreHiheein i/^ 
So ^ger Sbntiö Erwärmtes l]»nd isrztojjte, ein LaM, 
"Wötlti Viöc^ grosser 'fielst wallirte, trorin Pagtfnd, CSafr- 
none, Palmieri und Galanti berühmt wurden. Es genüge 
i^e europ&iseh gewordenen Namen eines Lfberatbrb, Agresti, 
RocoQ, l^icolin^ Poerio, ttancini, Troya, Sciäloja, de Au- 
<g«8tiiiisi Canofari) Fodera u. A. ul zu nennen. 

'Eatg^gengeselzle fiidm soUug Väier Ettaniidi'I. von 
Sardfaiien ein, denn seine Ratbgebbr 8ä>tcfli m sehr ditfe 
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ScMdsser und Lehen, und der groasenthdts au« Savoyen 
irtamroende Add hegle dtfranÄiösisch - riWertiche« Sinn. Ith 
der Formel ,,der Könif hat gesehlaf^eii^ iwrstdrte 
man mit Wuth Alles, was von den frantiosen henkle; 
die Werkchen des Präsidenten Det V<nzo t«rdierten da^- 
raber gelesen m werden. Man slelHe Lehen, Sannredbte 
und Monopole wieder her, kurz Alles, w-as dte K(mfg& 
des vorigen Mrhnnderts gerne abgeddiafSt kmm^ wenn 
sie gekonnt hfltten. Entmündigungen wurden ohne ün^ 
tersnehung des Sacfirerindts üwsgespt^odiett ; sefIfoBt reohts- 
krWPtige l&*theile ^d Vierirfige w-orden Ift d^n Verondttm^ 
gen nieht geaeMet; die Borger wurden yerfi!in>dM, Ihreti 
ISielhleDlen «unsusagen 4Hid die DttetlMM i^teig^m^ Wie<- 
derefnselzjungen in den vorigen 9Umd, «ttai Idfigst et4o<- 
^Atene AtisiyrUche gellend zu Maeben, vmd ähnlt^lie Sedhis** 
imgi&beuerlichlEe>iten kernen v^r. Wttrend «ber «dia^e Fehl^ 
griffe der WoMfabrt 4es Reichs und der Volkslhil&ilidhkett 
€fines guten Königs «ehadelen, nttl^^leii sie ddr Wissen^ 
ts\/h«ft, denn sie btaohten das Studium des Kdmiadien A^te 
imd der plenvonteäsoben ^dbtssprechung zurttdk, «weldhe 
4lts feaimerlräger «inen Fa1}ro, Tesauro, Omi^io, ftemush) 
«md Rieberi ^»Mte, <ttßd «Mb 1oi<ldauemd duiNiii w«t9e 
^prilcbe bereidherte, ^dtehe die ^rbung jener untther^ 
legten Oe«;elise «fSsrfgten, bis weisere IMIi9dfllig« idie 
^PAmdOFdnmig ton 18*212 hervorriefen. WeiM* als seine 
irntg9ng>er, begabln Karl Atbert t^dMn -daii Land ttäl giatnn 
ÖeDnelKen «md linriditungen, und bet^lMe jene- WohUWiiit 
"und Mneht vor, welche den ftiihni hflftte^ Mutet 'den «Mkeo 
Heeren Oesterreiebs den Bieg stretlig m ntttdiieii. 6iin 
OesieÄziHidb sdbloss ^Didh ^enigfer «ag <als 4bs naapolita- 
tSßikit an das franK^stscfhe an , und mim bemerkl .darin 
4im ^eben, bMi 40m rl^ierehen fiechto zu inttmrn, te^ 
ri90nders bei d^ tvMeriieben iOewdt, Vntfü|^keit jdea ¥er^ 
m^gens «nd der GiMolge, wtrfiei liaiiiKsädblicb dte Jim. 1 i6 
^eibebaftten, ^er -der AnOiall der weibttdMn «MkdiDndinge 
oder Sdhw ofl i em ^n ttannem tibepnaiesnn ist, ureldie ;bn^ 
Mfen «dnd) die ffunffie fQt^upauaaom. Amäeim ( B wwto 
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(von 1837} ordneten die bürgerlichen Standes Verhältnisse 
und die Majorate. Die gesetzliche Abweisung der fran- 
zösischen Gesetze bei so grosser Berührung durch Lage, 
Anliegen, zum Theil auch Sitten und Neigungen trug dazu 
bei , in Piemont (welches zugleich allem Oesterreichischen 
abhold war} jene Ursprünglichkeit, jene selbsteigene ThS«- 
tigkeit zu befördern, welche Städtergeist genannt wurde 
und schien, bis er durch Karl Albert sich in italischem 
Sinn entwickelte. Wenn auch Piemont nicht viele Schrift- 
steller hervorgebracht, welche die dort gepflegte Rechts- 
wissenschaft in glänzendem Lichte zeigen, so gaben doch 
die Entscheidungen der Gerichte, Abhandlungen, Zeitschrif«- 
ten und die aufblühenden Hochschulen genügendes Zeug- 
niss davon. Eine ausgezeichnete Stelle nehmen die rechts- 
geschichtlichen Forschungen von Sciopis, die von Vesme 
und Fossati über longobardisches Recht ein. Im Natur- 
recht ist der Jesuit Taparelii d'Azeglio verdienlermassen 
anerkannt; er behandelte es im geschichtlichen Sinn und 
mässigte die Uebertreibungen der Schule von de Maistre, 
Donald und Haller, obschon er sich gleichsam genölhigt 
sah, dieser maaslosen, unitaliänischen Schule anzugehören. 
-Ohne letzteren Umstand würde Taparelii gewiss weit höher 
stehen, denn weise bekämpfte er den Irrthum, den Men- 
schen abstrakt ohne Bezug auf Zeit und Ort zu betrach- 
ten und dem Naturrecht einen gesellschaftslosen s. g. Na- 
turzustand zu Grunde zu legen. Vor Allem aber mag 
Piemont stolz sein auf den hohen Geist seines Gioberti, 
welcher in seinen Untersuchungen das öffentliche und 
Privatrecht gleich meisterhaft behandelte. 

Rückschreitend (obwohl er hierin dem König Viktor 
Emanuel weit nachsteht) war Grossherzog Ferdinad III. 
von Toskana. Ein guter Fürst, aber schwach, konnte 
er die Nothwendigkeit, mit der Zeit sich za vergleichen, 
nicht einsehen und vermochte es nicht, eine weise Rück- 
kehr zu den italischen Ordnungen reifen zu lassen, um 
welche sein Vater Peter Leopold wohlverdient war. Fer- 
dinand hob die franzöiitfchen Geaetce auf, und kehrte zu 
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den Leopoldischen zurück y welche er zu anderer Zeit 
selbst verunstaltet hatte; er behielt das Pfandwesen bei 
und erliess andere Gesetze über Gerichtswesen, über Erb- 
folge, Vormundschaft , väterliche Gewalt u. a. m., indem 
er sich an das Römische Recht anlehnte und dasselbe 
im übrigen wieder einführte. Er stellte die abgeschaff- 
ten Fideikommisse nicht wieder her, beging aber den 
Fehler, den Orden des H. Stefan wieder einzurich- 
ten. Das in vieler Beziehung unvollkommene Gerichts- 
verfahren litt namentlich an zu grosser Förmlichkeit; -eine 
nützliche Aenderung aber war die Beschränkung des 
Wechselverfahrens auf gezogene Wechsel. Die Abschaf- 
fung der französischen Strafgesetze, die Rückkehr zu den 
Leopoldinischen war eine ausgezeichnete Wohlthat, denn 
die Wildheit jener, die Verschwendung der Todesstrafe 
(wie Kolletta sagt: ein Kind der blutigen Staatsumwdl- 
zung} widerstrebte dem gesitteten und sanften Toskaner 
allzusehr. Das Untersuchungsverfahren, obwohl an sich 
verwerflich, war jedoch durch die Milde der Strafen und 
durch eine Rechtsprechung gemässigt, welche in Straf- 
sachen ohne Uebertreibung die erste von Italien genannt 
werden konnte, und lieferte vortreiHiche Ergebnisse. Es 
genüge, die Namen Cremani, Poggi, Nani, Paoletti und 
jener Gelehrten zu nennen, welchen man die vortreffliche 
Sammlung von Urtheilssprüchen verdankt, so dass den 
Toskanern mit Recht vorzuwerfen ist, dass sie trotz einem sol- 
chen Reichtbum an Vaterländischem bei der Abfassung ihres 
neuen Strafgesetzbuches aus fremden Quellen schöpften.^^} 
Nicht darf ich die neue Gerichtsordnung von 1838 ver- 



10) Der Verfasser Ifisst sich hier darch ein freilich vielfach ip 
Toskana verbreitetes Vorurlbeil leiten. Allerdings beachteten die Ver- 
faseer des neuen toskan. Strafgesetzbncha auch die in den deutschen 
Gesetzbuchern ausgedrückte deutsche Wissenschaft. Dass in manchen 
Bestimmungen zu viel die Vorschriften deutscher Gesetzbucher nach- 
geahmt v^urden , wo man in der toskanischen Rechtsfibnng ein bes- 
seres Vorbild gefunden haben wurde , wollen wir jedoch nicht ganz 
Iftognen. H. 
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gmefkf «olch^ stall ci6r Ekizelriohter die mehr Bürg« 
Schaft d«f Umparllieilk^bkeit gebenden GeriebtftbÖfe ein^ 
fäkrte, zugleieb mil der WohUbet der OeSentlicbkeil» 
liandlicbkeit^ der Slaalsbehörde u. a. mr, welche aber 
iiQ0b eine aohlimiBe und höchst gefährliche Neuerung machte^ 
indean sie die Vernnheilung auf innere üeherzeu* 
gung ohne Griloide baueft liesa. £ia solche» System, 
welcbea freilich bei unwissenschaftlichen Geschwornen eine 
Nothwendigkeit ist, hat bei ständigen Richtern in keiner 
Weise eine Entscheidung^ und gibt ihnen eine nur zu leicht 
missbraucbte Gewalt ^ gegen welche bei der Dauer dea 
An^es, ihrer Unablehnbarkeil und weä durch die fort^ 
dauernde Tbätigkeit des Richters jeder Missbrauch zum 
System wird, keine Schutzwehr besteht. Es ist etwas 
Erschreckliches, Schicksal und Leben eines Menschen der 
innerU) nicht mit Gründen versehenen Ueberzeugung an- 
derer Menschen anheimzustellen) welche dem bösen An- 
trieb des Herzens statt dem Gebot des Verstandes folgen 
können. Auch bei den Geschwornen ^^) wäre dies uner- 
träglich^ wenn nicht der leitende Richter schon von sich 
oder vermittelst der Begnadigung die Macht hätte, Jeu 
Angeschuldigten der Leidenschaft der Verurtheilenden zu 
entreissen« — Keinen Beifall fand in Toskana, und kann 
auch nie auf Dauer in Italien finden, die Einrichtung der 
französischen Kassation ; denn wir lieben es, auf den Grund 
der Sache zu sehen, und können nicht einsehen, dass 
man wegen leichter Formfehler oder ungenauer Ausle- 
gung ein Urtheil umstossen solle, und trotz einem groben 
Irrthum in der Sache es aufrecht erhalten. Die Berufung 
ist keine aus Spekulation hervorgegangene Form, sondern 
beruht auf dem Staatsgrundsatze, dass in der Stufeuleiter 
der Staatsbeamten die Arbeit des unteren stets von sei- 
nem Vorgesetzten überwacht und berichtigt wird; sie bat 



11) Auch hm llasi «ch der \%tt durch die irrige AuffaMung 
der GMchwomengerielite leiten. Ifam »chwehen nur die fnincfleiscben 
Geichwornen vor, M. 
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^ahff immer so y\^e Stufen 9!$ es $t\|fen d^r AmUfft^ 
walt gibt. Wo der Staat nur me Stadt ist, gibt ^a YUI- 
türlicb nur die BerufMog ans YoJks ^m Senat Qd^r dßQ 
Fürsten} wo ev ab^r seine Macht i>ber andere Vpft§r 
ausdehnt I will ec auch die irrthümer und Ungera^btig"- 
](eiten ihrer Richter überwachen und verbessern» wie daa 
Beispiel des Römischen Reieb^s und der katholischen Kirche 
lehrt. Daher muss die dritte Instanz entweder gan^ odei^ 
gar nicht besteben, d. h. sie muss die Ungerechtigkeiten 
sowohl in That-^ als in Rechtsfragen verbessern und kann 
sich nicht damit begnügen, ein Urtheil ^u vernichten und 
den Rechtsstreit an einen andern Geriohtshof zg^ verweijsienr 
Sin Gesetz wird nicht nnr durch falsche Auslegung^ sqkh 
dem auch durch falsche Anwendung verletzt, und diese 
falll; oft weit lästiger und ist schädlicher als jene» Pie 
Einrichtung der Kassation stützt siph auch auf die falaehe 
Voraussetzung, dass das geschriebene Gesetz die alleinige 
Rechtsquelle sei, während in dem Naturrecht, dem Ge- 
>yobiiheitsreght und der Wissenschaft andere nicht we^ 
niger wichtige Quellen liegen. Uebrigens i¥ar die Kassa^ 
tion in Italien nicht unbekannt, denn in Venedig zerspbnitt 
(tagliava) das höchste Gericht der f^Quarantia^ die Sprache 
der Untergerichte nicht bloss wegen Verletzung des Rup)^ 
atabens der Gesetze, sondern wegen jedweder Ungerech- 
tigkeit, und in Rom vernichtet das Gericht der fiSegB*'^ 
t^ra^ die Urtheile wegen drei Grundnichtigkeiten a d. b« 
wegen Mangels der JLadung, der Vollmacht oder der Ge- 
rißhtsbarkeity und bewilligt Wiedereinsetzung in den YPrl* 
gen Stand wegen ofTenbarer Ungerechtigkeit. 

Sogleich nach Vertreibung der Franpsosen zeigte Tosr 
kana das Streben, die unter Leopold begonnene Geset;^ 
gebung fortz«isetzen; man ernannte daher Kommissionen^ 
aber wie Panattoni bemerkte? so gewichtige, ^o bedäcb^r 
(ige, dass vpn ihnen nie ein ßrgebniss Zv erwarten yy^, 
Pie Wissenschaft jedpch war zugjeipb um so tbätiger^ 
Wir wollen äi^ allem gammijingen' »ad ()ie neueren JSntr. 
^eheJ4uQgeA von VernaiQini, /H>wie. die Schriften von ISm 
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Badia nicht nfiher berühren, können aber nicht mit Still- 
schweigen Gregor Fierli tibergehen. In seinen „Lehren* 
([teoriche) sammelte er jene Schöpfungen, welche die ita- 
lische Schule des 13., 14. und 15. Jahrhunderts mehr 
dem Geiste als dem Buchstaben des Rechts entnahm, um 
den Bedürfnissen des Gerichts statt fehlender Gesetze zu 
genügen, und welche jenen Rechtsgelehrten das Lob von 
Leibniz eintrugen, siä seien vortrefflich im Erschaffen des 
Rechts, auch wo sie das Bestehende nicht immer zum 
besten auslegten. Fierli, jener Rechtsgelehrte von altem 
Schlag, beleuchtete ausserdem meisterhaft die toskanische 
Rechtsübung, die Erblehen der todten Hand, die stille 
Handelsgesellschaft, die GewShrschaftsklagen und andere 
Thcile mehr, und zeigte damit, welchen Schatz der Wis- 
senschaft unsere Gerichtsmänner aufgehäuft, und welcher 
Stoff vorhanden wäre, um nach dem Bedürfnisse unserer 
Zeit die Masse des Rechts zu erneuern. 

Einen grossen Ruf geniesst der gelehrte Romanist del 
Rosso; aber Toskana beklagt vornehmlich den vorzeitigen 
Verlust von Hieronymus Poggi und Franz Forti. Jener 
schrieb über die Erblehen (livelli), welche im Mittelal- 
ter fast in ganz Italien an die Stelle der Emphyteuse traten. 
Die reich gewordene Kirche gab vorzüglich gern ihre Be- 
sitzungen zu Erblehen, und trotz dem Einzüge und der 
Befreiung vieler, gibt es deren in Italien noch unzählige. 
Die Gerichtsgelehrlen halten den Stoff nicht hinreichend 
verdaut, und Poggi hatte daher freies Feld, ihn in ge- 
schichtlicher , philosophischer und praktischer Beziehung 
zu behandeln. Er that dies in so ausgezeichneter Weise, 
dass sein Werk klasi^isch geworden ist, und Borsari von 
Ferrara verdient schon darum Lob, dass er auch nach 
Poggi es verstand, denselben Gegenstand in so tüchtiger 
Weise zu behandeln. Heinrich Poggi, Bruder des ver- 
storbenen und Ratb am königl. Gerichtshof in Florenz, ist 
gleichfalls ehrenvoll bekannt durch sein Werk über die 
Ackerbaugesetze, der erste Theil desselben ist ebenso 
durch tiefe Gelehrsamkeit über die Rechtsanfänge Rom's 
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ausgezeichnet, als der zweite in geschichtlicher und volks- 
wirthschaftHcher Beziehung hinsichth'ch der neuem Zeit. 

Franz Fort! schrieb seine Institutionen noch als Jung- 
Ung, indem er auf eine ihm eigene Weise die Geschichte 
der einzelnen Rechtstheile verwob und in wahrhaft phi* 
losophischer Weise ihre Entwicklung zeigte, dass er die 
gerechteste Bewunderung weckte. Sein Werk gehört zu 
den tiefsten und ist vortrefflich geeignet, den Geist des 
Jünglings nach den tüchtigen Grundsätzen der Wissen- 
schaft zu bilden. Er gehört der gelehrten Schule an, 
aber so wie die meisten ItaKäner, d. h. indem er mit dem 
Rechtsleben in steter Verbindung bleibt. 

Ich kann mir nicht versagen, hier noch einige der 
bedeutendsten Rechtsgelehrlen Toskana's wenigstens kurz 
zu erwähnen. Bekannt sind die gelehrten Schriften über 
das Mittelalter von den Professoren Capei und Bonaini, so 
wie von dem verehrten Gino Capponi; Heinrich Poggi 
habe ich schon genannt; Salvagnoli ist als Rechsgelehr- 
ter, Schriftsteller und Staatsmann ausgezeichnet; Sabbatini 
erläuterte das toskanische Pfandwesen; Nervini ist als 
Schriftsteller des Handelsrechts, Montanelli als ehemaliger 
Professor des Römischen Rechts bekannt; Galeoti schrieb 
über staatswissenscbaftliche Gegenstände und Ricci über 
das italische Städtewesen. Endlich muss ich noch den 
allgemeinen Wunsch aussprechen, dass die Gelehrten, welche 
die toskanischen Gerichte zieren, auch als Schriftsteller 
die Wissenschaft bereichern möchten oder sich wenigstens 
um den ausgezeichneten Panattoni scharten, welcher als 
vortrefflicher Rechtsanwalt dennoch Zeit fand, seit einigen 
Jahren seine Zeitschrift zu leiten, welche sich bestrebt, 
zur Erweiterung und Verherrlichung der nationalen Wis- 
senschaft die Rechtsgelehrten von ganz Italien zu ver- 
einen. Dieser Zeitschrift gereicht die Mitarbeitung Hit- 
termaier's zur Ehre. — Zu Toskana gehört nun auch 
Lucca, hat jedoch verschiedene Gesetze, da die Bourbonen, 
welche es zuvor besassen, fast ganz das französische Recht 
beibehielten ; der kleine Staat hat keine Werke vorzüg- 
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lieber Rechtswis^ensohaft hervorgebracbt -^ Obwold Farnift 
stets iex Sitz tUchtiger BecbUiwissQnsQhaft wor, aa bab^n 
wir doQh seit PoliU I^eiae bedeutenden Werbe von dort 
erbaUfo, ipit yius^nabme der Sammluog von Elataebeidqn- 
gen dea bäcbstea Gerichts voo Meleyari, welche derselbe 
mii trefflichen Abhandlungen bereicherte. Nicoloei set^ti^ 
später nach engerem Plane diese Sammlung fort, und zeigte 
dadurch die Veränderungen der Rechtspflege durch die 
Geaetsbficber von Napoleon und Marie Luise. Die alte 
breite und tüchtige Rechtspflege musste sich in eine scharfe 
^ni geistreiche, aber leider durch Förmlichkeiten und Spibs«- 
findigkeiten verunstaltete Rechtspflege verwandeln, so dasa 
es schwer %n beklagen ist, dass so viel Geist und Schärfe 
an Lappalien verschwendet werde. Die erwähnten Samm- 
lungen bezeugen solches laut; denn bei einer Verglei- 
cbung mit altern Sammlungen oder solchen aus Ländern 
des gemeinen Rechts sieht man, dass in jenen Ober die 
Hälfte, ja fast swei Drittel aller Sprüche Vernichtungen 
sind, während sie in diesen selten vorkommen, Ist dieses 
nun nicht in der Tbat eine Ablenkung der Gerechtigkeit 
von ihrem Ziele, dass Jedem das Seine werde? Wenn 
das Gesetz eine solche Masse unnöthiger Förmlichkeiten 
aufstellt, dass wegen eines geringen Formfehlers die ge^ 
rechteste Handlung vernichtet werden kann» ist ein soK 
cbes Gesetz nicht schlecht, nimmermehr geschaffen iüx ein 
gebildetes, auf den Grund der Sache sehendes Volki son-r 
dem für ein unwissendes und rohes, welchem, um e$ 
irgendwie zum Ziel zu fuhren, äussere Formen vorge- 
schrieben werden mtissen, weil es das Wesentliche nicht 
zu erkennen vermag? Dennoch geschah es, dsss di^ 
Franzosen, in der Einbildung die vom Geiste erleuchte- 
ten Bringer des Lichts zu sein, ihren Code als Orakel- 
sprüche anbeteten und verlangten, dass die Andern ibu 
noch weit mehr verehrten und aufs Tüpfelchen ausfuhr-» 
ten. Die wahrhaft nationale Gegenwirkung der Italiener, 
die es müde sind, sich von den Franzosen ins Schlepp- 
tau nehmen «u lassen, raubte der Rechtsprechung vou 
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Fftrnia einen grossen Theil ihres EinflasMS; — « In tfo«* 
dena hielt Herzog Franz IV. die Mitte zwischen jenen, 
welehe das ganze System Napoleons beibehielten und je- 
nen, welche jede Spur davon verwischen wollten.. Gr 
hasste das französiche Gesetzbuch und behielt davon nur 
das Pfandwesen bei, welches man nicht abschaffen konnte, 
da man es nicht in UaUänischen^ Sinne umzuwandeln ver<» 
stand. Bei der Wiedereinführung des alten ^ vieW vor"« 
treffliche Bestimmungen enthaltenden Estensischen Gesetz-» 
buobes von 1771 verbesserte er dasselbe in vielen Thei'* 
lePi milderte die Strafen und liess nur da BiÄckwirkung 
eintreten, wo die neue Strafe milder als die alte war. 
Wäre mit diesen Verbesserungen fortgefahren worden, so 
hätte man vielleicht ein sehr gutes bürgerliches Verfah- 
ren mit bedeutendem Vorzug der Wohlfeilheit und Kürze 
erhalten; das Straf recht und Verfahren hingegen hätte von 
Grund aus verbessert werden müssen. Die politischen Er« 
eignisse und Leidenschaften verdrängten in der Folge jeden 
Gedanken an Verbesserung; die Gesetze verschlechterten 
sich im Gegentbeil und einige sogar wurden im Drange 
der Ereignisse erlassen, von denen es besser ist, zu schwei-* 
gen.^0 ^^ Nachfolger, besonders durch die zu grosse 
Verscbiedenartigkeit der Gesetzgebungen ([welche in dem 
kleinen Staat bei der alhnähligen Vergrösserung auf sieben 
angewachsen waren}, durch eine gewisse Anordnung in 
der Verwaltung und den Missbraucfa der Einlasse bewo- 
gen, befriedigte das allgemeine Verlangen durch das bür- 
gerliche Gesetzbuch und die Prozessordnung von 1852, 



12] Jener Fürst besass einen starken Geist und angewöhnliche 
Umsieht, allein er war in solchen Hass gegen Nenerangen rerwickell, 
dtflf aoch die aiuserordeBtlicKsten Anklagen gegen iha Glauben lan'* 
den. Bedeutende Schriftsteller wiederholen solche noeh heute , oho» 
dass sich irgend eine Stimme von Ansehen zur Vertbeidigung erhoben 
hätte. Wo die aufrichtige Beurtheilung nicht frei ist, entstehen und 
vergehen die Lobpreisungen der Miethlinge oder leidenschaftlichen 
Kttmpea ohno irgend Glauben zu finden, und das Feld bleibt dem 
'hidel and islbst der VerlenmdoBf frei. 
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welche im Allgemeinen auf das französische Gesetzbuch 
und das von Parma gebaut sind. Es könnte sonderbar 
scheinen, dass diese Gesetzbücher mit KöUe aufgenommen 
wurden, ja dass man gegenwärtig sogar jenes alte Ge- 
setzbuch, nach dessen Vernichtung man getrachtet hatte, 
zurückwünscht. Dieses darf jedoch nicht den Gesetzbü- 
chern selbst zugeschrieben werden, sondern beweist nur, 
dass die Italiäner endlich von ihrer krankhaften Franzosen- 
liebe genesen sind und den Gedanken erfasst haben, lieber 
auf eigenen Füssen als mit fremden Krücken einherzu- 
schreiten, und dass man nach Aufhören der abgöttischen 
Verehrung zierlicher Formen gefunden hat, dass für das 
Wesentliche das wissenschaftlich festgestellte gemeine Recht 
besser und schleuniger sorgte, und dass aus dem alten 
Estensischen Gesetzbuch und der entwickelten Rechtsfibung 
nicht im geringsten mehr Streitfragen entsprangen. Mit 
Recht kann den Verfassern des neuen Gesetzbuches vor- 
geworfen werden , dass sie vielfach die Anwendbarkeit 
der Bestimmungen, welche sie abschrieben, nicht hinrei- 
chend erwogen. Sehr zu loben ist, dass das neue Ge- 
setzbuch eine weise Strenge des handelsrechtlichen Ver- 
fahrens beobachtete, indem es dasselbe auf Handelsleute 
beschränkte und auf die Scheinwechsel, die Pest unserer 
Zeit, deren schändlichsten Wucher sie verhüllen, nicht aus- 
dehnte. Das neue Verfahren (ebenso wie das von Parma} 
ist entschieden schlechter als das frühere. 

Wenige wissenschaftliche Bücher erschienen in Mo- 
dena; einige Formel- oder Handbücher, eine Rechtsübung 
des Gerichts (giurisprudenza del foro) von Professor Cassioni, 
die Sammlung der Sprüche des obersten Gerichts, ein 
Werkchen von Veratti über die Landesgesetze, das treff- 
liche Buch von Brugnoli über die Gewissheit im Straf- 
wesen ^ einige Erläuterungen des Anwaltes Chiesi über 
letzte Willen und Erbfolge — sind das, was wir auf dem 
Gebiete der Rechtswissenschaft besitzen; es kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass die dem Bücherdruck angeleg- 
ten Fesseln das Erscheinen mancher Werke verhindern. 
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Anwalt Chiesi gibt übrigens in Florenz eine Erläuterung 
über Pfand wesen heraus, ^^} worin ausser der französischen, 
den andern italiänischen auch die Estensiscbe Ffandord- 
nung besprochen wird. Auch erwartet man in Hodena 
ein neues Strafgesetzbuch, welches ein Bedürfniss geworden 
ist. Schliesslich muss ich noch eines italischen Gebrau- 
ches erwähnen, welcher zwar von den Franzosen ver* 
dämmt, in Modena noch dauernd Geltung hat, dass näm- 
lich die Richter, welche mit der Mehrheit nicht überein- 
stimmen, ihre abweichende Ansicht mit Gründen ofienbaren. 
Wir achten gewiss auf diese Weise besser die Gewissens- 
freiheit und die Manneswürde, indem wir nicht alberner 
Weise verlangen, dass ein Richter eine Ueberzeugwig 
ausspreche, welche er nicht theilt. — Noch übrigt mir, 
den Kirchenstaat zu berühren, bei welchem zur Zeit der 
Wiederherstellung zwei oder eigentlich drei Theile zu un- 
terscheiden sind. Rom und die angrenzende Gegend hatte 
zu sehr unter der französischen Herrschaft gelitten, um 
auch nur die geringste Zuneigung zu diesem kurzen Joche 
zu hegen; der römische Adel wollte seine Lehen und 
Freiherrschaften, und kannte kein Maas des Rückschritts. 
Die Marken waren kurze Zeit mit dem Königreich Italien 
vereinigt, hatten aus dessen guter Verwaltung Vortheil 
gezogen und konnten einer Regierung nicht ganz abge- 
neigt sein, welche sie von dem Lehenwesen befreit hatte. 
Die Statthalterschaften von Bologna, Ferrara und der Ro- 
magna endlich, in ihren Anliegen weit mehr zu Ober- 
italien gehörig, lange von Rom getrennt und in* stetem 
Widerstreit damit, kehrten nur ungerne unter die geist- 
liche Regierung zurück. In diesen Provinzen wäre jeder 
Versuch der Umkehr zum Früheren höchst verderblich ge«- 
wesen; sie hätten auch^ nie Lehen und andere abgeschaffte 
Fesseln ertragen. Papst Pius VIL und sein weiser Mi- 
nister Kardinal Consalvi hielten fest gegen den blinden 



13) Wir werden im nächsten Hefte von diesem wirklieb guten 
Werke von Chieii nfihere Nachricht geben« M. ^ ^ 
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Zorn alter beleidigter Prälaten &nd die Forderangf der Frei* 

herm; sie Stelllcn zwar die Lehen in einigen Provinzen 

wieder her, aber ohne Kraft und Bedentang', so tfaiss 

allmHhIig die Lehensleute selbst darauf verzichten mussten. 

Einige der abgeschafften Fideikommisse wurden wieder 

hergestellt, allein unter Anerkennung der Verfiosserungen, 

und nichts dergleichen geschah in den Statthalterschaften. 

Als sich der Pabst gcnöthigt sah. Die Errichtung neuer 

Fideikommisse zu gestatten, so knfipfte er sie an solche 

Bedingungen, welche sie fast unmöglich machten. Er 

behielt im wesentlichen das Pfandwesen mit einigen, mei^ 

stens nützlichen Abänderungen bei ; ebenso die Gerichts«^ 

faöfe und das Gemeinde- und Provinzialwesen, jedoch so, 

dass Prälaten den Vorsitz fährten. Die einzige Stadt Rom, 

aus altem Gebrauch, welchen ein Papst schwer dndern 

Icann, erhielt eine übermässige Menge und Verwiming 

von Gerichtshöfen. Leo XIL, ein Papst von vielem Gelsl 

und starkem Sinn, aber dem Rückschritt ergeben, wollte 

Alles auf den alten Puss wieder einrichten, Einzelnrichtet 

statt der Gerichtshöfe einsetzen, Fideikommisse herstellen 

und Vieles, was Pius erhielt, vernichten. Aber Gregor XVI., 

Nachfolger von Prus VIH., welcher nichts gethan hatte, 

kehrte z« iden Anordnungen von Pius zurück, wid ver- 

T)esserte sie in seinem SefeM (motuptoprio) vom 10. Nov, 

1'834. Nur wenige Bestimmungen tiesselben freitreh be*^ 

ireifen das bürgerliche Recht, so die «ingeftthrte fiSenV- 

litfae Belcanntmachung der Prdefikommfsse um) tiM Amt 

fttrnzösischen nachgebildete Pfavtdordttrmg, denn ivesedt^ 

liehe Verbesserung in tier Einschreibung der gesetzlichen 

Pfandrechte und in der Nothwendigkeit besieht, die V^er^ 

tragung des Eigenthums in das -Grundlmch einzutragen, 

so dass mir unter den Systemen der neuen itaüäniselien, 

dem französischen nachgebildeten, Gesetzbücher das ffäpst- 

liche den Vorrang zu verdienen scheint. Bas sonst gute, 

bürgerliche Verfahren leidet an dem Fehler der Eostspie- 

iigbeit, ^enso die ttbrigienf lobenftwertbe Gerichtoordnung 

an unmässiger Menge wad YemImiBg der Gtnchbilifife 
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iii Rom; einige von diesen haben sogar gleichzeitige Ge- 
richtsbarkeit, so dass der Kläger sich denjenigen auswählen 
kann, der ihm am besten zusagt, und offenkundig haben 
sie Verschiedene Rechtsprechung, indem auf dem Kapitel 
idas strenge römische Recht, in dem Gerichtshof der A. <J. 
das nachsichtigere kanonische Recht vorwiegt. Efin be- 
sonderer, dem römischen Staat ganz eigenthümh'cher Brauch 
ist die vorlKufige Darlegung der Ansicht des Gerichts, dats 
s. g. opirtatnentö; ehe das ürtheil gefällt wird, spricht das 
Gericht seine Meinung mtt Gründen aus, so dass es den 
Rechtstlieiten freisteht, Dunkelheiten mit neuen Ausfüh- 
i^ufigen nnd Üi*kuAden aufzuklären, indem da^ päpstifch'e 
Terfehren rein darauf ^ieh, ein der innert Gerechtigkeit 
öni^rechendes Unheil zu geben, und daher wenig an 
-t'Öt-mlichkeiten hängt. Wenn man daher oft zwei tind 
mehr £ntst3heidungen der Rota Romana über die- 
selbe Sache liest, so darf man dieselben nicht als ürt heilte 
atiSehen, vvie bei andern Gerichten, sondern als einfaches 
Erachten, welchen später das Urtheil folgt, wenn die Rota 
erklärt, dass eine Sache hinreichend erwogen sei. Fein 
ist die Wendung, mit welcher dieses "Gericht (»eine Bb- 
schTUsse fesst; den Zweffcin antwortet es mit der formel: 
affirmative oder neg^tiTe; wenn es einen Äestihluss 
abShdtefn wflt, sagt es: affirmative stib m.odo: moduis 
fautetn est ^tc. Diesefm Beschhiss folgt dann die £nt^ 
jsdidduug: mit Gründen. Hfimdeh es sich darum ein^ ßrit^ 
iscfaeiduAg dter Bota selbst zu bei^äßgen odef zurückzuneh- 
men, £ro larutet der B^chltffö : standutn )n deeisis^ oäer 
aber': t^ctsdentum )si decisls. 

"Nicht ebenso zu toben rst das Straffwesen; es g!bt diefr 
tintörsaöhurfg tmd iMerzfengung der Richter zü ^fosseh 
Spielraum, zu g«frfngen der Berufung; Ebenso steht die un- 
mässlge Strenge der Strafgesetze in sonderbafrem Gegen- 
satz mit äer Milde des bürgerlichen Rechts, tm Kirdiefn-- 
staat tröillth stand die • StrafreditspBege immer weit Wtftcfr 
der bürgerftchefn ^ürütjk, and die tttrerall vralttende tnaaslöse 
ktiiil führt bei der Bteittraiiitig mir tn leidht zom Absebre^ 
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ckungssystem. — Was das wissenschafllicbe Leben beirifft, 
so halten die obersten Gerichte der Rota und der Segna- 
tura^' welche hohes Ansehen gemessen, stets den grössten 
Antbeii daran. Die Entscheidungen der Rota sind mehr- 
fach gesammelt; am meisten gebraucht ist die Sammlung 
(von 1600—1683) von Farinaccia, und nach ihm von Rossi 
oder Rubeo. Von den neueren Entscheidungen sind die 
pfandrechtlichen und handelsrechtlichen gesammelt; auch gibt 
die wohlverdiente Gerichtszeitung (giornal del foro) von 
Rechtsanwalt Belli die hauptsächlichsten im Auszuge. Be- 
deutende Werke über bürgerliches Recht wurden ausser 
der Handeisrechtsprechung von Cesarini und dem obener- 
wähnten von Borsari in Ferrara über Erblejhe keines be- 
kannt. Die Vatikanischen Fragmente von Mai und zahl- 
reiche gelehrte Abhandlungen, welche von Zeit zu Zeit 
besonders die Consistorialanwälte herausgeben, können noch 
hierher gezählt werden. Im Strafwesen sind die Schriften 
des Professor Giuliani in Macerata und von Contoli in Bo- 
logna bekannt. Der Kirchenstaat hat viele treffliche Rechti^ 
gelehrte, aber sie haben nur selten (und dann meist jene 
von Bologna wie Pizzoli, Lisi, Setti) wissenschaftliche Schriften 
herausgegeben. Die gewinnreiche Gerichtsthätigkeit scheint 
ihnen keine Zeit dazu zu lassen; vielleicht auch ist es jene 
italiänische Richtung, mehr den praktischen Nutzen der Wis- 
senschaft als schriftstellerischen Ruhm zu suchen, vielleicht 
aueh jene Unzufriedenheit mit uns selbst, welche uns selten 
erlaubt, etwas von uns Geschriebenes des Druckes würdig 
zu erachten. Nicht kleine Schuld tragen endlich die Hem- 
mungen der Zensur, die Ge winnlosigkeit , auch die allzu- 
reichen Schätze früherer Wissenschaft, welche den Mangel 
neuer Bücher nicht fühlen lassen, vor Allem aber die Spal- 
tung Italiens, welche uns gegenseitig zu Fremden macht 
und schon durch die Mauthen und die Zensur nur wenige 
Bücher in ein anderes Land, als welches sie hervorbrachte, 
kommen lässt. — Ich habe so kurz die Schicksale der Rechts- 
wissenschaft in Italien dargestellt, und es bleibt mir nur übrig 
die Ergebnisse zusammenzufassen) um das Wesen dieser Zeit, 
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4er Geist, ifo Anlage und die Richtafi(f der Rechtowisaen-^ 
Schaft zu erkennen. Die Gelehrten von 1814 theilten sich 
in zwei Lager; die ^en, an der alten Wissenschaft, welche 
in manchen Staaten wieder auflebte gebildet, verkannten die 
veränderte Zeit, die Andern, ganz in den neuen Gesülzbüchern, 
betrachteten das römische Recht als bloses Werk derG^ehr- 
samkeit, uad erkannten keine andere Rechtswissenschaft ab 
die neue französische an. Daher kam jene endlose Ver- 
nichtung von Rechtsbüchern, weldie in jener Zeit zu tau-; 
senden mit einer Begründung zerstört wurden, die jene 
berühmte, dem QAiar zugeschriebene, noch überbot. Jene 
Pfleger der alten Wissenschaft verstanden es nicht, einen 
bessern Unterricht in den Hochschulen einzuführen und die 
Wissenschaft neu zu beleben, so &ss sie durch nationale 
Gesetze den neuen Bedürfnissen genügt und nie das Ver-* 
lai^fen nach fremden, weniger guten aber fertigt Gesetzen 
hätte aufkommen lassen» Die Regungslosigkeit der Einen 
und der Andern, Nachahmer der Alten oder der Franzosen, 
führte einen wahren Verftill herbei, welcher uns viele Jahre 
inndurch nahezu ohne wisvenschafilicke Erzeugnisse liess; 
Dieser war um so verderblicher, als schon im vorigen Jahr- 
bunderl jene bekannte Unempindlicbkeit si^ der Italiäner 
bemächt^igt hatte; Während eine knabanbirfte PUtosopKe 
die Gesetze der Römer als Werk der Tirännd verflachte 
oder als Frucht der Unwissenheit verspottete^ während lü« 
genhafie Beschreiber die Italiäner als ein Räübervolk dar« 
stellten, lachten diese in ihrem Innern über dieses alberne 
Geschwätz, gaben sich aber keine Mühe, seine Leerheit 2a 
enthüllen, so iass sich jene zerstörende Verachtung der 
jugendlichen Gemüther bemächtigte. Es schieil in d^ Wis- 
senschaft nur abgelebte Greise, deren unfruchtbare Bewnn- 
derung des Alten die Lebenden nicht erleuchten konnte, 
nnd kindische Jünglii^e zu geben, welche meinten, die 
Wissenschaft sei erst mit ihnen erschienen. 

Die Vorsehung indessen, weldie sich der Franzosen 
bedient hatte, um die träge Masse der Völher in Bewegung 
ztt setzen, um die Täuschung.eitler.Eittl^aB^^n zu zeiget 

Krü. Ztiuehr. f. JlMtow. XXYIL Bd, L BfU / JQ 
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bediente sich inin dei Rttoksdilags dafefeii, tun die W»*- 
seoflciiaft dureh ibve Nefbwendtfkeit za etwectea. IMese 
Beigte bald ibre Wicktigfkeit , oad umb begann etoeofehen, 
dass nioht Alles io den Geselabücheni sMw, md 4tM die- 
selben sehlecht ihren Zwecke folspreohen, wenn die Wis- 
.senscheft nieht ihre Anwendung küete ind ihre Lücken 
ergänzte; die zerstreuten Bücher wurden ven Moem fe-» 
sammelt Md die verachteten Schitftsteiler geieseii. 

Das neuerwachte DeolscUaiid indessen was^te weit 
besser der Recblswissensehaft eine tflcbtige Bichtong sa 
geben, indem es den, zneral von Sigonmas nod Panoirol 
eingeschlagenen Weg der Oesohichte betrat, den IKeg, vel-* 
ober das Verständniss der Oesetae aafsohiiessl, jndeai er 
ihre Gründe, AnfKnge und Wivkungen zeigt, indeas er die 
menschtiehe« Einrichlnng^n, die btftrgerlichen Gasellsdiafteo 
in ihrem Fertsehrtit, Umem Verfall imd ibrer Umbädvng 
verfolgt Diese Weise der Forschung zeichnet der Vesn 
nnnfli^iekQlation ibre Grenze vor, indem aie ihr stets den 
Spiegel der Thatsache vorhält; m erweitert und i>efriidir* 
tel die gelehrte Ansiegimg, indem m diesetbe. über das 
Bnebstabanfezilaiie erhebt; sie erleoclitet die Recktsibang^ 
itideai sie im dtom Verfangen^ 4iie Gvttnde lies fipgenwärir 
ligein, indem rie sogleich das aadgfieh BeaseriQ ninhwMit 
In dieser Ealwicheliing gesefehte es fientsohland. bibb Varr* 
theäley dass iHcht <^ne einzign, das Leben eihssingende 
HMptltadt die freie Entfallong hinderte, ein Veithefl, den 
naoh kalteo in gleicher Weise genitfssl. Vengier und wainre 
Liebe mr Wlaaens^haik «aehten die Sbrschnngen der Dmti^ 
sehen an Frankreiah «nd Italien bekannt; «tan begann, sieh 
der ArauieligkMt der eigenen Arl»eit zu sehümen; Slranfcreie^ 
HlkU begann, ven nenam sich den geschiefaüichsn und ge« 
letartBn Forschungen zuzuwenden, und die Itayäner oder, 
besser gesagt, jene Italiäner^ welche die Alten missachtet 
hatten (freilich waren es mir zu viele) , kehrten au jener 
Weisheit zurück, weidie sie zu ihrem Nachtfaeil vernach- 
lässigt hatten, und schöpften aqs jenen OueUen, wdehe 
^ auch jensejti der Alpen in Achtong stdien sahen» Man 
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Übersetzte ond las ucht bloss die FraMosca, sopdsra aidi 
die BDgIKDder und Devkscben; maa eflorscbte die in Veremr, 
im Vatilcan und in DeutseUand seaentdeckteD Handschriften 
des Kömisohen Rechts, ^ ond selbst für die Gesetae der 
Barbaren fiind sich ein gelehrter Ausleger. Wenp aoeh 
4i0 Mangdhaftigkeit der Gesetze and Gesetzbücher «d ihr 
gröaatentbeüs fraasder Ursprung lieine sehr bedeutenden 
Werke über das geltende Recht znliess^ so sammelten doch 
die üdüättisohen Gerichte und Gelehrten dnr«h Urtheile nnd 
Onlachten branchheren Stoff, aus welchem einst ein wahr<- 
Imft nationales Gesetzbnch geschafiEen .werden kann. 

Offenbar reichepi in Italien die Gesetzbücher füf ein 
entwickeltes Leben nicht ans; «e hedürfim der Ergtozong 
«ind Yerbessenmg durch die Wissenschaft, und wo sie ganz 
fehlen, fiiilt der Wissenschaft eine noch grössere Au^be 
zu. So gehl die allgemeine Richtung 4er italiänisohen Recfals«' 
wisaensohaß dahin, mit den Geboten der Vernunft dje Lücken 
ond Mängel der Gesetze zu ergönzen. Ich wHl nicht sagen, 
dass die Wissenschaft, so, wie sie saU^, getrieben wird; 
im Gegentheil hat sich besonders der jungen Männer eine 
ladelnswertbe Kulte und GleichgjUigkeit bemächtigt Wie 
nber die Vateriandsliebe mächtiger, glühender wird, so wird 
Mch die Rechtssrissensehaft ^inen neuen Aubcbwung ge*- 
-wimian, und ist dann zngteicb auf GescUehte und Phäoso«» 
pfaie. gerichtel, nm dqrch den Prüfirtein des Gewesenen das 
zu entdecken^ was sein sollte. Daher wenlen ^ie Text'* 
forschuogen vf n neuem aufgenommen , der Stoff der alten 
6chrifisteUer von neuem hebmdelt, die alten ßttami^ der 
Städte, die alten Urkunden werden bekannt gemacht, und 
die vergleichende Rechtswissenschaft begnügt sich nicht mehr 
mit unfruchtbarer Aufzählung, yf^ldhn^ sUfny'mH Na^b^b* 
mung befördert, sondern führt zu beurtheibnider AnswabL 
Wir sind noch weit zurück in der Ausarbeitung so' vielen 
Stoffes; allein ich glaube mich nicht zu täuschen, wenn ich 
vorher sage, dass wenn nicht neues Unheil mein Vaterland 
treffen wird (nni das sphlimipste ist die irinere Vefderb-r 
niss» welche z^r VerwilderuQg fi^hrl},, nur wenige Jahr"? 

10* 
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zehnte vergeheo werden , bis aus dem durch Forschungen 
neubereicherten Römischen Recht, aus der Wissenschaft der 
Schulen und Gerichte ItaKens, aus einer weisen Prüfung 
des Rechtes der andern Völker ein Gesetzbuch oder, besser 
gesagt, ein Redit hervorgehen wird, das der ganzen Nation 
gemeinsam ist, unbeschadet der Selbstständigkdt der. ein* 
seinen Theile, so wie ich es (in der Zatschrift „la Temi^ 
3. Heft} schon 1847 för Italien weissagte. Gelehrte und 
Staatsmänner müssen zu diesem heiligen Ziele zusammen- 
wirken; jene, indem sie das ganze alte und nepe Recht 
erforschen und die Zdtschriflen unterstützen, welche die 
Kräfte Vieler in einem Sinne vereinigen und die einhei- 
mischen und fremden Erzeugnisse bekannt machen; diese 
indem sie rechtswissenschaftliche Akademien und Bücher- 
sammlungen gründen, ausgezeichnete Werke mit Geldmitteln 
unterstützen, tüchtige, wenn auch auswärtige Rechtslehrer 
erwählen, Ehren und Aemter an die durch Geist und Eifer 
hervorragenden Männer vergeben und so in jeder Weise 
die Wissenschaft pflegen und befordern. Sie werden dann 
wie Papst Julius IL handeln, welcher seinem Nachfolger 
die Mittel zur Errichtung des grössten und prächtigsten 
Gotteshauses der Erde hinterliess* Dann allein wird es mög- 
lich sein eine dauernde, weil, auf Vernunft und Geschichte, 
auf Sitte und Geist der Nation und nicht auf den wandel- 
baren Willen des Gesetzgebers oder gar die Herrschaft der 
Mode gegründete Gesetzgebung zu schaffen, i^} 

Schon haben die geschichtlichen und philosophischen 
Forschungen die alte rein formalistische Richtung verdrängt; 

14) Ein grosser Mangel in den rechtowissenscbaftlichen Stadien 
Italiens liegt in der Vernachlässigung des Studiums des germanischen 
Rechts. Ein nationales Recht können die Italianer nur erhalten, wenn 
«ie erforschen, wie das rOmische Recht durch die lombardischen (also 
germiiniBchen Rechtsideen und darcb den Emfloss des canonischen 
Rechts) modificirt und in den Statuten zu einem netten Rechte unge* 
staltet werde; dafür geschieht weder auf den Universitäten, noch von 
den Schriftstellern Italiens etwas Erhebliches. Erfreulich ist hier eine 
neuerlich von Albini in Turin erschienene gute Anzeige in der Gazetta 
dei tribanale in GenoTA 1354 Nr. 87 aber Rosihirt'f neueftei Werk. M. 
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die Wissenschaft bestrebt sich, überall auf den geschichtli- 
chen und philosophischen Grund der Gesetze zaröckzugehen 
and so ihren wahren Sinn zu erkennen. Dieser Geist ist 
es auch, welcher, wSbrend das Licht der Geschichte die 
Verschiedenheit der Sitten, Bedürfnisse und Ueborlieferun« 
,gen beleuchtet, darnach strebt, die verschiedenen Völker 
wissenschaftlich zu vereinigen, im geltenden Recht jedoch 
zu unterscheiden. — Einheit also der Wissenschaft und der 
Lehre, aber Unterscheidung des geltenden Rechts und der 
Gesetzgebung nach den Nationen; Einheit des geltenden 
Rechts bei jeder Nation, Unterscheidung rein örtlicher Ein«- 
richtungen; das ist die Formel, welche unseren Erachtens 
den vollkommensten Zustand der Rechtswissenschaft aus- 
drückt, jenen, wonach sowohl Italien als auch Deutschland 
streben, während Frankreich in höherem Wunsche, sein 
Recht zum Weltrecht zu erheben, befangen ist, während 
Spanien in seiner Gleichgiitigkeit verharrt und England i'} 
schlimmer als Alle sogar die Einheit der Wissenschaft ver- 
loren hat. 



15) Bezieht der Verrasser diese Aeusserung darauf, dass noch 
immer in England das common law und das equity law in getrennten 
Gerichtshöfen vorkommt, dass die Advokaten des Kanzleigerichtshofd 
in der Regel nicht viel vom comon law wissen, so hat der Verfasser 
Recht; allein wer die Art der Fortbildung des englischen Rechts durch 
die superior courts of the common law kennt , wird nicht befürchten, 
dass es in England sn der Einheit des Rechts fehlt. Die Wissenschaft 
ist freilich in England mehr auf das Praktische gerichtet; wer sorg- 
fälltig die rechtswissenschafllichen Werke Englands benützt, wird darin 
Viel finden. ~ Wir hätten dem obigen Aufsatze noch viele berichti- 
gende Bemerkungen, insbesondere auch über manche zu harte Urtheile 
des Verf. über französ. Leistungen beizufügen^ versparen aber dies 
Alles bis zu anderen Aufsätzen. 
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vn. 

Lehrbücher des Kirchenreehts italiänisoher 
Gelehrten. 

kBgfBtmp 

von 



1 Juris eccteslasiici mäsnme prhati instUution^^ eommodä nova- 
que nuikeodo ademätäi quibus disciplina hnjuä reqtii adühtr et dos^tOä 
ipsa eccltsia pmtim rnidkatUmri awM'e Raphbele Peeorelli^ fre»- 
iyierao NeapolUano in archiepiscöpeU Ifcao uiriusgM juri$ arÜMiärio 
professore elc. EdU. dUera auclore ei expoliHon^ in utum Serrmiarii 
Neapolitani. JSeapoli i847—1849. 4 Voll. 8. 

2. Juris ecclesiasHci instiiuliones Joannis Nepothucci Ifuitz in 
regio iaurinensi Athehaeo pr&fess&rit, Twrn^ i8i4, 1 Vol. S. p. i^706. 

3. J. iV. Nuii» eie, in Jus eeelesiaskeum unket'sum iraeütmts 
Pars IV. (de persoms Taurini 1850; — d^ rebus oder Pars V. i. 
1850 und De Mairimonio oder Pars V. 2). 3 Voll. 8, 

Unter die Aufgaben, welche sich Referent al4 Mitre- 
daktenr dieser Zeitschrift in neuerer Zeit gestellt hat, ge- 
hört unter andern die, den Lesern derselben genauere Kunde 
von der kirchenrechtUchen Literatur des Auslandes zu ge- 
ben. Er begann dieselbe dsfdurch zh erfüllen, dass er seU 
etwa drei Jahren auf dief wichtigsten in Frankreich über 
diess Fach erschiefteiieA Schrifteti aufmerksam machte (was 
zu thun er fortfahren wird). Gegenwärtig befindet er sich 
in der Lage, einige in Italien erschienene Werke desselben 
zu besprechen. Es sind die Handbücher des Kirchenrechts 
von Pecorelli in Neape! und Nnitz in Turin. Von 
dem letzten besitzt er aber nur die in der Aufschrift be- 
zeichneten drei Bände seiner Tractationes; ein vierter ihnen 
vorhergegangener de poiestate ecclesiae ist nicht bis Tü- 
bingen gedrungen; ferner hat er die Insiituiiones juris 
ecclesiastici desselben Verfassers vom Jahre 1844 vor 
sich, über welche die Tractationes so zu sagen einen 
Commentar bilden. Die beiden Herren Verfasser gehö- 
ren nicht bloss verschiedenen Ländern, sondern auch ver- 
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scbiedeneB Stöoden aa; .Pecx)reUi ist Pmster Hnd Leteev 
des Kirebenrechts am Seimnariiini zu Neapel , Nuikz Profeg- 
BOT der Rechiey und zwar gegenwärlig des römiacheu Reohto» 
ad der ÜAt?er0i(ltt au Turin. Es erklären sich faaerau 
einige wichtigts GegeiM^tae ihrer Sehriftea; der enita be^* 
rüoksicktigt neben dem allgemeinea KirabeBrecht das ini 
Königrekb Nea|^el geltande^ büU streng an dogmaUscben 
Steadpunkl festi den er nichl selten ex profesfo verthei- 
difty and sobreibt oft mehr ab Theologe wie als Jurist» 
Per leUto berücksichtigt neben dem allgemeinen Kirchen« 
recht die piemcutesiaebe Geseiagebuog un<) die lUier ein 
Jahrhundert von der Regierung des Landes Roni geg^n* 
über befolgten Grundsätse uad Slaatsmaximen) das Dogma 
dag^en nur, in wie yyeit es gesetzliche Grundlage des 
Kirchenrechtis ist| jedoch ohne feindlich gegen dasselbe 
aufzutreten« Die Färbung der insiiiuüones juris ecek^ 
ßiasHci von PeooreUi ist daher vprberrschend die «nter 
dem Mameoi der ullramontanen bekannte, die von Nuils 
:->: die entgegengesetzte) nemiich die^ welche bei den dh* 
jucnistea dieser Klasse im vorigen Jahrhundert faervortriti; 
z» fik bei Van Espen ^ ohne jedoch gerade so schroff zu 
^ein, wje bei den s. g« Gallicanern. Die Mässiguag «des 
Verfassers und seine iiberali ofien hervortretende wohlwot* 
jende Gesinnung {ür die katholische Kirche hat indessen 
doch nicht veitinderti* dass seine Werke, obwohl sie unter 
geistlicher Censur erschienen sind, von der Congregatk) 
jndicis verworfen und in einem ausführlichen Breve seiner 
JHeiKgkeit vom 22. August 1851, mit Angabe von Entschen 
.dungsgründen verdammt worden sind. 

Der Text dieses auch für die deutschen Rechtsgelehr'- 
ten belehrenden Braves ist im zweiten Hefte des bei Manz 
in Regensburg erscheinenden, von Herrn Prof. Ginzel zu 
Lettmeritz herausgegebenen Ardiiv für Kirchengeschichte und 
Kirchenrecht S. 294~-299; mit rechtfertigenden Bemerkun«- 
gen aus der Cölner deutschen Volkshalle abgedruckt, fie- 
len die Person des Verfassers ist kein Bannsirahl geschleudert 
worden. Refer. wird am Ende gegenwärtiger Anzeige die 
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H&aptsteUea des ^eves inittheilen. Der aufmerksame Beob« 
achter des gegeDwärtigen Entwicklungsganges der katbo-* 
lischen Zustände nicht bloss in Europa, sondern in allen 
Welttheilen, wird durch die Verdammung des Werkes nicht 
befremdet werden. Rom hält jetzt mehr als je — nament-* 
lieh als zur Zeit Benedicts XIV. an seinem starren Systeme 
fest, und erklärt jede kirchenrechtlfche Ansicht, welche dem- 
selben nicht durchaus gemäss ist, für unwahr und absolut 
verwerflich. Ref. bedauerte den Band der Tractationes von 
Nuitz, de potestate ecciesiae, nicht zu besitzen, in welchem 
vor allen die im Breve gerügten Lebren desselben enthal- 
ten sind. — Das erste was ihm in gegenwärtiger Anzeige ^ 
zu thun obliegt, ist eine mehr oder weniger ausführliche 
Inhaltsangabe der Werke beider Verfasser, die er so zu 
machen gedenkt, dass er in den Lehren, welche sie beide 
behandelt haben, sie zugleich bespricht, ein Verfahren, das 
es ihm möglich macht, die Gegensätze beider um so stär- 
ker hervorzuheben. Er will jedoch mit einer kurzen An<^ 
zeige der Institutiones von Nuitz beginnen, dann mit der 
des Handbuchs Pecorelli's, die der Tractationes des ersten 
verbinden. — Dieses Lehrbuch zerfäUt in ein und zwanzig 
Bücher, welche durch zwei Abtheilungen geschieden sind. 
Die erste derselben Cap. I— V handelt von den Grundla- 
gen und den Quellen des Kirchenrechts, die zweite von 
dem Inhalt seiner Grundsätze (ObjectivQ. Das erste Buch 
de religione et ecclesie in 6 Titeln (p. 1—32) erinnert an 
die Einleitung von Bichter's Kircbenrecht, hat jedoch einen 
durchaus selbstständigen Charakter. Das zweite de legi- 
bus divinis in (Jhristi ecclesia servandis ist eine Art phf- 
losophischer Theorie von den Rechtsquellen überhaupt und 
den Urgrundlagen des Eirctenrecbts in sieben Titeln; 
wir finden unter den leges divinae im Beginn aufgeführt 
die lex naturalis und das jus gentium , und zwar in einer 
ähnlichen Auffassung, wie sie bei Pecorelli vorkömmt (was 
Referent alsbald näher angeben wird). Buch III handdt 
de legibus hutnanis, zu welchen er nicht bloss das bür- 
gerliche Recht zählt, sondern auch die von der Kirche 
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sanctionirtto Canones; insbesondere die Concordate, bei de- 
ren Besprechung der Verfasser eine ausfftbrliche geschicht- 
liche Darstellung der von den piembntesischen Landesherren 
mit Rom geschlossenen Vereinbarungen dieser Art v. X 1451 
bis 1841, mit genauer Beleuchtung ihrer Bestimmungen gibt, 
eine gelehrte Arbeit, wofür man ihm ganz besonderen Dank 
schuldig ist (S. 78 — 114). Im vierten Buche ist eine Ge- 
schichte der Sammlungen des canonischen Rechts von den 
ültesten Zeiten bis auf das Bullerium unserer Tage enthal- 
ten (pp. 126—191); im fünften eine dogmatische Analyse 
der Begriffe vom jus Canonicum, ecciesiasticum, der ver- 
schiedenen Bintheiinngen desselben (p. 192 — 203). Die 
Pars secunda handelt von Lib. VI — X de persönis (wie die 
Pars 10 der Tractaliones) des Verfassers (In Lib. XI — 
XVIII) de rebus^ wie die Pars II der Traclationes; endlich 
in Lib. XIX — XXI unter der Aufschrift Coercitiones und der 
legum et jurium executio vom kirchlichen Strafrecht und 
dem gerichtlichen Verfahren. 

Der Styl des Verfassers ist kein klassisches Latein, 
doch bei weitem reiner als der in den Lehrbüchern der 
französischen Canonisten Lequeux und Bouix. Auch zeich-* 
net er sich durch grosse Klarheit aus, sowohl in diesem 
kleineren als dem grösseren Werke. Insbesondere ver- 
räth die Sprache überall den streng juristischen Denker, 
dem der Leser bis ins kleinste Detail mit Leichtigkeit fol- 
gen kann. — Die Sprache Pecorelli's ist, was den Styl be- 
trifft, substantielleres Latein, nicht aber so leicht fliessend, 
durchsichtig — nicht so streng juristisch wie man in einem 
Lehrbuch des Rechts sie wünschen muss, doch, obwohl oft 
scholastisch anziehend. Beide Schriftsteller berücksichtigen 
die neuere canonistische Literatur, besonders des achtzehn- 
ten Jahrhunderts, doch verwirft Pecoreili sehr häufig und 
sogar in leidenschaftlicher Sprache die Schriftsteller, welche 
bei Nuitz als bewährte und höchst achtungswerthe Autori- 
täten angeführt werden, namentlich der berühmte Van Espen. 
Die neuesten aus Deutschland sind selten von ihnen be- 
rücksichtigt. 
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Die allgemeuifi EinÜieilting des Werkes von Pecorelli, 
za dem Ref. niin übergeht, ist die in vier Hau^heile, deren 
jeder einen Band ausfüllt; der erste philosophisoh-geschicht* 
Udier yon den Grundlagen und QneUen, das Kirchemrecbt 
.fiAFt4ie Ueberscbrift: prodromus iheologico^csnonicuSf. der 
eweite die de personis, der dritte de rebus und der vierte 
de judiciia. 

I. Der erste Theil ist eine klargedacbte sysAematisohe 
Darstellung der Urbasis, der Grondprincipien und der Qnel- 
lengesehichte des katholischen Kirchenrecbte^ and zwar nicht 
bloss des römischen, sondern auch des auf andere Weise 
entstandenen 9 namentlich das im Königreich Neapel und 
Sicilien geltenden, tn derselben ist alles eum Verstehen 
des Ursprungs und des Entwicklungsgangs dieser Rechts* 
quellen aus der kirchlichen Verfassungsgeschichte Nölhige 
mit aufgenommen, damit der Leser ein lebendiges Bild von 
der kirchlichen Gesetzgebung erhalle.. Von der streng ka- 
tholisch-päpstlichen Richtung wird nie abgewichen, doch nichts 
Uebertriebenes vorgebracht, selbst wo der Verf., wie häufig 
geschieht, gegen den Protestantismus, den Jansenismus und 
die neuere Philosophie zu Felde zieht, auch kommen nur 
selten unrichtige Auffassungen der von ihm bekämpften An- 
sichten vor. Der ganze Theil zerfällt in zwei Bücher, wo«- 
von das erste in XIY Kapiteln eine rationelle Daratellung 
der Lehre von den Rechtsquellen enthält, mit zu Grunde- 
legung einer principiellen Uranschauung des Rechts und der 
positiven Basis des Canonischen; das zweite in sechs Büchern 
bandelt von den Sammlungen der neueren und neuesten 
geschichtlichen Quellen des Kirchenrechts. Die Capitel zer^ 
fallen in Abschnitte, die Conclusiones betitelt sind. 

A. Das erste Cap. des ersten Buchs mit der Rubrik 
de ecclesia sacrisque legibus beginnt mit der Begriffsbe- 
stimmung der Kirche. Diese ist ihm der körperliche Orga- 
.nismus der Religion, und zwar der von Christus gelehrten 
und sanctionirten , wesshalb er den Willen ihres göttlichen 
.Stifters für die Urquelle des kirchlichen Rechts erklärt, das 
also jus divinum ist. Er weist daher schon S. 2 jedes 
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Herbdziebeittibflosophiscber Lehrsttlze^ namentlich des Skdp- 
ticisnras, Rationaliemns , Saintrioniamiis and Hegelianiamiia, 
in welohen allen er Pantheismus findet^ ab; stellt in ConcL 2 
den Sitz anf, (%riatas legibus suu» sandU eccksiam coU^ 
Kgaüii sunam und führt in Concl. 3 aus^ wie hieraas die 
Tbeelogfie ab die Wisseiisebaft der Religion and die des 
eaodnisdien Rechts aus der kirchUcben Gesetzgebung her- 
verg^angen seien. Diess letzte wird in Concl. 1 des zweiten 
Capitels deinirt als das Recht: quad ab ecciesiaper Epi^ 
öapo$ ei praeserüm per Romanum Pontißcem explieahmf 
gandüum ei approbaiutn e^t ad rectam christianorum «Asti- 
Mianem (p. 6}. Darauf bandelt er in Concl. 2 vom Ge^ 
gensaüe des jus sacrum und jus deile^ und bestimmt in 
ConcL 3 deren gegenseitiges Verhdltniss dabin, dass das 
erste das Höbere, dieses das Untergeordnete sei^ und dass^ 
dieses jenem weichen müsste, so oft dessen Befolgung eine 
Sünde wäre. Sonst gibt er die selbsfständige Geltung des 
bürgeriieben Reobts zu. Im Gap. IH sucht er die prindpia 
essendi exisiendi et cognoscendi des kirchlichen Rechts auff 
das eriHe ist der <^hristkatholi8che Glaube, das zweite der gött-^ 
Hebe Wille, das dritte dessen Offenbarung. Darauf handelt 
der Yerf« sogleich im tierten Capitel de regimine ecclessiae^ 
und* führt aus, dass diese nur die katholische ist und 
eine Verfassung bat, namentlich ein von Gott eingesetztes 
Eircbenregiment, dessen Charakter er in Cap. V als den 
eines staatlich nachgebildeten angibt, und jene als eine 
Hottarelie. Am Ende der Concl. 2 desselben erhebt er 
die Frage: ob man sagen könne: die Kirche sei ein Staat 
im Staat? und erledigt sie dabin, dass die Staaten in der 
Kirche seien I denn nach dem heiligen Thomas sei der Staat 
der Kirche unterworfen, wie der Körper der Seele (S. 30—31}. 
Daher in Concl. 3 der weitere Lehrsatz, dass die weltli- 
chen Regenten keine kirchliche Gewalt haben können; dass 
die der Kirche eine gesetzgebende sei nach göttlichem Rechte, 
worauf der Verf. die Ansichten eines durch den Landes-' 
berm geübten Kircbenregimeirts , namentlich Reinkingks, 
Carpzovs und Neltelbladts bebäafq)ft (p. 39); dann ausführt, 
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es bedürfe zur Geltung der kirchlichen Geaetogfebang we-« 
der ihrer Anerkennung durch das Volk, noch der speciellen 
Kirchen, ferner dass das Placet bei dogmatischen Entschei- 
dungen nicht Platz greifen könne, womit er aber den Papst 
Benedict XIV nicht angreifen wolle, der a«f Bitten dei^ 
Könige von Neapel die Ertheilung des Regium Exequatur 
seiner Verordnungen für das Land zugestanden habe Qqui 
regii exequaiur consuetudinem jussus esty adiumit canms^ 
ut tnandata Äposiolica quam cUisrime per mkikiros regios 
expedirentere (p. 49). Die Ansicht des Verf., dass die 
Kirche eine Monarchie, jedoch keine absoluta sei, wird von 
ihm weiter ausgeführt in Cap. VI — mit zu Grundelegung 
des bekannten — auch von ihm zu weit ausgelegten Satzes: 
die Bischöfe seien berufen in participationem soUicüudms 
non vero in plenüudinem potesiatis; daher auch die Ver- 
theidigung der päpstlichen Unfehlbarkeit in seinen ex ca- 
thedra gemachten Entscheidungen von dogmatischen Strei- 
tigkeiten und die Verwerfung der Appellation von denselben 
an ein künftiges Concil (p. 70-— 71). Im Cap^ VII deprm^ 
dpiis es$enUae juris canonici handelt der Verf» zuerst vom 
Natorrecht, welches er nach dem heil. Thomas S. 73 d^« 
nirt als die pariicipaiio legis aeternae in rätianali crecUura, 
dessen richtige Erkenntniss aber aus der dem Lichte der 
Vernunft nachhelfenden Offenbarung erlangt werde, wess- 
halb es ihm auch göttliches Recht ist — wenigstens in wie 
weit ^s jus natura primarium sei. Das jus gentium ist ihm 
dessefi Uebung nach den Nationalanschauungen der Tölker. 
Dann führt er aus £S. 76 ff.): sacrae scripiurajus divmum 
positfi>um refeTsUni (^doch scheidet ''er die poKtischen und 
Ceremonialgesetze des alten Testaments aus), vertheidigt 
hierauf Jie^radition als Quelle des göttlichen Rechts (S. 74) 
und handelt in Cap. VIII de jure hutnano^ setzt den Begriff 
des Gesetzes fest, erklärt die in Rom übliche Promulgation 
4er kirchlichen Gesetze per affixionem ad valvas BasiU-' 
corum urbis für die allein legitime (p. 89), handelt dann 
von der Kraft der Gesetze und von den Privilegien (p. 92— 
102). Im neunten Capitel spricht der Verf. von den ptqist- 
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liehen Verordnangen (den Bullen und Breven), im zehnten 
von den Reskripten und im elften sehr ausführlich von den 
Concilien. Zur Gültigkeit der Beschlüsse der öcumenisohen 
erford^t die förmliche Bestätigung des Pabstes. Auch 
soll nur dieser das Recht haben, ein solches zu berufen 
und erwähnt die AnsnahmsfUlle eines s. g. concilium imper- 
fectum nur als Angaben der Schriftsteller Cp. 119}, scheint 
aber dieselben für möglich zu halten. S. 127 stellt er den 
Satz auf and sucht ihn zu beweisen : oecumeni cum conci" 
Kum, etH uüU^imum^ absolute necessarium non est. Im 
dreizehnten Capitel ist von den Aussprüchen der Kirchen- 
vSter die Rede, welche nur durch päpstliche Sanction Ge- 
setzeskraft erhielten (p. 144}; im vierzehnten vom Ge- 
wohnheitsrechte. Zu dessen Gültigkeit verlangt er vor allem 
ut consuetudo sit raiionaliSy quod importat praeseriim, ut 
noft contradicat juri naturaü aut dmno, vel legi^ talem 
consueiucünem jam praexistentem äbroganti^ sed ut congrua- 
Sit rationi et communi utilitaie (p. 145}; sie erfordere 
ferner actus popuHi, e. Communitatis perfectae — ferner 
dkiturnüas und non dtbet ei deesse aliquis consensus /e* 
gislatoris Cp* 146 — 147}; wii* finden hier die von fast allen 
aüdüdien Ganonisten, z. B. wie von Referent gezeigt wer- 
den wird, von Bouix getheilte und von diesem ausführlich 
erörterte, in Deutschbind längst antiquirte Ansicht über die 
Grundlage des Gewohnheitsrechts wieder. S. 147 erkennt der 
Verf» durch den Satz: Contra legem consuetudo non est irra^ 
tumabiliSy die abrogirende Kraft des Gewohnheitsrechts an. 
B. Das zweite Buch von den Sammlungen des Kir- 
chenrechts u. s. w. beginnt in Cap. I, p. 157, mit 10, regula 
ad canones interpretatidas und 8. Axwmata in jure fmda^ 
mentalia. Die dogmatischen Rechtssätze erklärt er in der 
ersten Regel für unabänderlich; die disciplinarischen , zu 
welchen er auch die die Kirchenverfassung regulirenden 
rechnet, sind ihm (nach reg. 2} juris naturaUs ac divini 
interpretatiönes declarationes aique ad particulares causas 
fjqfpUcaiioneSf daher auch nicht in jeder Beziehung abän- 
derUcb (Reg. 6}, Ferner sagt er in Reg. 10 pro äbohtiane 
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^canönum äut diseiplina sUOuenda per intulae as$omifer mul' 
tiorum praxis m ea; retpecie deducüur a iolera»iia eeclesiae 
argumentum pro eadem (AoUHone, woraus folgt, dasfl das 
Prinzip. der römischen Curie, der Episoopakmttsseeine jtrif-r 
dicHo secundum canones adhtuo tigenia haben, ein sehr 
•«nbestimntes, ihr aliein gttnstigea ist. Die s. g. Amomata 
Bind einige aus den Decretalen gezogene s. g. Geneiiirt 
platze, z. B. Ax, i. ünde jus prodiU, mde quaque ßmk 
interpretaüo procedat I oder 5: quod non Un$ mo uomne, 
mec Meno licet. Das zweite Capital p. Ifllnr-lfi4 wt-v 
liäh eine gesdriehilictie Uebersiafat der ältehpn und sßeb^eli 
•Sammlungen des oanonischen Hechts, beginn^d nik dei 
ConsUtutiones apostotorum, worüber ihm di6 Unteraadnin- 
gen der neuen deutschen Schriftsteller unbekannt zu liain 
'scheinen, und eadigeiid mit der Ab&ssung Aeg Corpus juris 
Canoniei. In C^p. III S. i85-^l&3 ist vtm den QueHen 
des jus nötnssimum die Rede, inabesondere von den Conci«' 
liensehliteseii, deren er von 1595 — 1725 fmifundzwÄBzig im 
Königreieh Neapel gefassten aufzählt; ferne^ von den Oon* 
isordatea im Allgemeinen ; im vierten Gapttei handelt er von 
den Entscheidungen der verscMedenen €ardinal(pongregatio-o 
iien sehr ausführlich und belehrend, (p. 103^223.) Darauf 
lolgt p. 224 — ^251 eine Uebersicht der in den wiobtigsleii 
Ländern rückaichtlich der UrcUiGhen Bechtsquellpn bM^ 
hendea Verhältnisse mit einer historischen Euleitung tt* 
«iso von der Kirdie in Ruashind, Deutschland, £nglan<f, 
Spanien und am ausführlichsten in Franfcreieb -rr hför smrr 
•den die 4 Artiiiei der Declm-afio cleri guUicani von 1682 
bekämpft (p. 245) -^ endlich in Italien, and zwar sehr 
umstäpdlicl^ in Neapel und Sicilien. Sehr wichtig ist, hier 
der Abdruck der 32 Artikel des Neapolitanischen Concor- 
dats V. J. 1818 (p. 256—264), in lateinischer, so wie des 
i741 zwischen Papst Benedict XIV. und König Carl III. 
abgeschlossenen in italiänischer Spache (p. 265 — 285), end- 
lich S. 288—294, die fünfunddreissig Paragraphen einer 
die kirchlichen Jurisdictionsverhältnisse Siciliena reguliren- 
den Verordnupg Benedicts XIV. v. J. 1728> genehmst dorob 

Digitized by VjOOQIC 



WamliSiiif , Lebrbficher d«s RircheiirechUri l6^ 

Carl n. im J. 1T29. Ref. hält es nicht für aninteressanl, 
einigfe Bestimmimgfen des Concordats von 1618 und der 
letzten Verordnung hier henrorzuheben. 

a) In jenem sanciionirt Art. 11. Semditas tua cen^ 
cedit EpiiCQj^ regni jus coufermdi pareciasy quae quovis 
ONttt tempere enmt vßeaiurae. Praevio cancursu in pot 
roecüs Uberae e^Uatiomis, ^piseopi com e&ufetent 0$ üUer 
approbaiog , quos digmar^ fudicabmi. Jn patoems vere 
juris pabrimakt» eectßsiasÜGif pramo päriier cßucursü, eas 
imdUneui, quos iamquam diguiores inier qpprobaias ab eosoet 
pmmbivSbiUß 9 Vstr^nus soolesiusüüus presesttabii, Tmuiem 
imffurauüs J^rispatronutuß regiiO etkncuUs^gpiät 
136}» pifiusmMa9 ^ns/ü^mU, dummedo pram^i^ ewtamns 
idonei ^§m»i mneuä. In ArtiM XV heis^t es: Eocksia 
ius heAebä nawts aoquirendi possesmn^ et q^i^quid de 
novo acquisieril^ fcunet suum et censebitur eodem .pwA o^ 
eeteres fundationes eoolesiaskcae. Hac liberiate in. poste- 
rum gmdebii eeclesia^ quin tarnen prae^udidum $sUum o/r 
feretur hgaUms effmtibus kgum vuigo di Am^rH^^ßr 
»>a#i#, .fKai€ inregwf vigu€$'u»tusqm ßd hmkQ dim eßmvurr 
qm legum ^aaoutioni aiam i» postßnm^ pro co^ihm nonr 
4bf» eonsrnnrntSs ei ooudiäonibus nondum impkti^. Di^ 
PÄpste aind ibher itber diß Afictfaftmüssigkiat der a, f , Aimr *^ 
itffttitnvefle^ #ftievfir Ansii^l ato Philipps und «ioi^^ ao-r 
ifm u\Xffmim\^Q iCanoniiien Deobioblaads t 

ßar ArtiM 28 ertbeiU 4«m König uni} ^in^n Naokr 
£dgecii, j£atholisQher B^ligiM« idus ErnenwQg«refiht Aes 
)Brai)isoh$fe und Bischöfe in aeinen ganeen ReMbn.; sie ha-f 
ban ihm äneo in Art. 29 farmulirten Eid der Treue u 
adiw$ren. Auß der Verordnang Benedicts XIY flibr ßidliel» 
heben wir hervor in $. 1 die Bestimmang räckaichUich der 
VOA der gewöhnlichen hisoböfüchen Jurisdiction Esimirten: 



1) Diese Stelle ißt fUr die Wissenschaft wichtig, weil in dersel- 
ben der Papst die Möglichkeit eines eigentlichen Landesherrlichen 
Patronatrecfats (wie freilich auch das Trident. Sess. 25. c. 9. de 
Reform.) aasdrtteklloh anerkennt, w&brend dieselbe in DeatacUand 
jetst btX aUgenMiagalaagaet wird. 
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Exempkrutntero causas dmles et crimmaks in primo etiam 
gradu judex ecclesiasiicus a Rege nominatus ei 
delegaius, qui judex Monarchiae dicüur^ cognos-* 
cot ifmquam Ordinarius (p. 289}. Nach $. 20 g^hen auch 
die Berafuogen in diesen Sachen fielbsi der Nichteximirten 
an einen solchen judex Monarchia, der ein Geistlicher^ 
Docior oder Licentiat der Rechte und kirchlichen Dignitar 
sein solL Nach §. 5 und 19 können auch die Mönche von 
Entscheidungen der Conserwüores- Regularum «n diese kö^ 
niglichen Richter appelliren. Endlich heisst es auch in §. 34i 
Minores crinmales eel civües causas prariim peksionum, 
ff» quüms res stmt Ärchiepiscopi vel Episcopi a meirogeff 
litis exemüi judex Monarchiae in prkno gradu cognäsdt; 
«f rero metropolitams Episcopi subsunt, mötropoHtanus 
in primo, judex ipse in secundo gradu secundum antedu^ 
procedit. 

II. Referent geht zur Inhaltsangabe des zweiten Bun*^ 
des Pecorellis tiber» mit welcher, um Wiederholungen aiu 
vermeiden, und um die Gegensätze hervorzuheben^ an die 
der Pars IV der Tractaiiones und des hier einschlagenden 
Theils der Instituiiones juris ecdesiastici von Nuitz ver-^ 
bindet. — Die Lehre von den Personen gestaltet sich im 
Kirchenrecht, einige einleitende Momente abgerechnet, als 
die von der Kirchen Verfassung, indem diejenigen Personell 
im katholischen Kirchenrechte vor allem juristisch widitig 
sind, welche als Träger der auf jene Verfassung sich stützen- 
den Kirchengewalt erscheinen. Auch in dem 1844 vom 
Ref. veröffentlichten Grundriss ist diese Auffassung befolgt^ 
und er fand es nicht begründet, dass Walter, Richter nnd 
Andere die frühere systematische Gliederung des Kirchen^ 
rechts in die Lehre von den Personen, Sachen und Hand*- 
lungen unbedingt verwarfen. Auf den ersten Theil kann man 
ja sehr gut die Lehre vom Güterrecht der Kirche folgen las*- 
sen, und die Lehre von den Handlungen in drei Hauptab- 
theilungen darstellen, nemlich die von den kirchlich gebotenen, 
gewünschten oder erlaubten heiligen und religiösen, die 
von den kirchlich verbotenen Verbrecheii und Vergehen, 
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md endittdi die von den geriditUcben. Wie maa aber diese 
Lehren aufeinander folgen fassen will , so ist es jedeofaUs 
richtig, dass das kirchliche Personenrecbt mit den der Kir- 
cbenverfassong in der Hauptsache zusammenfäiU, freilieb 
aoch noch anderes aufnehmen fann, wie bei Nuitz geschieht, 
der die kirchlichen Genossenschaften gleichfalls in diesen 
Theile abhandelt In wie weit Verfiissttogslefare aerfällt die 
Lehre in zwei Haupttheile, namentlich in die vom kirchU« 
eben und insbesondere vom geistlichen Stande, und 
in die von den Kirchenämtern. Bei Pecorelli werden 
beide geschieden, der erste füllt Cap. I — VI, des Lib I, das 
zweite den Rest, jedoch so, dass die Cap. VII— XV, die 
Lehre von den Kircbenämtern , und wegen der Connexi- 
tat die von den Pfründen behandelt; das IL Buch die 
Darstelfaing der Hierarchie und der Rechte der einzehieQ 
Trilger der Kirchengewalt, ihrer Gehlilfen u. s. w. Auch 
Neitz hält im Al^meinep beide auseinander (Lib. I — V) und 
Cap«. VI--XIV; doch findet man Vermefligungen und Wie- 
derhdongen, übprtiaiipl isl seine Systematisirung verwickelt» 
aHzuweäläufig, was meist das Studium dieses Theils des 
Kircbenrechts sehr erschwert. 

A, Die GrundsiMze des kanonischen Rechts über den 
knreblflcbeii Stand sind zu bekannt, ab dass es nölhig wäre^ 
auf das Matsrielte in beiden Büchern genauer einzugehen. 
Refer. will daher nur einiges Prägnante hervorheben. Bei 
Nuitz ist ziemlich umständlich von den NichtChristen C«^ 
delibus) und ihrer Stellung zur Kirche die Rede (pp. 11, 
21, 28) und ausgeführt, wie dieselben im Geiste des 
Christenthums von den Chrislen und kirdilichen Behörden 
zu behandefai sind, und welche kirchliche Rechte sie mö^-» 
eher Weise erwerben können. — Auch hebt er S. 32—39 
den Unterschied zwischen NichtChristen und den durch die 
Excommunication von der Kirche ausgeschiedenen — ihr 
doch immer noch angebörigen — Christen hervor. BeiPeco- 
reHi wird S. 4—6 die. Stellung der Layen in der fiirche 
nur obenhin behandelt. Er bescbitftigt sich sofort ai^fübr-* 
Heb mü dem Olerns, seinen VerpflioUnngen undR^cbtas, 

XrU, Ztittdir. f. B9ekuw. XXVU. Bd. L Befu \l 

Digitized by VjOOQIC 



Itt WtfiftkftHir« LtiiriiaoliÄ M Kirelttiindbtt; 

Md eist in CepKel VI von der Hi$rardUa ördinü. Nnita 
ikgifgen beginnt mit dies^, und zwtf so, dasfi er eined 
Ordo episcopais. obevtm atelli,. was Referir iiiclii gerecbt^^ 
tMtgl fioiei, indem dem Stande nach der Biadwf nur Prkf« 
ater, aeiM höhere Sieüong aber bi^a die aeitfea Amles iai; 
ivt^ei er zngibt, dass nnr der BiMhof die plenitudo der 
gäatlicken Gewalt beailai, aas der Nuite schon S. 57 dii^ 
enselnen Berechtigungen der Bischöfe, von welchen er spar* 
ter doch noch bändig anüs, ableitet aitd.jp«tiell aufftiturt« 
Eben so wenig kann man ihm Beifall zollen, wenn er -^. 
freilich dareh seinen Ideettgang genöthigl — im Cq^itel von 
den Priestern S. 67 von den Rechteii der Pfieirrer handelt 
Um conse(|iient an sein, spricht er sogar 6. 8BfL von ded 
A«bten, ihren Rechten und Pflichten» Für Pecorelli iat von 
9. S8--68 die aneb. geiichicbtliehe BcMichtting dbr den 
Vetorechten der Cteriket (ihre primleffia ei inmkunUßksJ 
eiiie LiebBngsifaBterie, bei deren Dafsteihui^ wir die Nenf. 
potiianiaohe fiMnatmesntzg^boaf beiiniln fenien: (!S* 50), ^ & 
das# fficbi Uea Ehnaadhfss, aoadiarn auch, aiil Anadahme 
der palronatischen und fendaieit alle Benettciornnt cataae vbs 
des Forum ecclesiasticom geboren, S« fß*^69 vord niil 
vieter LeideiniscbafUiciEkeit gc^en die Anbiobtän d»r ^'seu- 
depoMtici^, die Steierfceiheft det Gei^tUofaen wkd des kifckhi 
lieben Grnndbeaitaes verttaeid^t S. 65* iaC der Text eilten 
Abkommens Kwischea dem Papst Gregor XVI. und dem 
Kdrug 1^ Neapel vmb 16. ApriHSMt mitgelbeitt tUier did 
Verhafttikig und Behandlung der Geifitlidien,. die em bürgere 
Kcbes Verbrechen begingen. Jeite muss heiialieh jpescher 
ben^ nötbigenfaDs vermütelat der Verldrvmg <fes Ei^iffe-» 
nen, das Gefüngnfes em abgesondertes sein a a. w. Ver-« 
langt die Regierung die Degradation einiea zum Tod vor-« 
urtheilten deticü», so sind dib Akten zugleieb dam Bii^haSb 
mitzutheüM. 

ft^ In der lehre von den Kirchenftmler« ist Pecorelfi 
nüd IDuil» nur die Ddrslellung des SpecieUeta gemeinsam; 
was Aia Allgemeine bebriBI^, so fastttNniln dfebeMen in 
iMt EigbMchaft nik P&rttndb» mSf «nd bsUIek dabar da^ 
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tte ia gekier Ptrs da rebus, w^sshalb R«f. hier 4)e bieraat 
besüglidieo KapUol -PeeoreHia (v. S. 68—162) übargaMy 
am sfüksat derattf aarBfaktttkonmiea. BaMe bandafai auiftthr-* 
lieb voir den lac&teD de» Papstd», der Biachöft u« s. w« 
(P. S. i8»ff., N. S. Ii0ff.> Waa fllia 1) d^n avMari ba- 
tr^^ gaben die Ansicbtea beider aiefarfaab aaadaaad^. 
Der eftta iäl ein strenger Anhänger das Papal^, dieaer aaigli 
lädt zuin Bpisaapabystem , was stinem Baoh die Verdann«« 
matg darck die Codgregalio lodicür nit tM^. — ^ Naah 
eüiar geaebicbtiiciian EiDl^ilung über die Etflstohaag uadr 
die Ansdafanung der Papalgewall wiffd von PeeoreUi dieaMba 
ads eiiia Sltprema unwersaÜM el imm$dia1a ibar die gaiiz^ 
ebristenheit aufgefasst and zii zaigeii vefiuehL- e&tnlnenta^ 
U&aih esie dÜHhcUon^ inter jüra easMiaUa el a9Mmk^ 
tta primahts (pf . 193 ff.)* D>n>* werden die einiteineti Rechte 
des heiige« SioMs aufgiefiibri, i^eobtlartigl abd baleacblei; 
üaieü den Lehrsitaai des Verf. hahaa wir h^nvelr Sl 301«, 
dem dbeijrftftajs kges fur$ eaadi/ F4ipa eique hee omnes H^ 
guni eeclesiOBiy ferief & 203: kgtsiämiUim abrogare, mlh' 
läri ««j»ie ab ^(km dkpwsare^ p9k$i Pt^fal Hieb^i ist 
aa übrigMd baiBarkaliswarlbi, diss dat VerL a^ntai' Basiabaag 
aaf d^ bail. Thomas S. 3Q& sagt: aUeüwA epgo erit 
Paf#t/kj» C^ €X Tfidmt: 2&, i8 d^refmm eßam oMgih») 
db^qiue nr^ftsali fiee^säUUe 9if>e jt$M eamaa cmäßre noM9 
kges conifa di^ipUmim cmmmd^em aui düpenrnr^ in ea^ 
aroao er jedoeh segleioh beiflIgU nmqfiM» tamtn im^aliie 
iunt, pmM eiemm Uno ab ^u^v^hknUOet S. 221, üra von 
der Territorialgewidt des Papstes (aanftehal ia» Kiroben- 
st&ata) die Rede isl aleilt der Verf. a«ieh fejgende Sfitae 
auf: Papem non potiti damSnio ieniporaH m foMai Orbem 
Papafn habere eummam HH^p^ralem poieeia-^ 
iem ealUm imiireetam! Dw letMaar Sal» riN^tfactigt 
der Verfasser durob folgende Note; Niminßm pmUfem 
ui ialii eM non habeat vUam mere impprßkm poie$Mem, 
tarnen hoM ilkm el ewmam^ m enknfi 0d bmm ifiri^ 
Uiole et tamqmm medimn ad fit^em obünendum; otii enm 
ad finem data auotorUm ei ad media f jwae ad mmdeoi 

11» 
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finmn aUmeniy däur apöriet Deus in necesiariis non deesil 
Wer ^ird hter nicht an Bonifaz VIII. denken? Nach einer 
kurzen Einleitung discutirt Nuitz S. 122 — 139 sogleich die 
in Pecorellis ersten Bande behandelte Cardinalfrage über 
die Unfehlbarkeit des Papstes, und erklärt sich nach einer 
Tollstlindigeo Darlegung der Gründe pro und contra für 
deren Verneinung, stellt daher auch das allgemeine Conci- 
lium über den Papst S. 135 ff.; unter andern ob id, quod 
absurdum videtur, unius sententiam plurimorum sententiae 
praeferri ei denique ob id^ quod interest non deesse, qui 
Ecdmae navis succurrai, übt auf Ponüfex ineptus sii aui 
de pontificaiu plures inter se dispuiani. -— Auch bemerkt 
er S. 139: Der Cardinal de Luca habe die Bejahung der 
Frage für sehr schwierig erklärt. S. 140^153 leitet Nuitz 
die verschiedenen Rechte , welche dem Papste nach dem 
neuen und dem andern System zustehen müssen, ab, und 
zeigt durch die überschwenglichen Consequenzen des Prin- 
cips der Unfehlbarkeit des Papstes — wie demselben ge- 
mäss die Papstgewalt eine unbegrenzte sein würde. Er sagt 
S. 146: Post hanc docfrinam recepium nihil est quod in 
rerum spkitualium ordine Romanus Episcopus faeere non 
possit et inter caetera hodie ipsi attribuntur — und S. 153: 
uno verbo orbis negoüa etiam proxima Romanam ad urben$ 
pufracta sunt. Freimüthig bespricht S. 153—159 der Verf. 
dann die Frage über den Ursprung, den Rechtsgrund und 
die Zweckmässigkeit der Territorialgewalt des Papstes, und 
schliesst, nachdem er den ersten richtig nachgewiesen und 
mit wenigen ergreifenden Worten die traurige Lage eines 
von Geistlichen regierten Staates beschrieben, damit: er wolle 
die Entscheidung des letzten Momentes der Frage nicht auf 
sich nehmen I — desidii cujus causa fuit non rei difflcuU- 
tos sed affechium impeius est aesius hominumque tristitia: 
alter sit judex! — Pecorelli geht nach seiner Erörterung 
des Primats zur Beleuchtung der Organisation des Kir- 
chenregiments über, beginnend mit den Cardinälen u. s. w. 
p. 224 — 227. Nuitz handelt dagegen von diesem Allem 
später 8. 290, wo er Ton den Consilifirii« majoribus der Kirche 
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sprichl. Nach dem Papste sprechen beide CanoDisten yob 
den Patriarchen, Echarchen and Erzbiscböfen (P. p. 247 A 
N. p. 162 ff.), und dann jener p. 279 ff. dieser p. 199 ff. 
von den Bischöfen — jedoch nar nach dem Canonischen 
Rechte, Pecorelti mit zo Grandelegong des Papel-, dieser 
aach mit Berücksichtigung des Episcopalsystems — nach 
welchem die Stellung des Bischofs viel selbststfindiger ist 
Vom Verhältnisse der Episcopalgewalt zur staath'cben isl 
bei keinem beider Schriflsteller die Rede. Pecorelli spricht 
dann von dem Organismus des bischöflichen Kirchenregi- 
ments und seinen Gehilfen (p. 345 — 385), wovon bei Nuitz 
apäter (p. 371 ff.) die Rede ist. Der zweite Band Pe- 
coreliis schliesst dann (p. 386— 400) mit der Darstellung 
der Rechte und Verpflichtungen der Pfarrer, von welchen 
auch Nuitz S. 232—257 ausfuhrlich handelt. Beide erken- 
nen die Selbstständigkeit des Pfarramts an. Der Ursprung 
des Pfarramts ist von Nuitz richtig angegeben und geschicht- 
lich heleachtet (p. 277 ff.). Nach den Pfarrern handelt in 
seinem Lib VIII, p. 257 Nuitz, de jts, qui in jurigdictionis 
hierarchia exira ordmem existunt; diess sind nach ihm die 
Pradaii seu Abbeies nullius diocoesis^ die PraekOi inferiaris 
I. 6. in Episcopi curaiorii constUutif die beneßdarii cum 
vicaria animarum cura, capeUani pecutiarium insüMarum 
und eccleriarum non parockialium rectores. Ref. hat aus 
dieser rein canonischen Darstellung Nichts hervorzuheben. 
Lib VIII (p. 290) de consiliariis qui in hierarchia juris-- 
dicHonis sunt, d. b. von den berathenden, dem Papste oder 
Bischof zur Seite stehenden Collegien — und von den Ein- 
zelgebülfen beider. Nach einer geschichtlichen Einleitung 
über den Ursprung und die Umgestaltung der Presbyterwn 
handelt der Verf. vom CoIIegiom der Cardinäle und von 
-den Domkapiteln, und zwar von beiden ansRihrlich, jedoch 
abermals nur nach dem reinen canonischen Rechte; dort 
von den verschiedenen Cardinalcongregationen, hier von 
den üblichen Dignitaten im Schoosse der Capitel. Wie schon 
bemerkt, hat Pecorelli diese Materien mit der Darstellung 
der Rechtsverhältnisse des Papstes und der Bischöfe ver*- 
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Mmdiii. IMlE häli idon Bteehof imr lii aweii Amkleii M #e 
2iMtiiniil|ing stfiiM Gapilels g^bondeii, nümlich bei Vwäns«- 
iiepongen Von Kirdieiigut und bei Busetzongen von PriMen, 
4ie Ulm gomeinBam mit dem Capitel stisteht, (f. 344). Die 
y^rwülrmfi der DiocdiBe gesiebt der Verlisser nicht blo» 
€edB vncctnUj aond^m gegen die von ihm geladelte Aroieiit 
der t<if ifhji (S. 359), ««eh ^ede mpedita iem Capitel m. 
Er «Bgt'dWEia hl einer Not«, <iregorXVI. habe mit Unrecht 
Mi«b der AbMrung des ErzMedkofs von Cöiii im J. 1836 
ifem Dömoipitei dort die^s Recht entzogen: ^^Cmrumiti 
CfoionSttMs ttfoHiMMe tmhi eigisfse widinhirJ^ In Lib. IX 
imndelt ^r Verf. de IHis, qtri jus dicmtibus ex pjBr$ona M$a 
Vkarinm^trampraetfiant^ diese 9i|id: die päpistlieheo Ler 
füeb, VfeNirius nrbie Romee, die Cenenalvicare, der Capiiiil- 
.ervteer, die Ticarit ftMrtinei, die Oonfessionarit und die widere 
folHahen «tUlvertreitäni 4er SiechMe a. s. m.^ eum oom 
anlmäftttn bis den OoftAfiitoren der Bieehöte, den bhabem 
von Giüimendire) den Apostoliscben Vicarien. ha X: Boeh 
epriiM <ler V40rrMi9er*'aMführlich de Cqriarum oSiciaKbus 
if. 462 ff.), tind 2war atebild von den fäpttüehen Beh^-r 
^n d^r Biat»ria, der Secmteria brevisRi, ider Poeaiteatiaria, 
ikn trHramiil dasignattora graMae, der signaiiira jQstiliae nnd 
4«in i^itai den Offietaleii der B^sdiöfe. Das Xi. Buch p. 493 
banden voto dtm M6ncbea und Noipami (da regldaBibtts), 
4as XH. p. ST4 de personis fictUiia, d. h. von JeirchMien, 
jflrisijselieii Personm aller Art Hier bn>gt es die Uaterie 
mit siA, daas dpr Verfasser das Oivilr«cht bwUcksicbligik, 
umislMft «r die einsoUagMden ArlHori des in PiemontgeU 
Icwlen iOode civil anführf. Das la Buch von Nnltz h»^ 
Mt vm den fixeqüidtidn; «ftinlicik der BsguifreSf QafriMßL, 
iimeemktk» ;ttarftor0m, fia carpora, und.derpefraondie per 
ieMare9 (p. 596ft), im Jetalen 14. Bash cndlieh von eUr 
^en al^dmdhm (formen : qmae eeckriasHtsaspttraonae fme- 
9et4im wiespicimd (p. €48). Z. fi« wo die iBxconmanicaläMi, 
die Hl Folge des privHegimn oanonis den irifit, der einea 
iPkdktar thättich beleidigt oder «dashaiideln Hast. DerPapdk 
allein sprioht sie aas und löst aie mnier (p. 628)^ aua^ 
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mbmm^e Ikyon dM UW0 d0r Lvgal oiWr ihr BiMM^ 
•diestr c B» io ädicMlo moriis. 

in B«f: gl««i>t sur tokallflMigiba de» driUen Bio^M 
voB PeeoreiU wd der swei Abtheilungen dw fttoßfin Ttoi«- 
lef der Tradattentis von N«ili Übergehen zu kitaneo. Sie Mir 
hauen die Lehre de reitis, aeilbHil j» die de rebo« «piriloalh- 
bas et lesiporalibiis. -- 0er ^*e ScbrifUHetter Terlbeilt 
den Sieff in 2wei Bttcber, wovon das ersla vob den Sakra^ 
nentes, aber beaoBdera auefAhriioh von der £hB bandell; 
«isaainen i7 Capital, ka Kireiten Bncbe ist »lerat vion 
'idea r^s. sacrfo, .dann von den resreligioeae die Bede uniM 
.flelegeaheil der letzten von kirti|ilichen AeatattoDy $k den 
Jtittflern». Seaainerieny HoapitMem u. s. w. CCap. 1 «id Hj. 
Mit Gapitel III begiflot die Malevie da bams ie$nparaliku9 mh' 
jdemüi in €a|nlel IV ist von der Verwallung die Bedie, ^ 
¥. von dfo Pfründen, in wie weit nieiil im Band H in der 
Lekre von den Kkchenümtern von desselben die Redo viüar. 
.Noits handele in Lib. I de räms gmeraäm, in lab II von 
•den Weiten, in Lib. IV de temparalibm eeekmae rebmiy 
w LS) V de rebus smcrisy Lib II de beanftciiay nnd awasr 
wdil nngieiah von den Kiroheaänitera aebr anaftturliKih S. i61 
Ua A%% , Lib VI de inre palronoliir, Lib VU de pem^imim 
nnd fassL.daa Eherecbt in dnem eigenen Werke» da^den 
Qs Band der Pnca II bildet, znaammen. Bin gemtuerae 
Siagekea auf alte in diesen drei Bänden enlbaBeften.Mato- 
Tien wUrde die dnrdi den Zwnck dieaer Zeitachcift gezo- 
fcnen ßcenzen nnaerer Aaz^ig» fiberscl^reHen. Er glnaht 
-daher nur anf die von den beiden. Schriftstellem eiegeba(r 
AeBe&.BehandluBgsweke einige herRorhekenzo saHen., Unter 
«dneeiben gebärt vor allen 1) ihre Dirslelkttig dnn ^hifr- 
«hen flilierreehts. a) PeooreUt?} nwaato: seinee ganzem 
Siaktang lyier. einige Verkgenhnilen.beiViten. >Br ütcbAe für 
dali Sigehthamiredilder Kiccbo «k^fttiapfi.göUlkdies JInoht 



2) Der Führer des Verf. in dieser Lehre scheint zu sein der 
mebrmsrls toh ihm citirte JVamacM, äel ÜriUfo Ifkero ddUt CHiesa di 
^päi^e H potf9dme. 
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iioh ^üUseiideii Gräiid (S. 376), and swar sowohl im 
alten als im neuen Testamente, und fand hier die voa den 
Aposteln and in den Evangelien ausgesprochene Verpflich- 
tung der Christen, fttr den Unterhalt der M inistri ecdesiae 
%VL sorgen. Diess geschah bekanntlich durch die Oblatio*- 
nen und CoUecten — deren Ertrag der Verf. für Gott ge- 
schenktes Vermögen erklärt, und so kommt er zu der in 
der Wissenschaft längst überwundenen — doch einzelnen 
Canonisten noch galligen Ansicht: dass Gott Subject des 
iOrcheRvermögens sei, die Kirche dessen Verwalterin und 
Notzniesserin. Doch untersdieidet er alsbald (p. 379) bom 
ecetesiae communia und parücularia^ adverUiUn u. s. w. 
HieiMf pol^misirt er geg^ Wicleff und d^ Pseudopolitloi, 
-nach welchen die Kirche kein Vermögen haben soll, und 
spricht sich daher auch gegen die, schon von Friedrich IL 
im Königreich Neapel und Sicilien üblichen, den Gntorer- 
.w«rb der Kirche beschränkenden Amortisationsgesetze aus, 
welche unter dem Hause Anjou nicht m^r angewendet, 
l^r l76d wieder hergestellt wurden, und durch Verein^ 
tiarungea mit des föpsten bestätigt worden sind (p. SSOi-i- 
381). Unklar ist S: ^82—333 seine eingeiitlicbe Thtorte über 
4Ue währen Subjecte des Kirchenvermögens — cEe er dann 
endlich dodi nothgedrungen in den einzelnen kirchlichen 
-und juristischen Personen findet. Dass diese ganze Frag« 
eitae reiif citilrechtliche sei, scheint dem Verf. zu entgehen; 
daher er in den Bestimmungen der Staatsgesetze, wo er 
sakfaen begegbet, so zu sagen nur positive Beschränkan^ 
gen des auf canonischer Basis ruhenden kirchlichen Güter«- 
rechts si^t. Er geht aber auf die Discussion der ganzen 
Principfrage gar nicht ein, spricht p. 385 von den Zehntes, 
p. 387 von den Obiationen und von den Veräosseruagsver- 
boten des Kirchehgutd, und muss hier die iwapoütanische 
«Staafsgesetzge^ag»> angaben, W4is er t^otfi in den ÜTotea 
(p. 390—391) thut. Obgleich nach derselben das Kircheor 
jgUt unverletzlich ist, so übt. die Staatsg^alt doch eine auf 
^esfen Eirhaltung. ^gehörige yerwendij|ftg gerichtete Auf- 
sicht und Bevormundung über dasselbe .aus> vor dur so 
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wie der Canonischreebtlidien der Verf. in seinem Cap. IV 
de aAmnistratiaue s^uproeuraSonererum iemporaliim ecole* 
eiae, p. 396-402 bandelt auf eine fiir einen Aaaländer 
etwas schwer zn verstehende Weise. — b) Viel befriedi- 
gender und den gründlichen Rechtsgelehrten bearkondend 
ist die Lehre vom Snbject in der Verwaltung des Kirchen-^ 
Vermögens bei Nuitis V, pp. 124—126. Schon S. 94 ftthrt 
er überzeugend ans, dass die ganze Frage eine oiviirecbt- 
liehe sei, woraus folge: 1} ecdesiam dvUU perßonae gtiaUate 
witema fruiiuram rerwnque postemonem hmbUnramy jtia- 
ienm ewiüs sadeias permiUaiy 2) ecdesiam rebus ^ quas 
habet, modie üiüüi lege probibiHe non uiuram^ 3) con- 
iractue quo$ eedeeia meatj ac ieitametUa quae eam respi^ 
euant fmwoi cttn/es referre deberestc. — : denique eodeMem 
ditüem tngeret'e $e posee, ul quaeeUas res Ecdesia con- 
saveL -^ Schon im vorigen Jahrhundert war eine vor 
einem apostolischen Vtcar einer Kirche gemachte Sch0n- 
Icuttg ohne königliche Bestätigung nicht giitig (p. 95 Not^ 1), 
jetzt ratbilt das bürgerliche Gesetzbuch des Landes über 
das Brwerbungsreclit der Kirchen^ pia carpora u. s. w* 
genaue Bestimmungen, welche der Verf. überall anführt. 
Z.B. S. 98, 99, 10411., wo er die Lehre von den an Kir- 
chen gemachten. Schenkungen und von den Zehnten behandelt. 
Seine Theorie über das Subject des Kirchenguts ki dem 
Art 433 des Civil. Codex gemäss dahin formuKrt (inS. 156): 
JBes, quas ecdesia possidei, propriae dicendae surU mm tmi- 
Dersae eedesi(te, sed singularum ecdesiarumf swe siotguiarum 
instiMorumj quibus addidae sunt et per hocpoptdi, cujus uii^ 
iUaUm Jnslitutum respidi: nam civilis i»stUuii persona res 
demum Pke populi tend popuimnque reprassenUii. Das. in 
PiemoBt gellende VerwaUungsrecht des Kirobenguts ist ein ge-^ 
misdbtes, d« b. es besteht theils ajos canoniechen , theUs aus 
römiacbrecbtlichen) ttieiis aus landesgesetzlichen Vorschriften. 
W9ß die. £rnemiung au KirobenSmlem und Pfründen betrifit, 
so gelten aOH^obl iOk Königreich Neapel und Sicilien als in 
Piemontdie Grundsätze des canojDiaeheü^ Reohts votlstljndjg;. 
Huitft erwühnt weder in seinen. Institutiones ;|iOK?h in sf inen 
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Tra<fta(ioiio» da» dabti stalMndeiiae BislMlifmg AsAftöirig». 
Bie BfiobMe wcmtea von ^hin Caf4)ein ^aacli den cnoBir 
loben Versetiriften «r wühlt and vom Papsl beüWigl; die 
Aebt» «rwähU das Kiestei , die Pfarrer ernenat frei «od 
iiißtiUiJft d«r Bischof , jdle sonaligeii oiedem Kicoheßämter 
besetet der (]b»i8tliehe; aber in N^pel gibt es JJUMk» 
regii pafromHu» , dfe durah das Concordat v. J. I8ift be-^ 
slitigl sind. Pecorelli li, p. HO. Riiehiichttieii der fie^ 
ftelMrtif fliler andeMii KirohcottiDter geUini hier die Boscbühisa 
des Tridenlfaiiiins (8ess. 93, Gap* 3 de reforn}« jnd tn 
kiMQte $. 1D8 d«r lotste ScbriftsleUer sagen: Siapq^ et 
a Mds^-voeaA ad miniiieria mcrß, Jmc Miwie ad be^eßdä 
^tmquam fup$$^i kOtone« non per oßtamingr&sti^ßmUAOf* 
bmdi, profßcto u laieU neo ben^cia nee mmktenmn^ £0»^ 
ferenda nmif Indeesea sjtid dje cayionisehen firundaitie 
Ikber das Pctvonotreciit in beiden Ländern in anerlcaJBitev 
€)eltttiig, werden daher von beiden SehriAslelleni f^raos- 
ftihi4ieh abgelundeb, namentiicb von Nnlto v. p. ^1^-§At^ 
BövAe die Lehre vm der Ernemiung der Pfarrer, die f leidi-«' 
Alls von diesen aosfllhrMch befeuchtete aber die Pfairce»» 
cwrse (p. 373— 3T8). 

IV. Ref. geht zur Besprechung des Pars Y, l.von 
Naitz, welche eine voHetSlndIge f^wsteUung des katb^KscIittii 
Bherecbts enthält, über, und wird hiebei die 4e matrinuimo 
handelnde^ €ep. XII^XVH, bei Peeorefli Bd. 3. p, 193~ 
31T, berOcksicMigen. Das ersta Werk ist als ein^ der 
ftusfQhrtiebslen und besten Honograptiieen aber diese Materie 
ztt prädkiren. Atte Detaüfrage» werde» a«f das grüid* 
lidisle «ntersiieht «od vem Verf. beaptworM. Wir glaiH 
ben aber nur diej^nigenjiefv^iM)«» au sotleo, die Dir die 
Leser dieser Zeitsehrifi ein besenderes interesseiiebendirftenw 

f ) Elfie solehe frage ist zunäobst die^ wcfchesifteohl 
haben Staat und Kirdie, Ebegeselze zn erlassen, 'Wiitiiiis«^ 
besondere Bhebiiidernisse lestzustellentS^ Bs stehen sieh 
hier bekanntlich zwei sich bekämpfende Aneiebten geigen- 
Itter. Nach der' einen keaftmt diese Sedil lediglieb' dem 
eiaiale, «a(^h der andern bloss.^der Kifoheeü. Der ibOiah 
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•iche Sttikl Mit an ^r Mzlen mit imscwlir Opnseqnei» 
und Strenge fest, eridirt daher jedes EingveifeB iei Steatee 
woderoh dae Wesen der kathoUsohen Ehe geändert würde ^^ 
in kalholisefaen Statten — fOr ein Uorecbt, dem xvar die 
fCirche sieb Tilgen, das «ie aber nie billigen könne. Daraus die 
•Folge, dass die Fragen über die Gültigkeit einer £be vieler 
Satbolihen nur durch üe geistlicben Gerichte so entsehei^ 
. <defl eeien. PeeorelN (p. S22) geht swar davoi ans, dass 
das «bdietie VerbäHoiss einer vierfachen Geselfsgebimg Jia-*- 
terüege, dem jus dkinkim ei naiwrak^ der kx cmUM 
und den leges eoclesiasHcae; alleiti nur die letzten, als^ welche 
•den hdsten Zweck der Ehe reguliren und sie sancUficiren, 
seien in erster Linie maassgebend , und daher die Anord-^ 
«ungen der Staatsgesetagebiing. bloss exiriusecae ti ueci^ 
denkUes; die der Kirche seien für den Staat selbst absolut 
bindend wegen ibres göttlichen Ursprvngs, erlangten also 
Are geeetztMie -Oetlnng nicht erst in Folge der Anerke»- 
tmng des canoniscAien Reetits durch den Staat. {Ne Con* 
sequenaen dieser Lehre sind vpn seihst verständlich, ebo 
IfiehtgiIHgkeit der dem leisten widersprechenden Gesetze 
und eusscbliesslicfae Competenz der geislKchen Berichte in 
fihesachen, und zwar wie der Verf. in der Note a S. 222 
•bemerkt : y^fnatrimomum n<m soltm uH soßramentum sed et 
aUis eOarn de camis amiariuae ßecleriae e^eubjeahmu^ Von 
4fie(5em Standpunkt aus rechtfertigt S. 254—258 der Verf. 
den Satz: jure proprio nee exUrinseea^ eoclesia impedemenfa 
fnatfiimoni eHam dirimentia siatuere potesi -atquis dispen^ 
'Sare. Unter knped. dirim. versteht er diejenigen, qutbm 
4äm eaeramefai quam conkractus valor ^(meicAai; denn st 
fuaiionem saemmenü iantutn ei matrimctUi ^emktwium dwn- 
iasoat prohibere non autem (rrÜHm fueere potesi eecleeia; 
prefßeHo eaaramemi raüo ßoeci habereiuf üuiieges eeoUsia^ 
eitieus, hoc m re> libidine emoaeecUi kominee negtigerent. Hie- 
mit ist das Vierdammungsurtheil über die Civüehe ausgespro- 
ctien, weiche demnach in den Augen ^s Verfassers nkfbt bloss 
kircblicb, sondern absolutnicbtig wäre II Er geht daberlS. 253 
fo weit, dass'Order gesetzgebenden Gewall des Staates das 
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Recht abspricht, auflösende Ehehindernisse festamsetsen, indem 
er die Wirkongen des Sakraments nicht hindern dürfe. Die 
Vorschriften des Tridentinums über die Ehe seien daher 
unabänderlich und durch sich selbst absolut bindend (p. 257}. 
Auf denselben Gründen beruht nach dem Verf. auch das 
Dispensationsrecht der Kirche in dieser Materie. — Auch 
Nuitz erkennt Tür die Ehe eine vierfache Gesetzgebung als 
maassgebend an (p. 23), und zwar leges dimnas naturales^ 
leg. divincts pösitivas, leges humanas civiles und leg. humanas 
ecclesiasticas. Die ersten sind ihrer Natur nach unabän-^ 
derlich, die zweiten interpretiren sie und setzen die Sacra- 
mentsnatur der Ehe fest, die letzten schützen beide und 
führen ihre Normen weiter aus; die bürgerlichen Gesetze 
regttliren die Ehe ihrer Connexilät mit dem bürgerlichen 
Leben wegen. Ueber das gegenseitige Verhältniss dieser 
Gesetzgebungen spricht sich der Verf. ex professo hier nicht 
aus, behandelt aber später S. 93 ff. die y^gravis qttaestio: num 
humana poiestas cieilis et ecclesiastica impedimenia mairi^ 
monü dirimentia inducere possii? Er beantwortet sie dahin: 
de poiesiaie civili haud dubia res est: ut in hußis generis 
impedimenfa inducere possii, ein Salz, dessen Richtigkeit der 
Verf. aus rationellen und geschichtlichen Geründen dar- 
ihut (p. 94 — 99). Die meisten Ehehindernisse dieser Art^ 
sagt er, seien durch die bürgerliche Gesetzgebung ursprüng- 
lich festgesetzt und von der Kirche bestätigi worden , und 
bedeutende streng orthodoxe Kircheniehren erkennen diess 
an. Der Verf. führt S. 97 ff. in den Noten Stellen an aus 
den Kirchenvätern Athenagoras, Joh. Chrysostomus , J. 
Thomas, aus Ambros. Calharinus und andere TheilnehmerQ 
der Berathungen des Concilium Tridentinom ; ferner aus 
dem Werke des Jesuiten Sauchez de mairimonio. Die Ge- 
gengründe, sagt er p. 99, seien fiMia und verdienten kaum 
einer Widerlegung, doch gibt er eine solche in der Note. 
Dagegen sei es sehr zweifelhaft, sagt er §. 91ff. S. 100 ff., 
dass die Kirche berechtigt sei, juristisch wirksame auf- 
lösende Ehehindernisse aus ihrer eigenen HachtvoUkommen-' 
«heit zu statnjren. Sie könne nur Normen aufstellen, welche 
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das Gewissen verpflichten und wenn die von ihr statoirten 
Ehehindernisse dieser Art Gesetzeskraft im Staate halten, 
so erlangten sie diese blos darch die Annahme der kirch- 
lichen Gesetzgebung, durch die weltliche Gewalten nPriU'' 
cipes leges <ib ecclesia latas civUi effeciu donarunt^ Ab hoc 
tempore Ecclesia dirimeniia impedimenta inducere coepit; 
sdlicet non jure proprio indftxii^ sed jure illo usa, quod a 
civili potestaie rnutuaia erat (p. 101}. In diesem Sinne 
seien auch die Vorschriften des Tridentinums aufzufassen 
(was Refer. nicht erwiesen scheint). Wir haben also in 
Pecorelli den Vertheidiger des ultramontanen Systems, welche 
die Kirche absolut über den Staat stellt, in Nuitz den An- 
hänger der entgegengesetzten, in Europa fast überall prak- 
tisch gewordenen Ansicht. Es fiel Ref. auf, dass beiden die 
gleichfalls z. B. in Frankreich, Belgien und auf dem linken 
Rheinufer praktisch gewordene Ausgleichung entging, nach 
welcher die kirchliche Ehe friedlich neben der Civilehe 
besteht und durch die Sitte die Eingehung der ersten um 
so mehr befestigt ist, als diese auf der lebendigen religio« 
sen Ueberzeugung des Volks beruht. 

2) Eine andere Pincipienfrage im Eherechte, über wel- 
che die Ansichten beider Schriftsteller auseinandergehen, ist 
die von der Möglichkeit der Ehescheidung (divortium); Pe- 
corelli behandelt die Frage S. 206 unter der Rubrik : Matri-- 
monium indissolubik multiplici jure demonstiaiur ; allein 
diess jus multiplex ist nichts anderes als das jus naturale> 
und divinum; die demonstratio aber schwach und wird, was 
jenes betrilR, mit unzureichenden Zweckmässigkeitsgründen 
geführt. Weit tiefer geht p. 42 ff Nuitz auf die Sache ein, 
und Tuhrt sehr gut den von ihm aufgestellten Satz durch, 
eum celebrionibus Theologis nos afßrmare posse censemus: 
divortium a natura absolute non damnari. Er bezieht 
sich selbst auf die bekannten Aussprüche von Christus, die 
in den Evangelien aufgeführt werden, und erklärt die Unauf- 
töslichkeit der Ehe für eine Vorschrift des positiven 
göttlichen Rechts (p. 44), welche die Kirche und katholi- 
sche Gesetzgeber in ihren Landern bestätigt hätten« Ja er 
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gehl vreHer und sagi^ Gristu^ habe mt da» imlurgeiitfsfld 
Recht Cquod ab initio firit) wieder herstelle» wollen, luid 
demgämiis gebe es natürlich ndlhwendige Scbeidungsgründe^ 
defe» sogar die Kiribe einige zulasse; er versieht hierofl- 
ler deii Fali der Anflösodg det Ehe wegen Impote&z ($. 1044) 
in die eines iHiOrimamuin raiUm el nm eonsu^neUUmi weni» 
eine der EhegfAUe ins Kloster gehen witl ($. 1427). 

3} Die berühmte canonisohrecbtlkhe Frage: wer bei 
der ESng;ebung der Ehe Minister Saüramenli s^^ ob die 
eönsentirenden Nupturienten selbst oder der sie trauende 
Geistliche, wird von FecoreHi k) einer Note S. 198 abge-^ 
macht und unter Verweisung auf Benedict XIV. de Synode 
Dioc. Vlly 1359 als eine offene zweifelhafte hingestellt, und 
so kofilile er S. 199 einer Conclusio die Ueberscbrift ge- 
ben: de causa eßcie^ tnairwiönnimy seu de mukio conn 
litaheniium cansemu. Begingen behandelt Noitz S. 36 die-^ 
seibd ^ehr ausführKcfa und überatttf grüddiic^i spricht sick 
aber für di& Zweite (^in Deiilschiand jetzt meistens' anfgo*' 
gebette) Ansfehft du«, dass der Ginstlidhe es sei. Ohne 
hierüber sich entscheidend zu erklären, muss Ref. bek^neni 
d4tss er bei keinem Schriftsteller diesem Theorie mit solcher 
Schürfe und Saehbennliiiss vertheidigt g^fandeif habe» wie 
bei ttifsM^m Verfasser. Seine Polemik verdient» von aHea 
Kifdietnredbtstobrern betehlet zs werdlen. 

4) Ueber die gemischten Ehen siiid beide Sehriftstel<* 
10rn nn Wesentiich^n gleicher Ansicht. Nlittz zeigt, dass 
deren Gilligkeit feststehe (p. 233, 285>, nach Papst Bene- 
dict XIV., selbst wenn sie bloss vom protestantischen Geist- 
liehen dngssegnel worden: dass aber der kathotksche Theil 
von seinem Priesiep die Tra«ung nicht verlangen könne, wenn 
er sich den von der Kirche als Erfordernisse derselben 
festg^eltten Vorbedingungen mcht unterziehe. Diec^n letz- 
teA Gedatkken führt PeeoreHi p. 296, 300 mit Leidenschaft- 
lichkeil und mit Angriffen Mi die preussische Regierang, und 
die Wegfühvung desErsbischofs Drosleviscbering weiter ans. 

5) Sohlie^stJoh «acht Rfof. die Leser aufmerksam auf 
die Ton. beideii Sehriftslellern babaadette Lehre voa der 

Digitized by VjOOQIC 



GwÜsseAseile (natriol. ciposcieniMe) , unter wekher aber 
nioht die s. g. iponsaliii de praesenti zu verstehen sind, 
sondern eine vor dem Pfarrer lind 2ivei Zeugen ebne ver^ 
hergebende ProcIalnalUNi atfsaer der Kirehe oder in der- 
selöen bei vierseUosseAeu Thüle« eingegangene und in 
dfö gewöbniiüben Kirobenbiiehef niohi eingetragene Ehe, 
deren ZiiUs»gkeit Und Formen durek eine Verordnung des 
P«f»tes Benedict XIV. v. 17. Nov. 1741 $. 6 sanctionirt 
weiden sind. Feeorelü bandelt hieven kürzer S. 248, 
Niniz deg^gfen von S. 428 bis 437 sehr ausführlicb und 
mit eben so viel Gelehrsamkeit als juristischer Schärfe. Die 
vom TrideHiinum verworfenen matrimonia clandesiina er- 
klärt Peeorelli p. 28 nur in den Länden, wo dasselbe nicht 
publicirt worden^ für möglieh. 

IV. VFds den vierten Band des Werkes von Peeorelli 
beiriiR, so beschränkt sieh Ref. auf eine giaa kurze In-* 
batoai^be de^selbeil; Unter dem Titel de judieiis wird 
darin' der etnenisehe Civil« und CriflMnalprocess «nd als 
zu dieseM gewissermaseen gehörend das Grimincdrecbt be- 
handelte Die Darstellung der Mafterien ist in der Haupte 
aache dieselbe^ wie sie in den älteren Lehrbüchern des 
Canoniseben Rechts» auch den Interpreten der I>eeretalen 
zu finden fet» doch in zweckmässiger AbkünEungs. Das erste 
Buch mit der Ueberschrift de judiciia bandelt im ersten 
C^el von dißr richterlichen Gewalt der Kirche y in dem 
zweiten de per$anis judicitm primipaliter can$iUuentibmj 
im dritten depersoms, qttae accesiotie ad fudidum juoaudum 
perÜntiH et cutiae epkcopMe sunt mmistri^ im vierten de 
proi^esmt cimK fortgesetzt bis zum siebenten^ namentlich von 
den Ha«ptarten und Instanzen des Civilprocesses, von der 
Litis eontestatio an bis zii der Instanz der Rechtsmittel, 
im achien CapÜel de Gofnpi>sitiom^ lUum extrafudioiaüf im 
nennten de proßesisu erunifMliy Uer mii einer Sobutzrede 
der Anwemhibg der Toriur gegen die Verwerfung dersel- 
ben durch die Philosophen des achtzehnten Jahrhunde r t s, 
in allen Capiteln sind die elnscblagenden Bestimmungen des 
römischen Rechts berücksiobt^t. Das zweite Buch, de crt- 
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minibus el poenis in einem Capitel führt die kirchlichen Ver- 
brechen und Strafen auf. • Besonders bemerkenswertb schei- 
nen Ref. die Concbtsiänes IV u. V., in welchen die ein* 
zelnen Fälle der Excommunication mit einer genauen VolU 
sländigkeit ausgeführt werden (p. 221 sqq.)- ^n^^i' denselben 
kommen unter andern vor: die cowira campdlenies eccle^' 
9%asHcoSy ut laicis submittant jura Ecclmae (also auch 
wohl Regierungsbeamte) imprimmies librd^ sine svperio^ 
rum licentiaf doctores et professores non fadentes profes-' 
sionem fidei^ nbi recepta et Bulla 86. Pii IV. pingenies 
minorantes etc. agros agnos Dei a ponHfice benedictoSf 
fadentes servari statuta contra libertatem ecclesiae (also 
abermals die Beamten), legentes aut habentos libros here^ 
iicorum etc. etc. Unter den Wirkungen der Excommuni* 
cation wird S. 235 auch die Nichtigkeit der Pfründenver- 
leihung durch einen Excommunicirten und eines von ihm 
erlassenen rechtlichen Spruches aufgeführt, ferner die Uti« 
möglicbkeit jedes geselligen Verkehrs per eerba^ Ktteras^ 
salutationes, convictum, pacta, conträctus liceat hi cum eo 
initi mleant. In einem Lande, wo diese Grundsfilze prak- 
tische Geltung haben, muss die Unterwerfung aller unter 
die geistliche Gewalt so gross sein^ das« diese als die wahre 
Souveränität in demselben erscheint. Doch zweifelt Ref., dass 
diess in irgend einem katholischen Lande der Fall sei. Den 
Schluss des vierten Bandes bilden ein Capitel de regulis juris 
und eine Sammlung von Formularien für kirchliche Rechtsacte 
der verschiedensten Art; ferner eine Angabe der Artikel des 
Neapolitanischen Strafgesetzbuches, durch welche Verbrechen 
gegen die Kirche geahndet werden (p. 220, 285, 296). 

Am Ende dieser seiner Anzeige kehrt Ref. zu Herrn 
Nuitz zurück, um aus der Verdammungsbulle seiner Werke 
einige dieselben begründenden Stellen anzuführen. Sie wer- 
den verurtheilt, weil der Verf. verruchter Weise lehre: 
yßcclesiam vis inferendi potestaiem^) non habere, neque 

3) Der Satz des Verf. in seinen Instit. p. 28 lautet: Autores Ec- 
clesiae non inferant vim sed jubentur pascere greges suos sponte et 
iion coacte. Fetri Epist L c. 5. V. 2. 
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mofk Eb^iksiäe iX briehVälm ätqtk oici^tatäk' mm 
imAifiminl^ pokßllttm drium ionmise; phdkW 0e^' 

piVbm d' dttJf» impmS vef ^fä^d ^tt' Mite caXlü^sMl' 
feikitäiiädin pröpiitU, 6vliril iSMertt, ß cMi wh^^i, cSM , 
^öMtdle Sa ab i4deW hipträhtd ^iercööe' cdfn^^et^^ tl?-* 
dittötdm pöthiätbm in Sacra etcJy illj' dbih'^efcfre' riÄldtfP 
jöäV qü^# vöcant, ^aeq^täüt^) s\id fiiro eüAW a|?püaiafer-^ 
Mh ä6^ AMt in coAßötü tegüiH ui?iüsqi& ^'d^iät&,' ßi^ 
MVl^ pr'd'etaterd^ ti^il tieüfe äKcüjud toMttl ^hWaHü^ 
Smmmnt atH' iMveHbruh pöpAWäh ßdh; sümim 
phWiificatüth M' Kömaiio' Ißpiscopo' älqtie tkU dd' (ÄftSÄ' 
SpisööpMi^y aüähiqui civitaiem trähsferHy M^öHcitilr 
Sondmi^ deßnUonem riulth^' äliam üdkXttere dh^iiuÜMäir 
^ driilem adminis^äübhelm tem' äti'Hosti^ teirthitios^ eSig^i^a^ 
pösse etc. ((xinzel ArcJliV p: ^05-^096). Ferrifei^ ^ö'rdiÄ 
iü'dci^Biirfe itt'ebrdre Lehrs/ätke' deis Verfas^driä' iibeV d!e'' 
ßHb Veräattimh wie; die, Mlh' m\oni ßrri^^^^^^ 
exegiW'MatH^MüM alt dighitätöni störämehtt, ^hJc^'ä- 
mentutn maiximonii non esse nisi quid contractui acces- 
sorium ab eoque separabile, ipsumque Sacramentum in 
una tantum nuptiali benedictionis situm esse^ jure natura 
Mairimonii visculum non esse indissolubile: ecclesiam non 
Imbere potestaiem, impedimenia matrimonium dirimeniia 
inducendi^ sed eam civilis potestate competere. (Der Ver- 
fasser spricht hier doch nur von der Ehe als einem bür- 
gerlichen Rechlsverhällniss) elc. — (Ginzel p. 296—297.) 
Gegen alle diese und andere Verdammungsgründe vertbei- 
digt sich der Herr Verf. in seinem Sendschreiben al supi 
ConciUadini p. 23 sqq., wovon er auch einen französischen 
Text herausgab, und zwar auf eine für jeden Unbefange- 

4J Der Verf. vertheidigt jedoch nur dai sogenannte Jus circa 
Sacra der Laodesberrn. 

5) Der Verf. sagt, nur der heil. Stuhl könne in einer andern 
Oertlichkeit seinen Sitz haben, nicht aber, dass die Papstgewalt einem 
andern Bischof aufgetragen werden kOnne. (Sendsehr. des Vert S« 78.) 

ÄWf. MtMkr. f. Bukt$m XXYIL 94, L BfU \2 
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non ttbeizengende Weise und in einem sehr würdigen und 
gemiissigten Tone. Diese Schrift gereicht sowohl der 
gryndlichen Gelehrsamkeit und Wissenschaft, als dem Cha- 
racter des Verf. zur grössten Ehre. Er beklagt sich in 
der Vorrede über das regellose Verfahren bei der Prüfung 
seiner Werke ^ über die Verstümmelang oder Entstellang 
der im Breve aufgeführten Sätze oder Stellen und erklärt 
mit grösster Entschiedenheit, er werde die nicht verun- 
stalteten (welche auch die berühmtesten Canonisten lehr- 
ten), zeitlebens vertheidigen, verwahre sich aber gegen die 
im Breve ihm angedichteten auf das Entschiedenste. Auch 
bemerkt er, das Breve sei im Grunde gegen die piemon- 
tesische Regierung, mit der man bekanntlich wegen der 
Siccardischen Gesetze im Streit ist, gerichtet^ als liesse sia^ 
gottlose und verwerfliche Doctrinen durch ihre Professoren 
lehren. Wie Ref. bekannt ist, bat sich die öffentliche Meinong 
in ganz Piemont zu Gunsten des Verf. und gegen die päpst- 
liche Verdammung ausgesprochen, welche das Werk der 
Intrigue und der Verläumdung zu sein scheint und im 
Interesse des heiligen Stuhles besser unterblieben wäre. 
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Vffl. 

Nordamerikanisches Eherecht 

von 
Hittermaier« 



Commenlariei an ihe kao of managt and ditorct and mdenee m ma- 
Irimomai tuitt hy Joei Frentif$ Bishop. Amon, iSM. 

Wenn schon überhaupt fOr das gründliche Studium 
eines der wichtigsten Theile des Rechts ^ des Eherechts, 
die mit der Verschiedenheit sittlicher, religiöser und po- 
litischer Zustände der Völker zusammenhängende Auffas- 
sung der Ehe in den Gesetzen der verschiedenen Staaten 
von Bedeutung ist, so hat die Kenntniss des nordameri- 
kaniscben Eherechts noch einen besonderen Werth, nicht 
blös weil wegen der vielfachen Auswanderungen und Be- 
ziehungen der in Europa lebenden Familien mit nordame- 
rikanischen Familien es wichtig werden kann, die Rechts- 
zQstände Amerikas in Bezug auf Ehe zu kennen, sondern 
Meh weil eben das amerikanische Eherecht aus den un- 
ter eigenthümlichen Verhältnissen entwickelten englischen 
Recbtszuständen entstand und das englische Recht die 
Grundlage des amerikanischen geworden ist, wegen der 
Verschiedenheit amerikanischer Zustände aber eigenthfim- 
lich sich fortgebildet hat. In dieser Beziehung verdient 
das oben genannte Werk des Herrn Bishop eine be- 
sondere Aufmerksamkeit sowohl wegen der Vollständig- 
keit, mit welcher der Verfasser in die Einzelnheiten des 
Bherechts und in die Gesetzgebungen der verschiedenen 

Mrtk Zitedr. /, A HmUm», JUFII. Bd. U. Mfi. ^^ . 
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amerikanischen Staaten eingeht, als auch wegen des wis- 
senschaftlichen Charakters, welchen das Werk an sich trägt, 
indem der Verfasser überall die geschichtliche, wegen des 
Einflusses so verschiedenartiger Quellen schwierige Dar- 
stellung liefert und übesall ; leitende Grundsätze aufstellt. 
Da das ameiikaniscbe Recht .seine Grundlage in dem eng- 
lischen Rechte hat, so musste Üer Verfasser überall auch 
die Geschichte des engliscl^eo. .^erechts liefern. Da aber 
gerade im Eherechte manche Voraussetzungen des engli- 
schen Eherechts in Amerika weggefallen sind, so bedurfte 
es einer Nachweisahg, w^nnfrer^dem Einflüsse der eigen- 
thümlichen amerikanischen Zustände das englische Eherecht 
. umgestaltet, wurde. Der Herr Verfasse^: liat diese Aufgabe 
tre^ich gßiäsA, lind •£pglanj3\selb$t tbesitzt ^k^in ä'bnlic^ 
Werk. Das Werk zerrällt in sieben Abtheilungen, i) von 
äen Qtieltett tlfes Ehete<5Hls; Ä) vc^n ««r «te'; *Ö) von 
den ^ichti]|rk^iten der Ehe; 4) ^Ugemeliie 'GrdnAsälM 4n 
Bezug auf Eheseheiaung'; S} Übes^heidüngsiirsaciMfli ; i6} 
Ifii^kungen ^er 'Bhesdieidubg; l') ^erf<jlifi£^afid 4»^!^- 
scheidungssadben. 

In Be^g auf äh ^nOten Ae^ -Elkte&it» «egiiinl «er 
"Vetfsßsser mit ItecM mit der Dm^tcaiobg 4^ migMBOtdn 
Otieilen, ttiid hellt hefTdr; da£rs In BnglMvd »Ae'iEtttsfthy- 
dung ,^er fihesadhen an <ie geliftKelien iGei4eh«d.igtdi&vl; 
allein Yür die -riehKge Wüftäigun^ ^er^e^M $st ^ N»äi- 
- w^eisung 'widIrCig '($. S), VMss in der tmgdlSftdMsohen «SWt 
In Enifland kehre 'besonderen gäsfli^hen GotMite ^treitant 
waren, äie BiscfaSfb iSbet in den «weldidkMi'ömädlMQ^ aasi^ 
Sind idoi't grossen diätes 'ift geMfltdiiM Fi»fl|;en («riifbttii, 
dass trii von üefn nerrmlAiinisähen «guigtttt bei^nfhsr^ guisl- 
lidbe Oeiicitte eingdftthrt wurdeti, wddbe MÖh äeh Can«- 
Iden tind den bischSnichen VerorAiungen 44oUeA soUteh. 
'Wichtig ijft '^er hict ($. 4. 9), ^ass nacAi der englisAim 
Avsicht die 'geistlieliett Gei'ieMe, «Mr B^mnit O/b Amfii «He 
englischen Oesdze anetkannt «Kl olpganftriii «ind, iAiq G»- 
^ivaft hatten und '(nadi tSssein Awspracbci tter ztiMf Rieb-, 
ter jihmerhause} da«^ taftouiadid RedM in bglni nicht 
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^ie in mam -LndeAi ais ^4Sh 0mms€tm R^bfaiäc^- 

l^i i$(ki4erh hur sowefft gfit, ds «d üRttJfihli^ 4(ir<di die 

g^d^idV^ Oonätitutionen der toglii^liiBqft l6is($bÖfe '(tüan 

Wdä^, <ftHss änghiHl sdne bdsöndef^eft infdi6ny«iyi^tti&ivi- 

g^n üiM BefN^HItti^se 'bAfte) und 9ti¥dh dte «lUiSMgebQtag 

EngläMs üiiidfficM läii (feltidert i^. Dah^r gibt (^ ltt«b 

in England besonder^ iSänbmltiW^ «M i)&irst^ftMI|g^ ^fcs 

'^jg^S^h^n icM^niMheia Reöli^ Von ^ö^atj^Ml) ^gftlon und 

Mm's 6dc)fe$fasfiM 4a w (in ^r^fiAen k^^b H^ PhiÜ- 

iöAötty C§. )0. 13). t)ie Reftrtntf^n ishte t^ine^kh 'itaf 

di^ AuätüBAuAg <de6 ^jjttsehi^A 'taiidtii^^n ^IteoMs «Itibn 

-^gi^Ä^säh 'E9n&tf8^, ab^ die «^i:a«»ntä 'StffiiifllMg 'der '^idö- 

ms ^. 'p^-ötf^taäiisblifen iiiriDitfo vdii 1'6<D3 ^r^ifv^af* HHRn 

'Ktftfile'ylii^M Aefr väto ^elb Palfftn«^ ^^ittftoin^k Ih 'BfH 

if«|[ ^artf AW6Wka 4M ^b ^Wlir Wi&Mig^ idäds dfll^ elHJifliildbe 

ViÖimoii l^w ^Hfach A^ei^kh m^^W^i M^ dalm Affib- 

'^mh keine gTeitstni^häh OeritfM« b^Matfd^, £^ ^mftAi^^ V«rn 

Häbst dai^ ebg:1ils61ie Sticfrcf^ in meAkl i^ine WdMs FöA- 

"bÜdm^ ^»ten, tind Idiä WälRcK^ Q^^lftcUte 4ttb«ü inSbä- 

^i^h^h C§. 1'7— d8) när ^&üfm ErfUicNäMui^befd^bÜH, 

%l» 'di& «lesJeV^ebilnj^ äitel; Staats m$b »isten »iMäWtiX 

<i(ffri^iil% t. fe. in l!^züg %lüf 'fke^höidtttigfelä.) 

% dieäi (kä{HtM >ttb^r ^ t)äfinitiön «»d dfe IfeM «för 
'*ti^emi% die (t^Miallfj^ A^^e iet'^mthkläemk^A^t- 

' tf^ Wideiiti^l «(»r 'AtaSii^t^iH Vöm^h Wi mik ^ fiHe 

-Pmii^A^ kätbbli»lU^r^tfti<ftftto "^dtn «'SbifMifen»^ "und ^r 
mOthm ^Mi iPl'mi^tMfiM hhe)«alinft»i WMigeA ÄMKt 
'^S^tc»«^ lemict '^ iBv^fi *S. lQ8-^m^)) «aü» W«M Ifttäi 
-d{6 lä^ Uefi^ 'giA¥atbMt» #^ggfb^a]te& 'IM, 'di6 feM ^iÄt 
-im miim i^timn Oi^räJ% "ohd iet ^^idi»Ä SknJb- 

^flMkmkBmmm^ d^r &;h&^Und«l^ "Vf^icAHg&Mt in äiW^ 
"Wi^kMg tfUF flie Mii^cK «efiäÜ^^ «« ^«nMJfe 
^t tot MäHbäh g^ifend l^mmmi Mfasited^ itot «te 
Mv^m %«MicliM ffimifttl «IkMN'lftli M* Wia^raWtl flür 
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Ansichten von der Ehe, au3 deren Vergleiohung sich je* 
doch ergibt, dass wenigstens die Mehrzahl auch der ame-* 
rikanischen Juristen zugibt, dass die Ehe von einem ge- 
wöhnlichen Vertrage zwar vielfac^h wegen der einwirken- 
den öffentlichen Interessen sich unterscheide, aber in Be- 
zug auf ihre juristischen Wirkungen die Natur eines Ver- 
trags nicht verkannt werden könne. 

Ein eigenthttmliches Verhältniss tritt ein in Bezug auf 
die Ehehindernisset Ursprünglich hielten sich in England 
die geistlichen Gerichte nur an die canonischen Ehehin- 
dernisse, und nur die Kirche hatte darnach über die Gil- 
tigkeit der Ehe zu entschdden. Aus einem Gesetze Hein- 
richs VIII geht hervor, dass der König dem Papste vor- 
wirft, dass die Kirche nur um Geld zu gewinnen andere 
als die im Gesetze Gottes enthaltenen Eheverbote erfun- 
den habe, um dispensiren zu können, und dass künftig 
jede Ehe gütig sein soll, wenn Personen heiratben, denen 
die Ehe nicht durch das Gesetz Gottes verboten ist. Da- 
durch musste in England ein Kampf der geistlichen Ge- 
richte (die sich an canonisches Recht hielten) mit den 
weltlichen Gerichten entstehen ($. 47 — 50), der damit 
endete, dass man eine Theorie mit dem Unterschiede von 
voidable (vernichtbar) und void (nichtigen) Ehen erfand, 
so dass die erstem so lange giltig wären, bis die Ehe 
als nichtig durch Urtheil ausgesprochen würde; ein cano- 
nisches Ehehinderniss sollte die Ehe nur voidable, ein welt- 
liches nichtig machen. Diese Unterscheidimg wurde ein 
TheU des Common law und ging dann auch in die fune- 
rikanischen Gerichte über (freilich wieder mit vielfachen 
Streitigkeiten der Juristen, ob das Gesetz Heinrichs Vm 
in Amerika verpflichte ($. 61), und welches Ehehinderr 
niss schon durch das Gesetz Gottes bestehe. Wie son- 
derbar die Gesetzgebungen einiger amerikanischen Staaten 
sind, zeigt der Verfasser ($. 62), wenn er das Statut 
von Wiscousin anführt, nach welchem» wenn eine Per- 
son heirathet, die wegen ihres Alters oder Verstandes 
nnfühig» oder der Cons^na erzwungen ist» die Ehe ntohtig 
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sein soll von der Zeit an, als die Nichligkeil darch Urtbeil 
ansgesprochen wird, so dass eonseqaent ein Schnrke, der 
durch List und Gewalt ein nicht einwilligendes Mädchen 
zur Ehe bringt, als ihr Gatte gilt und ilrei als solcher 
über ihr bewegliches Vermögen verfUgen kann. In der 
Lehre von den Nichtigkeitsgrtinden ist ttberall auch in 
Amerika anerkannt, dass der Mangel der Einwilligung der 
Contrahenten die Ehe vernichtet, und dass die Beobach- 
tung der statutenmässig vorgeschriebenen Formen diesen 
Mangel nicht heilen kann ($. 63 — 64). Der Verfasser 
geht in alle Einzelheiten der Frage ein; man bemerkt 
leicht aus den angeführten Fällen, wie in Amerika freilich 
viele Menschen oft die Ehe wie einen andern Vertrag be- 
trachten, daher die Ehe nicht selten nur durch Briefe ge- 
schlossen wird (eine sehr interessante Erörterung mit Be- 
ziehung auch auf englische und schottische Ansichten über 
die Streitfrage enthalten die $$. 70—80). Die bessere 
Praxis ist strenge und stimmt im Wesentlichen mit den 
Ansichten überein, welche auch in Europa in Bezug auf 
die Mängd der Einwilligung bestehen. Wenn durch verba 
de fntüro das Eheversprechen geschlossen ist und Beischlaf 
dazu kömmt, so ist das amerikanische Gesetz zufrieden 
CS* dO), weil nach dem amerikanischen Grundsatz die Ver- 
mutbung für die Unschuld eines Jeden spricht und man 
annimmt, dass der Beischlaf nur mit Bezug auf das vor- 
handene Versprechen gestattet wurde. Aus den angeführ- 
ten vielen Fällen sieht man, dass die Frage: ob die Ehe 
mchtig sei wegen Betrugs und dadurch erzeugten Irrthums, 
oft verhandelt wird ($. 100 — HO); allein es steht fest, 
dass Täuschungen in Bezug auf Charakter, gute Eigen- 
schaften einer Person nicht die Ehe vernichten, z. B. wenn 
das Weib sich für Jungfrau ausgibt, während sie es nicht 
war, auch wenn sie heimlich ein Kind hatte. — Eine gute 
Entwicklung über den Widerstreit der Gesetze verschie- 
dener Staaten in Bezug auf Ehe enthalten die §§. 124 
bis 151. Der Verfasser geht in alle Einzelnheiten ein; 
man bemerkt, dass in den Entscheidungen vielfache Ver-. 
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h^fnn. xiMfl^jinndi u^d; W? 4W ^ MsMWi 4W?>woWriR,: 

iwqk iie^lp^ WtlWP vorgesehijleljiepegi ErfwclpfifiisSi^phlfK 

^^gV 4biI Eh* in :VierbqJftHpp,Q^w) 4fe Ehp wht gijlift 
wßjiden^ kflnPi, ^pnp, afich^ i^ cj^ip l.«ndft. i?^, w,^h^wh djp^ 

H^\a^^. Iffi ^¥^qg, a^^ (J|ft ?r^§ : p))> z^ur, ^qhHesspfjg d^r, 

Vf^k^l. den yeif^fts^rr Sjr. 153f ^ni fl^g, der, qng^fechßq. 
B^4)JUt^ un4 Q/Q$et:(gpb:i9g,. uii^ b^ip^rlit S^ li63,, 

dai^} ifti Aipprijkfh * 4pfli meßten ^ta^tb^n di^< S^lifisisupg 
de^ Ei^ vpr,. ^fti^ af^sf)i|(|,hf3^ Ulrfit, opt^pteifd/g' is^^ d^ 
amf>ril(f|f)isf^2 QoiqfMon. lp¥. s^)]t (Ue/sej9^SjMz|te^tinif|fi)(auf 

]N4^h;uiy)s)^^e ^i^ßß. d^ El^fi, vqf^^dw^ ?ri^(JengriQbieii; odefs 
ejfifBri %ifAH^f«i. eipgegiiDgAq, wercfett. ($, 1,6,5>, Aii?»;^: 
kRW^wt (§..17^1 dfssfj dflr, Mai^gfll 4er ?i wUigPBg dw 

gftff, wfed mi de?a, %fo?rA^Wissß,. ^a^«. k^ft gpi^Mg^iün.-- 
f4bjgkfiit.derr?S»^utft.dn,s^, g^^tPP CS- 176),, und; si^Jm 
giif ißt 4^^ ü^flqfji djß^r §efl!w«!l^rMHg ^W^i Q^tUeß au|. 
GiHwMtrdqr,Elw in SS; ^^ö^^^,90,Q^^twi(?l£e^^^.^.N(lcb 
dem Cpflufnojaja?» i/rt aff^rk^nnl, dagfi,ein.JüngJiRg voa 1,4, 
uofl; Qip, ]ij[li(lf^^ von. 1,2, J|i^ei) sic^, verh,ßiiri|lhen l^fipr 
ncn^CSKi^^^. ^trengp i^t. dai;, am^iH^i^h^ Rejd|t;darr: 
ül^j:.,. dfi^^ ZU| lt.qitzf|i(^ eiojeii;, ^h^gatteif ein GsiUe. sicjb. 
nicl^*, nHt)«iW ««HlH-n.Peflp^n.vfiiehpir^tJi^ l^qfi» ($• 2p23„ 
In, Aqs^shtm^ d^r, ^. inj vjeripjeippn, G|[;4^d^ h^^ep win 
Sfiit<^n. (^ep ^e;ii:y(xgei^hen\i dßsß\ i^ Eng^nfl, dyrph das.. 
Stftttl vpn H^Kjfe VHIi die, friH^erje can^^che T^ri^> 
s^iiFr eiJöjgßSfihr^ttf ^nfl: dpr (JijuivJsatz. anfgpstplU. vfnvd^ 
i»SBi: alle. E(^; e?4au^t sei^ die^nffitit durqh. äßß^ G^Xt^, 
G^ii^s v^bftlpnf y(^M9 diese, An^^^^; gi^g m^i^l^, in. die 
mfij9i4en. ami^)Emi4cli|dn Statute über> ($^ 2:^10. Die Ii^t 
Pl0)§i^ eNMKfs P^giittep. gilt ^^^^ i^ Ao^prtl^a alS; Niohtig-.. 
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lisQhm Smkim^niJßbien. ^9X\am aucb iir Amerika, b^folfti. 
wierdeoi so i$s$ man daran Ca^ttlt^ dasadroytlbrigea ^ 
saDtfirenMie» erfordert wird, danui sieb z^Xy Qb dai^rqd» 
Imyp^as da is^ (in Nauyprk musfii ein Gii(te,bvinan;zw^, 
Jatasn? Ton deu Sahlieaanag derr Eh^ ant dep; Giwnd d^ 
Im^i^mfi vprbringßn)^ Die zj^gel^^enen^ Beweiim> der Inur 
fo\m^ sind iH<^bt; »abr erbanliob« Der intare^anieiste 'Qheil: 
dea, W^rkeft i$t; der über die Ehe<M;beiduog. Der Verfasser 
eDiwiolieUl zuerst die Geschichte der Ansiciiteii;, dje in: yex*-^ 
s<^iedenjE|ni Zeitaltern: vorkamen undr vorzUgliob: durcji rer* 
ligiöiiei SinQUiiae Mtuumt wurdenv wd prüft deyin anar 
fübrlt^h. die Güüode ftir und widerr die Kätblicbkeit der 
Eibeftcih€|idung. Bei> der deotsoben, Literatur wird v^züg*- 
liiAiaufl Walter' s Kirohenreebt Rezu^; genonman.): Dc^r 
Vteifaaaer; beklagt ($. 2.75) den? uuglttokUobeDy. al$^ baibe 
Vains^egel 3cbMliQhen Auaweg den Scheidung. von.Tiscb 
uqd. SeH, und verweilt, dapo bei dem m^rkwitrdigpn Gut^ 
acbteu der vpn Heinncb. VIU in Englapd angeordneten 
Gqttuai^ipn: (im bekannten Werkot, Befoonatio legun ee- 
cleaiastioarnin) , wc aobon die Aufbebnng der Scbeidnng. 
Yfi% Tii$fib. und. Bett Toj'gesoblag^' und ausieiingen Griin^^ 
den Scheidung vom. Bande empfohlen wPirJe« Der Verf; 
z^ C§* 280)^, daa/i iui Ameprikai wo vSlligp Religionsh^ 
freAheit anerkannt« ißt^ die tbeologiscben^ Ansichten- auf di0> 
Lehre von der Ehescheidung keinen Binflusfi' habnn.konn'* 
teni und' die Gesetzgebung die Frage, von deia Standpunkte! 
de^i SQi^ialen und pojiliscben ZwecbmlissigiKett. der, Scbeir 
düng au{f$^e;5 so dass in den: G^etzen« deis einzelnen: 
Staatctn die gril^spte Verschiedenheit herrschte Mim übnr- 
zefugt sjcb^ aber, lejcht^ 4ass wenn mich die Gesetpgebun*^ 
geu; die. ^escbeidwg in Erwägnngi der Naohtheile ge<- 
srtatten^ die aus dem Zwange für Bbeg^tt^ui ungeachtet 
der: hficbaten. Abneigung, beisammen, zu leben», entstehen^ 
können b in der bessern ViojU^sansichtT npeb die würdige» 
sittlicbo: Ansicht vq^biEhe sich geltend, macht, wekbe;leiohtf* 
sinpigor (hemb^siduoc^Ri ni«h^. biQigH und du fm ßi9. gür 
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Staltet werden, nnr dem nnscbvidijren Ehegatten helfen, 
daher nur ihm die Wiederveriieinlithiing erlauben will, wäh- 
rend der schiddige Gatte diesen Yortbeil nicht haben soll 
CS* 281}. Gegen die Gestattung der Scheidung von Tisch 
und Bett spricht sich die bessere Stimme in Nordamerika 
entschieden aus (j^ 285). Dennoch ist in den Gesetzen 
mancher Staaten, z. B. in Pensylvanien und Nordkarolina, 
die Freiheit der Fartheien anerkannt, entweder Scheidung 
vom Tisch und Bett oder Scheidung vom Bande zu be- 
gehren Q%. 294); in einigen Staaten soll die erste der 
zweiten vorausgehen. In einigen Staaten, z. B. in Kentucki 
und Indianii, wird die Wichtigkeit des öffentlichen Inter- 
esses, welches die bürgerliche Gesellschaft bei jeder Ehe- 
scheidung hat, in der Art anerkannt, dass selbst in jedem 
solchen Prozesse ein Staatsanwalt aufgestellt wird, der das 
öffentliche Interesse vertritt ($. 297). Daraus erklärt sich 
auch, warum in Amerika die Frage, ob das Gestindniss 
der Partheien über die Thatsache der Scheidungsursache 
hinreichen soll, streitig ist ($. 302), indem dadurch ei- 
gentlich Alles nur von dem Willen der Partheien abhängig 
gemacht würde. Das vorliegende Werk enthält eine voll- 
ständige titid klare Entwickelung aller Einzelnheiten des 
Ehescheidungsverfahrens (S* 3^^ — 381), insbesondere 
auch der darin vorkommenden Einwendungen, namentlith 
der Einrede der Verzeihung, wobei man aber genau die 
Einrede der Nachsicht (connivance) von der der Verzei- 
hung (condonation) trennt und die erste, welche selbst 
mit einer schändlichen Gesinnung, oft mit Collusion zusam- 
menhängt, nicht für würdig des gesetzlichen Schutzes er- 
kennt. Man bemerkt aus den angeführten Verhandlungen, 
dass auch die Einrede der Verzeihung oft missbraucht (wie 
audi in Deutschland), und aus verschiedenen Handlungen 
des oft überlisteten Gatten abgeleitet wird, daher die Frage : 
welche Beweise zur Verzeihung genügen, sehr streitig ist, 
namentlich ob der nachfolgende Beischlaf des Gatten mit 
dem Andern, dessen Schuld er wusslte, als Verzeihung 
gelten kann ($. 362). Eine ausführliche Erörterung der 
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einzelnen Ehesc^eidungfsnrsacben liefert der Yerfafluter ton 
$. H5 an. Die am allgemeinsten anerkamüe Ehesch^i-*' 
dnngsorsache ist der Ehebrach, wobei wieder die Frtge^ 
welche Beweise hiezu genügen sollen, grosse Schwierig- 
keiten macht CS§. 432—442). Eine andere Ursache ist. 
GrMisftmkeit; aHein hier beginnt wieder die Scbwierigheit 
in Bezug auf die Frage: was das Gesetz dahin rechnet 
($. 455}. Während in Kentucky das Gesetz graosaime^ 
unmenschliche und barbarische Behandlung fordert, ver- 
langt das Gesetz in Sfassacbussets nur ausserordentliche 
Grausamkeit, und das von Pensylvanien nimmt Eheschei-^ 
düng an, wenn der Ehemann durch grausame und bar- 
barische Behandlung seiner Frau ihr Leben gefitthrdet oder 
ihr eine Solche Unwttrdigkeit zumuthet, dass ihre Lage 
unerträglich und das Leben ihr eine Last wird. Sehr, in- 
teressant ist hier die Entwickelung des Verf. ($$. 456 
bis 500) über die einzelnen, in solchen Prozesse» vor- 
gekommenen Fragen. Die bdsliche Entweicbung eines Ehe- 
gatten gibt in Amerika dem Andern das Recht, fiheschei- 
dui^ zu fordern ($. 502); allein in mehreren Staaten, 
z. B. in Connecticut und Ohio, wenn die Abwesenheit drei, 
in Mississippi wenn sie fünf, in Pensylvanien wenn sie 
zwei Jahre dauert. — Auffallend ist es, dass in einigen 
Staaten, z. B. Maine, die Gesetzgebung soweit geht, dass 
sie den Gerichten die Befugniss gibt, aus anderen (im 
Gesetze nicht genannten) passend scheinenden Ursachen 
die Scheidung zu erkennen (%: 543). Eine der grdssten 
Streitfragen ist noch, wieweit das Gericht überhaupt bei 
Scheidung dem Schuldigen auflegen kann, dem Unschul- 
digen Alimente zu verabreichen ($• ^48 u. 623). Wir 
kennen kein Werk, in welchem mit solcher Masse ange- 
führter Fälle alle einzelnen Streitfragen über die Lehre 
von den Alimenten bei Ehescheidung erörtert sind, als 
in dem vorliegenden. Auch die Lehre, was mit den Kin- 
dern geschehen soll, ist auf eine praktische Weise ($$. 632 
bis 645) entwickelt In Bezug auf die Wirkungen der 
Ehescheidungen äussert sidi vielfach in Amerika die An- 
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srM <$; 6ig8)'^ ddss. dferEhesdwKhiilg' demt IdmUBgdH^ 
GeUchii nicht das? Redit goben sroH^ skdi iitlidei> zu: V^rr ^ 
hjBinid&en;; aUeii» diese Ansicht ist. mchi. die. geineificföriitt»^ 
lieh^- ity Ateeräa. Eini eigenc^p Ab^ciuiittt ist. der, ErSH^. 
rlHig! de». Conflidts der- flesetze ln>BeziQg ^ Ehesoheidcm^:' 
CS$J 7db&mn76fiQ nbdi in dem» Sehlüssr <k« W^ksi defi 
slshfifieiigcn: lishnd^ vda den legislative divoiyceci; C%, l^y. 
g;eifiidnet; Bta< iii. England] das' Bariament J^scheidürigen 
bewilligt^! soi ko^ol» aaöb in* Anieriha: die VoretlsBiiingrtentff': 
stebeii^ daeai dorfe diei gesetsgelniBde Gefv^ait) die nenllidb^n, 
Befü^iasä habe ^vae dasiPariamentv dabeii im frtihdrer ZeH; 
BfaeabhiBidungen' von dn) GeaetEgebungt gegebon Wttr4$0:;:> 
den^ Vevfi: s»igf ahbr^ ivttei inwieo' mehü' (dieiTethandliuiff i 
geoidarfiber veitdieneir Beadituhgi) die keäserevStiiimie)die, 
Ginindlbägkdit i aoltsbef BbesoHeidsnigen \ aberkenn^, weil : dam t 
dbndh i^^ die« Gtfsetagelniiig Uäti id die ricthterliche^ 6er*: 
weltvcfop einxefaeR Staaten eingegriffent Mnta PI^Aus;^ 
fühiiühg'» darttberi istr anchi stäalal*6eUtlich' waohlig;- 

Unnene Darstbliiibg) mag genügen^, nm.zaiaeigen, 'wei^: 
c;heil(^ wertfamlleni Beitrag für ^e verg^cbende' Gosiet:^^ 
i\im^ dasi «evliegendb reicfahaltige Werbr gewübrt) : 

Das Gfesetz zur Anordnung dfer AnnenvetwaitUii^' 

if».K.QPigyfiichq. (Jfir ]>Iiederl?ii][(jQ und die B.era-^ 

thwgPR dfwjübep, in dpn bie^den, Kawwejrna - 

0iirg«9telit' ' 

von 
Herrn Dr. M% M, v. Bauinliäuer^ 

Directoi^ des Statist. Bareau im Ministeriam d«s Iftneni im ffaef^' 

(Schluss des Aufdalxes Nr« 11: im vorigen HeflTe.) 



Das[f nejBe, Armepgfis«t?, a^gtß; d^n ]*inis*Qf! ^ tonw», 
ip, seiner] BM^;, enlWIt falgend^.: vi^ HwiRtgruinislilzei:! 

Digitized by VjOOQIC 



iii^(i;v)^r^y^a^gei^,, wekh^ an Pjßjpnigep,, üi»f^rsiW:WWQH • 

sQQ^^niii Verw,a)ti;^Bgen. 0rhaI(Qn hfi^nff:^ 3) l^hfli|, irv^ 
Vf^flfiilUing; uqd* EU^rung <lec kircbliplij^ii W^tbUbäUgMiM^ 
ansMl^p«, 4); A/^jrk^pWng der bürgp^^jphe^..AJrm«|lT^rr 
walfujig^. r— Diß ÜBlensiliilziung der Armen, isjt» 9^^t. sjUp, 
lu;hp jinf) gott^^clipnpUiphe P%ht; siq i^t dip P4|cl»( ein^ 
je^eii Ejin^lifQn^. sm; i^t e^ v/^r^AgMchi der kirchlichen. ij|nd, 
be$f>vi^ffn AjQsls^len,, welche, OiU^r bj^pfitzßn^. die.au^drüAk,^ 
lu?^, ^r, die. Vntpr^^ütewpg Dtirftigpr. bfi^lio^w^ s»«^* IWr gl^-^ 
g^n^l^rtigeD Zutfs^id|9, d^r hüi^eRliqb^nr Qe^eVsch^^it, M^^^ 
die; Arffenp4%er den kir/^hlicbeni uiifl besQndefjO AiKtfa)teii; 
niqhti gapz tiJ)erJw«n, wer^dpn, Pe^ Sl^«^, nws^idifijBfifng^,. 
'^Wi?^§•^W^vid^uln^ üntqri^Uteungziu. fordern» bjBschränr 
kfif^, Yf^H einß; unbesphränkte Befngn^n^zMr« Bett^^i. führ^. 
Ai^j 4\ß^vß, GrfBn4e mu«s, ein^Ort,ang€iwac|S^en' w«rrfef>f w^- 
Dffif), sioh. ub,er sejnp^ Ifoth h^kffgjßnfkAnn», Die^e Anwe^rr 
sung bAStenA "»' diqsepi L^njJp.Sfjil mehrprqnihnndßi;!, Jahr: 
ren und wi]r(i$i,<lnf^H örtliche »Yor^hrif^ geqrdqpt, P^r,« 
Afl^, 1S|6 d^s Gnindg^p^es hatc die Anai^dnnPB defv Ar- 
inet]iv^v)i;t^tuj|ig ^us^r^ckUch; YOi^eschrieben., Dies;e,. Vorr. 
sghjTjift h^ieht sich hlo^ auf, b|irgerliche. AmmyßX^ß^ng&a^, 
dfi, ^r^qhUcJbe u/idi besondere nicht durpbi d^ Cfpset^ a^^. 
gepr^neit, YfB^Tfiefi können Die. Freiheit; djciser Anstalfen> 
i$if als« ein Ij^ecbf z,u^ betrachten,, weil;3ie<ihrp Exj$);enz der; 
kir/^lichßn; w4, bespndern Wx)hlthäMg^eit yeipd^fiken.. ^et 
isii i^\ £lrfor,d^rpusis ih^^, Best^ens. und ihrer B^timmung^i 
UD|<^^ihr wrdfwljWi die^e. Anstalten die. milden G^bpp^ Da?; 
G^efz^ invfis. aus^^erdem, die, ^1, aiif weloftö; di^ KagU^r-. 
li^nr. un^. Besitzungen 4^r bürgerlichen, AnfNtalten verwult^t; 
iY.e;r4enj|, übei'>wachen upd, djp, nöthigen; G^irantiep Häf^m^; 
sf^X^mfi i^pd' treue Yerwaltung) geihen. Die,Wirkui|g d^rv 
büfgprJiche^.V^,wa).tupg tritt ; ex^t, bm der, uaverniiejidji|phw> 
Npthv^rendjgkejit, ein^ wenn Mrchlichej mi bßfM)iu)fyre^Hi))f€i| 
nicht Qv^hr hinreju^ben» pie> Q^gierung. n^nss, ai^^ d^m) 
GrW#..4W'P«»PJn. jeder, AB«t?#t,und ihrm:Z?i(Qfik ifeen^, 
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nen und die nSthige Aufsicht über ihre Wirkungsweise haben. 
Die kirchlichen und besondem Anstalten sind sftfHche Kör- 
perschaften im Staate, mit dem bestimmten Zwecke der 
Armenpflege. Sie Üben bürgerliche Rechte aus, und brau- 
chen aus diesem Grunde die Unterstützung des Staates. 
Es gibt Arme, welche keiner kirchlichen Genossenschaft 
angehören oder sich an einem Orte befinden, wo keine 
Armenverwaltung ihrer Genossenschaft besteht, oder die 
in keine kirchliche Genossenschaft aufgenommen werden; 
diese können sich bloss an bürgerliche Armenverwaltun- 
gen wenden. Eine Unterwerfung jeder Verwaltung ohne 
Unterschied unter gesetzliche Vorschriften würde die Folge 
nach sich ziehen, dass die ganze Armenverwaltung all- 
mShIig in die Hfinde der bürgerlichen Verwaltungen über- 
gehen und die kirchliche sich ihr ganz entziehen würde. 
Das Gesetz soll als der Uebergang zu einem besseren 
System betrachtet werden. Durch die Anordnung der bür- 
gerlichen Verwaltungen soll verhütet werden, dass sie den 
Dürftigen reichlicher wie die kirchlichen Verwaltungen un^ 
terstützen. Bis dahin die Rede des Hinisters. 

Die Tendenz des neuen Armengesetzes erklärt sich 
am besten aus dem Verhältnisse des Staates zu den kirch- 
lichen Genossenschaften. Die reformirte Kirche, der, wie 
bekannt, bei weitem die Mehrzahl der Einwohner in die-^ 
sem Lande angehört, hatte sich vorzüglich nach der An- 
schliessung von Belgien, aus Furcht vor der römisch-ka- 
tholischen Kirche, der Regierung nahe angeschlossen. Kr- 
cfaengüter und Armenanstalten wurden durch die Regierung 
verwaltet oder standen unter der Aufsicht und Vormund- 
schaft derselben. Das Armengesetz von 1818 wurde 
allmählich auf die kirchlichen Verwaltungen angewendet. 
Während i. J. 1845 von Seite der Kirche sich nur ein- 
zelne Stimmen gegen den Gesetzentwurf erhoben, war ge-^ 
gen den Gesetzentwurf von 1851, welcher eine gesetz- 
liche Anordnung der kirchlichen Verwaltungen enthielt, die 
Opposition so stark, dass das damalige Ministerium es nicht 
wagte, den Entwurf den Kammern zur öffentlichen Bera- 
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tbang vcHTzulegen. Kein Wonder, da«6 die gegenwärtige 
Regierung Alles vermied, was den kirchlichen Genossen- 
schaften und ihrer Unabhängigkeit einigen Anstoss geben 
könnte. Die niederländische reformirte Kirche hat bereits 
in ihrer allgemeinen Verordnung für die Diakonienverwal- 
tungen vom 23. Juli 1852 bestimmte Vorschriften für ihre 
Armenverwaltungen. Die Israeliten besitzen, wenigstens in 
den grössern Gemeinden, ihre selbständigen Armenversor- 
ger. Auch die römisch-katholische Kirche, welche bis jetzt 
noch keine Centralverwaltung für ihre Armenpflege besass, 
ist im Begriffe, ihre Armenpflege kirchlich anzuordnen^ In 
den Kammern fand die Unabhängigkeit der kirchlichen Ar- 
m^nverwaltungen ihre grösste Stütze in der sogenannten 
antirevolutionären Parthei, an deren Spitze sich der be- 
kannte Historiker /und Politiker Graf van Prinsterer befin- 
det, während die liberale Parthei, welche sich im frühem 
Minister Tborhecke identificirt, dieser Meinung schroff ge- 
genübersteht Von den verschiedenen Glaubensbekenntnis- 
sen sind die Protestanten die, welche am heftigsten die 
Unabhängigkeit ihrer Armenverwaltungen vertheidigen, aus 
dem einfachen Grunde, weil sie am besten die Unterstützw- 
gen der bürgerlichen Verwaltungen entbehren können. Die 

. französische Einrichtung der Bureaux de bienCaisance be- 
steht bloss in Limburg, eine Provinz, deren Einwohner fi»t 
ausschliesslich der römisch-katholischen Religion angehören. 
Mfin mnss anerkepnen, dass die während den ^eulr 
liehen Berathungen gehaltenen Reden von der Mehrheit der 
Mitglieder die Tendenz gehabt haben, hervorzuheben, i^ßs 
der Anne kein Recht habe auf Unterstützung. Dißse Ten- 
denz war vorzüglich bei den Berathungen Über die Art. 21 
und 33 bemerkbar. — Die Verhältnisse, unter welchen 
der Arme Unterstützung erhalten kann, regeb sich nach 
dem neuen Gesetze auf die folgende Weise. 

Art. 20. Die Unterstützung der Armen wird, mit Vor- 

: bebalt der weitern Bestimmungen, den kirchlichen und b&- 
sondern Wohlthätigkeitsanstalten überlassen. A. 21. Keine 
bttrgediohe Verwaltang darf den Armen Untenttttznog 
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-mmti^^, w^^ sfe sAöb tncßt, so viel raUgflli^b,^ i^ämmt 
'<b«lt, dfi^ ^k AM^ "^öh kirchKcheti urid besbhdei^h iT^M- 

iMMgkbitba^tBTTten ifiitlht ««tUinjgr^n IcdÄnfeti, iftid Buch ihllle- 
-teYhFMte>ätiit^itö'taiifirbäiüMVei^^ldH(^^^ m.Zi. Die 
'«MMrgöHMiltö 'Öder Ullg^ttabitie, ^ gänrischi^ Aytti^nVeHrttt- 
<ifatf^/dld«» weitii ^^ d^t^^n rfidht^^bt, dte Vei'wallil'A^ '<lbr 

CkFtifi^lMe^, %a>röi- ^me ^elti ünt^i^^fiftiftitig^döttikfft ^e^in, 
'^^öhbtdät "dhnö At)^eHta^h ^of die A^bTi'l^e Mi UriV^- 
;^ä^l»d[ifg 'dti#jeMg^nv%effehe äldh Ifti FMte ^s ^dH^n 

immtmtiinni TofM^ii <iin fetrftv^rfe ^t«M: ^i4i»l^A V«- 

-PSlte öhÄcbfeWöt «de* «Ift^isÜefr dift 'ÄiÄ«^ i(Art. »S); - 
»äfail^yiij^ >geknftpft >#^deft, 'di^ jfMId^h htcM 4^ «fRM- 

-"likfSfkm Abt ^v\mfiia^m^; mwk^ mmimi^ dm 'näch- 
^ü^ toird'>ibe -titebi fti «[teiih^^d- ^^^biÄäi^ mi:me 

Kleidung, L&g^MiS(ü(^ liftia EMdsrM^fa^. '0ar S^^ihdmhh 
-Hfttfnv WHb i«i tmf^ m 9ikm ^ä^mbrät^i^if^ Um- 

^ilhte^Be<^mbef'«dällgäiM9K[;le MWtirii^lii fit*^ke\MiVim»e 
Wm^nübiiifi Vh S^ei(#»klg* «iiäUi4/ebt4äM'tMI- 

Digitized by VjOOQIC 



2ft«iiia»»ti«ii,eAfntBiiiMlit>a«il^^ !tf3 

AÜlk tevifor, iisriu ^ie UnierslKtzaii^ dw Armen ^ine «An- 
g^lcifaihUt :Ul, Welehä der Kiroiib «oder «PrirlAinleMneii 
-dogtfliöFt, und idaas Auf die UntetöUH^ng der iGbrncMe 
-Of3tr der fiegierinig mar «im äuitoniten VtA]e ^gtMedn^i 
iw^den kOniie. . 

WUirOftd einzelne Hilfliedör b^nupletetiii driss «die 
EMkRMüng »der kifcUkfteii «nd (bebondWn Ahstalten niie 
-Kiaft der Begierang •^nr Verilittiidg undfBesohifmuiig'der 
jAtttnith ifemnea wttPde, belratirtetfen «dagegen 'die. Vectbei- 
-di^lr einer fli^eiwiiligen W^yihfitiljkeit die Yiorscliriftiin der 
liAvt. M^ 22 und fbh als iddn Keim leinei-lbfirgerlieiuin Ar- 
iB0n{«eg)» lind Mi .Auftag der Viiterettitiüng te llifA- 
:lidie lind Msradep^ Anstatten .ids >wi]nn8eBdi/ weil. dMe 
.'lAiistattdn «Is keie Jidt^otäliöMn ilmfei|f«nen Abobte^^ 
r^ßaKik. Sie Verlüngten, tdaäl^ im Gedetteimehr'hitt^oMrete, 
dass der Arme keib fieöbt «df UnterMktümijGt bei mfl idais 
r dib aArraenpSege ider igoltesdienitlicbba WeHIthaiigiulit an- 
cgffeUöft. Die ftegieifHii^ -habe <der fieoUscfaftfiMnit der Mr- 
^gerülchen IVel-walbingen ein %A giicsste Zkilraiien feschHiht, 
-irdcben 'iban iliik'Gb )geiibtk!Kdie Yotsdmften einen fräMeni 
-sittiKiohem 2m^ng 'Mm enflcigän soObn. Die Wüifrle: 
( i^vafleibt Ulitefstttlzmig'' f(Aft. 21]) enthielten ein b^atinm- 
•Ips! Y^eripoty welohes aisb cbiepi iMtekendbn AufMig /tbi^- 
lapsiietiid tad woniis 4ie Conteqiieilz gezii%eti 'weiädn 
könne, dass wenn die kirchlidhen. iMri tewndeneB WdU- 
aliiOigliibitabnitatten. liitt niUer8UKz0ny das V^dfleibAi von 
iiVtOiSflimiwägeh eine MicM ist; die «rf fderWO^drUehen 
rMeriraOan^ iiabt.l. aie> Wnmcbrift Am Art. 3^ ^bbeUfolie 
j^dire Wöreitssetxiing. ^Ne i'oiBbivirdjidii/M;s!iw!bmi:tlle 
iDiahohieii ihre BWeibdt iküssbrailcbett nnd ihre AAnen ^efc- 
ittigiien, mah filhitfiUg ni einem InornMUn 'Zu0tande:<SaSdr 
4>tlrgel»HcheD ^Ararie^yfli^ geibngiHi Wird, fineelae Ybit- 
-bmgtbfa^ fdasii idieibOrgeHiohen Venroltunge^t^iHerhinfciaiie 
-netfen Aiunien ibehr tinirersMzn iSoUien, ivogegeD i i ü gft 
flHirt twufdb, iäss «ine derlrtiglB Veq/Kdmtg 4tä JSMf 
aiae4 Iren f eUeehnassHagbln iferUfatoe. i&Mbre vbriaitiien 
-a» AhUlohaptaff dee /fol^ypeiUfea Jkni^roAf:: .üe Üntwnr 
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pflege ist eine Last der freiwilligen WobtthMtigkmt. Die 
meisten Mitglieder behaupteten , dass die .Anordnung der 
Unterstützung in Art 25 den Gedanken an eine verpflich-' 
tete Armenpflege durch die bürgerliche Verwaltung stär- 
ken würde; Einzelne nannten sie sogar eine Organisation 
der Armentaxe. Die Unbestimmtheit des Ausdrucks Un- 
vermeidlichkeit gab einzelnen Mitgliedern Veranlas- 
sung, zu verlangen, dass bestimmte Ursachen, wie Krank- 
- heit, Alter u. s. w. im Gesetz aufgenommen werden sollten. 

Es waren nur einzelne Mitglieder, welche eine Unter- 
stützung in Gelde einer in Lebensmitteln vorzogen, weil 
sie Missbrftuche fürchteten sowohl bei den Unterstützten als 
bei den Armenverwaltem; die Meisten widersetzten sich 
kräftig dieser: Meinung. Mögliche Missbräuche stehen nicht 
iin Verhältnisse mit de4 Nachtheilen der Geldunters tützung, 
welche die Faulheit und Unsittlichkeit nährt. 

Ein Theil der Mitglieder, deren Meinung mir die richtige 

scheint, tiannte die oben angeführte Bestimmung des Art. 25 

meht eine verpflichtende Anordnung der Unterstützung, 

..sondern eine heilsame Vorschrift für die bürgerlichen Ver- 

: waltungen zur Beschränkung des Strebens, mehr zu ge- 

' ben als genau nöthig ist. In dieser Hinsicht werde sie 

mitwirken zur Beschränkung der bürgerlichen Armenpflege, 

;(;Der Art. 25 wurde in der zweiten Kammer mit 46 gegen 

17 Stimmen angenommen.) 

Art 26 bestimmt, dass die Koslen des Ueberbriägens 
: von dürftigen Irren in Irrenanstalten und ihre Pflege in 
denselben, in sofern diese nicht aus den Einkünften der 
Anstaken bestritte werden können, sowie die der Pflege 
der in Gerängnissen nicht verurtheilte dürftige Kinder von 
Grfangenen, welche nicht von ihren Btem getrennt wentoi 
können, aus den Mitteln der bürgerlichen Goneinden be- 
stritten werden, und nur wenn die Gemeinde nicht aua- 
fin(% zu machen ist, aus den Mitteln des Reichs. Ver- 
schiedene Mitglieder verlangten die ausdrückliche Erwilh« 
nnng, dass £e 'Hilfsgelder, für dürfUge Irren sowohl als 
auch 4ie Pflegekoiten der Kinder von dürftigen Gefiuige- 
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neu, deren Betrag nur unbedeutend sei und deren Rflck- 
erstattang viele Schwierigkeiten und Mühe veranhwe, aus 
der Reichskasse bestrikten werden sollten. 

In Hinsicht der vorhergehenden Bestipimungen klagte 
eins der Mitglieder über den Mangel an gesetzlichen Vor- 
schriften, welche verhüten, dass die kirchlichen Verwal- 
tungen sich der Armenpflege entziehen und sie auf die 
bürgerliche übertragen, an Vorschriften gegen eine leicht- 
sinnige Hilfeleistung an auswärtige Arme, an Vorschriften, 
welche die Hilfsgelder, aus Gemeindekassen zu den Ueber- 
schüssen aus den gewöhnlichen jährlichen Einkünften be- 
schränken und eine Erhöhung der Gemeindesteuern zum 
Behufe der Armenpflege verhüten. 

Sehr ausgedehnt waren in der. zweiten Kammer die 
vorläufigen Reden,, welche der Abstimmung über die ein- 
zelnen Artikel vorausgingen. Ein Hauptgegenstand der Re- 
den einer grossen Anzahl Mitglieder war Art. 2. a, b und c 
oder die Aufnahme oder vielmehr Aufzählung der Wohl- 
thätigkeitsanstalten , der kirchlichen ^ und besondern. Es 
wurde auf den frühern Streit über die Befugniss des Staa- 
tes und der Kirche hingewiesen, welcher die Veranlassung 
zu einem allgemeinen Gesetze gab unter Karl V im Jahr 
1531, zur Anordnung der Diakonien von Seite der Kirche 
auf den Synoden von 1575, 1578, 1581 und 1586, 
und zu den Staatskircbenordnungen von 1583, 1591, 
1593 und 1612, bis endlich die Dortsche Kirchenord- 
nung 1618 und 1619 die Diakonien frei auf dem Kir- 
ehengebiete erklärte. Ein Streit, welchen sogar das nie- 
mals in Wirkung getretene Gesetz von 1800, wonach die 
Diakonien rein bürgerlich erklärt wurden, die departemen- 
tale Pnblieation in Overissel 1804, in Groningen und Gel* 
dern 180.8 gegen die rein kirchliche Verwaltung der Dia- 
konien und das Gesetz vom König *Ludwig Napoleon,, wobei 
eine allgemeine Wohlthätigkeitsverwaltung eingerichtet wur- 
de, veranUsste. Es wurde dagegen mit Recht bemerkt, 
dass die. Erwähnung. der kirchlichen Anstalten, auch wenn 
sie keine fiSlfsgelder erhidten, im Gesetze nothwendig ist, 

Crft, g$it$9fir. f. 4, AmIim. XXVU. B4, H Bfi. 14 t 
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weit sie bei jeder Sii'entllclien BinMiumlahg von deld^rtf, 
wie jede andere ADdtsR, sieh verber scbriftKcb bei der 
-GemeindeverwaUttiig' anmeMen morsen (Art, 13}> 

Von mebreren 6eilefi wurde der Untetvehied hervor« 
gehoben swl^^eben Diakoiiien, welche von der Gemekide 
Silfegetder erhalle», und gemischten Armenverwellmgen» 
Erstere bleiben kit^cblicb; die Bilfsgelder nebnien ihnen 
nidvt den seftstSndigen CharaMer xiiki die Aiatonomie, wih<- 
rend letelere, ton der jßrehe und der bürgerlichen 6e<^ 
meinde gfeiohzeüfg verwallet , die^n ^Charakter günzlfoli 
Terlormi htben. Diese , ieren Zahl an buniart bi^ig^ 
sind Binriobtmgeii, welche, eineai Sebhfenden älmlid^ im^ 
mer in ihrem Wirliungekreige die alle Leier behalten, we 
der eifte Theil der Verwaltung nif den andern sich stützt 
und wo das eft streitige Interesse beider Tkeile jeder 
Verbesserung im Wege steht. Da sie entweder alle Ar« 
men ohne Unterschied, oder wenigstens die von mehr als 
einer Glafibeiisgeneesenschaft unterstützen, ihre Unterstttto^ 
ungsgeider und Verwaltung von mehr als einer Seite er^ 
betten, fehlt ihnen mit dem Mangel an Selbstdndigkrit in 
der Regel die Kenntniss au einer vorsichtigen, verstand 
digen und sparSMnen Austheilung der Liebesgaben, so 
dass diese Vervfaltungen, schädliob für dfe individudfe 
Wohllhätigkeit, jeder grändlichen Verbesserung in de» Aiv 
menverwaltung im Wege stehen. ^^ Während vm der 
einen Seite, dere» Ha«ptwortführH «fie Herten Green, 
van Prinsterer nnd Mucbay waren, die meiner Atsidit naoii 
richtige Behauptung vertbeidigl wurde, dnns gegenüber den 
Staate Niemand ein Recbl bat» Lebensunterhalt an fordern, 
wobei iMn sich auf den bekannten Chabners berief dass der 
Arme sich bloss auf Barmberzigbeit berufe htene;. dass 
die Pffieht des Staates in einer Geanndheäspflege, Scholz 
4eB Unta'riebts und der Erwerbnittel besiehe, worin die 
Bolle der Staaten mehr passiv wie activ, mehr fraüasseMl 
wie Buassgebend sein soll, wurde von der andern Sehe, 
durch den IrübMii Minister Thoitecl^ vertreten, bebaop«- 
;tety,daas «0 immer eine erste Fflicht des SiMtes #% Be- 
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p^ festziitellan, nadi ivekhtn eine billigo VertheilnBf 
de« Vermögens eMUhulen könne. Der Steil mtmB eiah 
im >dis ScMeiDset eeiner Mitglieder annehmen, die dch 
iiidlit emikren können; die fiilfe der ReRbea eei nidil 
etoreiohend, des rrincip 4eT Siakonien sei ein (fene indi« 
vidueilee Md es fehllcn ihnen Okononrisolie BegriiBe. Der 
Staat sei yerpflicbtel, fQr gewiesenhefte Yerwatong 4er 
für die Armenpdege bestimmten Crtiter au sorgen, ebenso 
wie er bd aittüolien iTorporationen und IfinderjilurigM 
filr <Kese Verwsltung sorgt. Von der endern Seite wurA» 
angefiHirt, dass 4\q^ Ekimisohang 4k9 Staates m eiaeas 
Swange zer Ifnterslülfnnig fibre^ dase Roao anter Senrioe 
TuIUus mk der Ateilieilttiig «ron ein wenig Sala angefan«* 
gen nni mit 4er Uinwandiimg des Vetums in eine Gar- 
kUelie geendet habe, dsss der Cliartisraiiis in ^ngiavid, üe 
Ufarahen in der Schweiz der Armentaxe (?) ibrrni Vrm 
spmng verdanken. Die Provbia Friesland yerdanke ibter 
Annentexc die H5be, welehe gegenwärtig die BilfsgeUer 
erreicht beben. In ebier Gemeinde seien im Verhmle von 
Tier Jahren die Hilfegelder ron 2i7&0 auf 4Sä85 G^ 
den gestiegen. Der Art. 3 wurde 2uletst mit 5S gegen 
11 SMmanen angenommen. 

Art. 3 Teri^liehtel ^e Gemeindeterwaltongen , ebie 
sfedAiehe Uste der in ibaer Gemeinde verbandenen An*« 
stalten zu iuüikn^ während Art. 4 ff. imteriielb einer dardi 
den König au bestimmendm Zeit die Hemion der Yei^ 
erdnjmgisil ven Ukngiertidhen und femisdUen Woblfthattg« 
beltsmislaittn Votsobndiben^ damit m imit dem nesren Qt^ 
ietne in ilebereinslimmang gebraebt arerden. Diese nenen 
Verordnongen missen den ilapuKrte« Staaten der Provims 
ndtgetheJlt wenten, w^ehe aorgen^ dspa de die nötbigem 
Versctoiften mr Sfobernflg einer t egeiaiKssigen Verwaliung 
nnä bäiatei mit An Gvaii^Uen oder dem algememeft Interesse 
SträTtendM «eotbaltenL 

Die ViDi'sehrifl den M 7, dasa die kircbiicben und 
beseiidern Anstatten innerbalb MAa Monaten oaoh der 
VeriffenHietani diai Oeeetzei mA Innerimlb eitm Monntf 

14* 
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bei jeder neuen Stiftung oder Modification ihre Einricbr 
tung und Verwaltung der Gemeindeverwaltung mittheilen 
sollen^ oder sonst die Befugniss zu bürgerlichen Handlun- 
gen verlieren, welche Art* 1691 des Civilgesetzbuches den 
gesetzmässig bestehenden sittlichen Corporationen beilegt, 
fand eine heftige Opposition. Es wurde behauptet, die 
Diakonien seien keine sittlichen Corporationen, welchen die 
büi^erliche Gewalt Verpflichtungen auflegen könne, son-i 
dern kirchliche Anstalten, die daher auch unter der Kirche 
ständen. Jedenfalls gehöre diese Vorschrift nicht ins Ar-: 
mengesetz, sondern in ein Gesetz über das Associations* 
recht. Diese Entziehung der Befugniss zu bürgerlichen 
Handlungen sei unbillig, weil sie nicht die Verwaltung, 
sondern die Unterstützten treffe, auf bestehende Anstalten 
zurückwirke, jedem Kauf oder Verkauf, jedem Vertrage 
im Wege stehe. Viele weibliche Anstalten htttten sogar 
keine Statuten. Diese blosse Mittheilung ohne weitere 
Controle habe ausserdem keinen Nutzen, weil man fal- 
sche Statuten vorlegen könne. Die Verpflichtung könne 
leicht illusorisch gemacht werden, wenn ein jedes Mit- 
glied der Verwaltung den äusserlichen Charakter einer 
selbständigen Person annimmt. Zur Bekanntmachung mit 
der Existenz einer Anstalt brauche man die Vorlegung 
ihrer Statuten nicht, man könne sie am besten* aus ih- 
rer Wirkung kennen. Es gelte hier einer keuschen, säch 
vor der Oeffentlichkeit scheuenden Menschenliebe. Von 
einer andern Seite wurden die kirchlichen Anstalten, als 
öffentliche Armenpflege, einer öffentlichen Controle unter- 
worfen, welche dem Publikum Rechenschaft über ihre 
Handlungen und ihre Wirkungskreise schuldig ist. An- 
dere wieder behaupteten, dass die Kenntniss der beste- 
henden Corporationen dem Staate unentbehrlich sei ab 
Polizeimassregel. Kirchliche Anstalten, durch Diakonien 
verwaltet, seien ihrem Wesen nach keine persona dvihs, 
sie erhalten diesen Charakter erst, den sie zu bürgerlichen 
Handlungen nicht entbehren können, durch die Mitthei- 
lung ihrer Statuten« Nach der Verwerfung einiger Verr* 
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b66serangsvorschttge wurde der Artikel mit 35 gegen 
30 Stimmen unverändert angenommen. Die nämliche Stim«- 
menmehrheit bekamen die Vorschriften der Art 10 u. 11 
(35 gegen 29 Stimmen), welche alle Wohlthätigkeitsan^ 
stalten ohne Unterschied zu einer jährlichen Angabe der 
Zahl der Unterstützten, der Einkünfte und Ausgaben ver- 
pflichten unter Androhung einer Geldbüsse von 25 bis 75 
Gulden, wofür jedes Verwaltungsmitglied solidarisch ver- 
antwortlich ist 

Der Minister bemerkte, die Mittheilung der Einrich- 
tung und Verwaltung von allen Wohlthätigkeitsanstalten sei 
nöthig, 1} damit die bürgerliche Gewalt wisse, zu wel- 
cher Categorie diese oder jene Anstalt gebracht werden 
müsse, ob sie Anstalten sind, welchen ausgedehnte Ver- 
pflichtungen obliegen, ob kirchliche oder besondere; 2} da- 
mit dem Gesetze eine gehörige Wirkung gesichert werde, 
da eine bürgerliche Armenverwaltung nur dann Unter- 
stützung verleihen darf, wenn sie nicht von einer kirch- 
lichen oder besöndern geleistet werden kann (Art 21). 
Die Diakonien üben bürgerliche Rechte aus, der Staat muss 
also mit ihrem Bestehen bekannt sein, sie treten als bür- 
gerliche Personen auf und erfüllen bürgerliche Handlun- 
gen. Die Strafe in Art 7 hat keine rückwirkende Kraft; 
die Anstalten werden nicht aufgehoben, ihre frühem Hand- 
lungen werden nicht nichtig erklärt, die Strafdrohung wirkt 
nur für die Zukunft Man fordert keine Mittheilung der 
Statuten von den kirchlichen und besondern Anstalten, 
sondern blos Mittheilung von denjenigen Bestimmungen, 
welche die Armenpflege betreffen. Nach Art. 12 müssen 
die Verwaltungen der kirchlichen, gemischten und beson- 
dern Wohlthätigkeitsanstalten den bürgerlichen Verwaltun- 
gen, wenn sie es verlangen, angeben, ob ein Armer, der 
auch bei einer bürgerlichen VerwaHung sich gemeldet hat, 
von ihnen Unterstützung bekommt oder nicht, und werden 
mit 10 bis 25 Gulden Geldbusse belegt, wenn sie die 
Antwort innerhalb 14 Tagen nicht geben. Diese Vor- 
schrift legt keineswegs diesen Anstalten die Verpflichtung 
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V» Armenpflege iu^ sie 6oU awr dazu diaaes» w» awe 
doppelte UntarstOtisunj zu yiNrhinderii« JH^ Regierung veir^ 
beigfc it Art 10 nur dia Angaba der Varvrattiinga« uui 
UolereHltaioiigSAiieg^eii , kemeswog« aller Avsgatoi, wie 
g, B^ der für den Aikaitf von Gütern» Das Geaetz ragaU 
^ ArA oder Baeehaffenbait dar Fragen, die Angebe oder 
Sestäimung der Fora» dar Beantwortung bleibt miniete^ 
xiellen Vorsebriften äberlasseo« 

Es wurde sehr darüber gestritten, wie die Einkilafte 
und Gitter der kirchlichen. ArmenverwaltuDgeu m betrach- 
ten seiea» Während diejenigen, welche sich gegen jede 
HiHheiking oder VerdiTeBtUiAung durch kirchliche Armen* 
•ostaUen verwahrten, behaupteten, das« das Vermögen 
dieeer AnetaUen nicht das Vermögen der Arnaen sei, dass 
üie kein. Armengui besässen, woür sie sorgen müssten, 
die Araf^en seien keine Personen, welche für sich selbst 
sorgen kdantea; die zur Unterstützung der Arme» ein* 
^gegangenen Geben seien nicht als Privateigeotbui» dieser 
ee betrachten» woraus sieh auch die Verpflichtung etnar 
<^ffefitUchen MitO^Iuag der Einkünfte erkläre. Der Staat 
JSOU eine Ck>olrole führen über die Güter der kiroblii^hen 
Verwaltingen und sorgen, dess sie nicht in die todte Hand 
ttbergaken (Art 947 des Civügesetzbachs). Es sei lar* 
n^ seine Pflicht, über die Interessen der dürftigen Fami- 
lien zu wachen. Art. 8 unterwirft der Aufsicht der Ge*- 
loeindewrwaHQngea nur die Gast^ und Arbeitdiäuser, dip 
entweder allein durch die Gemeinde, oder durch diese 
und eine kirchliche Gemeinde gemeinsohaftlioh gestiftett 
sind; die von rein kircbltcben Gemeinden und besondern 
Persoaen bleiben also ohne Aufsieht In dieser Vorechrift 
licigl eine geflibrliche Teudenz wege^ MjRssbrauob, welche 
in sittlicher und materieller Hinsiebt vorkommen können. 
Es stimmten jedoch o«r 7 Mitglieder gegei^ 58 für diese 
Bestinmwtf. -«- Uen soll sich nach Art i3 bei jeder 
öfienUichen £inaemmhing von Geldern für Wohtthät^keifs*- 
anstalten wenigstens drei Tage vorher schriftlich bei dar 
Gemeindeverwaltung anmelden. Einige Mitglieder fanden 
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^m9i VoTMbriß mta beftphwesKch filr Personea, welcb^ 
(3«lder für einen Mroiilibl%0n Zw^ofc eiammiseln, Avdeif 
v^rlMgien^ dus^ don büqrerlifihen Arin^inrerw»UaQgea uad 
dfHU«uc0fi ¥eriviltciDg«n, w^d^e HilG^Ider erbaUeOi ä»f 
Bec^l m eitm tiflimtIMien EiQMupmliing v^a Geldern gtfnz« 
ImA notorg^gt worde* ^ Dt© Art 14—19, welche Bc'- 
sUmmuiigen über die Verwaltung der C|üter und Anl^giuy 
der Gelder von bürgerlidien uQd geuiscbten Anstelteo ^^At- 
beUeq», sowie die Baetinunungen über Smtscbädigungsakten 
la Art 34 ii. 35^ mnd die Uebergaog^vorscbrUteu Art. 36 
hi» 40 beben für d^s Ausland kein besonderes Interesse. 
Die Art. 20 bis 26 über die Uaterstützitng d^ Armen, 
Art« 27 Us 30 über das Unterstützuiigsdomii^il, Art. 59 
bis 61 über die Hilfsgelder sind, bereits früber beaprochen. 
Das Bückfordernngsre^bt der Vorschüsse, die traurige 
F^ge eine$ Unterjstüt^nngadomicils, macht den dritten Ab- 
si^bnitt deir Gesetses aus. Die Art, 41—48 handeln über 
das B^ckfofderungsr^t an Verwaltung^) Art 49 — 54 
ap den Unteisstiil^en selber, 4^s$en Bluts- und Anver- 
wandte, Art. 55*<^Ö8 über dia. Verjährung dieses. Bechts, 
Diß UntetrstütaLu^g , wovon Bejofiimiig fPr Arbeit ausge- 
npmraeq ist^ d^rab hürgerlicbe ^Yerwaltu^geu den Armen 
y^ioben an eineoii andexn Orte ^s. dj^fn Unterstützungs- 
dowicüy oder wäbreod der Ausfiadigimachnng. desselben^ 
wirxl zu einem billigen (eine fruchtbare Quelle für Slrei-^ 
tigkeJbtei») Betrage, welcher nie das in Art. 25 durch de^ 
ßemeiaderath fostgeseftzfe Maximum (ultra posse neoiio obli-» 
gatur) übersebreiten darf, vqm Unterstüt^ungsdomicil zu«- 
TÜd^efordert, Die Leistung muss bewiesen werden durch 
einen motivirten Beschluss des Bürgermeisters oder eines 
Schöffen, der den Auftrag erhalten hat (Art. 41). Dieser 
Beaobluss, muss innerhalb 14 Tagen, nachdem die Leistung 
angefange« hat, der Verwaltung der Gemeinde mitgestheü^ 
werden, wo der Arme vermuthlich sein Unterstübsunga** 
dQiaicU hat, oder wenn dieses nicht zu finden ist (33), 
am Ministerium des bnern mit Andeutung der Gründe für 
idiesea Veipntb^. Wefifi inqerbalb dieses Termins kein 
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vermothliches Unterslfitsungsdomicil entdeckt werden kann, 
filngt der Termin erst vom Augenblicke der Entdeckung 
an zu laufen. Wenn die um Restitution angesprochene 
Verwaltung das Domicil leugnet und diese Verlftugnung 
die Veranlassung gibt, eine andere Gemeinde dafür zu 
halten, fangt der Termin mit dem Tage an, an welchem 
die Veranlassung entsteht, eine Verwaltung zur Zurück- 
gabe für verpflichtet zu halten. Sind diese Termine nicht 
beobachtet, so kann die vor der Mittheilung verliehene 
Unterstützung nicht zurückgefordert werden (Art. 42). Der 
Bürgermeister der angesprochenen Gemeinde gibt inner- 
halb zweimal 24 Stunden Bericht des Empfangs der Hit- 
theilung. Wenn die Mittheilung nicht innerhalb vierzehn 
Tagen beantwortet ist, muss aus den Mitteln der ange- 
sprochenen Gemeinde, ohne Recht auf Zurückforderung von 
irgend einer Verwaltung, das in Folge der Art. 41 u. 42 
Verschuldete zurückgegeben werden bis auf die Zeit der 
Beantwortung (Art. 43). Die Verwaltung der Gemeinde, 
wo der Arme sein Unterstützungsdomicil hat, kann, wenn 
dieser an einem andern Orte unterstützt wird, nach Be- 
rathung mit der mit Theil habenden Armenverwaltung for« 
dern, dass der Arme, wenn er weitere Unterstützung ndthig 
hat, sich an dem Orte dieses Domidls niederlasse, insofern 
Krankheit oder andere ausdrückliche Hindernisse es nicht 
hindern; wenn jedoch die zusammenwohnenden Mitglieder 
einer dürftigen Familie in mehr als einer Gemeinde ihr 
Unterstützungsdomicil besitzen, kann dieses Recht nur durch 
die Gemeindeverwaltung, in der das Familienhaupt sein 
Domicil hat, ausgeübt werden, und können die Mitglieder 
derselben gegen ihren Willen nicht von einander getrennt 
werden. In diesem Falle wird wieder nach dem früher 
angerührten billigen Betrage die Unterstützung von ihrem 
Domicil zurückgefordert (Art. 44). Die Unterstützung am 
Aufenthaltsorte der Armen, im Widerspruch mit der For- 
derung des vorigen Artikels verliehen, kann blos dann 
zurückgefordert werden, wenn sie die Folge einer erwie- 
senen Krankheit ist, oder eine absolute Verhinderung am 
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YenelzQiigf da ist (Art. 45). Die Vorsohttsse der Untetw 
stütBung and etwa nöthiger Reisekosten werden durch die 
bürgerliche oder allgemeine Armenverwaltang, oder wenn 
diese mangeln, ans der Kasse der Gemeinde, wo der Arme 
sich anfhilt, bestritten, .die Zurückgabe ans der Kasse der 
Gemeinde des UnterstOtznngsdomicib mit Vorbehalt des Za- 
rückfordeningsreehtes an die bürgerliche oder allgemeine 
Armenverwaltang, ungeachtet örtlicher Anordnungen mit 
khrchlichen und gemischten Armenverwaltungen, worauf 
man sieh vor der Zurückgabe gegenüber der fordernden 
Gemeinde niemals berufen kann. Diese Bestimmungen sind 
nicht anwendbar auf die Unterstützung in den Niederlan- 
den an Fremde und im Auslande an NiederUnder verlie- 
hen, eine Folge von internationalen Verträgen (Art. 46), 
und auf die Kosten des Ueberbringens und der Pflege 
von dürftigen Irren und der Pflege in GefUngnissen von 
nicht verurtheilten armen Kindern von Gefangenen, die 
nicht von ihren Eltern getrennt werden können (Art. 36 
n. 47). Unterrichtskosten von armen Kindern, BegrSb- 
nisskosten, Reisepfennige und andere unbedeutende Gabeni 
nach der Beurtheilung des Richters, können nicht zurück- 
gefordert werden (Art. 48). Es liegt in den Vorschrif- 
ten dieser Artikel manches Unbestimmte und eine grosse 
Veranlassung zu Streitigkeiten. Es wurde wShrend der 
öfi'entliehen Berathungen die Bemerkung gemacht, dass das 
Rückforderungsrecht Feindseligkeit und Unwillen veranlas- 
sen werde und dass es am schwersten auf arme Gemein- 
den drücken werde. Man versucht in der Regel sein Schick^- 
sal in grossen und wohlhabenden Gemeinden. Diese zie- 
hen ihren Gewinn von Jedem, dem die Probe gelingt; 
während sie die Last der misslungenen Probe dem Ge- 
burtsort aufladen. Der billige Betrag, wovon in Art. 41 
die Rede ist, ist in der Regel viel höher in grössern 
Gemeinden, wo der Lebensunterhalt theurer und die Be- 
dürfnisse grösser sind, wie in kleinen. Die Vorschrift des 
Artikels 44 erschwert die Armenlast durch Reisekosten. 
Der Arme selbst verliert vöHig die Disposition über sein 
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UnOigen ScUokttO» Er wird e^er Art Sktaverei mdaf^ 
worfen nad i^i nuch seine» G^urtsart verteant, dem ai; 
«Ml öfter ganz entfreiodet birt. 

P£« R6okfordmuig:iirD6ht w^irde iß\ (Jnt^rriolitekasteii 
iitht gemattet, ireil die Betrootitiiiig de3 wieulgelttichf»! Uo^ 
ierriehte als UirleR$ttttsung herabwürdigend fdr £Uern «ein 
würde, die sonst keine Unterstüteung erbidten. Die Be^ 
gräbnisskosleo gehören sor Gemeindepolisei und kämen 
nieht als Vnterstütenng betrachtet werden. Es w#ren je-« 
doeb einzelne Mitglieder, welche das Rückfordermgsrecbt 
nnob auf die letztern ausdehnen wollten. 

Der Ertrag der Güter von Waisen» FindUngen, ^er^ 
laeienen Kindern und andern Armen, in bürgerlicben, kirph«^ 
liehen oder bes<»dern Gaathäusern verpfleg!, kann während 
der Pflegezett durch die Verwaltung genossen werdeui 
welche die Verpflegnngskosten beiträgt, jedoch nur bi3 zuw 
Betrage dieser C^rt. 49}. Aus «den Erbschaften derjeni^ 
geP} welche wfthrend der Pflege in dmi G^sthünser;i ster^r 
ben, können die Pfleger und BegrHbnis&kpsten zuri^kge^ 
forderi werden, insofern sie nipht 4ttroh die Anwendui^g 
dßH, vmgm Artikels vergütet sind (Art, 50}. Die frür 
beren hkenun oder Verwilligungeii, welche das; ZurückT 
lorderungsrecht der Pflege^ und Unterstützungskosteu; oder 
^en Srbre^ht der Wohtthätigbeitsanstalten auf Erbseb^en 
iler Vierpflegten oder Unter^tittzten betrafen, wcarden durcl^ 
Art. 54 ausser Wirknng geiMzt. 

Der Verjäbrungstei^in ist für jede Forderung wege^ 
UnterMiitzung der Armen «eg^ die Verweltung en seeh^ 
Jllonate nach dem letzten. December des Jahres, in wel-: 
•cfaem der Versuch stattfand, oder wenn das Unterstütz^ 
ungsdomicil 40$ Armen erst später entdeckt wurde, läuft 
der Termin vom 31. December des Jahre«;, wmrip die An-^ 
deuking des Domicfls stattgefunden bat (Art^ 55}. Biß^ 
einfache schriAUohe Aomabnung von der Gemeindeverwatr 
tung, weiche di^ Unterstützung verliehen hai^. mit gteicfar 
zeitiger Abschrift an die Deputirtep Staaten der Pirovini;, 
m yf^M^ef die «njiesprpchfsne, \;eriNdtttng gehöcti unte^r 

Digitized by VjOOQIC 



MeM «b YtPjXllraiig, jedeiiml jodoeii nor fflf «i» JMir 
(AiiU SfQ}i Bk Fofdfirungw an den Uoter^tiUsteii» «eine 
Sbits-* und A»v^Hnsn4ten oder an ErlMsabttften verjSbre« 
erat in fimfi Jo)uf«n iiaeh dem 31, Deowlier 4es Mirea, 
in welobe^: die» UaWffitUteiing verliehen wurde (Art 58). 
!>«» V^4ii«|f9«, ik^ Hfl&goldar der aemetnd^n nn WM^ 
IhätighieiltffiQltliltoA so viel «te mogli^ tn bescfarMokea, 
vef«i4a«»(!^ M um ^ffenUicbeA Berathangen i» dar «w«i- 
i^A Kc^üHVlQr folgende Veri)e«seri»}g3vors<J)iäge in Art 60^ 
wficiiir di^ MoÜve e8(wi<?beH| eu» wdohen Hilfsg^er 
verVehco W€ff4en isollen \ »Die ArmenverwaUQnfen^ w^M^ 
l>0i Var^ffMJiobwPC diesem Geseires Hilfsgeldetr ^rh^lMfl, 
w^d^n 310 bi$ «(«mu^r 1S69 fiorterbaUen, Ji^docb so, Jk^ 
m jüteU^h Ml» w Siebentel vermiiidert werden/ Hier'^ 
geg^ iKur4^ die Einwendung gemeobt, da$3 dieaes Vor- 
:JHindar<) «vr das^u führen werde, die hircUicben Verwal«' 
M^gm gegen die Tendaaz^ de$ Geseteea eu veranl^gaen, 
.wen9 sir di^ SKIfi^g^Ider mohl eirtbebrea könvea, die Ar^ 
inenpflege den bürgerlicben Verw^tiiBgea 2tf Qberlas^^n,. 
£)jei^ Verf^asergogsyor^cbbig wwde q»H 54 gegen H 
^Ümin^n verworfen» Ein aider^r Yor^cblfig, naeb w^lobm 
s^Ue birebliohen WobitbfitigkeitsaaataUoo, welche nach dem 
i, }m^^ 1840 im Genns» von Hilf^geldern aoß einer 
bttrfferlicbf n Kasuso blieben^ nnter die An^taUen gemiscbt- 
ter J[ArU ^* HU i) fiu£gei»omiaen und den Yorscbriften 
dfs, G«aetz^« unterworfen werben solUen, wurde mü 46 
£f!gen 13 SljiBmen verworfen* Der Art* 66^ n^cb wel^ 
olyen; die Ueberbringung« - und Pflegei^ateo der BeUl^ 
md l^n4atreiub^ in den BetUeranstalten den Kaa^en der 
bärnerlkben Gwieinden beatriUen werden sollen, in denen 
siß ihr Uo(#ratütungsdoinicil bab^, wnrde in den öS^l- 
JLcbe« Beraibungen der zweiten KMtnier mit 37 g^w 
2^9 ßtininien verworfen. Die Gründe der Verwerfung, frMt- 
h»r bereits dusfübrlieh in einer Sittscbrift des G^mejjide«- 
dralbes von Ineck (Provinz Frsesland) eoiwick^, war#n, 
ds^s^ indem dus Gesetz nirgeoda die Verpfliphtopg ^ur 
Unterstützung ausspricht, nach diesfw Artil^al diif Gewrai- 
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den' verpflichtet werden, Bettler «n verpflegen, deren Üe* 
berbringnng nach einer Anstalt durch ein richterliches 
Gutachten geboten wird. Auf der Regierung ruhe die 
bürgerliche Pflicht, das Betteln im Interesse der Ruhe und 
der dfientlichen Ordnung zu verhüten. In diesem Sinne 
sollten Art. 274 des Code penal und die kaiserlichen Be- 
schlüsse vom 7. October 1809 und vom 11. Juni 1810 
ausgelegt werden. Die Landstreicher sind ausserdem ganz 
abhängig von der Willkür der Regierung, welche sie los- 
lassen oder nach Bettleranstalten schicken kann. Die Re- 
gierung, indem sie ihren angenommenen Grundsatz fest- 
hielt, rettete sich durch die Einschaltung des folgenden 
Zusatzes: „Wenn die Gemeinde durch den König, im Ein- 
versiändniss mit den Deputirten Staaten, die Kosten ganz 
zu tragen für unvermögend erklärt wird, wird der Theil, 
wacher ihre Kräfte übersteigt, durch die Provinz und das 
Reich, von jedem zur Hälfte, getragen.^ Nach dieser un- 
bedeutenden Einschaltung wurde der Artikel mit 44 ge- 
gen 21 Stimmen angenommen. 

Bei den Berathungen über Art. 62 kamen auch die 
Arbeitshäuser zur Sprache. Das traurige Schicksal der 
meisten unserer Arbeitshäuser haben die Bettlerkolonien, 
deren Kostspieligkeit in keinem Verhältniss zu ihren Vorthei- 
len steht, hervorgerufen, und bereits 1842 die Veran- 
lassung zu einer ausgezeichneten Schrift des Herrn W. 
C. He es gegeben, „De werkinrigtingen voer armen nit 
een staathuishoudhundig oogpunt beschound^, in welcher 
vom Öconomischen Standpunkt aus die Nachtheile der Ar- 
beitshäuser gründlich auseinandergesetzt sind. Herr Machay 
machte die Bemerkung, dass in England die arbeitsfähigen 
Armen aus den Arbeitshäusern entfliehen, während sie der 
Zufluchtsort der arbeitsunfähigen sind. Auch in unsern 
Bettlerkolonien werde geklagt über den Mangel an tüch- 
tigen Arbeitslcuten. Während die Cultur des Bodens, der 
ursprüngliche Zweck der Errichtung dieser Kolonien, nicht 
erreicht wurde, sind sie jetzt in die der Horalität und der 
Bildung nicht eben zuträgliche grosse Spinn- und Weber- 
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itistdlten verwandelt, wo die Herbeischaffung; der Grund- 
stoiFe sehr kostspielig ist und der ProdacUon ein künst«- 
licher Absatz durch ihre Versendung nach uns^m Kolo- 
nien vermittelst der Ostindiscfaen Handelsgesellschaft ger- 
geben wird. , • ' 

Zuletzt versuchte eins der Mitglieder dem Gesetz foh 
genden Scihlu^satz feiinzuzufügen : ^»Dieses Gesetz soll vor 
3 t: DeceiQber 1859 einer Revision unterworfen werden/ 
Er bemerkte^ dass, obgleich durch 43 Redner 40 Reden 
bei der allgemeinen Berathung des Gesetzes, und 200 bei 
der Berathung der, einzelnen Artikel gehalten hätten, bei 
keinem Gegenstande des Gesetzes Einstimmigkeit geherrcrobt 
habe. Es sei.dah^r wünschenswerth, dieses Gesetz nur 
als vorübergehend zu betrachten. Dieser Vorschlag wurde 
jedoch mit 59 gegen 6 Stimmen verworfen, und zwar 
aus dem Grunde, weil sowohl die Kamäier wie die Re- 
gierung das Recht besitzen, eine GesetzesMnderung vor- 
zuschlagen, und weil' aus dieser grossen Meinungsver- 
schiedenheit erhellt, dass die Frage schwer und zart ist 
und man nicht damit sobald ins Reine kommen werde. 
Das Grundgesetz verlange ausserdem kein Uebergangsge- 
setz, sondern ein völliges Gesetz für die. Armenverwaltung« 

Der Gesetzentwurf wurde, nachdem die Öffentlichen 
Berathungen in der zweiten Kammer vom 10. bis zum 
24 Mai, oder zwölf Sitzungen hindurch gedauert hatten, 
am 24. Mai 1854 mit 37 gegen 28 Stfanmen^) ange- 
nommen. Es beschäftigte die erste Kammer, welche kein 
Emendationsrecht besitzt, nur während einer Sitzung. Letz- 
tere hat am 26. Juni nachträglich den Entwurf mit 26 
gegen 5 Stimmen angenommen. Das Gesetz, 78 Artikel 
enthaltend, ist vom 28. Juni 1854. (Staatsblatt Nr. 100.) 

Es sind bereits vom neuen Armengesetze die folgenden 
Ausgaben und Commentare erschienen: J. H. G. Boisse-, 
vain, de armenwet mit Anmerkungen; F. J. Hock, de 



1) Beilttafig bemerke ich, dass das Gesetz über das Unterstat£<* 
ungsdcmicil vom 28. Norember 1818 damals mit 84 gegen 8 Slimmen 
darch die sweite Kammer angenommen wurdet 
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rftH M tegdmg van het ormbestniir toegpelichl; J. Ltev 
Iz. De wet op bei armbeslttor toegeliebl mit de oßidele 
stokken en de dtseustfion in de beide Kamers; X B. M nl'^ 
der, HandleidiQ; Teer de Araibesltireii in Nederland; W« 
de Sitte r, de wet tot regeling van bat Armbeslnor doer 
aMiten Keningen ingerigt tot eene beknopte bandleiding 
voer gemeente en armbesturen; N. J. Caliscb, Wet toi 
regeling van bet Armbestvinr, voer aeeen van eeii «Ipbe^ 
beti»eh regii^er; W. Fraftoken, Wet van den 28. Juny 
1694 lot regeiing vm bei Armbestonr, mit de da orever^ 
voeriil ii de Twede Kamer der Staaten Genefri, gewisvelde 
gtidckeii en getioiidene beradslagiDgeB; L. 1f, Scbarman^ 
W0t ^01 regeUiig va» bei Armbe^tiur, vermeerderd mef 
toeiüiAtlmen en eon «Ipbabettaob register; A. J. Zubli^ 
Ckw^hiedMiis der uederlindeobe Atmenvret. 

Penier hat 4er Minister des Innern mn 43. AmgiM 
1854 die DefHittrten Staaten dwrob Cirkukrsebreiben mit 
dem fiaoptzweok, dam IBimi und der Tendetiz des neuen 
Gesetees bekannt gemaobl. Ihre Aufmerksamkeit wmle mt 
die dmei Mgenlen Hauptpunkte hingeleitet: 1) Die Dn« 
abbfiogigiceit der rein kircMMien nnd besondem Wohl-* 
thMgfceit^aostaiMen. 2) Das Unterstützen der Armen so 
loel eis mögliob Mi kircblichen und besondern Wobithtt- 
tigkeitmibslaUen an Ikberlassen. 3) EKe Betracfalnsg des 
Vei^acbens von Hilfiigelderii ans Gemeindefcassen an WoM« 
tfaälii^eitismislailen als ein wiiidiches Vebel, welobe nur 
bei imv^meidüeher If otbwemfigkeit verfielen and mt jede 
mttgUche Weise bescbrünkt i^Mrden jK>llen. 

Wir bemerken zum Bchlnss, dass in Folge des neuen 
Gesetzes neuerlich die hoIUlndisebe reformirte Diakonie in 
der königlicben Besidenz, dem Haag, dm HiUsgelder aus 
der Gemeindekasse, welche 17000 Gulden betragen, für 
die Winter Jahreszeit von 1854—55, völlig abgelehnt bat. 
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Iße Entwürfet äu Ürirainalg^setzbtlchern fo fii^ 

land und die Gnlachlen der fünfzehn Richter 

über die CodiÜcaliönsfra^e, 

^ Öeprttn 

!■ ' : • ' ■ ■ 



Niehi hvU hA in Mue^ter ZeA ein CtBfietBgtbunyl^ 
msiwh und dio Ar% wie die 15 RioMer EnfbMb fihet* 
die vof gelegte Arkail (Sidi Siuisertfii, ik) grossee AnfoelM 
wmitkti ete dies bei den AiHtrorten der Kirlifer auf ite 
tiNTgektg^en 0efi0ts6eeeiitwi»fe der Fall wer. Aendi fir tu* 
dere Likidef liegt in diesen AriMÜen «nd in dar Kennt-*- 
)m$ ihfet: ScUcfcsele viel Lehrffeictaen £eit {iwenaig Jebrei 
Mrenee in Engleed GegetotekommilHBionen beedHiflig^ eii 
drifliiiiiitgeeettbuch m beerbetten. Wir flnde^ mXft de« 
IfttgJiedem dieser KtMHiniasieneitt die ausge«etehnetiesten j««- 
jTifiten Sogteds« Die 1 8ä3--4& beerbatefen Beriehte m» 
den lieigeftglen Entwürfen; entbelteo i^inen fcosSbafen Scbet« 
fAr dite KentBies dee engUachen atf«lrechtS| da die KooBr«- 
^isaion bei jedem Verbreohe« die Gem\nskt/$ Amt darilbcar 
vert^ündeten GesMMi die F^^rlbüdneg dter Jinrisi^emH 
^ gfeifweiitea ErCateungen ««geben und die ärttnde ent^ 
^UMkm^ dereb wtlebe ibre Geaeltasverscbläge gerecht* 
fertigt «weirden eottleii. Im Jahr 184S legte Lord Bfongbem 
eine Bfll^ die auf jene Arbinton sieh grfindete^ den Plaur* 
Jbmente vor. Eiee neue GesetegebuiigstuHniaistioii .w»rde 
^mmnt imd 1847 — 4S wurden ibre Arb^il#n vorgelegt. 
Ivk Jebr 1&4S kgte Lerd Breugbim dnen «eoeö Eirt-» 
.mirf eines Gesetsbuehs vor; 1853 vereinigte man efdl 
Im OberbiMise^ den Eatwurf au tbeiteii und vorerii iHUr 
«me Bilü über Verbreoben gagen Perfwmn und eine #dr 
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Verbrechen gegen Eigenthum vorzulegen. Eine Kommis-' 
sion wurde hierzu ernannt; die Bills wurden vorgelegt 
Man beschloss aber, vorerst sie den 15 Richtern Eng« 
lands zum Gutachten mitzutheilen. Diese erstatteten nicht 
ein Gesammtgutachten, sondern jeder einzelne Richter gab 
seine Ansicht motivirt ab. Sämmtliche Antworten wurden 
mit dem Schreiben des Lordkanzlers gedruckt unter dem 
Titel: Copies of the Lord chancellor letters to the judges 
on the criminal law Bill of the last Session and copies 
of their answers thweto. London 1854. Die Antworten 
der Richter waren den neuen Entwürfen ungünstig; bei 
dem regen öffentlichen Leben in England konnten jedoch 
diese Gutachten nicht lange ohne Erwiderung bleiben. 
Zwei Männer, welche Mitglieder der Kommission waren, 
antworteten den Richtern. Ihre Schrift erschien unter dem 
Titel: A letter to the Lord chancellor containing obser- 
vations on the answers of the judges by Ch. Si^engel, 
Graves and James J. Lonsdale. London 1854. Auch die 
Presse nahm den lebhaftesten Antheil an dem Streite, und 
die Antworten der Richter wurde» ein Gegenstand aUge* 
meiner Besprechung. Da die Richter darin übereinstimme* 
ten, sich gegen die Godiication, insofern nicht blos die 
Statuten consolidirt, sondern auch das sogenannte unge- 
schriebene Common law codificirt werden sollte, über- 
haupt zu erklären und zur Rechtfertigung ihrer Ansieht 
sehr scharf einzelne Bestimmungen des Entwurfs tadelten, 
so waren die Aufsälze in den öffentiiehen Blättern vor- 
züglich gegen diese Ansicht gerichtet, und merkwürdig 
ist es, dass Zeitschriften, die in einem sehr verschiedenen 
Geiste redigirt sind, dennoch in der Widerlegung der An- 
sichten der 15 Richter übereinstimmten. Siehe Edinburgh 
Review, April 1854. p. 513; Quarterly Review, Mart 
1854. p. 461; Legal observer, August 1854. p. 258; 
Law Keview, August 1854, p. 110. Diese Verhandlungen 
haben auch für den ausländischen Juristen vielfachen Werth. 
Es ist eine wolilthätige Frucht des Alles durchdringenden 
Gfistes der Oeffentlichkeit in England, indem in diesem 
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Lande nicht wie in andern Ländern die Gutachten der 
Richter als Geheimniss für das Publikum, nur zugängh'ch 
den Wenigen, die zum Ministerium oder der Kommission 
gehören, unbenutzt bleiben, sondern öffentb'ch werden, da- 
her ein Gegenstand öffentlicher Benutzung und Bespre- 
chung sind, während zugleich die Richter aufgefordert wer- 
den, noch umsichtiger ihr Gutachten abzugeben, wejl sie 
wissen, dass ihre Arbeit einer strengen öffentlichen Be- 
urtheilung unterliegt. — Die angeführten Gutachten der 
englischen Richter sind aber auch allgemein wichtig, in- 
sofern manche der darin gegen die Codifiltation angege- 
benen Gründe und Einwendungen gegen die vorgeschla- 
gene Fassung der Gesetze allgemeiner Beachtung würdig 
sind. — Vergleicht man die vorliegenden Gesetzesentwürfe 
mit den Gutachten der Richter, mit der Erwiderung von 
Seite der Commissäre und mit den Angriffen der Presse 
gegen die Gutachten der Richter, so bemerkt man leicht, 
dass von allen Seiten Missverständnisse, Irrthümer und Ue- 
bertreibungen vorkommen, während durch genaue Unter- 
scheidungen der einzelnen Fragen eine Verständigung leicht 
möfflich ist. Wenn in der Presse gegen die Bemerkungen 
der Richter vorzüglich geltend gemacht wird, dass die in 
ihrer langen Praxis ergrauten Richter nicht leicht von demje- 
nigen sich lösmachen können, woran sie bisher gewöhnt 
waren, so dass sie jede Neuerung in der Gesetzgebung 
mit ein^r Art von Abneigung betrachten und in ihrer Be- 
urtbeilung von neuen Vorschlägen nicht gerecht sind, so 
mag daran etwas Wahres sein ; und auffallend ist es, dass 
die englischen Richter gegen mehrere neue Gesetze, z. B. 
über die examination of parties, sich Anfangs entschie- 
den erklärten, während sie später die Zweckmässigkeit 
der neuen Gesetze anerkennen mussten. Es kann auch 
nicht verkannt werden, dass in den Gutachten die Richter 
durch ihre Abneigung gegen die vorgelegten Bills oft dazu 
gebracht wurden, durch auffallende Beispiele den Vorschlag 
lächerlich zu machen, oder durch Anführung von Fällen 
nachzuweisen, dass das vorgeschlagene Gesetz in der An- 

SHt. ZtiuOr. f, dl tUehUuf. XXVIL Bd. U. BfU 15 
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Wendung auf diese Fälle lückenhaft oder ungerecht sein 
würde, während sie bei genauerem Studium der Gesetzes* 
entwürfe darin selbst Sätze gefunden haben würden, durch 
welche ihre Einwendungen beseitigt werden. Abgesehen 
aber davon, finden wir in jenen Gutachten viele wichtige, 
von Jedem, der sich mit Gesetzgebungsarbeiten besckttfligt, 
woh! zu beachtende Bemerkungen. 

Der Hauptpunkt bei dem Streite ist der: Ob 6i$ rtlth- 
lich sei, das sogenannte Common law zu codificfren, d. h. 
das bestehende ungeschriebene R^cht auf feste gesetailiche 
Regeln zurückzuführen, welche an der Stelle des bishe- 
rigen ungeschriebenen Rechts befolgt werden müssen. Dar- 
über, dass das in der Masse von Statuten zerstreut lie- 
gende und aus verschiedenen Zeiten stammende englische 
Strafrecht, oft durch augenblickliehe Aufregung und ein- 
zelne Fälle hervorgerufen, sieb häufig widersprechend, in 
ein Ganzes vereinigt werdea sollte, waren auch die Rich- 
ter einig; und am bestimmtesten spricht der Richter Lord 
Crompton (Copies p. 44) die Ansicht aus, dass die Ge- 
setzgebung am zweckmässigsten handeln wQrde, wenn sie 
jene Theile der Strafgesetzgebung, welche durch diä Ver« 
änderjungen ynd Verbesserungen neuerer Zeiten unanwetid- 
bar nach den Forderungen der Gegenwart geworden sittd, 
verbessern, in Fällen, in denen widersprechende Entschei- 
dungen vorliegen oder wo der Sinn des Ge^etzed zwei- 
felhaft isty erklären würde , was Gesetz sein soll, wenn 
überhaupt aus der verworrenen Hasse statutarischer Yor- 
schriflen Unj)assendes ausgemerzt, das Statut vereinfacht 
und codificirt werde. Alle Richter dagegen erklären sich 
gegen die Gesetzesentwürfe, insofern sie den Zweck ha- 
ben, das Common law zu codificiren, und behaupten, dass 
dadurch ein schlimmer Zustand der Dngewissheit des Rechts 
entstehen würde; es sei unausführbar, durch Definitionen 
jejden möglicher Weise vorkommeoden Fall zu umfassen, 
so d^ss dann manche Handlungen, we1c)ie straTwQrdig sind 
und nach den Grundsätzen des bestehenden Common law 
bestraft werden könneni ii) Ztikunfl straflos sein würden. 
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Dadurck wUrde der Nachtheil entstehen, (kuis die Richter statt 
dass sie wie bisher alte GrundjMitze auf neu entstandene Fälle 
Zeiten anwenden und nach den wechselnden Umständen der 
das Recht fortbilden können, künflig nur die in den Par-^ 
lamentsakten und in den (gewöhnlich ungenauen} steareo-- 
typen Definitionen enthalteoen Worte auszulegen genötbigt 
wären. Nach den ErUärnngen der Richter (z. & Coler»* 
idge p. 13} werde weder der angehende Jurist durch 
ein Gesfitsbuch m einem bessern Studium des Strafrechts 
gefangen, da ein aus ein^r Reihe von Texten bestehen«- 
der Code ohne Commeiitare, ohne Studium aller zum Ver^- 
striien ndthigen Werke doch nicht gut verstanden werden 
könnte, no^^h werde die Masae des Volks eine wahre prak- 
tische KenntnijSfs von dem, wns strafwürdig ist, durch das 
Lesen des mit technischen Ausdrücken angefüllten Code 
erfamgea, während jetct J4rder verständige Bürger durch 
Tradition hinreicbend wisse, was Mord, Diebstahl u. A. ist. 
Sobald dsJEi Common law codificlrt werde, hätte der Richter 
nnr mit Auslegung van Worten des Geselzßs sich su 
beffohäfUigen, während er jetzt den Vortheü kabe, Grand-^ 
eätüe anzuwenden. Je nirtur das Reckt auf Regeln berahe, 
wniche einer biegsamen Anwendung tähig seien, desto 
mehi werde der Vorth^il. gewonnen, dass der Richter die 
Ikundaitzn des Common law nuf neue Vergehen und auf 
€omIiiniitionen von Umständen enweaden könne, wekho im 
LnufQ .diur Zeit entstehen , (Crcmpton p. 43}. 

Lust man die in den Gnsetzentwürfon, auf welche die 
Gittaohten der fUditer sick beziehe« enthaltenen, dem bis- 
her geltenden Common law entlehnten Bestimmiingen auf 
(die Bffl über Verbrechnn gegen Personen enthält 169, die 
UJieff Verbredidtt gegen Eigentbum 156 Paragraphen}, 
so lassen sie sieb auf. folgende Kategorien zurückführen : 
1} Siarafbeslimmnngen fther Verbrechen, die bisher durch 
kekie Statuten verpönti aber nach dem Common kw i;traf<r 
bar waren. 2} A^stellnng allgemoineir Grundsätze, vfelche 
überhaupt bei der Anwendung der Strafe beachtet lüerr 
4en, müssen (ittiBlicb den Be^mnageni welcba in dem 

15» 
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allgemeinen Theile der deutschen Strafgesetzbücher vor- 
kommen). Wir wollen einige derselben unsern Lesern 
aus der ersten Bill mittheilen, z. B. Art. 1 5 über Zurech- 
nung; es heisst: wegen einer Handlung oder Unterlassung 
ist keine Person strafrechlich verantwortlich, die zur Zeit 
der Handlung oder Unterlassung wegen Unreife oder we- 
gen Schwäche des Geistes, oder wegen Ungesundheit oder 
Krankheit, oder wegen eines Wahns entweder nicht weiss 
was sie thut, noch die Fähigkeit, zu unterscheiden, be- 
sitzt, dass. das, was sie thut, Unrecht ist und sie da- 
durch göttliche oder menschliche Gesetze verletzt, vorauS"- 
gesetzt dass bei jeder Person (mit Ausnahme der in den 
zwei nachfolgenden S§ bezeichneten) die nöthige Fähig- 
keit so lange vermuthet wird, bis das Gegentheil bewie- 
sen ist, und dass von der Verantwortlichkeit wegen vor- 
übergehender Unfähigkeit derjenige nicht frei wird, wel- 
cher diese absichtlich durch Berauschung oder auf andere 
Art herbeiführte. — Nach $.16 soll die Unfähigkeit WO"- 
gen Unreife des Geistes bei Kindern unter 7 Jahren an- 
genommen und der Beweis des Gegentheils nicht zuge- 
bissen werden; bei Kindern über 7, aber unter 14 Jahren 
soll diese Vermuthung gelten, bis das Gegentheil bewiesen 
wird, vorbehaltlich der Bestimmung im Art. 1 53 (darnach 
soll ein Kind unter 14 Jahren als absolut) unfähig gel- 
ten, um Nothzucht zu v^üben. — Auf ähnliche Art ent- 
hält die Bill viele solche allgemeine Bestimmungen, wie 
sie in deutschen Gesetzbüchern vorkommen, z. B. Art. 18 
über Einfluss des Zwangs, oder Art. 20, dass Niemand 
durch Berufung auf Unkenntniss der Gesetze des Landes 
von Verantwortlichkeit frei sein soll. Art. 31 über Be- 
strafung der Anstiftung. Die Einwendungen der Richter 
gegen solche Artikel betreffen vorzüglich die Art der 
Fassung, und in dieser Beziehung werden die Erfahrun- 
gen, die man in Deutschland in Bezug auf die Bestim- 
mungen unserer Strafgesetzbücher bezüglich der Zurech- 
nung gemacht hat, auch in England die nämlichen sein. 
Man sieht immer mehr ein^ dass die Gefahr solcher Vor- 
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Schriften die ist, dass sie, wenn sie za enge gefasst sind, 
z. B. nur gewisse von Zurechnung befreiende Krankheiten 
aufzählen oder gewisse Erfordernisse aufstellen, die Rich- 
ter ungerechterweise beschränken, und hindern auf Fort- 
schritte der Wissenschaft Rücksicht zu nehmen. Wenn 
sich hiegegen die engh'schen Richter erklären, so haben 
sie Recht; daher ist auch die oben mitgetheilte Fassung 
des $.15 schwerlich zu billigen, weil sie z. B. auf die 
Seelenstörungen, welche in Manie bestehen, keine Rück- 
sicht nimmt und nur an den alten Vorstellungen von Wahn- 
sinn hängt, und well der Ausdruck: dass der Thäter 
nicht weiss, dass er die Gesetze Gottes oder der Men- 
schen verletzt, ein höchst unbestimmter ist; das Glück 
ist, dass ungeachtet dieser ungeschickten Fassung die ver- 
ständigen Richter doch den richtigen Ansichten der Wis- 
senschaft folgen und sich durch die beschränkenden Worte 
nicht irre machen lassen. Je mehr die Gesetzgebung hie- 
be! der Wissenschaft überlässt und beschränkende Vor- 
schriften vermeidet, desto weiser ist sie. 

3) Eine Klasse der Bestimmungen der vorliegenden 
Bills bilden diejenigen, in welchen über den Sinn der in 
den Gesetzen gebrauchten Ausdrücke Vorschriften, eigent- 
lich Definitionen gegeben werden, z. B. Art. 7 über den 
Ausdruck: körperliches Leiden ^bodily härm). Das 
Gesetz versteht darunter jede körperlichen Leiden, von 
welchen vernünftigerweise Lebensgefahr besorgt werden 
kann, oder wodurch ein Glied, Organ oder Sinn oder eine 
geistige Fähigkeit dauernd unbrauchbar gemacht oder ge- 
schwächt oder gestört, oder Verstümmelung eines Tbeils 
des Körpers mit bleibender Verunstaltung verursacht wird, 
ebenso jeder Bruch oder Verrenkung eines Knochens, oder 
solches körperliches Leiden, wodurch 20tägiger Schmerz, 
Krankheit oder Unfähigkeit, die gewöhnlichen Verrichtun- 
gen zu besorgen entsteht, oder wenn die Gerichtsverhand- 
lung vor dem Ablaufe der 20 Tage erfolgt, wenn die 
Jury entscheidet, dass der Schmerz oder Krankheit oder 
Unfähigkeit für den Rest der 20 Tage fortdauern werde. 
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Ate Wunde gilt mch Art. 7 jede KOrjperVerletbung^ wd-* 
che tinit oder ohne Werkzeug zugefügt die Haut inüer^ 
Kch oder äusserilcii zerreisst^ Nach Art. 2i ist Befl(ch8- 
digoAg O'^J^^y) defiiiirt: als Leiden, Sthad^ oder üble 
Folge, dfe einer Person oder Sache oder einem andern 
Gegenstande des öflfeiltliehen odeir Privatrechts zu^ef&gt 
wifd. Al0 Yorstttzlieh (willfvHy) soH nach Art. 23 
jede Verletzung betrachtet werden^ wetm die Perloii^ de-^ 
reu Handluhg odetr Untetie^ung did Verletzung erzeugt, 
sie dllroh ihre Httndhing oder UhterlaBS«ng beabsichtigte, 
und nach Art. 24 Wird AHes ab beabsichtigt anj^^nom-^ 
med, was die natttrliche und wahrsoheiiiUche Folge des 
Aktls ist^ bis das Gegentfaeit bewiesen wird. Als bös-^ 
willig (oMilieiouBly) soll die Handlung oder der Scha^ 
im angenoiutnen werdeAy wenn die Handlung ohne Eilt-« 
schuIdiguAg öder Berechtigung gtsschah. -^ Gagen diese 
Art von DefihitiöiHen gesetzltdier Ausdrücke sind die Eiiir' 
wendungvn aliet Richter) und gewiss »it Recht) geribhtet. 
Jeder Gesetzgeber , der solche Bestimmungen aafniinitit, 
wiHt enlweder, weil er gerne alle möglichen PMIe, die 
in dem Ausdruck ehthalten sein sollen, bezeiehtoen wSI, 
zu Vielerlei zusammen, od^r beschränkt den Rii^htei^ od^ 
führt ihn k*re, während, wenn keine solche geM^liehe 
Definition torHegt, der Richter nach den Uinistäildeii de^ 
Falles^ nach deiti Spfaobgebräucfae des V^Hces oder det 
Wissenschaft dbs Oeeetz aliwiendet^ oder Wo OeschWo^hve 
entscheiden^ icRese geeign^ bl^Iehtt« So ist mit Redht (vonl 
Richter Wightmmi p. 1 9) bemerkt^ date die Difiiittioii von 
bodlly barm die grössCe Schwierigheft da erzieogM mms, 
wo kein Schaden eintrat, sonderte es nur auf die Anklage 
ankömmt, dass die Absicht auf bodily härm ging; und 
Richter Talfoürd p. 33 bemerkte, dass das Hereinziehen 
der Dauer von 20 Tagen (was man dem französ. Code 
entlehnte}, schon ganz unpassend ist und nach der Fas- 
sung dazu flihrt, zu io^d^m, dass der Schmerz oder das 
Leidefi ununterbrochen 20 Tage fortgedauert babeh müsste. 
Als ganz unpassend erklären ed die Richtet, gesetdii^h 
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das Wort ^ Wunde ^ za definireoi und mit Recht bemerkt 
TalfoQrd, dass die Fassung, ob die Haut innerlich oder 
äusserlich zerrissen ist, erst zu einer künftigen Entdeck- 
ung der Wissenschaft führt, wie die innere Haut, ohne 
dass die äussere auch zerrissen wurde, zerrissen werden 
kann. Bei der Definition von wilfully fragt der Richter 
Alderson^ was anzunehmen ist, wenn die Folge als noth- 
wendig vorhergesehen werden konnte ; hier aber antwor- 
ten die Kommissare mit Recht (p. 29)» dass eine noth- 
wendige Folge gewiss * auch eine natürliche und wahr- 
scheinliche ist. JMan sieht aber, dass unter den Kommis- 
sären selbst ein Widerstreit der Ansichten war, indem 
Einer die Worte: «bis das Gegentheil sich ergibt^, ver- 
lasseD wollte. Unfehlbar enthält die obige Definition von 
wilfully eine gesetzliche Yermuthung, indem der Erfolg 
als vorsätzlich betrachtet wird, wenn er die natürliche und 
wahrscheinliche Folge der Handlung war. Das Gesetz ver- 
muthel also, dass der Thäter den Erfolg auch gewollt 
habe; dies kann aber ungerecht werden, wenn der Thä- 
ter selbst Alles anwendete, um jene Folge in dem Falle 
abzuwenden, oder wenn er nach der Seelenstimmung, in 
der er sich befand, das Bewusstseiu der Folge nicht haben 
konnte. — Bei der Definition von malice bemerkt Richter 
Erle p« 24, dass nach dem Sprachgebrauch der Ausdruck 
oiq verdorbenes^ schändliches Motiv voraussetzt; allein man 
evBäaX aus den Ausführungen der Kommissäre p. 29, 
dasis man damit nicht das, was in dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauch gemeint ist, bezeichnen wollte; dies ist aber 
schlimm und führt leicht das Volk und die Richter irre. 
Es ist dies der nämliche Fall wie in manchen deutschen 
Gesetzen^ welche bei eimgen Verbrechen das Wort „boshaft^ 
beifügen, während man dann erfährt, dass damit nicht eine 
besondere Art von Vorsatz gemeint sein soll. 

4) Eine Hauptklasse der Vorschriften der beiden Bills 
umfasst die Definitionen der einzelnen Verbrechen, oder 
eigentlich die genaue Bezeichnung des Thatbestandes der- 
selben« So ist z. B. in der zweiten BiU Art. 18 der Dieb- 
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Stahl (larceny) bezeichnet als : die durch eine Person ge- 
schehene rechtswidrige Ergreifung und Wegnahme einer 
beweglichen Sache, welche ein Eigenthum einer andern 
Person ist und einigen Werth hat, mit der betrüglichen 
Absicht, diese Person ihres rechtlichen Interesse an der 
Sache zu berauben und darüber selbst ein sie ausschlies- 
sendes Eigenthum zu haben, welches die ergreifende Per- 
son oder irgend eine andere, die nicht der Eigenthümer 
ist, befähigte, über die Sache auf beliebige Weise zu ver- 
fügen. Als Mord wird nach Art 56 der ersten Bill 
jede Tödtung angenommen, die vorsätzlich nach den Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Gesetzes über Vorsatz ver- 
übt wird und weder Todtschlag noch gesetzlich gerecht- 
fertigte Tödtung ist. Todtschlag ist nach Art. 59 die 
vorsätzliche und nicht gerechtfertigte Tödtung, bei welcher 
die Handlung oder Unterlassung, aus welcher der Tod er- 
folgt, nur einer plötzlich entstandenen Provokation oder 
einem plötzlichen Antrieb der Furcht oder einer Aufre- 
gung zugeschrieben werden kann, welche zur Zeit der 
verübten Handlung oder Unterlassung die Kraft der Selbst- 
beherrschung hindert. Gegen diese gesetzlichen Definitio- 
nen sind die Einwendungen der Richter vorzüglich ge- 
richtet, und zwar indem einige Richter überhaupt solche 
Definitionen fUr nachtheilig, auf jeden Fall für überflüssig 
erklären, da die Bürger hinreichend wissen, was als ein 
Vergehen des Common law strafbar ist, und ohne eine 
gesetzliche Definition wissen, worin das Verbrechen be- 
steht, z. B. was Diebstahl, was Mord ist, da auch die 
Richter durch solche Definitionen gehindert werden, auf 
die neu im Laufe der Zeit vorkommenden, wenn auch 
durch keine Statute verbotenen Handlungen die Grundsätze 
des gemeinen Rechts anzuwenden, die den Vortheil einer 
grössern Biegsamkeit (flexibility) haben, so dass sie sich 
leicht auf neue Vergehen anwenden lassen; andere Ein- 
wendungen der Richter beziehen sich auf einzelne in den 
Bills vorkommenden Definitionen, und bezwecken zu zei- 
gen, dass diese Definitionen unrichtig, dass sie entweder 
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zn weit oder zu enge, oder zo unbestimmt gefasst sind. 
— Uns scheint, dass in diesen Einwendungen der Rich- 
ter Englands viel Wahres mit völlig grundlosen Ansich- 
ten zusammengeworfen ist. Richtig ist gewiss, dass die 
gesetzlichen Definitionen der Verbrechen, wenn ihre Re- 
daktion nicht mit grosser Vorsicht geschieht , und wenn 
die Gesetzesredaktoren in die Definition eine Casuistik her- 
einziehen und zuviel in Einzelnheiten eingehen, leicht ge- 
fährlich werden , - die Bürger irre leiten und die Richter 
zu ungerechten Urtheilen nöthigen können ; ebenso ist es 
richtig, dass dem Richter die Befugniss zustehen nross, 
auf neue, bisher unbekannte Handlungen ein Gesetz, das 
zwar diese nicht vorhersah, anzuwenden, wenn naoh 
richtigen Regeln der Auslegung und Anwendung der Ge- 
setze der Fall unter das Gesetz subsumirt werden kann, 
z. B. Gasdiebstahl unter Gesetz ober Diebstahl, oder man- 
che neue Arten von Betrügereien; allein wie kann man 
den Richtern zustimmen, wenn sie eine gesetzliche Auf- 
stellung des Thatbestandes, daher Angabe der Merkmale, 
welche die Handlung an sich tragen muss, um strafbar 
zu sein, für überflüssig halten, und z.B. davon ausgehen, 
dass jeder Bürger ohnehin weiss, was Diebstahl oder Mord 
ist; ebenso unrichtig ist die Ansicht, dass ein ungeschrie- 
benes Recht wohlthätig ist, weil es dem Richter möglich 
macht, neue, bisher durch keine Strafgesetze verpönte 
Handlungen mit Strafe zu belegen ; denn gegen die erste 
Ansicht spricht, dass die Annahme, dass jeder Bürger 
selbst weiss, was strafbar ist und welche Merkmale dem 
Verbrechen zum Grunde Hegen, auf grosser Selbsttäusch- 
ung beruht und dadurch widerlegt wird, dass unter den 
JuKsten selbst die grösste Verschiedenheit der Ansichten 
herrscht (z. B. in England kommen wenigstens sechs ver- 
schiedene Begriffe von Diebstahl in den juristischen Bü- 
chern vor}, dass hier nicht ein unklares Gefühl des Straf- 
würdigen genügt, sondern es darauf ankömmt, wie eine 
Handlung beschaffen sein muss, wenn sie strafbar sein 
soll (z, B. bei Fälschung, bei Betrug), dass insbesondre 
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Ilei d«r Tödtung ebe» die (wegen der Todesstrafo} sa 
boekwiehtige UatersoheidaBg von Mord und TudUicblag die 
Vefglej^hmig der verschiedenen Gesetzbücher und wissen- 
sehafUichen Werke grosse Verschiedenheit der Ansichten 
beweist und es daher wichtig ist, dass der Gesetzgeber 
kl«r den Thatbestand jedes Verbrechens bezeichnet. Für 
eine ongtüekHcbe Ansiobt, fifr eine grosse Gefährdung bttr* 
gerlicbct Freiheit aber worden wir es halten, wenn der 
Richter beliebig naeh jener Analogie bisher unbefugte Hand-* 
bvigen nil Strafe belegen dürfte; bei dem grossen Wi- 
derstreit der Meinungen der JuriMen über das Strafwür- 
dige, bei dem Einflüsse gewisser Zustände auf solche An- 
siobten^ bei der Art^ wie so manche Juristen das moralisch 
Tttdelnswerthe mit dem Strafwikrdigen und die Gefährlich- 
keit idit; der Strafwürdigkeit verwechseln, würde jede Rechts- 
sieherheit schwinden» Alle Ausführungen, die in den Re- 
ports der englischen Kommissäre on criminal law und in dem 
meriiwttrdigen Report of the commissioners in Boston (dazu 
geborten die ausgezeichnetesten Juristen, z»B» Story, Greeiw 
leaf) upon the practicality of reducing to a written Code 
the common law 1857 und der Report der Committee 
des Senats ven Massachussets über Codification des Com- 
men law 1839 vorkommen^ gehören hierher. 

in Bezog auf die oben mitgetheilten Definitionen von 
Mord und Todtscblag bemerkl der Richter Coleridge, dass 
bei einem so schweren Verbrechen als der Mord ist, eine 
Definition, bei der man die Natur des Verbrechens nur 
durch Sohlusafolgeruogen finden soll| nicht wünschenswertb 
isl «ad eine positive Definition passender wäre; die Kom- 
«lissäre dagegen p. 45 bemerken, dass eine positive De- 
finition nachtheäig sei, indem man dann die Worte: ^mit 
vorbedachtem Vorsatz^, auCnehmen müsste, dieser Aus- 
druck aber schon oft die Gescbwornen irregeführt hätte; 
man müsse nothwendig wie bisher die gesetzliche Ver- 
nunthung aufstellen, dass jede absichtliche Tödtung Mord 
sei, bis durch die Umstände des Falles die Vermnlbung 
nmgesteesen werde* -*- Wir halten eine solche Vermu- 
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tInAigr (wie jede gbselBBehe Ve^tottlbung fai StrafäadieB) 
Mr ^iiie dngereeitte, wöbet der Geneizgeb^r, w^il in ei-^- 
nigfon Fällen die Vermnihufig p^sst, tu dfteii aUge- 
meioen Snlte äiA verleiten Usst, durch welchen deail 
Angeklagten ein schwieriger Gegenbeweis Aufgebtirdet wird. 
•^ Der Richter AMerson bemeritt^ das« die vorgeachia* 
gene Ddfinitien ve«i Mord den FeUer habe, dasa aie darin 
auf fihdefe Voraeiurifteiü der Bill über die Bedeutung von 
Vdraatz verWeife, während dadurch eine Unidarheil ent-^ 
alehlei «fid NkMnd wisse, was der Gesetzgeber ab Mord 
bezekfaneh w6lle. — Gegeto die oben nii%etheilte Defi- 
riiiiöh von TodtsChli^ bemerkt Richter Coleridge, das» 
daraus nicht drstchfttoh sei, wie die Provokation beaehaffeli 
und bis zu wälchto Grdsse sie gestiegen sein mttsse. — * 
Richter Erte bl^merkt, dMS ttber den Sinn der ,»Selb8t^ 
beherrsehu!A|^^ Zweifel entslehe, ob der Gesetstgeber da*- 
bi^i ailf das B^nehiheri etheis besonnenen Mannes, oder 
öbei^aupt darauf sehen wolle, dasa der T bäter, der 
B. B. dn heftiger, bei der geringsten Veranlassung auf«- 
brfeiusendär Mahn sei^ sich nicht selbst beherrschen konnte. 
Richter Creswdl p. 22 bezweifelt, ob es weise sei, von 
dem bilshei^igän Rechte so abzuweichra, daas auch die durch 
WoYVdj Zeichen, Karrikatur^ v^ttble Provokation genüge, 
lim Todtschhg zu begründen. — Die Kortänisaäre p. 49 
antWotten ibiC lischt, daiss man gwechter Weise nur auf 
die kidfvidüalitat des Attgekk^en sehen und die Ualstände 
(teft Fafls berüdcsichtigen müsste, und dtfss die 6eachwor->- 
tten diescf Umstände zu ef wägen hätten. Da, wo der Ehe- 
mann den Verrührer semer Frau in flagranti Irifill unfd 
4lMtet^ müsse ^enfallä TodtscUag angenommen w^dett. 
5) Die gewichtigsten Einwendungen der Richter sind 
gegen jene Vorschriften der Bilb gerlohtet, die eine Ca- 
sttisttk enthalten, indem der Gesetzgeber für einzelne Fälle, 
die bach der fdlgemeinen Regel zu be\irtheilen sind, eine 
besottdcfrd Vorschrift aufstellt, entweder w^il er fürchtet, 
dass dsän den Fall m6h unter die allgememe Regel stellen 
konnte, während er das nicht will, oder weil er den 
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Zweifel , der Aber die Beurtheilung des Falles entstehen 
könnte, beseitigen will, oAer eine bisherige Streitfrage 
absusclmeiden beabsichtigt. — Wenn die Richter solche 
Vorschriften tadeln, so haben sie gewiss Recht; denn ein 
verständiger Richter bedarf ihrer nicht, die Wissenschaft 
gibt die gehörige Anweisung, und wenn auch einmal eine 
ungeschickte Entscheidung erfolgt, so ist das doch besser, 
als wenn der Gesetzgeber einen allgemeinen verbindlichen 
Sat2 aufstellt, der vielleicht der eben herrschenden wis«> 
senschaftlichen Ansicht entspricht, während bald die Fort- 
fichritte der Wissenschaft den Irrthum jener Ansicht zeigen. 
Die Casuistik in einem Gesetzbuche hat den Nachtheil, 
4lass der Gesetzgeber, dem ein gewisser Fall oder ge- 
wisse Arten von Fällen vorschweben, durch gewisse Aus« 
drucke sie zu bezeichnen sucht und die Regel generali* 
sirt, wodurch der Richter (eben wegen der Allgemeinheit 
des Ausdrucks) genöthigt wird, die Regel noch auf Fälle 
anzuwenden, in denen die Vorschrift ungerecht wird. — 
Die $. 299 — 304 des französ. Code (nachgeahmt im 
preuss. Strafgesetzbuch $$. 178. 179), dass der Todt- 
schlag an Ascendenten, oder der bei Gelegenheit eines 
andern Verbrechens verübt wird, mit dem Tode bestraft 
werden soll, liefern ein einleuchtendes Beispiel. — Wenn 
alle Richter Englands sich gegen den Art. 28 der Bill I. 
erklären, nach welchem der, welcher eine Injury absicht- 
lich einer Person oder Sache zufügen will, aber aus Irr- 
thum oder durch Zufall eine andere Person oder Sache trifiFt, 
ebenso bestraft werden soll, als wenn die Absicht auf 
den letzten Gegenstand gegangen wäre, so haben sie ganz 
Recht, und die Erfahrungen, welche in Bezug auf die 
deutschen Strafgesetzbücher, die Aehnliches enthalten, ge- 
macht werden, bestätigen ihre Bemerkungen. Solche Sätze 
sind in einigen Fällen richtig, führen aber irre in 
andern Fällen, die der aligemeine gesetzliche Ausdruck 
auch trifft. Zu bedauern ist nur, dass die Richter zur 
Widerlegung manche Beispiele vorbrachten, die nicht pas- 
sen «nd wo durch Vergleichung anderer in den Bills vor« 
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kommender Bestimmungen der Zweifel leicht hätte besei- 
tigt werden können. Nach Art. 39 sollen, wenn Mehrere 
zu einem gemeinschaftlichen verbrecherischen Vorhri)en 
sich vereinigen und das Verbrechen auszuführen suchen, 
Alle des nämlichen Verbrechens, was Einer von ihnen thut, 
schuldig sein; dies mag in vielen Fällen ganz gegründet 
sein; allein Richter Erle fragt mit Recht, ob dies auch 
auf den Fall sich beziehen soll, wo Mehrere sich verab-* 
reden, in ein Haus, das sie für unbewohnt halten, 
einzubrechen und zu stehlen, wo aber plötzlich sich zeigt, 
dass Leute im Hause sind und bereit es zu vertheidigen. 
Wenn nun die Anderen davon laufen und Einer einen 
Menschen tödtet, sollen (tr^gi der Richter) auch die Ge- 
flohenen der Tödtung schuldig sein? Die darauf von den 
Kommissären p. 36 gegebene Antwort ist ungenügend. 
Während die Fassung des Art. 39 durch ihre AUgemein- 
heit zu grosser Härte führen kann, ist der Art. 40 be- 
denklich, weil er eine grundlose Milde veranlasst. Nach 
Art. 40 soll nämlich, wenn eine Person, die eine Hand- 
lung verübt, wegen eines sie rechtfertigenden oder ent- 
schuldigenden Grundes straflos ist, dieser Grund auch zum 
Vortheil der TheUn^mer wirken (aosgemwmen, wenn der 
Entschuldigungsgrund nur in der Unfähigkeit des Thäters 
liegt}. Der Richter Coleridge bemerkt, dass darnach auch, 
wenn der Thäter wegen thatsilcblicher Unwissenheit oder 
Irrthums entschuldigt wird, auch derjenige Theilnehmer, 
welcher das wahre Verhältniss, das die Handlung zum Ver- 
brechen macht, wohl kennt, aber dem Andern seine Kennt- 
niss nicht mittheilt, straflos sein würde, was aber nicht 
gebilligt werden könnte. Die Kommissäre p. 37 geben 
selbst zu, dass die Fassung des Art. 40 geändert wer- 
den müsse (merkwürdige Fälle werden dabei angeführt). 
— Die Art. 51 — 55 enthalten Vorschriften über den 
Thatbestand der Tödtung, z. B. dass derjenige der Tödtung 
schuldig sei, wenn ein Anderer stirbt, jedoch durch seine 
eigene Handlung, die er jedoch unter einer b^rüodelen 
gfgenwärl^eB liie$faxdid oder Furdit vor körpeiUehein 
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Leideti, das der Andere zafi^t, mit dem Streben fornimmt, 
um der Gefahr zu entgehen. Die Richter tadeln mit Recht 
diese Fassang, nach «reicher z. B. auch A der Tödtung 
sohtldig sein wttrde, wenn B in Folge der von A ihm 
gedrohten G^walttiyitigkeiten sich durch das Feni^r in 
den FjbiKis stürzt and erfrmkt. Die Kommissflre (p. 43) 
Ahnen auch hier zur Rechtfertigung interessanle Kälte jm; 
allein Alles zeigt, dass eine solche Gasaistik in einem 
fiesaiabnohe sehäditoh ist. 

Unsere bisherige DarsteUung mag genüfra, um auf 
die Wiiihtigkeü der in den angefahrten Geselzesarbeitea 
angegelMafln praktischen Bemerkungen aufmerksam zu ma- 
chen» Die Wirkung der Verhandlungen über die Bills wer, 
dess am il. Aug. 1854 die Parlamentskommission darauf 
anirvg, nicht in die Berathnng der BIOs einzugehen, je-^ 
doch das in den Statuten enthaltene Crimiaalrecht vorerst 
za sanmele, systematisch zn ordnen und die nethwencyg 
scheinenden Yerbesserangen «id Zusätze zu machen. 

■ H i n i n ' m i' ) M i u II I I I I i'i I I I M » '«i n» » " 1 ■■< » ii i ■ p. «h > n ■ » i i « 

XI. 

FrmzöMebes KiroheiireohL 

Angeseilt 

TOD 

1a. A* iramliSnlf « 



i, Tr0cMm 4ß ftriticifk^s juri$ Canonici, auclpr^ Z>. ßpni«, in 
Acad^mia eccletiastica romana jwsu sumrjfii porUificis ^lassiciu, 
MonasierH. i853. 8. 

9, TfUtVä de la legiiUiien de$ CuUe$, ei ipecudmiem du eidie 
cdCMigiM, pu de ron^ßne, du deMppemmi ei de fetat actud du 

de Pordrß dA9 4vocptß d^ Fum. ¥am et Troyee. i854. ß Vol 
7m5 pp. 

Die neuere kircbeiirechUiohe Literatur Frankreichs» von 
wiekher seit den eraten Artikeln über dieselbe in die«er 
ZeSscbBifl» die ifeiHseben KitdiemoedilsMurer^ wie JMHjnfi^ 
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Walter ü. A. genauere NoUz nabmen, bereichert rieh von 
Jahr zu Jahr mit bedeutenden Werken, unter welchen das 
so eben erschienene unter Nr. 2 in der Aufschrift aul^e^ 
führte von Gaudry die bedeutendste Stelle einnimmt Es 
ist das erste vollständige Lehrbuch der in Frankreich gel- 
tenden Gesetzgebung über kirdiliche Verhältnisse, geschrien 
1)en mit Berttcksichtigung der filteren und neueren kirdten- 
rechtUchen Literatur in der freiNch etwas weitschweffigen 
Form, welche die französischen Rechtsgelehrten unseres 
Jahrhunderts, wie Toullier, Duranton, Troplong 
und Andere erazuhalten pflegen, die uns Deutschen aber nicht 
sehr zusagt. Diese Behandlungsweise hat indessen jeden«- 
falls den Vortheil, dass alle in jede Materie einschlagen- 
den Rechtsfragen vollständig und auch mit Rttcksicht auf 
die Entsi^heidungen derselben durch die Gerichte behan- 
delt werden. Aber nicht blos in dieser Beziehung ist das 
Werk des Herrn Gaudry von Bedeutung, sondern auch 
dadurch, dass vnr durch ihn von manchem Buche Kunde 
erhalten, von dem man in Deutschland bisher keine Euifde 
hatte, wie z. B. von einem wie es scheint guten Dieüanntdte 
du droU eccUriaOique des Abb6 Prompsault, welches 
er neben den von uns in dieser Zeftscfarift (Bd. XXFV. 
9. 331) angezeigten Wei'ken des Abb6 Aniti anfühlt 
und häufig berücksichtigt 

Mit dem Lehrbuch Gaudry^s fand sich Ref; ver- 
atilasst, ein kleineres Werk von einem GeisIKchen, Abb^ 
Bouix, verfasst, zugleich zu besprachen, obgldeh das- 
selbe (wie es scheint als Anfang eines grösseren} nur eine 
geschichtlich dogmatische Darstellung der in Frankreieli 
geltenden Quellen des Kirchen-, besonders aber des 
canonischen Rechts ist. Der Haupgrund seiner Bertlck- 
sicbtigung dieses Buches ist der, dass Ref. es für interes- 
sant bist, zu zeigen, wie in Frankreich zu gleicher Zeit 
dieselben kirchenrechtlichen Lehren auf zwei feindlidh sich 
entgegenstehende Weisen behandelt werden konnten, so 
dass was nadh Gaudry ab gutes, UUtges Recht gib, 
von Bouix ab «id tloa facUsch bestehender Zustand des 
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UnrechUi betrachtet wird. Unsere Leser werden sich frei- 
lioh hierüber nicht wundern , denn gerade so geschieht es 
ja seit dem Anfiinge des vorigen Jahres in Süddeutschland, 
und zwar nicht bios theoretisch, sondern wie wir gesehen 
haben im höchsten Grade practischi ja als Krieg der Kirche 
nut dem Staate. Die Herren Bouix und Gaudry gehen 
deiqgemSss von sehr verschiedenen Standpunkten und Grond- 
U^en aus; für den ersten gibt es nur ein alibeberrschen- 
des Recht y nämlich das göttliche, und als solches gilt 
ihm die gesanuute päbstliche Gesetzgebung, so dass er 
den Willen des Pabstes zur absoluten Quelle des göttlichen 
Rechts macht, ohne welche keine kirchliche Norm Kraft 
Jiaben kann und gegen welche jedes widersprechende welt- 
liche Hecht nur ein factischer Uebelstand ist, den freilich 
die Kirche duitet, so lange sie ihn nicht ändern kann. — 
Gaudry, als wahrem Rechtsgelehrten, ist die Staatsge- 
setzgebung die Basis dos Rechts, erstreckt sich aber nicht 
auf das von ihr selbst als unantastbar anerkannte Spirituelle, 
90 ißss er ihre Normen als massgebend erklärt, für zwei- 
fdbaCte Fragen die richtige Scheidelinie zwischen dem geist- 
Uphßn un^ welllichen Gebiete aufsucht, und wo die Staats- 
geselzgebnng das letzte ihm zu überschreiten scheint, es 
fonverbobi^n,. jedoch sme ira et studio dwlegt. Während 
sein Buch in einem versöhnenden, kirchenfreui^dUcben , ja 
zuweilen, ultramontanisirenden Geiste geschrieben ist, er- 
bticj^t man in dem Buche des Priesters die staat^feindlichß 
Richtung und das Bestreben, die Staatsgesetzgebung als die 
' .Ausgeburt eines verdammenswürdigen Geistes zu cbaracie- 
nsiren. 

Vm unsere Leser in den Stand zu setzen, ein Urtheil 
über beide Werke sich zu bilden, will Ref. zuerst den 
Inhalt und Ordnung des Buches von Bouix genauer, die 
des Gaudry'schen Werkes aber nur im Allgemeinen 
angeben, dann vor allem zeigen, in welcher Weise und in 
welchem Sinne die im oberrheinischen Kirchenstreit berühmt 
gewordenen kirchenstaatsrechtlichen Fragen vom letzten be- 
bandelt und entschieden lyerden. Er glaubt durpb diese 
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letzte Berücksichtigung ein um so grösseres Interesse der 
deutschen Leser zu erwecken, als bekanntlich der franzö- 
sische Episcopat mit dem fast aller Länder, wie man zu 
sagen pflegt, „/at< ei cause^ für den Herrn Erzbischof von 
Freiburg genommen haben. 

Stunde auf dem Titelblatte des Tractatus des Herrn 
Bouix nicht die Jahrzalil 1853, so würde man glauben, 
es sei im vierzehnten oder fünfzehnten Jahrhundert ge- 
schrieben, wie das seiner Zeit von uns angezeigte und zu 
unserm grossen Erstaunen von Sr. Heih'gkeit reprobirte 
Compendium von Lequeu. Ein abgeschmacktes, barba- 
risches Latein, die trivialste scholastische Methode und «in 
Ignoriren des gegenwärtigen Standes der Wissenschaft des 
Kirchenrechts stösst uns ab, und man begreift kaum, wie 
das Buch, dat. 20. Dec. 1851, von Sr. Heiligkeit hat ge- 
lobt und als über classicus, d. h. als officielles. Lehrbuch 
in Rom selbst hat eingeführt werden können I Lebten die 
zuweilen von ihm angeführten Devoti und Benardi noch, 
sie würden mit Trauer auf ein so geschriebenes Lehrbuch 
herabsehen! Auch der Inhalt ist bei Herrn Bouix wenig 
befriedigend. Man sieht zwar, dass er sich in der älteren 
canonist. Literatur umsah, aber nicht immer die besten Führer 
wählte, die geschichtl. Ballerini u. A. ausgenommen; zwei 
seiner Hauptgewährsmäpner sind die Deutschen Schmalz«^ 
grub er und Reiffenthül, deren zuweilen abgedruckte 
Stellen eine Zierde des Buches ausmachen. Ausserdem sind 
Herrn Bouix ein Buch Joseph Biener's und Philipps 
.Kirchenrecht, in Deutschland gedruckt und übersetzt von 
Cousel, bekannt geworden, welche ihm zuweilen grosso 
Dienste geleistet zu haben scheinen. Sßin Tractatus besteht 
aus }y Partes : Pars L De natura juris Canonici; IL De 
ejus foniibus; IIL De ejmdem evoluiione historica; IV. De 
jure eccksia constiiuüvo. Die Sectio I von Pars I ist über- 
schrieben : De jure in genere et de juribus a canonico «K- 
eersis noüo: In Cap. I sucht er den Recfatsbegriff festzu- 
stellen and sagt mit Schmalzgrüber: jus non a justi^ 
tia^ juste an^ jussu, sed potius justitia et jusius a jure de-- 

Erik Ztiuekr, f, d, BtekUu, XXVIL Bd. IL Hfu \Q 
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riraius (p. 4. 5), and erklärt, nach Angabe ?erscbiedener 
Bedeutungen, das Recht (jus) für gleichbedeutend mit €e^ 
setz Ci^)i Also als campleoHo qnaedam kgum^ tbeilt es aber 
darnach S« 6 ein in essenüale se» naturale und aecidmfak 
seu positiifum, das letzte in divmum et humamtm, dieses in 
eceieiiasficum seu canonicum^ jus gentium (im rdmischen 
Sinne} und civile. Beim /ms ecclesiasHcum sagt er: di^ 
Kirche erlasse nicht blos von ihr selbst ausgebende Gesetze, 
sondern erkläre, promulgire und sanctiontre auch dte leges 
naturales et leges dimnüs ei pasitwas! (p. 7.) Allen die^ 
sen RecMsqnellen liegt nan ein fundamenfum juris prima^ 
rium zu Grande, welches der Veri. in Cap. 11 festzuslellen 
bemtthl ist, und zwar in $. I durch die Wideriegmig nol 
Abweisung von sieben felsoben, d. b. antikathotischen Theo^ 
ri^. Seine Lehrs§tze sind: i) Principiam Migatiomtm 
(der Ursprung aller rechtliehen Verpflichtungen) 
non consUtuitur per pactum ullum sociale inter homms 
mitum; 2) Neqüe obligatio consulendi utilitati publica et 
quae kuic uiiUtaU nocent vitandi^ constituif obligationum 
principium; 3) Neque turnen naturale raUonis dictans ich- 
iem actum esse bonum out laudabilem etc.; 4) Neque con^ 
seientia est primarium obligationum praemarium; 5) nee 
ipsa natura humana inclinans ad damnandos aliquos actus 
lanquam pravos et ad laudandos alias tanquam moraUtet 
bonos; 6) nee ipse intellectus divinus ab aeterno perci^ 
piens actus lanquam ab "hotninibus eitandüs, quosdam alias 
ab ipsis ponendos; 7) nee i)obmtafis divinae essentiay vi 
cujus Deus aliquos actus imperat et exigii^ alias reprobtU. 
(pp. 9— H.) Vermittelst verschiedener Sätze gelangt der 
Verf. S. 16 2u dem Dogma: y^fundamentum et radix ju-- 
rium agnoscenda est tanquam fundamentalis et primaria 
illa obligatio quam Christus dominus docuit esse primum 
et maximum mandatum deligendi scilicet Deum su^ 
per omniat^ 

Angelangt bei diesem ihm so wichtig scheinenden Fon*- 
damentalprincip , geht der Verf. in c. HI zur Begriffsbe- 
stimmung des jus naturale tiber; doch folgt diejenige, £& 
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mn f^m^ PiÄffilfHea ger»ä^ erwarten $olUe, ufelit, «oiiFf 
dorn fia«b pip(?r BßkSmpföng ^e^ j^B^Hpff^li^mMs'' 1IP4 l^j?? 

mU mh^fü, flber »ii «rfetJonöp |)pföWgt ip(, lujsi^ eia von 
.Q^l «0r }fftp}iiUätffi diesem ^tkßmm^ ge^fffuh^te^ r^ Qii^^ 
Tb^ßri^» weither fm» k^kisinuüick bqi ije? bük^fßu u^uji 
mÜtj^lilt^feLheo I^i^begyät^o i)Qg^gl(^t mi ^ m\> d^ 
D^f^Ston Ufl6ere# bßr^m(#9 S^phl jed#fifa}{^ ^hr YAr<« 

096b BofliiE die ForspWßeo d^r hpil, Scjjriff: P^fr ^ 

maiQ et fqß kßmm uml «mcf *iW »<w m fißri^ ßlteri m 
fmerpßl Wßloh?» (k^m 4w Vißff, VW fiplcben IPiQiß aoin^ 
mnuibll^ Qir di^ Wj^s^fi^eh^ft (3rw9r(et> i^t (^c{)iv0r i^ii^zifir 
s^h^o. ^letzj ff^gi ^r p. 1^9: ufrum j^» noturi^ aUqy>Q$ 
ßcHns noß iQt^um prohib^at se4 ßtiam irriiet? wa^ er u^it 
Sialjeq au^ Suj^r§^, Wiie$(ne|r und Sqhmier anf ejfi^ 
fiehr aUgem^iae 4iin$l unii^ii^Ii^ W^ige MjW» indem er 
^ie iwei(isrje Fragte «icht eufstfelU, ob «qeh Anordoqpgen de^ 
{»OsUiv^n KQebl«, welche dem Naturrecbt ^id^rspre/)beD| 
njyeMig süeien o4^t nich4?I 

Per Verf. geht nun in Cap^ ly ^^ Begriff^be^ürupäung 
äßs p^jitivcii götllichen ß^cbi^, d. h. ^ßjp m alten und 
mmn %e^^m^ eirtbaU§i9^9 inor^IÜ^et^ei^ und and^^ren Vpr- 
4B6brifteo über und fiodel, wie die Scbrif(s|^jl)er 119 Mit^eiiaUer) 
im P^og ^ie ß«stij)wung^ jdec; nptürlicben jRe<;bU aa^-^ 
Arü(^}icb SiQ^ctiqqirt und definirt^ ^nd behapdßlt yer^chiedi^Q^ 
fragep: ob die jBef^e der AsG^itel göttliches Jleebt e^tr 
ia^lten, waa er nur theüwei^e bejaht, u. s. w. S- 33-r-34- 
JP^ranf loigt napb Reiffensti^e) und Pichlef ejl^e Be^ 
^jifl^bßsUmiQpng de$ jus gentium, w?Iehes der Verf. scharf 
yom NtiUtrr/eebt^Qlerscheidet, 'wißm seine Vorfchrjfle^ nicj^ 
ym die des letzten voq seJib«! A^lt^n, &pnd^rn nur wo sje 
f^eeipir^t syjnd, apch von jen^ pft .abw^i^h^n, Cp* 3f) Hier 
mvf folgt di« hßi^Tß voni Ciyilr^cbt» dessen Ifaup^iptbieiJ/w- 
^n oacb Scbm9Izgr^eber^ dann ßinff fcjursp QfM^ififiT 
imöfi Mi rfiKotoQb?n S^cbt^, «P trQ«ken upd gei^^ ^^ 

16* 

Digitized by VjOOQIC 



230 Warnködig, FnnzAsisehes Kirefaeorechf. 

es nur möglich ist, sie za geben. Er kennt keine andere 
Eintheiinng der Pandecten, als die mittelalterliche in Dig. 
vetns, infortiatum et novum (S. 34 — 46). Hierauf beginnt 
in Sect. III Cap. I eine sehr ausfölirliche polemische Erör« 
terung über den Begriff des jus canonicum, das im weite- 
ren Sinne in den Vorschriften des Kirchenrechts besteht, 
im engern ihm aber ist eine complexio legum auciorUate 
Papae firmaturum^ quibus ßdeles ad finemab EcclmaprO"- 
posüum dirigeniur, eine Begrifisbesthnmung, die alle kirch- 
lichen, also bei weitem mehr als die kirchen rechtlichen 
Anordnungen begreift (S. 46 — 57), In Cap. II werden 
aufgerührt die juris canonici diversae spedes, d, h. dessen 
Eintheilung in commune und pariiculare^ in antiquum, no^ 
tum et novissimum, und hierauf Cap. III de juris canonici 
praestaniia, worüber auch eine ins Französische von Crou- 
set übersetzte Apologie unseres Philipps wiedergegeben 
•wird (S. 59—64). Dann geht der Verf. in Sect, III über 
zu einer Abhandlung de jure Gallicano. S. 64—82. Den 
Grund, warum er von diesem Gegenstande bandelt, gibt er 
dahin an, dass so viele falsche und unheilbringende Ansich- 
ten über nationales Kirchenrecht fwie das gallica- 
nische eines sei) gelehrt würden, welche zu widerlegen 
dringend nothwendig sei. Darum handelt er in Cap. I dt 
jure canonico naüonali in gener e^ das ihm eis singulare 
Abweichungen vom gemeinen Kirchenrecht besteht und folg- 
lich nur vom Gesetzgeber selbst, also vom Pabste aus- 
drücklich durch Gesetze oder stillschweigend durch ein von 
ihm zugelassenes Gewohnheitsrecht sanctionirt ist und daher 
jederzeit von ihm aufgehoben werden kann, und zwar, wie 
der Verf. polemisch darzuthun bestrebt ist, selbst wenn es 
durch ein Concordat festgesetzt sein sollte, indem bei je- 
dem Concordat subaudienda est conditio nisi aliud exigit 
causa gravis et extraordinaria propter bonum eccksiae. 
(S. 73.) Unumwundener kann wohl das Dogma von der 
Alimacht des Pabstes, und absolnter die Theorie des Ultra* 
montanismus nicht ausgesprochen werden. Dies alles wird 
gerechtfertigt durch die feinsten, wir möchten fast sagen 
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perfidesten Argumentationen, welche, wenn sie in nmge- 
kehrter Richtong gemacht würden, das strengste Verdam- 
mungsartheii von ihm nach sich zögen I — Die Ueberscbrift 
Cap II ist-die: qmenam sit recia juris gaUicana ratio ei 
definUio, Der Verf. beginnt damit, folgende Sätze für falsch 
tind schisroatisch zu erklären, i) Jus gallicantm non niü 
aucioritate summt ponüficis, sed siare per se ipsum; talem 
esse isiius juris vim, ui non possit a Papa infirmariy und 
den Behauptungen: 2) huic juri mulia annexuerunt, quae 
jura sed injuria erga ecclesiam reputanda sunt; endlich 
3) FcUso opinaii sunt ad jus gallicanum pertinera quatuor 
articulos frandae declarationis anni 1682, namentlich weil 
sie aussprächen : papam non esse infallibilem non esse su^ 
pra concilium oecumenium et supra canonesll Die rich- 
tige Definition des gallicanischen Kirchenrechts sei also die: 
jus canonicum gallicanum sunt variae apud ecclesiae Gal" 
liae juri commüni derogationes^ auctoritate summt poniifi'* 
eis firmataet (p. 73.) Alle kirchlichen Anordnungen Frank- 
reichs, die der Pabst nicht misdrücklich billigt oder still- 
schweigend zulässt, haben demgemäss keine Geltung. (74.) 
Hierauf sich stützend, erklärt nun der Verf. in Cap. III nicht 
blos die in Frankreich von der gesetzgebenden Gewalt 
sanctionirten Artikel , wogegen der Pabst überdiess mehr- 
mals auf das Energischste protestirt habe, für absolut un- 
giltig, sondern auch das gesammte frühere Recht der gal- 
licanischen Kirche mit allen seinen Consequenzen für auf- 
gehoben, so dass jetzt das gemeine Kirchenrecht das in 
.diesem Lande allein geltende sei^ in wie weit mit Zustim- 
mung des Pabstes demselben nicht derogirt werde. Doch 
hütet der Verf. sich wohl, die dem letzten widersprechen- 
den Vorrechte des Episcopats für diesem nicht zustehende 
Rechte zu erklären. (S. 74—82.) Der Pars II de Foniibus 
seu de efpcienti causa juris canonici beginnt mit. einer 
Untersuchung über die gesetzgebende Gewalt der Kirche, 
in welcher der Febronianismus bekämpft und dem Pabste 
allein diese Gewalt vindicirt wird, worauf der Verf. im 
V. Cap. der Sect. I zu zeigen sucht, dass weder die heil 
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Schrift, tioch die Ttadüon, Hoch di6 Anordnungen i^^t Apo«^ 
8tel dnd ebdngowenig di^ Lehren der Kircbenvdtelf und 
Bescbiasse der öcuineniichen Concilien wirklii^h^ Quellen 
des cdiioiilsehen Rechts iieien, indem die erste tmr göit^ 
Uches Rechl enthulte, die traditionellen Vorschriften uhd die 
Anordnnngeit der Apostel^ sowie die der genannten Con* 
cHien nur in soweit Gesetzeskrefl hätten, als die Pabste Md 
bestätigten, was rücksichtlich vieler Verfügungen, e. B. äueh 
der freilich nicht von den Aposteln herrührenden 50 Cano*- 
ne$ üpostolorum geschehen sei. In $. II des Cdp. I er*^ 
wSbnt er die Untersuchungen über die Comtitutiones apo^ 
siolomm, deren neueste Deutschland angehörige, d. b. nicbl 
bk>s die in Bunsen's Hyppolyt enthaltenen, sondern selbst . 
die Dreys' ihm gtfnzlich unbekannt sindll (8. 79^1050 
Daher das Ergebniss seiner Lehre in der Ueberschrift des 
Cap. V seiner Sect. I dieser Pars dahin bestimmt wardt 
C(moludiiur unicum proprie et stricte loqmndo extärt Juris 
Cmoniöi fantetn; romani scilicet pontificis^ Chrisiiin terris 
viccsrii legislativam potesfatem, und er S. 108 mit 4em Satz» 
sehliesst : Cum ergo mülti jus canonicum memorant noü figu-- 
ratCf non ptxrtem pro ioto acdpientes hquuniur^ sed t>era 
et rigorosa u^ftiur loquendi forrmla jus soiticet papale esij 
quidquid jus canonum stricte dictum vocari potest Nach^- 
dem der V^f. diesen Begriff festgestellt hat, handelt er in 
8 Capiteln seiner Sectio II dieser Pars: de constitmienibus 
summorum pöntißcum quatmus juris canonici fönte. Fast 
jedes Capitel beginnt mit einef Art von Dogma als Ueber- 
schrift, wie das erste mit dem von Suarez so formulirten: 
Summus ponHfex immediate accepit ab ipso Christo ei ex 
vi institutionis ejus^ potestatem tegislaiivam in unitersam 
ecclesiam. (S. 111.) Die Richtigkeit dieses Theorems sucht 
der Verf. ausf^riich aus der heil. Schrift, der Geschichte 
der Kirche, dt/ Concilien und auf jede sonstige Art zu 
beweisen, worauf hier näher einzugehen nicht ndthig ist. 
S. 131 führt Cap. II die Uebersclirifl: Romani ponHfices 
possmty si telint, legibus suis universos fideles ligcsre abs- 
que cujuscumque acceptatione^ und nachdem er deren Rich- 
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tigkeit darzttibu» versucht luit, gelangt er zur UolersuebiiEig 
der Frage: ob die Zustimmung der QiscbMe zur Giltigkejt 
päbstlicber Verordnungen ndtbig und ob das bekannte lau* 
desherrliche Placet in irgend einem Falle begründet sei? 
(S. 147.} Beide Fragen werden verneint, und nur später 
S. 156 fügt er die Beschränkung bei, dass der Pabst wohl 
die Annahme disciplinarischer Verordnungen den Bischöfen 
freistellen und auch ein Recht der Redamation gestatten 
könne (S. 156 — 166), und auch sogar stillschweigend zu 
gestatten pflege. Hierauf folgt in Cap. VI die Lehre von 
der Promnilgation der vom Pabste ausgehenden Kirchenge- 
setze, und es wird die Thesis: dass ein solches Gesetz iin 
Augenblick, sobald es in Rom in hergebrachter Weise bekannt 
gemacht, in allen katholischen Ländern Geltung habe und 
angewendet werden müsse. Herr Bouix sucht in $.1 
auszuführen: promulgatio in provinciis non est necessaria 
jure naturali (/) (S. 168—178), und in §. 2: non est 
necessaria jure positivo (S. 178 — 202), welche letzte The- 
sis geschichtlich zu erweisen versucht wird. Das Cap. VIII 
bandelt von den verschiedenen Arten päbstlicber Erlasse» 
insbesondere vom Unterschied der Bullen und Breven, und 
das letzte von päbstlichen Rescripten an Private u. dergL 
In der Sect. III wird von den päbstlichen Canzleiregeln 
als einer Quelle des canonischen Rechts gehandelt und bei 
dieser Gelegenheit von den nach und nach von den Päb- 
sten beanspruchten oder erworbenen Reservatrechten zur 
Ertheilung von Pfründen, welche S. 219—245 auf das lei- 
denschaftlichste als rechtlich begründete, zum Heil der Kirche 
entstandene vertheidigt werden, und wobei zugleich S. 227 
die kühne Thesis aufgestellt wird: nuUum est beneficium 
ecclesiasücum^ quod non possit summm pontifex conferre^ 
gi id ecclesiae utile reputamrii; ita ut jus ordmariorum 
eketorum et collatorum remaneat semper potestati sanctae 
sedis subordinatumH! Dies soll bewiesen werden: i) es> 
eo y quod summm pontifex universcm eeclesiam regendi 
pknam hakecd potestatem; 2) ex eo, quod repugnet, ro^ 
manum pontific&n non' esse supremum bonorum ecclesiasO^ 
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corutn administratorem; 3) ex eo, quod summus Poniifex 
Sit ecclesia monarchall (S. 239-^232) und andern eben 
so falschen oder wenig beweisenden Gründen! Aus deni 
Inhalt des Cap. III mit der Ueberschrift : An eim legis uni^ 
versalis habeant cancellariae regulae et sint juris canonici 
foniibus adnumerandae, ersieht man den eigenttichen Zweck 
der vorangehenden Erörterungen des Verf. Ef ist kein 
anderer als der, die päbstlichen Canzieiregeln zu allgemei- 
nen, in allen Ländern geltenden Kirchengesetzen zu erhe- 
ben, und selbst im neueren Frankreich, ungeachtet des mit 
einer solchen Ansicht durchaus unverträglichen Concordais 
von 1801, und daher dem Papste das Recht der Ernen- 
nung der ersten Domcapitularstellen in allen französischen 
Bisthümern zu vindiciren; doch erklärt er zuletzt, die Frage 
scheine ihm zweifelhaft und er wolle sie nicht weiter ver* 
folgen: timemus enim, ne sanctae sedis juribus molHori 
calamo in hac materia detraxerimus; timemus et: ne qui-^ 
busdam nimii videamuri (S. 253.) Diese naive Aeusse- 
rung deutet den Zweck des ganzen Buches des Herrn B o - 
niz auf das klarste anl Die Sect. IV von S. 251 — 257 
handelt von den Concilienschlüssen als Quellen des cano- 
nischen Rechts, und stellt den Satz auf^ dass die päbstliche 
Bestätigung der alleinige Rechtsgrund der Gesetzkraft all- 
gemeiner Concilienschlüsse sei, desgleichen der Decrete von 
Provincialsynoden für die einzelnen Länder. 

In drei Capiteln der Sect. IV wird untersucht: ob die 
Entscheidungen der Cardinalcongregationen in Rom eine 
Quelle des canonischen Rechts seien (S. 257— 266), und 
nach scharfer Prüfung der verschiedenen Ansichten rück- 
sichtlich der Erklärungen der Congregatio interpretum con- 
cilii Tridentini die Frage dahin bejaht, dass für den ent- 
schiedenen Fall sie gesetzliche Geltung haben, weil sie in 
Folge päbstlicher Zulassung ertheilt werden. Die gleiche 
Behauptung stellt der Verf. auch rücksichtlich der Entschei- 
dungen und Beschlüsse anderer Congregationen auf. (S. 
269—270.) Die Sect. VI ist überschrieben: de consuetu^ 
dine quatenus juris canonici facto, und beginnt (S. 171) 



Digitized by VjOOQIC 



Warnkdnig, Französisches Kirehenrecht. 235 

mit einer allgemeinen Theorie ober das Gewoiinheitsrecbt, 
welche alsbald auf eine Menge kirchenrechtlicber Fragen 
-angewendet wird and der grossen Anzahl der sonderbar- 
sten Ansichten und Behauptungen wegen unsern deutschen 
Rechtsgelehrten in Erstaunen setzen dürfte. (S. 271 — 325). 
Auch hier ist seine Tendenz , die pübstliche Allmacht so 
hoch zu steigern, dass nur in den seltensten Fällen eine 
Rechtsgewohnheit gegen ihre Verfügungen Geltung haben 
kann, und insbesondere zu zeigen, dass, ohne sich von 
päbstlicher Zustimmung und ohne dass eine consuetudo un- 
bestreitbar eine rationabitis und aus der freien Zustimmung 
der Majorität der Mitglieder einer Genossenschaft hervor- 
gegangen sei, dies nicht der Fall sein könne. Der Verf. 
führt S. 271 — 276 zehn verschiedene Arten des Gewohn- 
heitsrechts auf! verlangt zur Geltung einer Gewohnheit den 
Ablauf der Verjährungszeit, und zwar 10 Jahre für eine 
praeter jus commune, und möglicher Weise 40 Jahre zu 
einer consuetudo cont. jus commune I (S. 302 fr.) Für irra- 
tionabilis et mala erklärt er S. 285: omnis consuetudo juri 
ruUurali el divino contraria (S. 283) jede a jure cano^ 
nico reprobata (S. 284) jede quae bono communi pernio 
ciosa est — jede consuetudo adversus libertatem et im" 
tnunitatem ecclesiasticam ! — ergo consuetudo placeti regit! 
und die consuetudo: ne legati sedis apostolica recipiantur 
in proeinciiSf und von dieser sagt er S. 287, sie sei irra- 
tionabüis et prorsus detestabilis ! I Ein Axiom des Verf. 
ist: es könne kein Gewohnheitsrecht ohne Zustimmung des 
Regenten — also kein kirchliches ohne die des Pabstes 
entstehen. Diese Zustimmung sei eine dreifache: ein con- 
sensus expressus, der aber dennoch wirkungslos sei, wenn 
^ie Gewohnheit irrationabilis wäre und daher nur irrthüm- 
lich vom Pabste gebilligt worden sein könnte ; ein conseth' 
sus tadtusj der nicht bestehe, wenn keine Reclamation ge- 
gen eine sich bildende Gewohnheit möglich gewesen sei; 
und der consensus legalis, quando summis Pontifex ignerat 
coitsuetudinem et Uli nön consenHt nisi per voluntaiem 
generatem, qua vult omnes consuetudmis rationabHes et 
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legiUme praesoripias fkmas esset (S. 299.) -^ Eine Fra^c^ 
welehe dem Verf. in Verlegenheit zu setzen scfaeint, ist die 
S. 311 behandeile: an eonsueiudo an$mleiur per legem an^ 
teriorem, quae prohibmt omnem in poaierum conttarkm 
dbi consuetudinem? Da das Concii. Trident. erklärt, seiaa 
Decrete sollten durch kein künftiges entgegenstehendes 6e«- 
wohnheitsrecht aufgehoben werden können , die juristische 
Consequenz jedoch den Verf. zur Vertheidigung dner an- 
dern Ansicht drängt, so weiss er sich S. 323 nur so sä 
helfen, dass ^ sagt, der Theorie nach sei die ge^t^te 
Frage zu verneinen, in Praxi eero nullum licet niolare 
Ttideni, Decretnm ex sah Htulo conirariae oonsueiudinis 
sed recUrrendum esi ad Sanctam sedem, est consM de can'' 
sensu summt poniißcis! 

Hiermit endigt der dogmatisch - principielle Tbeit der 
Lehre von den Quellen des kanonischen Rechts des Verf. 
Sollten diese Theorien, welche die des römischen Stuhles 
sind, in Europa zum Siege gelangen, so würde dadurch 
ein völliger Umsturz des geltenden Rechts aller katholisoben 
Länder erfolgen und die Kirche nicht mehr im Staate, soo* 
dern wie zur Zeit Innocenz III der Staat in der Kirche sein. 
Man ersieht zugleich, von welchem Standpuncte Rom in der 
Beurtheilung der jetzt bestehenden Rechtsverhältnisse in jo'- 
nea Ländern ausgeht, und dass auch die für die weltliche 
Macht gößsiigsten Concordaie und Vereinbarungen nur mo* 
jtientane Zi^eständnisse und Privilegien sind, weh^ Rom 
sobsM es möglich ist, zurückzunehmen fär befugt gilt. 

Ueber den labalt der Pars III des Buches von Herrn 
Bouix (S. 326—401) bat Ref. weniges zu sagen, und 
zwcff Gutes. Es ist eine mit genauer Sachkemitniss mei- 
stens nach den BaHerlm und unter dem Einfiass von Phi^ 
lipps Kircbenrecbt geschriebene Darstellung des geschicbt« 
lichen Entwicklungsgangs der Quellen des Kirchenrecfats und 
insbesondere der Sammlungen von der zur Zeit des Goncils 
von Caicedon (451} an vorhandeneQ bis über VoUendimg 
des Corpus juris canoniei hinaus, in welcher aber die Be- 
schisse der öcumeiHSchen Conciti^ des XV und XVI Jahr- 
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hbndörts kui% «bg^eferiigt trerdciti. Mit grosser Ausfuhr-« 
iichkeit ist die Ge&tcbichte des Übet diurnus grdssteittbeib 
polemisch behandelt (S. 371—380), besonders in der Ab- 
isicht, zu zeigen, dass die Unterdrückung der ersten, von 
Holstenius 1650 gemactiten Ausgabe dieses Werkes nicht 
desshalb stattgehiibi habe, weil es für die Rechte d^s Pab^ 
stes nachtheilige Aktenstücke enthielt. Der Verf. sogt S. 32t, 
dass er sich den Pater Zaccaria, der 1781 in Rom hier-* 
Ul>er eine Abhandlung schrieb, zum Führer genommen habe. 
Nach diesem wurde die erste Ausgabe unterdrückt, weil 
sie eine falsche^ den Pabst Honorlus der Häresie, des Mo- 
notheismus beschuldigende, in den ächten Handschriften nicht 
vorhandene Steile enthielt. (S. 377.) Der Verf. hfilt sich 
an die Ausgaben Garnier's von 1680 und die 1778 in 
Rom veranstaltete. Die Pars IV von ^2 bis 465 enthält 
eine nicht sehr befriedigende Darstellung der katholischen 
Kirchenverfassung, d. h. sowohl der Hierarchia ordinis als 
jurisdiclionis. Der Stil des Verf. ist schwerfällig, die Otd^ 
mng der Materie nicht selten verworren, so dass er sehr 
hinter unseren Walter, Richter und Andern zurücksteht. 
Seine hier seltener aufgeführten Autoritäten, die ef zuwei- 
ien wörtlich ausschreibt, sind meistens wieder deutsche 
Canonisten, wie der ihm so beliebte Reiilenstuel und Zal- 
linger» auch wird einmal Berardi angeführt; Ref. hält eine 
nähere Beleuchtung dieses Theiles des Werkes hier nicht 
für nöthig und geht ssUr Iniialtsangabe des Werkes von 
daudry über. Diess besteht aus vier Büchern^ wovon das 
«rate vom katholischen Cultus überhaupt den ersten Band 
ausfüllt; der zweite des personnes comacries au Culte ca" 
ikoHque et des Corps ecclMasHques bis S. 697 des zwei-*- 
ten Bandes geht, das dritte des choses distinies au Culte 
catholique das Ende des II Bandes und den Anfang des 
dritten begreift, und der vierte des (Mies non catholiques 
das Ende des letzten ausmacht. Jedem Bande sind als 
Appendices Abdrücke wichtiger Quellentexte des französi- 
schen Kircheorechts beigefügt. •— Der Verf. begin»! Bd. I 
S. 1 mit der seinen Standpunkt und den Zwedc seiftes Ba- 
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ches genau bezeichnenden Erklärong, dass er sich enthal- 
ten werde, Fragen des Dogmas oder der kirchlichen Moral 
zu behandeln, es sei ihm nor um die Darstellong der Ge^ 
setzgebung über die äussere Seite des Cultus zu thun. St 
la religion, sagt er S. 2, est paur les individues me dffaire 
de consdence eile est pour les Eials une affaire d'ordre 
social — daher die Nothwendigkeit eines Staatskirchen- 
rechts und sein Schluss: Les lots sur le cuUe forment 
unepariie n^cessaire de touie Ugislaiion cimle etpolüique!^) 
Der erste Titre des I Buches führt die Ueberschrift: Lois. 
civiles du cuites catboh'ques, und behandelt im Chap« I die 
Lois anciennesy im zweiten die neuere Gesetzgebung 1789. 
Der zweite Titel mit der Ueberschrift: Prindpes g^n^aux 
de la legislalion civile sur le culte cathoUquey enthält in 
Chap. I eine Theorie über das Verhältniss des Staats und 
der katholischen Kirche, und zwar als das einer ind^pen*- 
dance reciproque des pouvoirs, im zweiten eine Beleuchtung 
der liberl^ riligieuse, wie sie nach der französischen Ge- 
setzgebung besteht, und im dritten die Bestrafung der re- 
fractions aux loix sur le cuUe. 

Die Titel und Kapitel des zweiten Buches sindu /. du 
sacerdoce en g^nfyral^ und zwar : O du sacerdoce dam les 
relaüons avec le sodäi civile, 2) Organisation dvile du 
sacerdoce; IL des differents degr^ du sacerdoce vom Pabst 
an bis zu den Gehilfen der Pfarrer; lil. Darstellung der 
Rechtsverhältnisse der CommunauUs congregaüons et des 
assembliea du clerg^; das dritte Buch -handelt von dem 
Rechte der Kirchenfabriken, insbesondere vom Subject ihres 
-Kirchenvermögens und dessen Verwaltung, dann vom Ei«* 
genthum an anderm Kirchenvermögen, nämlich das des Cle- 
rus im Allgemeinen, der Domkirchen, der Bischoffsdotation, 
der Capitel, der Seminarien und der Pfarrstellen. 

Die in alle juristischen Einzelnheiten tief eingehende 
Darstellung des Verf. und seine Erörterung einer unend- 



1) Der Verf. citirt hiercu Walte r's Kircfaenrecht nach der fran- 
Eösischcn Ueberaetzung von RoquemonJ. 
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lieheil Zahl von Rechtsfragen, deren sehr viele durch dte 
französischen Gerichte entschieden wurden, zeigen wie in«* 
nig die kirchlichen und staatlichen Verbältnäse mit einan** 
der verwoben sind und wie unhaltbar sich die Theorie der 
absoluten Unabhängigkeit der Kirche vom Staate, d. h. die 
der Rechtswidrigkeit der Beschränkung der kirchlichen Frei- 
heit durch die Staatsgesetzgebang erweist. Wir wünschen 
sehr,, dass der deutsche Episcopat und die feurigen Ver- 
tbeidiger seiner exorbitanten Ansprüche mit Aufmerksam^* 
hett Herrn Gandry's Werk lesen, um von einer Menge 
überschwenglicher Ansichten zu gesunderen zurückzukehren. 
I. Wie der oberrheinische Episcopat, musste auch Herr 
Gaudry zur Lösung der Hauptfragen über die Berechti<<> 
gungen der Kirchengewalt einer- und der Staatsgpewalt an-*» 
dererseits einen positiven Rechtsboden suchen, indem das 
al^emeine rechtsphilosophisehe Priaeip der Selbstständigkeit 
beider Gewalten in ihren respectiven Sphären für das Prac- 
tische nicht ausreicht. Dieser Boden ist ihm die Staatsge- 
aetzgebung. Er setzt daher geschichtlich die ältere, das 
gallicanische System schützende in $. 3—29 auseinander 
und zeigt, dass es durch die Revolution von 1798 vdl-^ 
ständig unterging, abgerechnet den Grundsatz der absolu- 
ten Unabhängigkeit der staatlichen Souverainitftt. Darauf 
SEeigt er, wie man nach den verschiedensten Versuchen zur 
Restauration der katholischen Kirche gelangte durch Napo- 
teons Concordat mit Pius VII. Diess ist die eine und Haujpt* 
basis des neuen französischen Kirchenrechts. Es kam aber 
aogldch in den organischen Artikeln von 1802 ein zwei- 
tea^ ihm zum Tbeii entgegengesetztes hinzu , in welchem 
Portalis, deren Urheber, den Gallicanismus , von dessen 
Wahrheit er vollkommen durchdrungen war, in wie weit 
die neuen Verhältnisse es zuliessen, reprästinirte. Beide 
Gesetzgebungen haben jedoch eines mit einander gemein, 
Bämlich die öffentliche Anerkennung der katholischen Kir« 
che, abo die ihrea Dogmas, ihres Cultus, ihrer Diadplin 
und ihrer Verfassung freiUch innerhalb der durch das Con*- 
cordat and mehr noch durcb die orgaiupobea Artikel ge« 
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cogwen Grenaeit f>m9 An^kf jmkng ift d«ber ktüM m*r 
imBcbfüinhle der kir<ibiiehi9ii Ofoni^te«», «onttarn n»il «i^ 
nar UiU^ordfuiflg ^der kirAKohen Gaoel^bung unter #9 
fiaelUeii« tn alleii ättßSiereB, d. h» auf dem Stiuilsg«iT 
ftttte sich gegkdteftd^n kirchliohen VerjiäHoifisao« Die spar» 
ieres ¥^£a8sangen vpa i8i4, 1@30, 184S »od 1652 iMbr 
li«fi hierin niehts We^mtliob^s geäodjNl, so dass n^b jetot 
j^oe arsji^ GeselzgeiHingr als Hauplgrundlage dea fnei^äair 
adien Staiifikindieflracb^B forlbestaht uod luur in Ni^^hie»* 
quakten dorch einac^e (leset j» seit 16Q3 als moidifeif tief«- 
ai^aiat. ($. 2A'--4fi.) Das lür alb Reebtafingm höfM0 
laaasagfibeiida Prioaip ist oaeh fiaudr y §. 44 <tte üner- 
ks0iHing der Kir^a i|}s SGilchar, weiwia ar id §. 46-«'-t49 
die wiAkigßUm Cfiiiaei|Beiizan ablsHet Dieae üonae^ea** 
8C« aiad juTiaUacha Vaippfliobtaiigc» fiar deA Staat eioerr? 
uad die Kirche aodrcirsaits. Nach dem V^f. lat i) ntw 
Staat Yerpflicblety a) das katboliscfae Dognia lebreo zu hsn 
aeo 4iQd gegen Vefuflgiimpfaiigea zu scbülzeii, ohne berr 
reehtigt au sein, es zu inleipreUren und dem EinzeiBen^ 
für den i^ dtie Gewjssenssaehe ist, auCziizwtngen (^. 45} ; 
h} die rein kirGfafiohe Diseiplinafgesetzgebiing zu achtea 
«ad zu sehüteea, idie gamisehtcii zji jnodififiireii) jadoDh be«r 
rechtigt, .4Ue nur auf äussere Verhäitnisse sieh be^iabendaa 
nach eignem Bpteessen fertzustdlen; c) die Einjieit d«s 
da^belieisBius aozueiiKeiuieii, daher ^d6n Verfcehr «I dem 
Fa))ate za gestatten und die Aafiösang diaaar Einhmt iai 
ijande ao verbkideün , wrioha letzte Ckinsequenz er jadafik 
fäebr. aus NützUchkeits-r als aus EtoehtsgeündeD zu irearthei« 
4Ügen sucht (§. 47. 48.); d) die Ver|ifljebtuQg des SliOats 
«Eur AnerkennsBg der kirchliohpa Xfierarchie. Man. sieht 
also, dass Herr Gaudjy das von den deutschen StaatSt«- 
und Kirohenrechtslehrern verthaidigle jus Advocatiae das 
Staates annimnit. Dagegen käb.er den derusiür veriiAk^h-i- 
tet, den auf diese Verhältnisse be^^iehen Staatsgeaetse« 
att gefaeroben, denn sie sind z^igleiK^h c(mditioM ams qt^Me$ 
f.^ai a äubord9m& ses üUigßÜons! (g. 60); er arUäit 
aid|i ^esabalb w $. £1 wä gräairter Energie gegaa diaihiii 
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ab durdians anarchisch erscbenifinde Ldure ier ahsoloten 
Unabbüngigkeit der Kircbe vom Slaat und Mit aach das Cihm 
wie les sebaint unbekannte} aordaaieräaDisohe Systesai für 
jwislisob «nmöfbch, und insbesoadsre für i¥«rderUich joi 
htentase der iärclie. A«a seinem Pvine^ .aiabt er %• 52 
den Sebluss, dass der Staat berechligl ist, dem Episoepal 
vovzosehreiben , die vier Artikel der Doehralien von 1^684 
tu lehren, ob»e jedoch ihn zwingen an können., ihre 
dogoiatiaobe Sichtigkeit sa yertheidigen. 

II. Alf iiöehstea leüendea Princip ober das Yeriialtiijas 
^fon Staat und Sirobe stellt nun der Verf. den fiato der 
. f egensefÜgvB Und)hättgigb6il lier geistiiohan und der 
vreitJtcten Gewalt. auf, irerhondan mit der V^erpfikhfr 
tnng «iiies friedUcbc»! Zusammenwirkens in atiea (ao oft 
nolhwendigeii) iBeriihningeii der Aojtion beider. Er immk 
gleicht daher das VerhällDiss mit dem der fieeie Eum 
Leibe, indem wie bei diesem eine innere geistige nad 
eine äussere malerieHo Kraflinsserung gegeaäbersleht und 
diese leiste Terardasst. (f. 53. 54.) 

Dass in Wabrbeil dieses Verhäidries in Frattisreieh als 
«In ernstHch begründetes bestehe, beweist der Verfasser tn 
$. 06-^61 durch Besli«mungen des Concordats, die soasi 
keinen Smn hätten, durch mehrere der organischen Artäiel 
und duroh Veffttgungen des Code pönal. Aus aHen aaH 
«Ml ergeben ilie oagelrttbie ISelbstständigJfieit der AeüM 
(der rein geisfliciien fie^alt und die Kedbwendigkeil des 
'EiBBChreltens der welilichen, sobald die Wirktnifen der er^ 
sten sich auf 4tm Recblsgebiel der äussern Freiheit geltend 
machen woUen. Demgemäss verlheidigt der Verfasser das 
Recht des Piacet fttr die Publication päbstlieher Bauen und 
Dreven, sowie von Deerelen von Coneilien, jedoehimr zum 
fiehufe der Verification, ob in solchen Erlassen nichts dem 
><Sesetze und dem gehenden Rechte des Staate^ Widersyref- 
diendes enthalten sei. Auch vertheidigt er die Art. 9Ö71 
des Code pönal, weil durch die in denselben mit Besirafang 
bedrohten Acte der GeisUichen VerMnugen der MuslMrep 
Freibeitsordncingen seien. 
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IIL Durch seinen Ideengang wird nun in §. 83—103 
der Verf. zar Untersuchung des Umfangs der geisllicben 
Gewalt Über die Einzelnen (also die Laien) geführt 
and verschiedene Fragen zu beleuchten und zu entscheiden 
veranlasst, und zwar: 1) die über das Excommunications- 
recht der Kirche ^ welches er zwar unbedingt anerkennt, 
weil die geistlichen .Censuren keinerlei bürgerliche Wirkun- 
gen haben. Doch lässt er in $. 83 eine Anklage gegen 
den sie aussprechenden Geistliehen zu: si Fexcotnmunica^ 
<toi» itoU fonMe mr des faiU doni la publiccUion. auroit 
ä Fegard des simples parüculairs le cardeiere d*une diffa-^ 
tnatiofi d'apris article 13 de la loi du 17 Mars 1819 c'est 
ä dire par des faiis poriant atldtUe ä Fhonneur ou ä la 
oansidercaion. (S. 154.) Diese Klage ist aber nach der 
fmizösischen Gesetzgebung nicht vor dem gewöhniichea 
Biohter anzustellen, sondern vor dem Staatsratb, cler über 
iten Hii^sbrauch der geistlichen Gewalt zu erkennen hat« 
Noch weniger ist nach dem 52. organischen Artikel eine 
öffentliche Rüge der Händlungen bestimmter Personen durch 
den Geistikhen erlaubt. Die jetzt in Baden so. wichtig ge- 
wordene Frage: ob die geistliche Gewalt Staatsdiener zu 
9xoommuniciren berechiigt sei, welche ein ihr ungerecht 
^rsehäinendes Gesetz oder eine landesherrliche Verordnung 
vollziehen? behandelt der Verf. nicht, wohl aus keinem 
andern Grunde, als weil er einen solchen Act derselhi$li 
gar riebt für mißlich hält! 2) Zeigt der Verf. in §. 86, 
dass Niemand selbst durch die Civilbehörde gezwungen 
werden kdnne, eine CuUusfaiandIttOg mitzumachen, sei es 
auch z. B. nur die, bei Gelegenheit einer Prooession sein 
Haus Musserlich zu zieren. Diess haben (nach S. 159) 
die fraozösischen Gerichte mehrmals entschieden. Der Verf. 
hätte hier die in Bayern so beifühmt gewordene Knlebeur 
fvmgstfBge protestantischer Mdiföre behandeln können; allein 
dieselbe kam m Fradcreicb wohl nie vor, obgleich durch 
ein Decret vom 24. Mesmdor des Jahres ii der Republik 
(Parfc. II Art. I g«da<^hter S. 509} die Knid^eugung des 
Militärs, wo es bei Prozessionen ieierlich «nzuwohiien tat, 
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vorgesdirieben ist, und auch der Maire die Garde nationale 
hieza auffordern kann; es wird wohl keinem in den Sinn 
gekoRunen sein, eine Handlung dieser Art von einem Pro- 
testanten zu verlangen. 3} Der Vert wird nun in §• 88 
bis 96 veranlasst, die Legalität der Verordnungen über die 
Sonn- und Festtagsfeier zu untersuchen, und sieht sich ge- 
nöthigt, mit Berücksichtigung der verschiedenen sich wider- 
sprechenden französischen Gesetze hierüber, diese Frage 
sehr ausführlich zu behandeln, jedoch unbedingt zu beja- 
hen. Er erklärt S. 163: la necesritd du rq^os^religieux 
pattr une des regks hs plus ünporianies ä maitUenir dans 
la socUte! Das Hauptgesetz hierüber vom 18. Nov. 1814^} 
wird vom Verf. nicht als ein durch entgegenstehende Ge- 
wohnheit obrogirtes angesehen. 4) In $. 97—103 behan- 
delt der Verf. die Frage über die juristische Zuständig- 
keit der Stohlgebtthren nach dem gegenwärtigen französi- 
schen Rechte, und verneint sie rücksichtlich der Ertheilung 
der Sakramente, bejaht sie aber, wenn vom Geistlichen die 
Vornahme nicht wesentlich ihm obliegender Acte des Cul- 
tus, z. B. Messelesen für ein Individuum und dergleichen, 
verlangt werden. 

IV. Auf diese Untersuchung folgen beim Verfasser die 
S$. 106—133, in welchen der Grad der Selbstständigkeit 
der kirchlichen Behörden gegenüber den Staatsbehörden 
untersucht wird. Als Grundsatz stellt er in $. 105 auf: 
AutariU religieuse est indipendante de PauiorUi cwile pour 
les affaires du dogme ou de conscience, comme PauiorUi 
dvüe est independante au clergi pour ks affaires du for 
exOrieur. Es werden hier mehrere practisch wichtige 
Streitfragen erörtert^ z. B. die der Verweigerung eines 
Sakraments, die des kirchlichen Begräbnisses — und beide 
im Allgemeinen im Interesse der kirchlichen Freiheit be- 
antwortet; ferner die der Polizeigewalt des Pfarrers im 
Innern der Kirche — gegenüber der allgemeinen der Orts- 



2) Der Text dieses Oeseties i%\ abgedraokk im Appendiee des 
Vol. I S. 504—507. 

«fit. Mifdkr. /. «mImw. IXVIL 84, U, Btfh \^ 



Digitized by 



Google 



JM4 Wftrmkf tiig, hwiiMidiM Klr«beBrwlit. 

bebdrde; ferner die: ob leiste ans reia polizeificbeD GrüQ«^ 
^en das Al^balten einer gesetelioh erlmbleii Proceasion an* 
tersajpen könne u. s. w. Der Verf. sagt in $. 127: Dan$ 
fau8 ks cas^ au il tägii de rigkr direeiemmi ie$ affaires 
du cMe rautoriiS aAnim8iraHi>e lors mSme que le mesure 
prise par eile poutroit aeoir des cons^enoes (woidenteUes 
Findireetes sur le iemporel! — ein freilich weil gehender 
Salz, bei dessen Anwendung jedoch der Verf. $. 12801 
vorsichtig za Werke geht Er trägt kein Bedenke»^ dein 
Haire zu erhaben, die Abheilung des Gotlesdienstes in 
einem Einslorz drohenden Gebikide za untersagen, oder die 
Errfchtong oines Kreuzes oder dergleichen auf eioeaa Conh- 
iMinalweg u. s. w., doch soll er keine Prooessioii zu on^ 
tersageii befugt sda da, wo^ deren Vornahme im Allgemei- 
nen geselzlicb gestattet ist. (9. 226.) 

V. In senier Seel. IV geht der Verf. tter zur Angabe 
der ausnahmsweise slaHfindenden Besdtfränhungen der geist^ 
Heben Gewall dnreh die Staatsgesetze. Die wicbtigslea der- 
selben sind: 1} die durch das Coneordat festgestellt« der 
Ernennung der ffiseh&fe durek das^ StaalsoberiMupt und der 
Genehmigung der Ernennung der Pfarrer doreh die Bischdfe, 
stall weteber Napoleon einst selbst zu sagen pfiegte: par 
Nüus nammi ei reeoimu efc.^ was 1814 aufhörte. (S. 2360 
2} Eine andere, durch den 25. organischen Artikel fast^ 
gestellle ist die NoIhwendigkeA der Staatsgenehnngung zur 
Ehichtung der Domcapitel und der Beminarien, sowie der 
YfM der Canoniei in jenen und der V^pflidMung der Pro^- 
üessoren in diesen, die gaHieanisohen Artikel von 1682 zu 
raterzeicbnen. Die erste besteht noch ungeachtet der He^ 
ttionstrafion des Cardinais Caprara, die Mzle wüd seit 
f814 rncht mehr Yerlangt. ($. 137. 136.} Dag^en h«^ 
ben die Bischdfe die Lisle ihrer Seminaristen noeh an den 
Minister einzusenden, kidessen nur, um sie von der Cen- 
scription zu befreien. ($. tS7.) Aach die OrguniSatfen 
der Capitel musste von der Regierung bestätigt werden. 
(S. 140i 1410 3} Durch den ovanisebe» Art 4 wird 
festgesetzt, dass ohne Erlaubniss des Staalseberfclupts keki 
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Nfrttottd-, keift FrovirtKiaflcofiCii und keim DiooÖMYisVnode 
dbgehfttlen werben dürfe. Amik dks& B^i^chränkbng« tye- 
sieht noch. ($. 148.) 4) Desgleieben das Verbot d^s 
Art; 4t, keMe Capellen und Bethäoser öhnt Sfaali^eiiefb« 
Mgung t^ ^rSöbten (§. 444; 445.)^ eben s^ w«hl{f ItöiH- 
nei^ {ndcb Art. 61. 62.) ohn« dtede SiiCcttri^lb(ifch«il «1*^ 
öffnet wardi^ ($. 147). Nftcb Art. 6 imtertfegeti dertoi^ 
ben aodb die bisdiöftiehen Terfügütigen über die SCobIge- 
bttbreu (S. 14S>. 5) EfMlIieh i^t diö Be^Ümmmg des 
Af t. 73 höObl^t nichtig) nach weither Pfairrdoteftioneii dttfeh 
die Kegiertingf n&r ki diamft^enten besteheti «nd nur tnft 
SfaAt^et^aufbnhs gefliaebt werd<M kdmiet^. Der V^f. be- 
Hfierkt Über diese BescbrankuDgen (§. 50) der Urchlibbe^ 
Pihe4befl^ dcr^ äö mM dd$ Dogma, i^ildem Mir des' Pri^ 
Yattnterensb betü^^: tUM fat^ent iH^ies par le s^Mi^ 
nir (t^ antuen» oims -^ fe* etetgi d&ii if§ nomneme^ ikfü 
ijU'dUes m Hrönt pa$ ISgakmmt mödifUiesi (Täborfipär ee 
^€lhs ^önt foetwre de Ist ptiissanöe lSgMa§li>e qui te k 
droit d^infer^enit dang td6 eko^^ ^ictetimri^ in i?t^ ^ 
i^tisüiU» pm* €6 qu0 ces resiriiöHoni He MiseM po» e$m^ 
lüMm^n» ä Vkai^M dB la reUgior^ tml tmt rM des effbüg 
ei des desirs d*un clergS dont la piM ^gale la sagf^se^ ei 
hs bm^esi 5) In einigen wenigen Fällen kam die ftaats- 
re^ttng di0 geistltebe Gewsdt «ucb mt Vonitthnie froiMp- 
ver Randlnttgeii) nemenOidt 2Qm Abhalten offenttieher CW^ 
Mie tHid jEetoriidier Cereinonien ni^higenr 

VIv Der yml bendett im II Gap. von ißt Reügiom^ 
ifdibeü-urid dem dner dffefittioh anerkamite» Religion gtr^ 
^Myrten SüiWh». Nachdem er in §i IM die Beg^ift vob 
<}9iw)kseti5 -^ unl Religl^ff-^ oder CoftHifreibeM sebarf gä*- 
««hieden, zeigt er, daee? nlir den aheitoanifteii Conf^sioiMl, 
tmi twi/c mch det iiraelMichefi, <Mr Staatuschvte zägtH- 
sichert aei^ ui»f das» aelbat jMcten^ wefRi sie eiM Zeit lang 
ietetM worden, deneetbeiv in FruikMob nickfl aninspredwiii 
faabew. E0 bedarf htetfllr einer ^ffentlicfaeii Anerkenndng 
derselben, d. K eiitÄ» sie als iBffeAtlfeben GiHlua Muset^ 
40ti OeBetaeffi Act dieäeHH CIrunde entsebiedeal atebnnals 

# 17* 
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die Gerichte y das$ der Vereia der s. g. JEgfJbe frängoise 
sowie der Pietisten im Elsass von den Behörden mit Recht 
aufgelöst wurden ($. 159—171). Der StaaUschutz ist 
nach $. 172 f. ein vierfacher: protection de la r6ligion, 
protection du cuUe, protection des ministres du cuUe^ pro-- 
tecHon du choses saintes and ist verstärkt durch his de 
distincHon honorißque et de Subvention^. In allen den auf- 
geführten Fällen beruht der Staatsschutz auf Bestrafungen 
der Verunglimpfung oder Verhöhnung der Rehgion (ou- 
trage ou derision) nach Gesetzen von 1819 und 1822, der 
Störung des Cultus, der AngriiTe auf Geistliche wMirend 
ihrer Amtsfunction oder wegen derselben , oder der Ver- 
unglimpfung geheiligter Gegenstände — worüber der Code 
p^nal Verfügungen enthält. Der Verf. interpretirt als stren^ 
ger Rechtsgelebrter die einschlagenden Artikel ($. 173 bis 
208) und behandelt auch die Frage: in wie weit die Kir- 
chen in Frankreich noch eine Art von Asylrecht haben. 
Diess besteht darin, dass gegen Niemand während des Got- 
tesdienstes in einer Kirche die bürgerliche Verhaftung vor- 
genommen werden darf nach Art. 781 des Code de pro- 
cödure civile, die eines Verbrechers dagegen ist zulässig 
CS. 196). 

Obgleich nun der Cultus frei und geschützt ist, so 
unterliegt doch dessen Ausübung Beschränkungen, nämlich 
den: dass die Kirche ohnl9 Staatsgenehmigung keine Feier- 
tage, obwohl blos kirchlich abzuhaltende Festtage, decreti- 
ren, in Orten gemischter Confessionen ausserhalb der Kir- 
che keine religiösen Ceremonien vornehmen darf, dass re- 
ligiöse Versammlungen und Vereine von mehr als zwanzig 
Personeü ohne Genehmigung der Obrigkeit und die kirch- 
lichen Trauungen vor dem Abschluss der Givilehe verboten 
sind. Der Verf. beleuchtet and interpretirt die diese Be- 
schränkungen festsetzenden Gesetze, entscheidet die durch 
ihre Anwendung veranlassten Rechtsfragen und erhebt ver- 
schiedene Bedenken über die allzngi:j0sse Beschränkung des 
kirchUchen Vereinsrechts ($. 309—234). 

VU. In dem folgenden Capitel m handelt er von den 
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Verletzungfen der den Cdllus betreffenden Gesetze darch die 
Geistlichkeit und deren Ahndung (§. 235—261), also vor 
allem vom recursu ianqnam ab abusu (§. 162—339). Zu- 
erst ist von den Fällen die Rede, in welchen der Geistliche 
in der Ausübung seiner kirchlichen Functionen, z. B. auf 
der Kanzel ein gemeines (börgerliches) Verbrechen oder 
Vergehen beging, und es wird ausgeführt, dasS dann die 
bürgerlichen Strafgesetze ihre Anwendung finden müssen. 
Er hört dann auf, als Geistlicher zu handeln. Doch haben 
die Bischöfe und Erzbischöfe denselben Gerichtsstand wie 
höhere Staatsdiener ($. 336—341). Was aber die rein 
kirchlichen Vergehen sowohl der Geistlichen als der Layen 
betrifft, so erkennt die französische Staatsgeset^gebung un- 
bedingt die kirchliche Gerichtsbarkeit an und erklärt die 
weltlichen Gerichte für inCompetent, zu erkennen (§. 242 f.). 
Der Verf. zeigt, dass diese Grundsätze von deii französi- 
schen Gerichten und sonstigen Behörden befolgt werden. 
Daher steht dem Bischof ein unbezweifeltes Suspensions-^ 
und Absetzungsrecht eines Clerikers zu, der sich eines sol- 
chen Vergehens schuldig macht, und die geistlichen Gerichte 
sind allein berechtigt, hierüber zu entscheiden. Sollte aber 
die bischöfliche Entscheidung sich nicht auf das Dogma 
oder die kirchlichen Disciplinargesetze stützen, sondern auf 
andere Thatsachen, so hat der dadurch betrofi'ene Geistliche 
das Recht, an den Staatsrath w^gen Missbrauch der geist- 
lichen Gewalt zu recurriren (§. 247). Ferner läagt $. 246 
der Verf. : Si une Mcisian de VauioriU eccUsiasiique re- 
pomnt sur un fait tnateriel ei doni ks consequences 
fussent puremeiU civiles, le juge supetieur civil connaüraii 
de la dicision et staiueraii p. c, Si un iveque ordonne 
qu'un preire jouira d*un droit utile et tnateriel au prSju^ 
dice d'un autre pretre. Was die Layen betrifft, so ist es 
ihrem Gutdünken überlassen, ob, wenn sie sich durch eine 
Entscheidung der kirchlichen Behörde in ihren religiösen 
Interessen verletzt halten, sie sich an die höhere geistliche 
Behörde wenden wollen; der weltlichen steht kein Inter- 
ventionsreobt zu z. B. wegen Verweigerung des kiroUicben 
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Begrüb^taies duroh den couppetentm Ffiirror ($. 251 f.> 
Nur $i la diciäan du juge eccUsiastique corienoit une 
afpr^dafiw ^wi faH fnaferiel etrmgkr ä to qomdenee 
et qnß eeUe appriüation poriait un prijudice effectif ä Ti»- 
dipidßf alors cammenceraii paur lui le droit de recourrir 
au juge laiqm: celtU certificrmt lefaü^ m lamani suhfister 
la diciiion rüigieuse (%. 260). Mit $. 262 bagipot beim 
Yerf, eine bis ao« E&de des ersten Bandes «ich erslracjir 
9wi» Abhaodluag üb#r das darcb dieorganiscb^ Artikel 
6—8 zum Theil als Sostistinirupg des früheren Rpcbts 
sanctionirt ieß Becours comme d^bua, in welcher die zehn 
HapptfäUe desselben genßa geprüft und znm Theil mit einer 
Kritik der geselzlicben Verflignng selbst entschieden wer- 
den. Ip $. 292—^99 sacht er zu zeigen i dass die Be- 
StirnDNiBg des Art. 6. wel«hß einen Recurs znUlsst 4 cßu^ß 
d^mfrmtion ßua> regk$ consacr^ par le$ canons ^in Ana*- 
cbronismiis, allza yag und so zu sageo un^nw^ndbar ist 
und vom Gesetzgeber au^ehoben werden sollte, Da Ref. 
in einem sßiner firüheren Artikel über dfis französische Kir- 
cbßnrpcht (Bd. 25. S. 34ff, dieser Zeitschrift) ausführlich 
voa diesem Cregenstand gehandelt hat, so hält er eß nicht 
für ndlhig, aitf die Ds^'stelbing dps Verf., dip lichtvoll und 
belehrend ist, hipr einzugehen. 

Waa die SItantsbehörden betrifft, bei welchen der Re- 
cnrs stattstufinden hat, so ist in der Regel der Staatsrath 
eomp^tent; ausnahmsweise sind es die gewöhnlichen Cri- 
miualr oder Civilgerichte in folgenden vier Fällen: i) Lör^ 
CS ^'U $^agit des firits eti debors dßs fonctums edolSsm^-- 
IfMes. 2y Lore ce que le mitmtere pttbHc pursmt dir^ete-- 
meiU dfis faii» qm cmsütuent des cmies w d&Ms. . 3> tove 
ce que dans hs motieres eecUsiastiques le cweeU d^Etat 
auiorisi Factian. 4} Lars qffen fin il s'agity dam ^«n«- 
ÜrH d^une persanne priv^e ^me r^paratum puremmt ci« 
nUe paur un fisUt ne coniStOuatU ni äbus ni dilUf bien qu'il 
aü eu Iku dans Ve^ereice du cuUe (^ 338}. 

Die wichtige Rechtsfrage , ob der Bischof eiiiien mit 
Staatsgenebmigung ersflniilen PEwrer (aus canonisobefi Grün* 
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den) mit Erfolg absetsea, d. h. auob sein Einkomnen ihm 
entzieiieii köone, ist kme fitr den Verf. Nachdem er §. 276 
gf^IegpeiHliefa itieielbe veraeiBt hakte^ spricht er in Band II 
$• 564. ö65. 6eine motiYirtQ Ansicht dabin aus^ dasc^ der 
Biacbof dieaea Recht nicht habe — denn yus est destiiuere 
o^jfts 0$t tnsiUuert '— obwoU ein von ihm reraovirter Pfar- 
rer kit«hlicfa aufhöre, i^s au «ein, so bleibe er es in den 
Aogen des Staats, bis das Staatsoberhaupt dessen Absetz- 
ung grenebffiigt Der Verf. findet hiergegen nichts zu er-< 
inn^A! 

Das den zweiten Band des Werkes von Herrn Gau- 
dry bis S. 267 füllende zweite Buch des personnes can- 
sacrios au 0uUe pathohque ei des carps ecclesieuiiques 
enthUt bei vreftfem mehr & g* inneres canoiiiscbes als stoat- 
lidi festgestelltes iCirehenrecht; doch werden auch hier aUe 
Materieii in ihrer staatlichen Beziehung behandelt, d. b. mit 
besUlndiger Bertteksichtigung dar Staatsgesetzgebang, 

Vn. Der erste Titel der sacerdoce en gintrai bandelt 
in Cb. I und II S. 349—387 vom geistlichen Stande, 
d. h. von dessen Erwerb, seinen Rechten, Verpflichtangen^ 
seüien Baziebungea zur bürgerlichen Gesellschaft u. s. wv 
Was die Ordination und deren Bedingungen betrifit, fo 
spricht der Verf. erst später im Capitel von den Rechten 
der Bischöfe von denselben; dagegen mit grosser Aus«* 
führHobkeü Ober die rechthche Stellung des Cleros. Unter 
den wichtigsteil vom Verf. beiencbteten Frage« heben wir 
folgende berver: 

1) Welche Reebte hat die Geistliobkeit rkcksicbtlidi 
der religiösen Erziehung? (§* 355}. Nachdem der Verf. 
auffallender Weise die Brtheilung des Religionsunterriehtf 
nicht als ein gesetzlich anerkanntes Vorrecht, sondern nur 
als überaus zweckmässig dargestellt hat, beantwortet er 
die Frage über die den Clerus zu gestattende Betheiligung 
bei der Erziehung (S. 20) dabin, es wäre eine verwerfe 
Uche Tyrannei, den gesammten Volksunterricht als Privile*- 
gium demselben zu überlassen, man könne nur veriaDgen 
a) f«e k cherffi ait k faeuUi d, fonder des iisoks ßi 
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que V Eua protige ces etablissemmts. b) ^e dans leg 
maisans laHques formies par le Gouvernemenij au par des 
parHcuUArs les supirieurs locaur ecciisiasiiques aient la 
direcHon des iludes religieuses ei quHh aiei une gründe 
influence sur le chaix des liereSj et nous crayons meme 
qifils ne daivent pas Stre Tangers ä la surveiUance du 
personnddans les limUes reglies par Padministraiionpubiique. 

Doch will der Verf. auch die von Geistlichen errich- 
teten Unterrichlsanstallen unter Staatsaufsicht gestellt wis- 
sen und verwirft daher die Maxime der absoluten Lehr- 
und Lernfreiheit (p. 21}. Das neuste Unterrichtsgesetz 
von Frankreich vom 15. März 1850 ist in diesem Geiste abge- 
fasst. 2} Zu den wichtigsten Verpflichtungen des Geistlichen 
gehört das Coelibat und da nun der geistliche Stand im 
Code civil nicht als Ehehinderniss aufgeführt ist, so ent- 
stand in Frankreich die Frage: ob ein Cleriker berechtigt 
sei, eine Civilehe einzugehen? Vor dem Jahr 1818 scheint 
man kein Bedenken getragen und eine solche Ehe für 
möglich gehalten zu haben. Seitdem erkannten aber die 
Gerichte das Gegentheil. Ein Geistlicher Richard Dumon- 
teil, dem durch ein Urtheil des (Gerichtshofs von Paris 1828 
die Eingehung einer Civilehe verweigert worden war, ver- 
folgte die Sache durch alle Instanzen, unterlag jedoch. Der 
Verf. untersucht in §. 359—370 diese Rechtsfrage auf 
das Gründlichste und spricht sich für deren Verneinung aus. 
Dagegen hält er einen Geistlichen in $. 371—72 für be- 
rechtigt ein Kind zu adoptiren. 3) Ueber die äussere 
Stellung des Geistlichen sagt der Verf. in §. 382 Le sä^ 
eerdoce, accompagni de fanctions publiques, consiiiue^ 
non pas une qualM de fonctionaire public, mais une po^ 
siiion sociale riligieuse, donnant droit ä des disHncHons 
et des honneurs dans le societS civile. 

IX. Sehr ausführlich handelt in dem 4. Cap. des 11. Ti- 
tels pp. 71—340 von den Kirchenämtern und zwar in Cp. I. 
Vom Pabste und seiner geistlichen Gewalt in Frankreich 
$. 388—418. Wir haben aus demselben nichts besonders 
hervorzuheben; um so mehr aber aus dem II. Cap. de PEpis- 

Digitized by VjOOQIC 



WarnkOnIgY FranzOsischei Kirohenrecht. 251 

copat (§. 419—486), zwar nichts aus den Paragraphen 
über die Stellang der Erzbiscböfe, wohl aber aus den über 
die Rechts und Verpflichtungen der Bischöfe und die Orga- 
nisation ihres Kirchenregiments. Ihre Ernennung geht, wie 
schon bemerkt nach dem Concordat vom Staatsoberhaupt 
aus, das auch den processus informatorius (§. 433) veran- 
stalten und die Acten hierüber nach Rom senden lässt; 
der Pabst ertheilt die canonische Institution; die von Na- 
poleon 1813 erzwungene Neuerung der Ertheilung der 
letzten durch den Erzbischof und zwei Bischöfe im Falle 
der Pabst sechs Monate verstreichen lasse, ohne sie zu 
ertheilen, ist nicht geltendes Recht geworden. Der ernannte 
Bischof hat nur einmal den Soumissionseid zu leisten, da- 
her bei revolutionären Regierungswechsefn ihn nicht zu 
wiederholen (§. 434). Der Verf. beleuchtet die Rechte 
der Bischöfe weiter in 4 Hauptrubriken. A. Droits sur la 
discipline (§. 439—456). Wir heben hervor 1) sein Recht 
die Lehrbücher der Religion verfassen zu lassen, oder gut 
zu heissen und vorzuschreiben. Nach einer genauen Aus- 
führung des Verf. in §. 442—444 hat er auch das Autor- 
recht der Catechismen, Lehr- und Gebetbücher, die er ver- 
fasste oder verfassen liess, daher der Nachdruck derselben 
verboten ist. Die französischen Gerichte haben diese Grund- 
sätze in mehreren Fällen angewandt (§• 444). 2) Die 
Hirtenbriefe der Bischöfe unterliegen vor ihrer Pnblication 
nicht der Staatsgenehmigung, sind jedoch nach derselben 
der Regierung ofilciell mitzutheilen C§. 450—451). 3) Der 
Bischof hat ein allgemeines Aufsichtsrecht über den theo- 
logischen und religiösen Unterricht in allen Unterrichtsan- 
stalten und kann dieselben inspiciren lassen; seit dem Ge- 
setz über den Volksunterricht vom 15. März 1850 sind 
eine Anzahl Bischöfe Mitglieder des höchsten Conseil aca- 
demique (§. 453—456). B. Droits des eveques sur le 
clergi de leur diocese (§. 451). 1) Der Bischof entschei- 
det allein über die Zulassung zur Ordination, deren Erfor- 
dernisse jedoch theilweise durch Staatsgesetze festgesetzt 
sind; wie Ref. weiss, gehört hierzu auch der Nachweis 
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einea OriimiU>miM9, der nach dea Org. Art. in einem 
bmn Einkommen van 300 Fr. des zu Weihenden be- 
steiie« soll. Der Verf. thut hievon keine Erwähnung; sollte, 
wie Ref. jedoch ohne genaue Angabe, erfuhr, diese Ver- 
pflichtung aufgehoben worden sein? 2) Auch in seiner 
geistliche Stra^ericbUbarkeit ist der Bischof unbeschrankt, 
kann jedoch aur Canoniscbe Strafen decretiren (§. 464—470). 
In wie weit er einen Pfarrer absetzen könne ist oben (VII.) 
YOQ uns angegeben worden. Hat der Bischof einen Geist- 
lichen bestraft wegen Handlungen, die auch bürgerlichen 
Slrafen unterliegen, so kann er vom Civilgerichte nicht als 
Zeuge vorgeladen werden, wie auch der Appelhof von 
Angers d. 31. März 1841 entschieden hat ($. 469> 
C. Pofwoirs de VEolque mr lea intirits materiels d. son 
di0Cß$e. Der Verfasser seilt m Paragraph 472 in die- 
ser Beziehung den Satz auf: FävSque est le iuieur ni des 
iniirits Umpörels de le reUffion dam son diocise. Er ist 
«ber nicht Subject des Kircbenvermögens in der Diöcese, 
diess steht den Gemeinden^ oder sonstigen Corporationen 
oder Anstalten zu. Das, unten näher zu besprechende 
Decret über die Kirchenfabrikeu bestimmt die Rechte de$ 
Bisobofs rücksichtliofa ihres Vermögens dahin. 1} Der Bi^ 
schof.bat in gewissen Fällen bei der Ernennung der Mit-r 
gUeder des Cons«i)s de fabrique (oder wie wir sogen des 
gtiflungsr^thes) nUtzuwirkcA (Art. 67). 2) Er autorisirt 
ausserordentliohe Sitzungen desselben (Art. 10}. 
3) Ftxirt die der Fabrik zukommenden Gebühren bei Be- 
erdigungen und «ndern kirchlichen Ceremonien (Art. 36}. 
43 Setzl die Zahl der durch die Pfarrgemeinde zu sala- 
rirenden GeistUchen fest (Art 38—39). 5) Bestätigt das 
Budget der Fabrik (Art. 47). 6) Er beratbet die An- 
nahme der der Fabrik gemachten Schenkungen oder Ver- 
mächtnisse, die von ihr vorzunehmenden Veräusserungen 
und die Verwendung ihrer Einkünfte (Art. 59. 62. 63. 72. 75. 
7) Er regulirt die in der Kirche zu machenden Einsamm- 
lungen durch den Klingelbeutel und Opferstock. 8) Er 
kann sich die Inventarien, Rechnungen und den Kassen- 
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vorrath der Fabrik vorlegen lassen (Art. 87). 9) Njmmt 
Antheil an der Fixation der von der Gemeinde für den 
Gottesdienst zu machenden Aasgaben (Art. 93. 96, 97). 
Dem allem ungeachtet steht dem Bischof, wie der Verf. 
S. 151 sagt und ausführlich nachweist, keine Omnipotence 
dqus le reglement maiiriel des inierels de la fabrique zu* 
Ist er gleich in rein geistlicher und Uthurgischer Hinsicht 
upbeschränkt, so kann er doch $elbstständig über die Ver- 
wendung des Stiftungsverroögens nicht verfügen. Neben 
ihm hat auch der Präfect eine obervormundschaftliehe Auf*- 
siebt über daiSise^e, und wenn dieser mit dem Bischöfe 
nicht einverstanden ist, so bat der Cultminister und in 
höchster Instanz der Staatsrath zu entscheiden. Auch ist 
der Bisqhof nicht berechtigt, irgend eine Bestimmung des 
als Gesetz geltenden Decrets v. 30. Dep. 1809 zu ändern 
oder zu vernachlässigen ($. 473J. Daher kann der Bischof 
auch keinen rechtmässig gefassten finanziellen Bescbluss 
des Stiftungsraths cassiren (§. 474). Unter N. D. in §. 418 
bandelt der Verf. von dem Gehalte und dem Ehrenrechte 
der Bischöfe. Das Recht einen Bischof abzusetzen steht 
zwar dem Pabst zu, doch bedarf es zum Vollzug einer 
solcbea Verfügung (odch §, 159—160) der Zustimmuttg 
des Staatsoberhauptes. 

X Im dritten Gapitel dieses Titels lernen wir die 
recfallicbe Stellung und Organisation der Domkapitel in 
Frankreich kennen CS* 487~515) und die der Semi&a^ 
rien. Wir heben Folgendes hervor. 1) Die Errichtung 
von Domcapiteln (ehapitres metriopolitalns) ist durch den 
Art. 11 des Concordats, den Erzbischöfen und Bischöfen 
als ein facultatives Recht gestattet und durch den 35. or- 
ganischen Artikel von der Staatsgenehmigung abhängig 
gemacht worden. Den 9. April 1802 sanctionirt der Car- 
dinal Caprara die Statuten des sogleich errichteten erzbi- 
schöflichen Capitels von Paris. Der Text derselben ist ab- 
gedmckt beim Verf. S. 491. Durch verschiedene Gefietze 
und landesherrliche Verordnungen sind die Rechtsverhält- 
nisse derselben genauer reguUrt oder I90dificirt worden. 
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Anfangs bezogen die Domcapitulare keinen Gehalt vom 
Staat, erhielten aber bald einen von 1500 Fr., in Paris 
von 2400 Fr. Die Ernennung derselben ist dem Bischof über- 
lassen, bedarf aber der Staatsgenehmigang (§. 487 — 491). 
Die Domcapitel bilden nur eine consaltative Behörde des 
Bischofs, so dass er nie an deren Suffragien gebunden ist. 
Der Pfarrer der Cathedrale ist Mitglied des Capitels, aber 
in dieser seiner Eigenschaft nicht demselben unterworfen. 
Die Verwaltung des Kirchenregimonts sede vacante erhalten 
durch ein kaiserliches Decret vom 28. Febr. 1810, wodurch 
der Org. Art. 36, welcher dem Erzbischof dasselbe über- 
tragen hatte, geändert wurde (§. 494). In vermögens- 
rechtlicher Beziehung bilden die Domcapitel eine eigene 
Person (§. 496). 2) Von §. 498 an bis 514 handelt der 
Verf. von einigen besonderen Capiteln, z. B. des v. Saint- 
Denis; die höchst wichtigsten Institutions Diocesaines des 
Herrn Erzb. Sibour von Paris i) werden nicht von ihm 
berücksichtigt. 3) Der Verf. handelt $. 515—529 von 
den kleinen und grossen Seminarien der Bischöfe, gibt 
eine klare Uebersicht der sie betreffenden Bestimmungen 
der Slaatsgesetzgebung (über welche Ref. in dieser Zeit- 
schrift mehrere Aufsätze bekannt machte). Die theologi- 
schen Facultäten sind noch jetzt reine Staatsanstalten (ho- 
steten im Jahre 1851 die Summe von 115.600 Fr.), für 
höhere Studien des Clerus bestimmt aber wenig * besucht , 
weil die Theologie in den grossen Seminarien studirt zu 
werden pflegt. 

XI. Im vierten und fünften Capitel ist von den Pfar- 
reien, den Rechtsverhältnissen der Pfarrer, Desservans, Vi- 
care, Kapläne und den niedern Kirchendienern die Rede 
($. 530—593). Es ergibt sich aus der Darstellung des 
Verf., dass die bischöfliche Gewalt in allen diesen Bezieh- 
ungen nichts weniger als unbeschränkt ist. Es werden von 
ihm eine Menge Verfügungen aus Gesetzen, kaiserlichen 
Dekreten, königlichen Ordonnanzen und Ministerialerlassen 



1) Siehe diese Zeltschriffc Bd. XXVI. S. SOflP. 
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angerührt, welche oft sehr geringfügige Einzeinbeiten in 
diesen Verhältnissen reguliren. Indem wir die auch in 
Deutschland bestehenden Anordnungen über die canonische 
Seite des * Pfarramtes übergehen, heben wir nur hervor 
1) dass es dem Bischöfe nicht frei steht, so viele eigent- 
liche Pfarreien und Saccurspfarreien zu errichten, als ihm 
belieben möchte. Ohne Staatsgenehmigung kann nicht ein- 
mal ein Oratoire z. B. an einem Gymnasium errichtet werden. 
Was die Bestätigung des Staatsoberhaupts vom Bischof zu 
ernennenden und zu constituirenden Pfarrer betrifft, sosoll 
in jedem Canton wenigstens einer sein. Sie zerfallen in 
zwei Klassen in eures de prämiere dasse mit einem Ge- 
halte von 1500, wenn die Pfarrei 5000 Seelen stark ist, 
und die zweiter Klasse mit 1200 Fr. wenn geringer. 
2} Technisch unterschieden werden in Frankreich die Vi- 
cairesy Chapelains und Aniemours, deren Rechte gleichfalls 
zum Theil durch Regierungsverfügungen festgestellt sind. 
3) Was Missionaire im Innern betrifft, so steht es der 
geistlichen Gewalt nicht frei, nach Belieben dieselben zu- 
zulassen oder anzuordnen. Ein kaiserliches Dekret vom 
26. Sept. 1809 hatte dieselben ganz und gar verboten, 
eine königliche Verordnung vom 25. Sept. 1816 liess sie 
zu, wurde aber d. 25. Dec. 1830 und 14. Jänner 1831 
wieder aufgehoben. Nur mit besonderer Erlaubniss der 
Localbehörden können sie in ausserordentlichen Fällen statt 
finden. Der Verf. bemerkt über diese Strenge: On a sam 
daute pens6 que si les Missians ranimeni an devehppeiU 
des sentiments religieux dans certaines persotmes, eUes 
soni une cause d^irriUüion pour un grand nombre (§. 587}. 
In $. 493 spricht der Verf. von den Pensionen der für 
die Ausübung ihrer Functionen unfähig gewordenen Geist- 
lichen, welche ihre Stelle aufzugeben sich veranlasst finden. 
Im Jahr 1853 betrug die im Budget für Pensionaire dieser 
Art veranschlagte Summe 570,000 Fr., worin 100,000 Fr. 
für ältere Nonnen, 25,009 für frühere Vicaires gönöraux, 
20,000 für neuangestellte Geistliche und 50,000 für zufill-^ 
lige Ausgaben dieser Art nicbl mit inbegriffen sind. 
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Xtf. D^r Türe Sl. von den ComtnunauiSi, confffiga*-' 
tions et assembleis retigieuses handelt im Ch. t. des Com^- 
mufumiSs auiorisies (§. 594--62IS} im Ch. IL des Com^ 
mmtmUs non autorisies legat^mmf (§. 634' biä 6$3} nnd 
im Ch. nf. von den Assembkes ecdesiasfiques (684—6963. 
— 1. Der t^äp. oi^ahiscb« Artikel vom Jrtr 1802 bö*- 
ölStigl *ie 1790—1792 swiclionirle und vollzogene Atif- 
hebnng dller religtö^en Oirden und Klöster; allein s<!^ön ih 
jenen Jahren und b^dliger seit 1814 wurden verschiedene 
Oon^egationen dieser Art wieder zugelassen, für MSnneir 
die Missionairs von S. Lazare^ du Saint •** Esprit und der 
Missions ^trttnjferes (§. 615), für Frauert seit 1809 die 
barmherzigen Sehwestern (§. 62iS), für diesen Orden i^ind 
fm Budget von 18S3 sogar 100000 Francs ausgeworfen. 
Es ^Blwieli^te l^ich afsbaid eine durch versehiedetre G^etze 
und Ver)drdnungen näher bestimmte RechtiSithedrie über di^ 
Wriiältniisrsäf f^fcber Gorporatronen, dUSrwelchen wir einiges 
h^rveth^ben ztt soUen glauben, a. Es bedarf zur Erriditiktg 
wwM 4A»^S Ordens als eihes be^ond^n Kloster jr odei^ Or- 
densbands^ einer speclelliffi Genehmigung des Staäls(. Sk 
tms» ausdrikkliclK ei'beilen und Im Clesucb die dfe^ Anstatt 
badenden Personen »ngebew, die Statuten vorgelegt tmd 
der B^it2 (linfängliche^ Sift)sistenzmiHel derirefben nacbge^ 
wiesen w^den. Hat der Bischof das Gesuch genehmfgt, 
s^ tibhtmk Ae BehO^d&n auf BefeM deii; lYafecten einä Vn^ 
tey^Hi^bitfg fiteir das^ Vt)rhaben nnd seine Zweckmäs^igbeit 
v&t; im ErgeMiss wird tm dän ßultminil^fer eingeüMM. 
^ steAnmn dem Sßnisteii^^ frei, tlie Auldrfsationf der AnirtMt 
Vdr^s^hlsfg^n odef m'eht; H«ttd#It e^ sieh vefn efn^eto^ M^ 
MostiMf, §0 k«m dieselbe nnr düVtb ein äeseta ertbeflt wer^ 
4m (S. eiV)^ Fra««rM^ter w^den durch ehitl Vwordi. 
mufg dtefs $(tötst)berbauptes afiitefisirf, können dann tibör mAr 
dnrdh ein^G^si^tz atffgebob^ yt^deti Q^. 597}. Allein dieir^ 
iiH dtfrt^b ein Gc<$etz v^ 2f4; Mät 1825 nHher bestimmt, 
Mtt Aüfch kfiriSärliMie Däcret^ y^ J. 185S» avif einfe fttr die 
la^Mer güfn^g^ Weis» m^&eirf (§. 996. fif22); ESrfge 
GelUbd^ükid g^MtsllOb i^&l gestMtel CS* 600>. 
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h. Alle Udslerlicben Aiwldten Mnen unter steitspo-* 
ii2eilfcher Aafsiobt, zugleich aber aocb im Staaisschaie 
(S^ 60^). Sie können Eigentbutn erwerben, ctocfa Sohen- 
kuDgen und Vennäohlnisse a. s. w. nur mit Staatsgandi-« 
migmig annehmen, wae der Verf. näher ausejnandersetel 
CS. 609— 611). c. Von Wichtigkeit sind die in §• 613 mitge^ 
Iheilten Beslimmangeii des Gesetzee v. 34 Hui 1^5 über die 
vermögensredHiichen Wirkungen der Auflösung eioer te^ 
ligid^n Corporation. Es sind folgende: 1) die geweeenen 
Hitglieder derselben erhalten auf der Masse eine lebeni^ 
Kngitebe Alimeniation , deren Höbe die Regierung fixirt« 
2) Sind Erben der ersten Stifter, Testatoren oder Schen^ 
ber forbariden, so fil^ dae tos diesen herstasiiowiide noch 
Torhandene Termögen an dieselben zurück, 3) Die Ikbri^ 
gen Bestandtfaeäe fallen ipse^ jure, suf Hälfte au koroh^ 
eben Anstttteo, zur HfilRe an die HospHale des Depart^ 
mente, in wekkem das aufgehobene Kloster gelegen war« 
— 2. Die nicht als Cerporationen anerkannlen reügiSseii 
Vereine, meistens von Frauen, deren es in Pmnkreieb sehr 
viele gibt, sind entweder durch schriftiidie V^trSgfie aM 
juristische Gesellscbaft^n consHMrt, otf^r bestehen nur in 
eiuem Zusaaomenieben ibrer Mitglieder. Der Verf^ untere 
sucht die rechtliche Stellung beider^ weist nach, dass So-^ 
cietäten der ersten Art sowohl ab ailgemehie (semkUi^ 
omnium bonorum)^ wie des besondern gUlig ges^leeea« 
werden kOnuen und unter ihren Genossen die getvöhnlidieii 
aus dem Geseitechaftstertrag der Bestimmmgeti d«s^ C<^ 
civif (act 1897 ff.) gem^s^ Btosseirdeii Rechte md Vorbittf*' 
licfafceiten eraeugen und dass die PierpetttirKohkiM sektor 
Vereine durch zwei Vertragsciauseln festgeMeM werdet 
könne, nemitch dikrcb die, dass sptt^ etntfeteiide^ an al- 
len jenen Hechten Tfaeii haben soHeft, Ufid däss dursdh das 
Wegfallen von Mifgliedern unter den übrigen die GeseH*- 
schaft fortbestehen soll. Das Vermögen gebtfrt frelBeb dto^ 
ser nicht als einer Universitas, sondern ist eine commnio 
pro indiviso unter den Tbeilnabmea mit Theihing der For- 
darui«eii.iiiii ScbuMe» (j^ 624-— 646> Was die gar 
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nicht ab Geselbchaften consiituireten Verbindangen be- 
trim, so untersacht der Verf. (§. 663 ff.) die Frage, ob 
ihnen Erbschaften und Vermgchtnisse gültig hinterlassen 
werden können und bejaht dieselbe für den (nach ihm zu 
präsumirenden) Fall, dass solche Liberalitalen entschieden 
zu Gunsten bestimmter Hitglieder der Verbindung gemacht 
würden. Die Gerichte haben indessen sehr häufig solche 
testamentarischen Verfügungen Tür nichtig erklärt als ge- 
macht in fraudem legis, um nicht erbfähigen Communitäten 
Zuwendung zu machen (§. 672. 678}. Zuletzt beleuchtet 
der Verf. die Rechtsverhältnisse der s. g. Bruderschaften, 
die auch als eigentliche Societäten vorkommen. 

3. Im Gap. III. §. 684 — 676 der AssembUes eccU- 
siastiques handelt der Verf. von den öconomischen , den 
National- und den Provincialconcilien, den Diocösansynoden 
und Cantonalversammlungen des Clerus. Wir haben nichts 
hervorzuheben, als^ dass der Verf. von den vielen seit 1849 
in Frankreich abgehaltenen Provincial- und Diocösansyno- 
den so gut wie nichts gesagt; er scheint dieselben nicht 
beachtet zu haben. 

XIII. Das Hauptvermögen der Kirche ist das der Kir- 
chenfabriken , deren Rechtsverhältnisse sehr genau durch 
ein Decret Napoleons I. vom 30. Dez. 1809 regulirt sind, 
während ein zweites vom 6. Nov. 1813 die einigen andern 
juristischen kirchlichen Personen feststellt. Eine Verglei- 
chung der französischen Gesetzgebung über diese Materien 
mit den der deutschen Staaten, liefert den Beweis, dass 
der Episcopat in Frankreich nicht die von dem oberrheini- 
schen Episcopat gewaltsam in dieser Beziehung beanspruch- 
ten Rechte hat. 

Der Verf. handelt im ersten Titel §.700 ff. vom Ver- 
mögen der Kirchenfabriken und zwar zuerst von der Frage, 
wer Eigenthümer desselben sei (Ch. 1), dann von der 
Verwaltung und Verwendung dieses Vermögens (Ch. II. 
undinOO 

1) lieber diese ganse Lehre besteht in Frankreich eine siemlich 
reiche Littentor; leit 1831 (?) encheSm eine juriitiiche Zeildcbtifk 
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Herr Gaodry berücksichtigt die vorhandenen Schriften 
sowie eine grosse Anzahl Entscheidungen des Staatsraths 
oder der Gerichtshöfe, königliche Verordnungen, Circulare 
der Minister u. s. w., und spricht seine eigene Ansichten 
stets mit Freimüthigkeit aus. 

Zu den schwierigsten Fragen de^ französischen Kir- 
chen-, ja des Civilrechts gehört die über das Subject 
des Fabrikvermögens. Die französischen Gesetzgeber schei- 
nen bei der Abfassung der hierauf bezüglichen Gesetze 
keine streng juristischen Ansichten, wenigstens kein klares 
Bewusstsein einer solchen gehabt zu haben. Daraus er- 
klärte sich die noch jetzt obwaltende Verschiedenheit der 
Meinungen über diese Frage. Manche halten no<% jetzt 
die Fabrikgüter für Staatsvermögen, andere für das der 
bürgerlichen Gemeinden, andere für das der Fabrik selbst^ 
der sie eine juristische Persönlichkeit zuschreiben, Affre 
erklärt die Pfarrgemeinde Qa porome)y für deren Eigen- 
thümerin, und schreibt die Proprietät mancher Bestandtheile 
des Fabrikvermögens der Pfarrei, d. h. dem Pfarramt zo. 
Unser Verf. . untersucht die ganze Frage geschichtlich und 
dogmatisch und gelangt durch einige scharfe Unterschei- 
dungen der verschiedenen Gegenstände des Fabrikvermö- 
gens zu einem sehr befriedigenden Resultate und zwar 
schon im Ch. II. des Titre I. überschrieben: Des diverses 
naUires de propriiUs des Fabriques (§. 712—760). Wir 
heben folgende Punkte hervor, i) Das Eigenthum der vom 
Staate zur Disposition der Bischöfe für den Cultus gestell- 



QDter dem Titel: Journal des Fabriques,- welche jetst viele Binde 
zählt, ihr. auch der grflfite Theil des BuUetin des Lois civiles eecle- 
siaifiques von de Champeaux (jetst 6 Bde.) gewidmet; eigne Werke 
über die Pfarr- und Fabrikgüter und deren Verwaltung schreiben nn^ 
ter Andern Carrö (da gouvernement des Paroisses) und der verstor- 
bene Ersbischof von Paris Affre, traittf de la propridtö des biens ec« 
clesiastiquei A traitd de rAdminittraUon des biens ecclesiastiques, 
ferner gehört hierher Dienlin, le Guide des Curds (1840. 2 Bde. &) 
endlich sehr wichtige Artikel in den kirchenrechtltchen Eneycli^ldi^n 
von Andrd und Prompsault. 

Krti. Zttudir, f, d. Rtekitw, IXVII B4, ü, Sß. |8 
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fett, den (Snb^MiKb (cdniimines) zDrilchgeg^benen tmd der 
Verwaltung d€t Fabriken unterstellten sanctorhirt ^eiv^aen^ti, 
jefeKt Svieder ftr den Gottesdienst benützten Kirdiengebiode 
iAtä nacb einer sd^arfen Prfifung aller Ansichten (in $. 71f 
bis 722} fdr eine Art von propriäl6 mixte erklärt, d. h. 
fOr nnvertetdiches iSigfe^thom der Gemeinden mit der Zweck- 
beatimmun^ d^m Cultas za dienen, welches nothwendig von 
dien Kirdfa^Tabriken adinint^frirt werd^ mnss. Nachdem 
er in %. Y18 die inottfk m faveur de la propri^ti ä h 
CöMfnäte und 719 die en faveur ä h pfopriiti de la 
fahrige dlirgcAegt hat, kommt er in $. 7310 zu dem ob^fn- 
bezeichneten tlesnRate. Ref. ftiiäs jedoch bekennen, daas 
iiife Gmnae rUr die erste Ansicht ihm überwiegend gcheinen 
find 4cfr A^sdrtt^k pfopri^t^ mixie nicht ganz geeignet 
«cHelnt üM ^benteowenrg der Salz 6. 510: Ctsi une Mturt 
dt proprUU pcrHculttre, asinjettie u des regles speciahi 
tkpös^ tMiuldiitemeni eiOre le$ mains des Cammnnes ef 
des iMbtiqi^ dam TinUrÜ eobckaif ei perpeiuel ih CfMe. 
WAt^ EigentMimei'in Scheint Bef. stets die Gemeinde zu 
ilälti, jedo<^h tollt ehiem sehr beschränkten Di^^osltiöns- oder 
ÄiMübungi^echfe dieses Eigenthutns , womit auch ein vom 
V^if. S. 509 fdr "»ich angefahrte Entscheidung des Oässa- 
tfonahcffes vom Mir 1604 tberefnstimmeii mtüe. 1) 'HM 
iilfib ^nfehide Mb e<rgenen MHtlehi eine Kirche erbaut, so 
ttt sie 'ünUßdehkKch EigeVithttmi^in, Venn ^ie auFihr Reäit 
kiftkt vehdchtet liat CS- 716) 'u. s. w. 2) Die ^iifer dem 
Oulttas ^dÜMiefa^eto inCOk*p<)!Hrten oder 'fluh^li DestMAidn i^ 
Pertinenzen derselben gewordenen beweglichen Sachen, 
gehären.gleicbfaUs der jurtftiscban Person der Kirche (wel- 
ehea Saeheo iler ietaleil Art «Ürd, seM der Verf. §. 788 
Ms Y34 auiMnattder); er ^ticld imAeaondere von iden 
Altaren, den Orgeln, Glocken und Vhren. 3} Als unbe- 
streitbar weist der Verf. $. 733— 7d5 taach, dass das Ei-* 
genthum der dem Cultus entzogenen und «urückgegebeoen 
BSrobengebMIe (egfiseii itaf^ihbies) den Ki#cfae«labrikeii 
ab )«rtvtia^6tt PMrotten «asiehe. 4) In $. 7dT--443 fahrt 
der Verf. aus, dass auch die zur BenttMn(f des Oftsöpftir- 
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tets remmii^n ffäfMuBer (nenn #ie fleAMatte keinsa Ke«- 
söndern Eigefirtiimwtftd «of dtisseibeii hut)^ Ais iEigsühBtti 
der KiröhenfabHk dtiäusehen sind. 5) Das Eig«nliMilB an 
den Kirehhöferk sieht nach $. 744—753 deti €r«Mdo4el 
und flicht den fTirchenfibriken zu -^ jene fedueh «a, wie dio 
fiitchen. Alle andere, 4eM Loc«ie«ltas feviAdmöte itMe^ 
vegKeh^n €üfeef, ah Httuser, Aeeker, Wiesen, WaUhitogen, 
Bergwerke , Niessbranobsreehle , SiervUüie u. s. w. spfiebt 
der Verf. in $. T54^7«0 den KkohenfsbrikQR ob. >6}Hi^ 
rauf hatidett der V^fasser vom Erwerb :iroil Staate«* und sd*- 
dern R^nlen, sowie vm Aotien; die Reeirle dtT cMen 
Art binnen die Fabriken a« sieb bringen «ad WMli fte 
siytohe erworben, ohne Staatserlaobnias nieht verSossanl^ den 
Erwerb der beiden andern Arten von Bor4mjpigaiftlMi!ü 
würde siber die Ver-wälter der iPabrik einer grosito Vier^ 
tintwortiing aussetzen {$. 761 -^^^ 77^, dann hatidelt er 
•von ^den im fiigenthiim . depsstben stebeibden b^WiflichM 
dachen tMMr Art uftid dean Redtte ihrer •entttnunf als mn 
den Klxbenbfinhßn , ^KimhönAüblen , den iGo#indem , 4m 
•gehcfHigteti QeKssM, Büchern, GetnäMaii u. a. w. Bß er- 
gibt eich aus des Verf. Darttellung, dass aüob über <Aese 
-Oegenstftnde gesMelidbe Verfligvngen in Fiiaitkaeioh bestehti, 
4er^ AnwendWf eine AnzaU von 4m GoFiafalen «nMbie»*- 
xiene R^btMlveitigkeitefi wranlatst 4Mit (§. 776~1!9<> 
T) Efidlidh ittt >von $. 797-^832 unter der Bnbrik: das 
doniers Oflsuets da in FabriqäPö von de« AinspvttdMii 4^ 
f^^rifean auf lObialioneB) Kiingelbettlelieldar md «ebaimi 
tdter Artt fäe Rede^ welehe «loiehfalk {[osctelArii t^pA^ 
4M Qi. *Vm*^t2^. ») Das £nde das «fraftea Sandes 
ftwntiell uirter dar Aubchrfft: Bas Obliffalions des Gounm«- 
«lea ($. 633^-«54) ron der Vcrpffiöbtniig der Gatneintfeli 
ft« AusgiAen filr den Cultiis, rar AaUong einer WiAnnB 
der GeistlMmi, es aei eines FfiHvhiawes oder tiiner ilieili»- 
^ohnong md endliob ^ton der Kir(6h^ba«hA. Es wllNb 
Ref. aber au weit Ittbreli, näher auf dtese obwaM jtti^ 
atiioh sebr intalr^saaBte Lehpenetotiij^eiieii. «ie ifeedoiftii 
^ar 'l)aaön4afn Bataucfalttiig. 9) Oer Mite Sand togiMi 

18» 
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mit einer Därslelloog der Gesetze über den Erwerb der 
Fabriken und sonstiger kirchlicher Anstalten und Genossen- 
schaften durch Schenkungen und letztwillige Verfügungen 
($. 856—928) die Texte der Gesetze und Verordnungen 
sind im Anhang des dritten Bandes abgedruckt (S. 651 — 
652). Zur Annahme einer Schenkung oder sonstigen Li- 
beralität einer Summe von 300 Francs oder weniger be- 
darf es der Genehmigung des Präfecten> von mehr des 
Staatsoberhaupts. Vorbedingung ist die Annahme derselben 
durch den Bischof. Der Verf. behandelt ausführlich die 
durch die Anwendung der gesetzlichen Vorschriften ent- 
standenen, sowie eine Menge anderer vermögensrechtlichen 
Streitfragen, endlich die auf die Führung von Processen 
der Stiftungen, zu welchen stets eine Obervormundschaft- 
liehe Staatsgenehmigung nöthig ist ($. 929 — 965). 

XIV. Der zweite Titel des dritten Buches von §. 966 
«n handelt von der Organisation der Kirchenfabriken, die, 
durch ein kaiserliches Decret vom 30. Dec. 1809 festge- 
stellt ist. Der Text ist im Anhang des B. I. S. 534 ab- 
gedruckt. Wir heben aus diesem noch auf dem linken 
Rheinufer geltenden Decret Folgendes hervor. 1) Die 
Verwaltung und Leitung der Kirchenfabriken ist zwei Be- 
hörden anvertraut, einem Conseil de Fabrique — also einem 
Stiftnngsrath und einem Bureau des MarguiUiers — 
d. h. einem Verwaltungsrath. Der erste besteht in 
Gemeinden von mehr als 5000 Seelen aus 9, von weniger 
aus 5 Mitglieder, die zum erstenmal theilweise durch den 
Bischof und den Präfecten aus den in der Gemeinde do- 
micilirten Notabein katholischer Confession ernannt wurden, 
dann aber zu einem Drittel jedes Jahr erneuert werden 
durch die nicht ausfallenden zwei Drittel der Pfarrer und 
der Maire der Gemeinde sind gleichfalls Mitglieder. Ihren 
Vorsteher und Secretär wählen die Stiftungsräthe aus ihrer 
Mitte (Decret von 1809, Art. 3—8). Sie ernennen auch 
das Bureau des MarguiUiers, bestehend aus drei Mitglie- 
dern, von welchen jedes Jahr eines austritt. Sie verthei- 
iea unter sich die Functionen des Vorstehers, des Secre- 
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tSrs und des Tresoriers (Stiftungsp flegers). Der 
Pfarrer (oder Desservant) ist gleichfalls Mitglied dieser Ver- 
waltungsbehörde (Gesetz von 1809, Art. 13 — 21). Der 
Stiftungsrath versammelt sich vier mal im Jahr (den 1. April, 
Juli u. s. w., der Verwaltungsrath einmal jeden Monat; 
beide auch zu ausserordentlichen Sitzungen, der erste auf 
Einladung des Bischofs oder des Präfecten, der letzte auf 
die seines Vorstandes oder des Verlangen des Pfarrers (Art 
10. 22. 23). 2. Die Amtsthätigkeit des Conseil des Fabri- 
ques besteht in der Beralhung des Budgets derselben, der 
jährlichen Rechnungsabhör des Stiftongspflegers , der Be- 
rathung über die Verwendung der Ueberschüsse und aus- 
serordentlichen Ausgaben über 50 Frcs. in der Pfarrei. von 
weniger und von 100 in den von mehr als 1000 Seelen, 
endlich über zu führende Processe, emphytheutische oder 
Verpachtungen für längere Zeit, über Veräusserungen oder 
Umtausch von Fabrikgüter und überhaupt alle bei Vor- 
mundschaften der Minderjährigen gewöhnlichen Angelegen- 
heit (Art. 11—12). — Das Bureau des Marguilliers fertigl 
den Entwurf des Budgets, bereitet die Gegenstände der 
Berathung des Consil vor, vollzieht dessen Beschlüsse und 
besorgt die laufenden Verwaltungsgeschäfte. Der Stiftungs- 
pfleger hat die ausstehenden Gelder einzutreiben, die an- 
gewiesenen Zahlungen zu machen. Die Marguilliers haben 
für die richtige Verwendung des Stiftungsvermögens zu 
sorgen, für Anschaffung des Oehls, des Messweins, der 
Wachskerzen u. s. w. — Alle geistlichen Angelegenheiten, 
z. B. die Regulirung der Verpflichtung der Vicare — ge- 
hören zur Competenz des Pfarrers, doch ernennen sie 
die von diesem vorgeschlagenen Prediger, den Organisten, 
die Pedellen und andere Kirchendiener. — Alle drei Mo- 
nate hat der Stiftungspfleger ihnen eine Notiz über den 
finanziellen Zustand der Kirchenfabrik vorzulegen , die sie 
genehmigen mit der Feststellung der Ausgaben der drei 
folgenden Monate (Art. 24 bis 38). 3) Die Einkünfte 
einer Kirchenfabrik sind im Ganzen dieselben, wie in allen 
katholischen Ländern; wichtig ist^ dass die Gemeinden nö- 
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thigen FUlfl d«rcih Zsschiifiim (tte fehkaide» Mitlel be«MshaSen 
mMtfen f Art 96}. Dte Laslen der Kircbenfabrikeii sind 
a) die Tragfung allar UiiterbaUsko»ten für den äusseren 
CUlniB, b} die Honorirung der Prediger in der Advents«- 
qnd Fftstenüeit und an ausserordenUtehei» Festen, c) die 
nMhige Aosschmüokung der Kircbe, d) Sorge für die Ban^ 
reparaioren derselben» der Pfarrhäuser und der Kirchhöfe 
stwi0 für die Besoldung der vom Bischof nach ihrer gut-* 
äohtliohen Aeusaerung an ^r Pfarrei angebellten Vicare, 
ve^auflgesietet , das» das Fabrävermdgen ausreiche Alle 
dietfe Verpfliohtttl^n so wie die Art und Weise der FesU 
Stellung des Budgets sind genau im Gesetze regulirt 
(Aft. 37*^49). 4} Desgleichen bestimmt das Gesetz im 
Chap« HI Sect. I de la regte des bUns de la fabrique den 
Verwatttingsmodui» S. 6, dass die Kasse dreimal versehloch 
sen Bein müsse, der Pfarrer, dar Vorstand der HarquiUier$ 
und der Pfleger jeder einen Schlüssel dazu haben müsse, 
daAS nicht bloe die Baarschaften, sondern auch die Pfand- 
briefe and andere wichtige Documente in derselben aufzu- 
b«wahren sind u. s. w. Art. 50 fg. Insbesondere sind di0 
besonderen Functionen, des Tresorier genauer festg^leltt etc. 
Enc^h ift Sect. 2 auch die Form der Recbnungsstellung, 
Ahbör tt. 8. w. Art. 82—92. Der Bischof kann zu letzter 
einen Gornttissär schicken und überhaupt sich die Rech-, 
nungeo, Register und Inventare vorlegen, auch den Kassen- 
bestand untersuchen lassen. Aber ihm selbst haben weder 
der SliftungBratb noch der Verwaltungsrath Rechnung über 
das Fabrikvermögen abzulegen. 5} Im vierten Capitel 
setzt das Decret von 1809 Art. 92—103 die Charges des 
Commmwe rekUivement tm cuUe fest. Es sind folgende. 
1} de s^ippUer ä Finsufßaanoe des resources de la fabri-- 
qtM pMr le$ charges porUes en Fartiele S7—tö. 2) de 
faumit au eurd ou d^ss&rwmt conpresbydre ou ä defaU 
tm iogem&U ou a defaui de presbyibre et de logemeni, une 
indemnM pecuniäire. 3) Dt foumir awo grosses rq^a^ 
rtMims dei idißoe» Consacris au cuUe. 
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Qie Gr^Qaeo dieser ZeilscMfl lassen es mcU 9U, Aqsr 
Züge ^s (ter sehr ^eitlüuJBg^n ^^leu^blqpg ^Hef^ ^i^fjc 
und anderer in die Vttterie eio^ftiljUge^df^Q G^.et^&je i^ji^ (j^^r. 
k^ die mit S, 966 (R 169) (^egi|iqt q^^ $, ^is'ft C§, gÖO;) 
Q^det. Pen Yerf. ^)iisisbo|nerk(fQg geht d^bio : das^i; dki^onn 
seil« de. F^^iques n$iq^ <}ef^ (^e^et^ ?V^ 4je grö^tp^? 
Ucb? SeIb3Uit^iidigi(eit |ff\beq^ <^iefi|e ebet n\^ i/^ ^n^ «i»^, 
nipiOmpe dangereuse ausar^n soll ^d fil^reitigmi R^cblSn 
frageo fe)ilt 9s i^cb ia diefj^ ^}^t^ nip|iL P^ Verfl 
zeigt, das^ sie z^wei^q p|ph( imf eiq^ hefriedigefid^ W^jf fi 
npineiiUich m^t yop den höberen Admif^^^^fMybfböc^ 
en((l9bia(|en werden. 

XV. Ip einer II1 P^rMp l^apdeUderYßrf.in in<^rf|r(!)nCw» 
ypn anderem als dem d^q Kirctienfftbrjken gpl^Q^^nden Yf^r- 
in(ig0n (§. 1140 ff.}- |lieir''^i l^eb^^n freilieb ejne 1^^^ 
geringe Zfibl Fragen wieder, i\e scbon veiq ilim ^röjür 
^e^rt (find und daber nup ^^pl^ kiU*zßf ^bgetbafi yf^^ 
dfnr Wir v»rq|len nach bier pur einjge pr^gp«pt^ ^^^i\fi 
bervortieben. Naeb einer Eiplei(unj;^ dje yqq) Ci^iaraQ)^ 
^es Eigentbi^fn; desf pierus übe^b^ußt mll; hifi^ori/|pb^n B^i^fifr, 
blicken handelt (in cb. |. S* 114(Kn4^47), ()e|eucbt^|; d^ 
Yerf. die Vern^ögep^verhäUni^se dei^ Dqiqkircben (jp cjb. % 
$. 1148— llßlj, der Bi^tbpmsdotf^lien (Mß»?fif pßijccjffljjiJl 
(in eh. m. §. 11621—1175), de? DwnkiH}ilel (C|j«f(ilrßfQ 
(in c|i. ly. §. 1176t^M84), der ßepmjn^if (in elj. V, 
$. 1185-1198) und endlipb if^ eh. VI der PfarTStpW^fJ 
Cpitfß^) (S^ 1199-r:|?14). — 1) JEig^qlblimerin pd V^^ifh 
^erip des VerpiögeBs der Dop^Wrclien (egfi^e^ (^ti^f(i|(e{t^ 
i^t di^ Stif(i;fabrik. Spbop im J. X) pn(| XII ^r Re-r 
puUik wnrdep 35 solpber ^abrikep eingerührt npd ßtiiji^^ 
t^p dPTpb ^ 6i^^i P^\9\*t^^ Stf^^ten, pie übrjg^^p ^ntr 
^^d^n p^icb der f uWipatinp de^ Pecjr^ts y- ^. p?^, 18p^ 
Sj^ ba))ep wiß die der Pf|irrkirpl^ep f ip Conseil ngd ^ 
SfS^^ii des ll^rgiiiUfprfi. Der Qi^pbof }fa\ j^dqc^ auf ihr^ 
l^ytV^g ^jnep gf ö^serpn pii#s^, dQch i^ er pfp^t jlfl)gV«4 
des erMen. D\ß -Appuhpw vflP S9^e^^lflng^^ pp4 ap^f^rn 
Li);f^f4i|ät|?p g^M<4)t i^<* 4«^ B|«*Pf «»a^ erfte|I|»f 

Digitized by VjOOQIC 



266 Warnkönig, FranEösiscbes Kircbenrecht. 

Staatsautorisation. Die Verwaltungsacte gehen vom Bu- 
reau des Marguelliörs und dem Conseii aus; zur Führung 
von Processen bedarf es der Staatsgenehmigung. Die Ver* 
Wendung der Einkünfte ist durch den Zweck der Schenkung 
beschränkt. Ein arrete vom 7. März 1848 nahm das Ei- 
genthum der Kunstwerke in den Domkirchen für den Staat 
in Anspruch und stellt alle unter die ausschliessliche Auf- 
sicht einer eigenen Commission. Ein Decret vom 7. März 
i853 modificirte die Anordnung und stellte die Rechte der 
Kirche und des Bischofs wieder her (p. 398—399). 2) Die 
Mense eptscopalCj welche Benennung wir mit Bisthums- 
dotation (^worunter jedoch der Gehalt des Bischofs nicht 
begriffen ist) wieder geben zu sollen glauben, besteht aus 
dem zum Unterhalt und Vortheil des jeweiligen Bischofs 
besonders gestifteten Vermögenscomplex. Es gehören dazu 
die zur Möblirung des bischöflichen Palastes bestimmten 
Mobilien, die seiner Capelle und selbst der Krummstab und 
der erzbischöfliche Kreuzstock; ferner die Immobilien, wel- 
che der mense episcopale geschenkt oder vermacht oder 
sonst von ihr erworben wurden, die Renten u. s. w. Das 
Decret v. 6. Dec. 1813 regulirl diese Vermögensverhäll- 
nisse genauer (Art. 29--48). Der jeweilige Bischof ist 
Nutzniesser und Verwalter des Bisthumsdotationsvermögens. 
Die Register, Pfandbriefe und sonstige Documente über 
dasselbe werden im bischöflichen Archiv aufbewahrt und 
inventirt. Den Schlüssel zur Kasse hat der Bischof oder 
sein Secretär. Die wichtigsten Bestimmungen des Decrets 
beziehen sich auf die Nutzniessung und Verwaltung dieser 
Güter während einer Sedisvacanz. Der Art. 33 erklärt, zu- 
zückweisend auf das frühere französische Kirchenrecht): 
le droit de regale conünuera d'Sire exerci dans Fempire, 
ainsi quHl Va iU de iout iemps par les souverains nos 
pridecesseurs. Es findet eine sogenannte Abkurung zwi- 
schen den Erben des Bischofs und der Regierung statt; 
der Cultminister setzt einen Verwalter, der die Intercular- 
gefälle einzieht. Die Verwaltungsrechte des Bischofs selbst 
sind die eines Nutzniesers. Veräusserungen und VerpfSn« 
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dongeo von Dotationsgtttern sowie Aufnahmen von Capita- 
lien können nur mit Staatserlaubniss stattfinden (p. 407). 
Die Rechtsstreite der Mense episcopale führt der Bischof 
in eigenem Namen nach erhaltener Staatsautorisation (Arg, 
Art. 14 des Decrets p. 409). 3) Die Dom- und andern 
Capitel (deren es bis jetzt jedoch nur zwei gibt, des von 
St. Denis und S. Genevieve in Paris} sind vermögensrecht- 
liche Corporationen; deren Güter (biens de la mense capi^ 
tubüre) nicht zur Bislhurosdotation gehören, im Niesbrauch 
und der Verwaltung des Capitels stehen aber von einem 
besondern durch dieses ernannten Tresorier administrirt 
werden müssen in Gemässheit der Art. 49—61 des Decr. 
vom 6. Nov. 1813. Processe kann er nur nach erlangter 
Autorisation durch das Capitel und den Präfectarralh füh- 
ren. 4) Auch die Seminarien haben vermögensrechtliche 
Persönlichkeit. Ihr Vermögen wird durch eine Commission 
von 4 Hitgiiedern verwaltet,^ nämlich einem der Generalvi- 
care (der in Ermangelung des Bischofs das Präsidium führt), 
dem Regensund dem Oeconomen des Seminars und einem 
vierten auf Antrag des Bischofs und des Präfecten vom Cult- 
minister ernannten. Der Bisthums-Sccretaire ist Schriftführer 
der Commission (Art. 62. 63 des Decr. v. 6. Nov. 1813). 
Die Vorschriften über die Verwaltung solcher Stiftungs- 
vermögen sind in der Hauptsache die bei den Vormund- 
schaften geltenden und enthalten in Art. 64—80 des De- 
crets. Die Rechnungen werden vom Bischof revidirt aber 
erst vom Cultminister gutgeheissen (Art. 80). Die einst 
der kaiserlichen Universität rücksichtlich der Seminarien 
zustehenden Berechtigungen sind durch das Gesetz vom 
15. März 1850 aufgehoben worden ($. 1198). 5) Die 
zum Besten einer Pfarrei — d. b. des jeweiligen Pfarrers 
gemachten Stiftungen müssen von den Fabrikgütern der 
Pfarrei unterschieden werden, obwohl sie unter der Auf- 
sicht der Fabrikadministratoren verwaltet werden. Der 
Pfarrer ist Nutznieser und kann daher auch die auf die 
Ausübung seines Rechts bezüglichen Rechtsgeschäfte vor- 
nehmen, hat aber auch nach der Ansicht des Verf. 
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(S. 442-^-443) die VerwaUuog der SÜftong unter Beacb*- 
tung der gesetzUch^n Bestirnnmiigeii (Art. 1—15}. Sonst 
greifen die Grundsätze über den Niesbraucb statt — deeh 
gehören diese nicht des Annus deservitus den Erben des 
abgelebten Pfarrers; Streitigkeiten hierüber werden Yom 
Präfecturratb entschieden (S. 450}. Der Bischof hat ein 
Oberau&iobtsrecht über die Verwaltung der Pfarrstif* 
lungeu (S. 444. §. 1203}. Die Intercalargefalle werden 
nioht an einen etwaigen Centraireiigionsfond (ein solcher 
existirt in Frankreich nicht} a|)geliefert , sondern in einer 
dreifach verschlossenen Kiste aufbewahrt und zu Hauptre-» 
paraturen der zur Dotation gehörenden Gebäude verwen^ 
det (§. 1205}. Die interimistische Verwaltung fuhrt der 
Stiftungspfleger der Fabrik nach Wegnahme der Verrie- 
gelung des Pfarrhauses u. s. w. durch den Friedensrichter 
des Cantons (Art. 1210}. 

Und hiermit will Ref. dieser ausrübrlicben Anzeige 
ein Ziel setzen. Die DarsteHung der französischen Gesetz- 
gebung über die Rechte der protestantischen Confessionen 
und der israelitischen Reiigionsgenossensehaften , von wel- 
chen Hr. Gaudry von S. 454 bis ans Ende seines dritten 
Bandes bandelt, behält er einen besonderen Artikel vor. 

Refer. trägt kein Bedenken, das Werk des Verfassers 
für das voUständigste , zweckodässigste und wissenschaftir 
liebste, was über das jetzt geltende Kirchenreeht in Frank-: 
reich ersehrenen ist, zu erklären. H^r Gau^y kennt, anoh 
die bessere Literatur des älteren Kirchenrechts uttd meint 
stets sehr bewährte Schriftsteller zu führen, wie Petr. de 
Harca, van Espeu, Pieury, Hericonrt u. a. Ob ^ ein un-r 
seren Walter, Richter u. a. zu vergleichender CanotiiaX 
genannt werden könne, will Ref. nicht entscheiden, glaubt 
aber seinen Traitö l^gislalion des Cultes auf das besl^ 
aUen, die sieh mit diesen Studien beaehältigen» empfehlen 
EU sollen. 
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xn. 

Leistungen der Akademie der Gesetzgebung 
in Toulouse. 

AngeKeigt 

VOB 



Recueil de VAcademU de Ugi$lation de Toulouse. Toulouse L Tom^ 1852» 
IL 1853, 111 1854. 

Wir haben bereits in dieser Zeitschrift Bd. 25. Nr. V. 
von der Gründung der Akademie der Gesetogebung in 
Toulouse und von den ersten Ergebnissen ihres Wirkens 
gesprochen. Dieser durch den Eifer wohlgesinnter kennt- 
nissreicher Männer, welche die Bedeutung der Wissen- 
schaft und die Nothwendigkeit ihres fruchtbaren Wirkens 
für das Leben erkennen, gegründete Mittelpunkt gründ« 
Kcher Vorarbeiten fttr die richtige Auffassung der bestehen- 
den Gesetzgebung und ihrer Verbesserung hat seit un* 
serer ersten Anzeige immer tiefere Wurzeln gefasst und 
die Leistungen der Akademie sind nicht Mos flir Frank- 
reich, sondern ebenso für alle Staaten bedeutend. Schon 
darin liegt ein grosses Verdienst, dass die Akademie jähr- 
lich Preise für gründliche Arbeiten über wichtige Fragen 
der Gesetzgebung oder der Rechtswissenschaft aussetzt 
Die früher schon besprochene Preisaufgabe über die fran- 
zösische Gesetzgebung in Bezug auf das bewegliche Ei- 
genthum wurde von Hrn. Riviere gelöst und diesem der 
Preis zuerkannt. Die wahrhaft des Preises würdige Schrift 
ist jetzt unter dem Titel : Examen du Regime de la pro- 
prieto mobiliere en France par Riviere. Paris chez Durand 
1854. erschienen. Eine andere Breisaufgabe über die 
Verinsserungsverbote vermöge des Gesetzes, des letzten 
Willens oder Verträge war für das Jahr i853 gesetzt» 
and der Preis wurde Hm. Bauby nuerkinnt« Die ?jwb^ 
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aufgäbe für 1854 bezog sich auf das Wirken des grossen 
Juristen Furgole; den Preis erhielt wieder Hr. Bauby; 
die wichtigste auch für die Aufmerksamkeit des Auslan- 
des würdige Preisaufgabe ist, die für 1855, nämlich Wür- 
digung des Einflusses des canonischen Rechts auf die 
Fortschritte und die Bildung der französischen Gesetzge- 
bung, wobei die Akademie vorzüglich eine gewissenhafte 
Schilderung der Elemente des canonischen Rechts und ihres 
Einflusses auf die Institute des französischen Rechts, ins- 
besondere der Ehe und das Familienrecht überhaupt, auf 
die Testamente, die Theorie der Obligationen, die Besitz- 
klagen, das gerichtliche Verfahren, das Strafrecht verlangt, 
und überhaupt die Schilderung des Einflusses des cano- 
nischen Rechts auf die Moralisirung des juristischen Le- 
bens und den Sieg der Billigkeit und der Einheit ent- 
wickelt haben will. Nicht leicht konnte die Akademie 
eine würdigere Aufgabe wählen. — Ein Haupttheil der bis- 
her erschienenen Hefte des Recueil enthält Denkschriften, 
welche von Mitgliedern der Akademie eingereicht wurden. 
Wir heben die wichtigsten derselben mit kurzer Beziehung 
ihres Hauptinhalts hervor. Vor uns liegt (Tom. H. p. 5 — 60) 
eine sehr gute Arbeit des unermüdlichen durch eine Reihe 
gründlicher Arbeiten ausgezeichneten Secretärs der Aka-^ 
demie, Hrn. Prof. Benech über das gallische und germa- 
nische Element in dem Code Napoleon. Die Arbeit be- 
zieht sich auf den bekannten Streit, bei welchem auf einer 
Seite die Verehrer des germanischen Rechts überall in 
dem Code Nap. vorhandene Abweichungen vom römischen 
Rechte aus dem germanischen zu erklären versuchten, 
während auf der andern Seite die Vorliebe für römisches 
Recht (wir setzen hinzu die bei einer grossen Zahl von 
Juristen bemerkbare Unbekanntschaft mit dem germani- 
schen Rechte) viele Juristen bewegt, völlig den Einfluss 
des germanischen Rechts zu verkennen. Hr. Benech sucht 
nun unparteiisch durch eine geschichtliche Zergliederung 
die einzelnen Rechtsinstitute zu zeigen, was an den wi- 
dersprechenden Behauptungen richtig ist. Nach seiner 
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Ansicht haben die Freunde der germanischen Auffassung 
übertrieben und nicht beachtet, dass bei manchen Einrich- 
tungen z. B. der Eigenthumsverhältnisse , Dienstbarkeiten 
das germanische Recht gar nicht Quelle sein kann, weil 
die Germanen in der frühern Zeit diese Einrichtungen 
nicht kannten, z. B. kein Grundeigenthum hatten. Uns 
scheint, dass Hr. Benech die ursprünglichen Zustände der 
Germanen mit denjenigen verwechselt, welche nach ihren 
Ansiedlungen eintraten, und hier haben gründliche For- 
schungen gezeigt, dass die Germanen allerdings Grundeigen- 
thum hatten. Wenn der Verf. p. 34 gegen Königs Wärter 
läugnen will, dass die tutela dativa (freilich 'nicht in die- 
sem Ausdruck) und der Familienrath aus dem germani- 
schen Rechte stamme, so würde er durch die deutschen 
Forschungen über Geschichte der Vormundschaft und 
ihren Zusammenhang mit dem Familien- und Erbrecht 
sich leicht überzeugen können, dass Hr. Königswerter Recht 
hat. Wenn der Verf. die Ableitung der Bestimmungen 
aus dem gallischen Rechte bestreitet, so sind seine Gründe 
allerdings gewichtig, weil durch die spätem Umwandlungen 
und den Einfluss der erobernden Germanen das gallische Recht 
verdrängt wurde. Was der Verf. p. 20 über die Entwicke- 
lung der ehemännlichen und väterlichen Gewalt sagt, ist 
richtig und beweist das Eindringen in den Geist der Quel- 
len. Uebrigens ist es wohl richtig, dass es immer schwierig 
bleibt, zu bestimmen, ob ein heutiges Bechtsstatut aus dem 
germanischen Rechte stammt, da man oftdieEntwickelungaos 
der Natur der Sache und aus dem Bedürfnisse verkennt. — 
Eine andere Denkschrift des Hrn. Delpech bezieht sioh 
auf die aasserehelich gebornen Kinder (vol. U. p. 73 — 121) 
merkwürdig wegen der feinen Zergliederungen der ein^ 
zelnen wichtigen Fragen. Eine Arbeit des Hrn. Gaze 
(vol. n. p. 122—176) bespricht die Schwurgerichte. 
Der Aufsatz enthält viele sehr gute Bemerkungen und Kri- 
tiken bestehender Einrichtungen, z. B. p. 162 über die 
Gebrechen der seit 1848 eingeführten Wahl der 6e* 
aohwornen durch die assemblöes cantonales» dann p. 165 
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über ^ Unzweckmftssigkeit, den Piüfeklen die Auswahl 
tler Gesobwornen au tftberkissefi ; der Verf, beklagt, dass 
das ImiRut der Jury, für welches er sich erklär^ tbetiB 
durch die Ausdehnung der Fälle, welche eur Enlschei» 
dung der Jury zugewiesen sind, theils durch die mangels 
hefte Anordnung der Besetzung der Jury, theils durch die 
Geslaltung der Annahme der Milderungsgründe verdorhen 
wurde. Der Verf. dieser Anzeige bedavert bei der D«ri:li- 
lesung dieses an so vielen schönen Erdrternngen reichen 
Aufsatzes, dass Hr. Caze, dessen Arbeit den Eindruck 
tnucfat, dass es dem Verf. Ernst ist, und er re4fich die 
Wahrheit sucht, nicht genauer (leider ist es der FeMer 
-50 Tieter FVanzosen} mit den englischen Forschungen und 
Erfahrungen über Schwurgerichte sich rertraut gemacht hat. 
Mati würde dann bald finden, dass dem Uebeil auf eimm 
'airdern Wege abgeholfen werden muss. Die Wirksam«- 
keit des Instituts der Jury hängt so sehr von gewissen 
poK^dhen, moralischen und socialen Zustöfrden ab, dass 
da, wo solche Zustände nicht gut sind, a«f ein gutes 
Wirken der Schwurgerichte wohl gerechnet werden iflaffm, 
dass aber dann auch ebenso die Wirksamkeit der Sleat»»- 
Tfehler gefährdet wffd. Hr. Caze schlägt vor, dass der 
ITveis der Straffalie, welche jettit an den Behwurgeridxten 
"gew^^en «ihd , beschrtnkt werde und «fordert , dass der 
Ankhgekamiiier das Redit gegeben w^rd^, ^trtf {Otie^ lyeltthe 
^wär gesidtülieh crimes wären^ «n das üuc^ßiilibMigevidbt 
«u weisen (wie das in Bedien biastöht}. I>er Vepf.p» 47ä 
traut Ami "Ctesolfweme^ nicht «y, 4ä6s isi« die tkvonriisube 
iTragweHe der Schwere des Vef brochettt ^AntieBSeki 'kömföfi. 
(DiebessereBesetzung der Jury will er daduroh lMwti>kiM^ 
-dass züeriit fifirgermeister und Gemeiadorath die dlge^ 
»eine Lidle entwerfen, woraus die Vriedensiächter die Oa»- 
lonsliiste uüd die PräsididHIen dar Bezh^sgerichte die Be<- 
i2frks]iiMii& feitden Bdllen. ^ Wir ihmen nns^ dass bei deir 
SeräUMig in der -Akademie tMidhreiid Hitglioder Xf^ 174} 
Bioh dffTür firklärlen, dase den GiDScbWtMrnen da« Reebl» 
mdeiwgitgrttnde «nkMehmeii) betosiMt vmihm §^^ «imI 
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itess Andeve.^n Voi«6h!ag d«s Verf., dass die ricbter* 
Uche Gewalt die Oesdm^meii auswähle, verwarfen. • Wer 
^e Bedeutung des Wabrsprucbs der Gesohwornen als 
SntBcbeidung über die Schuidrrage würdigt und aisgibt, 
üam bei jeder Strafgesetzgebung FiUe Yorkommen w«r**- 
den, wo aüich das »Hitiimum der Strafe im Missverbält^ 
hisse mit der Grösse der Verscbuldung stehen wird, dass 
aber gerafde die Gescbwornen berufen smd, des Voiks^ 
reobt»bew««9stsein m v^treten, kann nit^ht zweifeln, dass 
loan den Gesehwo^rtien das Recht geben muss, über «diese 
Milderungsgründe m entscibeiden. Ein Beriebt IL p. 186 
über den 4. Band 4er Histoire du Droit Irangais par 
Laferi^re hebt mit Recht £e Verdienste des bndku ber« 
TOr; p. 198 findet sieh eiii Memoire r^n Sacaee über 
das Eigenttaim fiieBsender Gewässer. Zu den beaehlongs«- 
würdige« Arbeiten r^dbuevi wir d^ Vertrag Ton Sroa^ 
soll^ (voL II. p. 206} über Thomas von Aquin (fewias 
verdiente der Eitiftiss dieses grossen Mannes auf seine 
•Zeit reoht gewürdigt zu werden). Hn Dulour hielt enwn 
Vortrag (}l p. 231) über das Wesen dbs Gestttndniaseg^ 
da» der Ve¥f. tiu^ als mode d'invest^atton betrachtet 
SSner besondern AuftMrksamkeit sind noch die Miltbei« 
hingen wtrdig, welc^ sich auf die geschichtlichen For^ 
^ebwgen über die Gewohnheiten einselner Städte oder 
iiatirke 4e9 miftäglichen Frankreichs beziebeh z. B. {^l. IL 
p. 237) m&f «e GouHimes von Perpignan, (p. 240) 
üfe«r dte Freiheiten ^er Stadt Limonx (ins dl78 hinauf«^ 
reiobend) ; ^ir «rüftlteil bia* {p. 24d) eine Urkunde wm 
4892 mitgiÄheflt, wekhe mtt allen Ettselnbeireli Jas daH^ 
mUs 4Miabe S^fv^abnan s«hUden C^t^% ^^ ^nji 
05 g&wtki^ prudhoimneB 'i^oricommen, #BMie leinzein 
tbi^e Mbiiiwg Übcar lAe Sebuld abgäben). Wie tOk m 
Toulouse überhaupt der Sinn für redttahistoriscbe »F^«** 
adiiHigen rvge ^rew^rdian M, seigt anob die in Toolouse 
fcestaliende Acadenlie des scfenoes, wi^heehie V9eiBh»ffd 
aber «die ^^esdiicbte der ältam cMtttmtis «an Toatam 
iA4 ^fir^^üve eiUait für wine >Aiteit den iMi; ^iain 
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Hrn. Molinier velrdanken wir einen interessanten, Auszüge 
mittheilenden rapport sur le concours. Toulouse 1853. — 
Eine interessante Arbeit bezieht sich auch in der vor- 
liegenden recueil (voL IL p. 282) auf die Forschungen 
des Hrn. Sacaze über die in der Geschichte der religio-^ 
sön Kample bedeutungsvolle chambre de I'Edit de Tou- 
:louse. — Mit Interesse liest man auch in vol. IL p. 306 
manche neue Forschungen über den Zustand des Rechts- 
zustandes in Spanien enthaltende Feststellung von Molinier. 

In dem dritten Bande der Sammlung verdienen eine 
besondere Beachtung die Arbeiten von Delpech über die 
Nothwendigkeit einer Reform in dem Beweissysteme der 
Obligationen (voL III. p. 23). Die Vorschläge des Verf. 
nach dem jetzigen Zustande der Gesellschaft für alle Rechts- 
geschäfte (mit Ausnahme der Handelsgeschäfte) di6 Auf- 
nahme öffentlicher Urkunden zu fordern, sind freiUch sehr 
bedenklich und ihre Verwirklichung wird noch lange mit 
der Abneigung der Bürger gegen einen solchen Zwang 
und mit der Nothwendigkeit die durch Sitte und Ver- 
trauen unter den Menschen geschlossenen Verabredungen 
zu schützen, im Widerspruch stehen. Eine mit gewohnter 
Gründlichkeit geschriebene Arbeit von Holtius (in Utrecht) 
findet sich vol. IIL p. 92 über, das jus gentilitium Ro- 
manorum. — Manche belehrende Warnungen vor dem 
Missbrauche des Papiergeldes enthält die Abhandlung von 
Batbie (IIL p. 72) über die Asignaten unseligen All- 
denkens (merkwürdig auch wegen mancher weniger be- 
kannten geschichtlichen Nachricht). Auch die gescUcbt- 
liche Enftwickelung von Legentil über die Gemeindegütdr 
(voL IIL p. 102) enthalten manches Wichtige; und Hrii. 
Bressoles verdankt man eine interessante Arbeit (vol. III. 
p. 129) über den Rechtszustand der geistlichea Körper- 
schaften in Frankreich. 

Eine Zierde der Denkschriften der Akademie ist die 
Arbeit des Hrn. Benech (voL HI. p. 150) über die lex 
Romana Wisigothorum oder Breviarium Alariciaoum in 
ihren Beeiehungen zur CivilisatioA des mittäglicheii QaUien». 
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Nach der Aufgabe unserer Zeitschrift können wir nur auf 
die Bedeutung dieser Arbeit aufmerksam machen, an welche 
der gelehrte Verfasser, welcher die deutschen Arbeiten 
über diesen 6egenii;tand kennt und benutzt , nicht /blos 
geschichtliche Porschungfen über die Bedeutung des Brevia- 
riums «elbstständig anstellt, sondern auch ein grosses Ver- 
dienst sich erworben hat durch die Zergliederung der 
einzelnen ftecbtsahsiohten nach der Durchführung im Bre- 
viarium,' durch die Erörterung der Ursachen, die die 
Veränderungen des römischen Hechts im Breviarium her- 
beiführten (pag. 177) und die Prüfling der Frage, welchen 
Einfluss das westgothische Recht auf das Breviarium hatte, 
(der Verfasser- stimmt der An^ht von Haenel nicht bei) 
Auch die Arbeit über den Eihfiusiä des Brevarium auf die 
Gewohnheitsrechte der Gegend in welcher es früher galt 
(p. 182): ist'beachtungswtirdig. 

Wir müssen noch bei einer Rede verweilen,' welche 
der bepühifale Kanzelredner Frankreichs, Lacordäire, der als 
Mitglied i^r (Akademie' äufgißhoAnmeri yrnt^; iä der Akademie 
hfelt, und welche -uflter denfi fitel: Von dem Gesetze der 
Gesohii^hte, der Sammlifng (HL, p* 206) mitgetheilt wird. 
Bs isl gewiss ein erhabener Gedanke in der Geschichte 
die^ EntWickelung der von Gott gegründeten Gesetze der 
moralischen Weltordhung zu erblicken und in kühnen 
Pittselstridien matt der geistreiche Redner, wie in der 
Geschichte der verschiedenen Zeitalter die Manifestation 
jener ^vigen Gesetze sich beurkundet. Es ist begreiflieb, 
dtasa in Bezug auf die Auffassung der Elemente, die in 
den einzelnen Zeitaltern herrschten, immer eine Verschie- 
denheit der Ansicfateh vorkommen wird. ' Wenn man auch 
sehr btfifi^ dem .geii^treichen Redner nicht Recht- ^ben 
kann, so felgt inan doch gern seiner scharfsinnigen Ent- 
wickelung; aber bei einem Punkte wkdttian durch die 
Aussprudle des Herrn Lacordaire eigenthümlich ergriffen, 
nämlich wenn er (p. 212) an deii Einfluss des Prote- 
stantiilimus gelangt! Es hat etwas Verletzendes,* wenn er 
Luther md Voltaire sQ häufig in eine Verbindung bringt; 

JM«. Mtidur. f. lUekttw, XXYU. Bd, li, Befu j^Q 
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er sagt von dem ProtesUintigmBs ttberbaari, ^ Mf «luM? 
pasrion profonde coatre le saoerdAoe ftai^ p«r Jlattl 
Christ^ m efforl d^scap^rä pour ae ptaaer de 1* bemaie 
dana aes rapporta de l'ame avec Dieu. La faibleiae dli 
proteatani est de ne p^oveir admetlre «ne etlBBOBphdre Hw- 
diatrice entre le soleil et luk^ Indeaider Y erfaeaer deim 
den Verfall des ProteatantiaBBua prepheaeit^ raftLaeerdairet 
^Sommes bobs aatre vhoae, qoe lea fila d^fteerts da pro^ 
testantisme, la proie dttne raiaen eocalt)$e ^ tfaibiie p«r 
l'absence de tonte aotoritdl'' Sa kaon uns meht eiüMlell 
über die theoiofischen Ansichten des Redners feu alrefMh ; 
wir wünsohen» daaa sie ein Gegenstand würdiger Md 
nnpariheüscber PrQfnng von Selten grttndUeher CletehrfaMi 
werden mdobtens aber wir kSnnen nna nieU befiMrideH 
mit der Anaoht, dass in Beseg anf in aiHttehe Snft^ 
Wickelung, die VerwirkKchnng der Att{gabe der Mditscb^ 
heit überhaupt und in Being auf die EnMokelittf des 
Rechts (der Herr Redner aprteh in einer Akndemie tf#t 
Gesetavabnng) der ProteetantiaflHH Ui derfiteAMakÜi 
der Menaehheit als ein Blement dea Ungtanfcena und in 
Betiehung auf Reohtoentwiiftelung ab ein «nglMMkdMi 
Ereigniss eu^efasst werden inabeaondere als Verbole deif 
Revolution. Unser Studium d^ CeschicMe bat mtf atf^ 
Ueberaeugnng geführt« dass der ProteatantiMnas in BtK^lg tnf 
Rechtsentwiokelung eine Itenifestation desKampfeajifl^li ni^ 
bedingten Anloritlitsgfaiuben war« wefohinr dieMieFetsöbmig 
vielÜBob binderte^ wfihrendderProteitantiBmiti^dies^ Freiheit 
und Selbsletfindigkeit der FofScUung in das. Leben riefe 
Bin so geistreicher Mann^ ala Herr Leeefdaire iat^ kanil 
nicht verkennen, dass« wie in der EntwibkriiAig derUdi^ 
vidnen, so anoh in der BBtwfcknhmg dar VMheir dler 
Periode des AtttMitätsglenbens eine Periode acttetstlndiger 
freier Forschung folgen mnss. Da« in dnem ßökkm 
Kampfe der Gel^mr freilioh oft die Forscbltag über di^ 
Grenzen hinausgeht und au krthtttatern kOmmt, ist begreiflfeb; 
wenn aber Herr Lacordave die Gesebichte der HeehlAent^ 
wickelvng mud JnrfstisohettFonohiingen vem 11. Jnhrhnnderf 
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an verfolgen will, so wird er sich bald überzeugen, dass 
dieser durch den Protestantismus erweckte Geist der freien 
Forschung auch in der RecJh>ftwissenschaft und Gesetz- 
gebung fruchtbringend und anregend wirkte, und sein 
eigenäs ^tibttäJblA i^r^% ^tfftWi^ ghidii aiif, ^ätöti^ der 
protestantischen Religion If^iMfdf^n, den Vorwurf des 
Unglaubens nicht verdienen und tiefeingreifend durch ihre 
Forschungen wirkten. In dem Verfolge der Rede von 
Lacordaire kommen in dem, was er über Revolution sagt, 
treffliche Bemerkungen vor. Der vorliegende Band ent- 
faMt mc/k Mtfere iRBnmriBeniiwtMhe AfrhWßdMngto '£. fi. von 
Mdak m'^rhrnrnhe ymih^mWt6n C^. ^^^\tsää von 
Mo^rnier ^ber die ßhtwerthüng ^es ififordes (p. 2'5Ö). — 
Unsere Darstellung mag zeigen, dass die Akademie von 
IVwiiQniie ^tine gvos^ Zokwft Mt AM gbMsi ^ohlthätig 
auf (He QesMgtkmng FfwMeMkM trirtM ^it'i. ^ Ebeü, 
ab dar f e^wUrlige AMsMz ^gi^K9«hiMss(M ^tiäh ^oll, 
erhalMi wir elm tm» Arbfett ^m YCiteft oft j^afinten 
mfifik tterniA^ ysmt «Ok VMl: ik%l^ WiH^OÄ bt m 

hat In "«hrtw VKHIriige tti äfft AMddiiiie m^ 'Sm^^ifi^t^ 
in toiMniuse flu to^n ^i^tfeht», d«^ dib W^^Öibm Mch 
ihreh ^ob^uAgbh Um StiÜfrilillär«ffMi ftti* die B^r«erung 
wteaen^ahMiher Ai«eitbn md lfelbbui% äeir Schuld viel 
g^thüfi IflAel». Dfbäe KhiAl^tlsilw^h ^Iv^Ash Mftemtttzt 
dttHsh *l|j#titgid, wiis die Wei$t|f6thM «I Genien IfetMti 
bflb^i 4nrdk d^n OhttFacl^ fhl^er Gölf^s^Kuil)ir, wlelteh^ 
bi^eiil^ daiis die W^ätgl&tlftfki mf '^Mefr weit btfhei^ 
SlQfb 4«lr fiiMuttg äla ifgMd ^n ttifdisi^j^ Volk delr iSe^- 
ntMMNi litäKdiin« 
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XIIL 

Anzeigen neuer französischer juristischer 
Schriften. 

Von 
Herrn Dr. AnuiehlltM in Bonn. 



De Voiigine de la posse$sion annale suMe ttun ecrnfte-^end» des 
JStudes hisloriques et critiques des acHons possessoires, par M, Fa* 
lentin-Smith^ conseiller ä la. Cour imperiale de Lyon, Lyon 
1854. 86 8. 8. 

Der Art. 23. des Code de pr. c. hat nur den einjährigen 
Besitz durch possessorische Klagen geschützt. Diese Be- 
stimmung hat zu mehreren Streitfragen Veranlassung ge- 
geben, deren Lösung man in neuerer Zeil auf recbtsge- 
schichtlichem Wege versucht hat. Die eingeschlagene MeUkpdo . 
erscheint auch als die richtige. Denn die Bestimmung der 
Civilprozessordnung ist aus der alten Gesetzgebung .her- 
übergenommen und ihre Geschichte führt uns auf das 
weitverbreitete mittelalterliche Bechtsinstitut des Besitzes 
von Jahr und Tag. Für den deutschen Juristen , wird 
die germanische Grundlage dieses Rechtsinstituts unbe^iwei- 
fißlt sein« Nicht so für den französischen Gelehrten. Die 
Schrift von Valentin- Smith bringt zwar n«ch dem 
Vorgang De Parieu's den Besitz von Jahr und. Tag 
mit der alten Verjährung von Jahr und Tag in Verbindung 
(S. 63), der germanische Character dieser Verjährungs- 
frist aber wird vollständig geleugnet. „M. de Parieu croit 
que le principe exorbitant de la prescription annale au 
moyen dge a sa source dans les institutions de la Ger- 
manie. Non. Ce principe s'explique tout simplement par 
cette raison que les courtes prescriptions sont naturelle- 
ment appropri^es ä Tötat des sociötös peu avanctos en 
civilisation.^' (S. 48). Die Verjährung von Jahr und Tag 
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ist dem Vetfäs^er dne Erfindung des französischen Mittel- 
alters. Man sollte doch bilHg erwarten, dass der Schrift- 
steller, welcher eine Frage des germanischen Rechts be- 
handeln will, sich die nöthige Mühe geben würde, um 
mit den deutschen rechtsgesehichtlichen Werken vertraut 
zu werden. Die Erklärung der Frist von Jahr und Tag, 
welche der Verfasser beispielsweise bei Grimm, Rechts- 
aRerthttmer S. 222, Walter, deutsche Rechtsgeschichte 
$$. 499. 610, Sachsse, historische Grundlagen S. 
472 — 477 finden konnte, hätten ihn vielleicht der Mühe 
seiner Arbeit tiberhoben. Denn nicht auf den Ursprung 
der Frist von Jahr und Tag, sondern nur darauf kann 
sich die französische Forschung noch richten^ dass sie 
den Entwickeluhgsgang nachzuweisen sucht, durch welchen 
im Sachenrecht die ursprünglich rein petitorische Bedeu- 
tung dieser Frist mit der possessorischen vertauscht wurde. 
Hierüber aber giebt die vorliegende Schrift sehr dürftige 
Aufschlüsse, sie steht merklich hinter den gründlichen, 
auf tüchtige Quellenstudien gebautea Untersuchungen von 
A I a u z e t ^Histoire de la possession, 1 849.}, d e P a r i e u 
(j^tudes historiques et critiques des actions possessoires, 
1850.) und Bruns (Das Recht des Besitzes im Mittel- 
alter und in der Gegenwart,' 1848.) zurück. Von dem 
letzteren Werke findet sich S. 64 ein falsches Citat (Charles 
Bruns, droit de la possession dans le moyen äge et dans le 
temps präsent, Livre I. eh. 65)» Der Verfasser hat dem- 
nach wohl kaum aus erster Quelle geschöpft. (Vergl. 
Bruns, $$. 42. 50.) Der Arbeit von Bruns aber wäre 
eine grössere Berücksichtigung und am besten eine Ueber- 
setzung in Frankreich zu wünschen. 



De rinaUendbiUte de la dot m droit fran^aU. De la repudkAwn et 
du diwrce en droU romain. Ditsertations pour fe doclorat, pre- 
sentees ä la faculte de droit de TaiUouse par M, Gaudin^ avoeai, 
Toulouse 1854. 

De la ligislation d^ Auguste, (Droit romain.) Des Fideicomtnis. (Droit 
fransig,) DistertaHom pour h doetorat prumfees pour le doctorat 
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Neim» Yererdmnigeii haben dem SludKum des, rtair 
aehen Rechts bi Frankreich eine grössere Ausdehnang 
fliehen, als ihm bisher zu Tfaeil wurde. Die Zahl der 
Vfiofessuren. dea röouaohea Reehia ist seit KiirBem verv- 
nehrlan^ dieses Recht arihsl usler <&e HauptgegeBstitiide 
ckfi. DeobMratSrfxamens aufgenommen worden. INe Rüekt- 
larirhuQg' dieser beikamen Massregehi wind sieh fr^ 
liok eisi ilii der Folge zeigen, wena die neugewemienan 
fctttefea Grundlagen) des französiaehe» Rachtastudiume m 
der Litesaliir w Tage treten werden^ Glagenaiärtlg machen 
sieh, die Felge« in dea Dissertationen fikr das Otocteraft 
bemerkUeh.» welche neheii eineai (raiusjiaisoheni noch ein 
FÖmisoheS; Sechtskliema behendelipr rnttsaea Es Yerlohnt 
afeh den Miiike>, von. Zeit su Zeit einea HIfck auf ü^ßs» 
^heilen zu wieorfen. Im> Ganaen fehlt e» if der Behandlung 
des! rdnifiabeni Rechts in Birankreich ander raahtigeB Methode. 
Die Oi^tenbenutaung isl nicht esseb^feiid, namentlich 
wkd. m Arbeitea der angegebenen Avt G.aius sehr hiufig 
vevmisst neid es wird auf den. bereitSi voa Andetn. ger 
wiMineneQ Resultaten nicht lortgeNuet. Dies gQt auch 
¥on den Schrift CQurauid's, de hi tdgtaiation d'Angusiia^ 
einer Arbeit^ welcher an SteBe. der Rechtssitze okerflttchr 
Hohes Rüsennement giehl« Veo den deutschen tüntersucbun^ 
g^ Dber die vom V!erfiissef berührten. Puiihte (^.B.Lex 
Julia et FiEtpia Poppaea}) -^ und wir denken, e& ist dar- 
Hbw eine reiche Literatur vorhanden — scheint et keine 
Ahnung zu haben. Doch sind: aoeh witer den Asbeilen 
dieser Art erfreuliche Leistungen wehnzimdimen. Die, Sohrift 
Gau diu' s, de la r^pudiation et du diverce en droit 
Romain, behandelt ihren Gegenstand kurz und übersicht- 
lich und vwsobmäh« es, Phriisen statt UntersfN^hungen zu 
geben. Zu wünschen wäre gewesen, dtes aprdien Unter- 
schied des divortium und repudium und wal diQ ^Ue Form 
des letztern niher eingegangen wäre (& 88. 113), Bei 
dem Zwölftafelgesetz (z. & S. 96) hWe die neuere Kritik» 
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«paoiell fi i r fcf en * 8 Y^viiMb, in dtrselbeii Weise i>eirfick- 
eiehtigt weväen nüsten, wie es bei der propter nuptias 
ionatio mit Frankens Arbeit geseliehen ist. Wirkliche 
brihümer Kegen m der Darst^hing der diffareatio (8. 112. f.) 
und der Bedeotung der dwreh usus begrindeten manus. 
fiut ist aber a. a. 0. kePTorgehofcen , dass ' manns nnd 
Ehe oimbhftngig von einander sind- Auch diese kleine 
Schrift verdanken wir der anregenden Thäti^eit der Rechts* 
boullü z«| T n 1 tt s e , welche im Verein mit der Toulouser 
Acadänie de Mgidatipn das Hechtsstadium im südlichen 
Franhseich nnablässig 2u heben bemüht ist. 



Acf dniu 4u imH ««r Im Uemt penounds d* lä ftmmedtms h rfgme 
^ ||i ^fmmmmlP^ Ditffrmm fO»*a«W pMqvemmiä kt faeiM 
de dr^ de rtfUiwer^U ^ SrfW%« l»HF ^kienir If §ra4ß de 
docifur a^ege pr4» ffidife unherM, par Fr, F4ti$^ A^oc^ ä h 
Cntr Xofppd de BruxetUs^ doeieur en sdfnces polUf^fuei ei ad' 
mmUlratiitet, Bnmdies 185B. 

VortbeiUialt vor d^ eben erwKhnlen Werfceo zeichnet 
siali M9i {{ahflitelioiifisohrift you F^tis aus. Anf engem 
Haim hMel sin tin reiekes, mettiodisck geordnetes Ma- 
leifil itar llntenwiftaQg über diei Eachte des Mannes 
am SiHldeygnte der Vnn »«cb dem C|ode Napei^on geht 
eine kisfornsabe Einleiftüg über die E^lirickelnog desgerme- 
mafih^ ^ni franzlisisoiien ehelichen Güterrechts Terher. 
Qinae Einleitung beweist etee im Ausimd seltene Bdiannt- 
fidMft mit sSmmllicben gipitnemsehen BeehtsqneHen. Auch 
9ii( d)er Aeutasben LHeratnr ist der Verfiittser vertraut. Er 
bei mh m% yfm na g^wöbnlicii geschieht, auf E ich- 
knrp hesebnlinkl» sendem ui|ter den angeführten Schriften 
ii49t sipb ms^ Hai An*ft Skiern des Gilerrechls der 
fihnf^ttin« arimniaaaehtialtanhtiBier wirdendemVer- 
fea«^ tAPh mmA9 Etgllininf gebatep h«bai, so über 
#e AbhHtoig von mondinm (p. 12:) nod reip na (p. i5) 
fiiiAü, S. 495. 447. 
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Diese historischen Untersuchuiigen würden, änch dana 
noch von Werlh sein, wenn sie der Verfasser auch nwr 
als gelehrtes Beiwerk seiner Arbeit vorausgeschickt hätte. 
Der Verfasser hat aber nicht diesen untergeordneten Zweck 
vor Augen gehabt, die Rechtsgeschichte war ihm das Mittel, 
um das Reicht der Gegenwart zu erklären. So fand er 
auf historischem Wege den auch durch das heutige Recht 
bestätigten, Satz, dass die Rechte des Ehemanns amSon- 
dergute der Frau ihre Quelle nicht in dem System der 
ehelichen Gütergemeinschaft haben, sondern in der ehe- 
herrlichen GewaU. Der Verfasser hat diesen Satz zum 
Ausgangs- und Schlusspunkt der Abhandlung gemacht. 

Die Schrift hat ausser der historischen Einleitung zwei 
Theile. Der erste handelt von dem Wesen der Verwal- 
tung des Ehemanns, diese Verwaltung ist von der der 
Gemeinschaft verschieden, sie ist eben so verschieden 
vom Mandat und vom Niessbrauch. Der zweite Theil 
handelt von der Verwaltung im Einzelnen, von der An- 
stellung der der Frau zustehenden Klagen durch den Mann, 
von der Veräusserung des Sonderguis der Frau, von den 
reinen Verwaltungshandlungen des Mannes, von der Ver- 
antwortlichkeit des letzteren. Besondere Hervorhebung 
verdient die Ausführung des Verfassers in Bezug auf die 
Frage, ob die Frau das ohne ihre Zustimmung vom Manne 
veräusserte Sondergut nach erfolgter Annahme der Ge- 
meinschaft ganz oder nur zur Hälfte vindiciren könne. 
Es ist mit Recht bemerkt, dass die Beschränkung der 
Vindication auf die Hälfte, welche noch von T r o p 1 o n g, 
M a r c a d 6 und Z a c h a r i a e (§.510, Anm. 3) behauptet 
wird, nur auf einer gänzlichen Verkennung des Satzes 
quem de evictione tenet actio, eundem agentem repellit 
exceptio beruht (S. 60, f.) Die Frau vindicirt das ganze 
Grundstück und es kann nur die Frage aufgeworfen werden, 
ob sie nicht als Theilhaberin der Gemeinschaft die Hälfte 
der Entschädigung für den evinzirten Besitzer zu tragen 
habe. Der Verfasser verneint auch diese Fragens, 100, 101), 
wobei er unserer Ansicht nach zu weit geht. Besondem 
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Fleiss aber 'hat der Verfasser auf die Lehre von derVer- 
äusserang der der Frau als Sondergut gehörenden Ho- 
bflien durch den Mann verwandt. (S.70— 90.) Grosser 
Scharfsinn und reiche rechtshistorische Kennlnisse sind auf- 
geboten, uro die Ansicht zu unterstützen, dass der Mann 
diese Mobilien gültig verftussern könne. Wir zweifeln 
aber, ob es dem Verfasser gelungen ist, diese auch von 
T r p 1 n g (Contrat de mariage n. 1 936, 1 937) getheilte 
Ansicht zur allgemeinen Anerkennung zu bringen. 



XIV. 

Nordamerikanisches Staatsrecht 

Mitgetheilt 

von 
R. mohl* 

Report of the Ddtates of tke Convention of California^ on the formation 
of the State Constitution, In Sept, und Oct, lSi9, ßy, J, Ros$ 
Broume. WasK, 1850. 479 und XLVL S. gr. 8, 

Offcwi repori of the Debates and Proceedings in the State Cottvenfiofi 
astembl. May 4, 1853 to rertse and amend the Constitutum of the 
Cofißmomoealh of Massachusetts. Boston^ 1853^ l-^Ul^ Imp, 8,^ 
zusammen 2631 Seiten nUt doppelten Columnen. 

Irre ich mich nicht sehr, so ist jetzt für den euro- 
päischen Staatsmann und Staatsgelehrten eine genauere 
Kenntniss der amerikanischen staatlichen Zustände von einer 
ganz verschiedenen und einer weit grösseren Bedeutung, 
als je zuvor. — Das erste Verhalten zu dem öffentlichen 
Rechte der neuen transatlantischen Freistaaten war kaum 
ein anderes, als das der Neugierde. Man war begierig 
zu sehen, durch welcherlei Einrichtungen dieser noch nicht 
vorhanden gewesene Zustand der Dinge wirklich ins Leben 
eingeführt und in regelmassige Wirksamkeit gesetzt wer- 
den solle. Hierzu bedurfte es nur einer allgemeinen Be- 
kanntschaft mi^ den gesetzlichen Bestimmungen des Bundes 
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iifiA 4«r QwideurtlptQii; w4 xwir ln«ofr^ tpap «et l9^ 

4M^ig« SqlpIttssQ ^ dß^ n^igm Verhalten tmwviiite^ m» 

1« Am«rrk|i iK<fg«9lfittei)^ Gri|94«üt9^ H«4 AfStilttm YfUikr 
lieh BefitiHHl !in4 Koftc^iW» «Q ^» ^4 «m S9^ H^qH^T {Qr 
die zunächst Betheiligten ; das Gedeihen des noch in den ersten 
Anßingen begriffenen Landes halte aber keine weitere Be- 
deutung für Europa, ab ejßm rein menschliche, höchstens 
eine gewerbliche. — Das ^w^te ^tadiugi uqferes Ver- 
haltens war ein literarisches. Die Dinge in den Vereinigten 
Staaten behielten nicht nur B«i(}ami, sondern sie befestigten 
sich, dehnten und bildeten 9J^ph aus. Es entstanden immer 
neue Staaten mit gleichopi Grundtftzen und Einrichtungen ; 
die Gesetzessammlungen schwollen an ; die Berichte über die 
gerichtlichen Entscheidungen fingen an. Hunderte von Bänden 
zu. ff^lleQ, %ij^ l(i|>]fcher ^fer Bin^EcIner und freigebige 
Unterstützung d^i Qufi4^^waft^ OMerlft 4ie gfSj^j^chl- 
UchAS QtiftttiP r^i^UJ^h w T«ge, BidM^h Mim sniMt 
lMimtplmii«KOflhe SohriftstcHer im Staatsveghte auf. Der 
FVderalisl stand niehl mehr aBein ; sondern neben ihn taten 
ein Harschall, Kent, Story, um von den Geistern zweiten 
B^fpf^s QicM z« i^d^n. is w«r ff^^lk^ du«! 9m sich 
4^m^ neusin^firsfiMfimigw 9ipwcm4?tei imi4 ^ 44irtm mi^ 
4i», Am^iSumw owU v\m m^ vmisgfirl^ ^w Pid«?^ 

f^Uiim^^ Mllag^. Um Yejß^^nst^ ßind «iiiwiwixn4(9li 
m4 iii weKet» ihmf^ m^\m^ W9f4ep» Yf^iim«ht «^u^n 

mH mlir npclimht, ^ WIR U4l#r #|[ia|)idßr ßmnwßf^t 

imu^f h yw^^kmm^m k^Pmr 3#it fm4in 4itt ^m^ 

es wwAl in«ll M Wt 9liilPlllM4ff tt|wr 4lis «ffNMiidie 
Recht 4v VeiP0i|ijg4^n Stmt^n gw^iielmi Anth^il an dsn 

dortigm StwIAigfii CAPQmptm» DorI» mmv^ Off^tß 
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MMh jeti^QOoK die ans item tiaven Stande der Sftdie ge-r 
Mf enen SchMsse ganis objeotive. Man beraMgte sieh^ gferne 
dabei, dass die amerikamschen BinricMungfen in der Thal 
Lebenskraft haben, nnd dass sie, so gm wie die Gieslal- 
Umge» der atten Well, Stoff zu wissenst^iaflHeker nnd 
fehlerer* Aoablldong enthalten. Ob und welchen Einfluss 
diese ÜMtimde auf uns selbst haben könnten , kam nteht 
in Betracht Allerdings wurde das Land zusehen» mäch- 
tiger ; altein sein ganzes Leben und Traehten bewegte sich 
nod^ ifln eigenen unmittelbaren Kreise. — Jetat aber hat sich 
der Sta^d der Mnge sehr verändert IKe Vereinigten 
Staaten- haben Hiesenecbritte gemacht in Beetehung auf Aus- 
dehnung des fiebieles, der BeT^ikereng, des Reichthume, 
|«rfl aller Beslandtlieile einer grossen Macht. Welches immer 
dte mebrfhcken und zusammengesetzten Ursachen der wun*- 
derberen Brsohdnong sein mögen : Thatsache ist, daes das 
Land^ welches wir selbst in unaerer Jugend noch als eine 
faumi von Sparsemen Gesittigungsflecken unterbrochene Wihf- 
niss betrachten durften, bereits eins der mächtigsten Reiche 
der Wtsli ist, das sich schon nicht mehr mü dem Besitze 
eines halben WeMtheües begnttgl, höchst wahrschein- 
lich aber ist, dass diese Grösse und diesä Lust zum 
Wf^ergreifen auch in der Zukunft in demselben geemelri- 
sehen Verhältnisse fortwachsen wird, wie in dm loteten 
Jabraehnten. Schon jetzt ist dadurch die Sieihmp Euro- 
pa%^ thatsächlick eine ganz andere geworden in seinen 
auswärtigen Beziehungen, und zwar nicht etwa blos in 
Amerika selbi4, sondern auch i» der Insehvelt und ki den 
grossen* estacBaUschen Reichem lAid welcher V^rsländlfe 
kaB» iiweifehi^ dass in^ vlelleicbl kurzer, Zukunft der Bin- 
flttse der Vev^igten Staate» in noch ganz anderm Maasse 
die europäischen Interessen und Gewohnheiten bertthren 
und duedikreutzett' wird, wohl in Buropa selbst? An. 
Neigmg, SteMMrertrauen md Rtteksichtslbsigkeil IAH es 
i|en Aneiilanem wabriioh nieht; md <Hfr Mnehl wächst 
ihnen stfindüch mehr in die Hand. Vnter diesen Umstän- 
den und mit dieser Attssielit' beben nun offenbar die Staats* 
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grundsätze und Einrichtungen in den Vereinigten Staaten 
eine ganz neue Bedeutung für uns erhalten. Sie sind 
nicht mehr blos Gegenstand miissiger Neugierde oder die 
Grundlage eines anerkennenswerthen Schriftenthunes ; son- 
dern vielmehr Factoren von Handlungen, welche uns sehr 
nahe und sehr empfindlich berühren können und berühren 
Virerden. Und zwar ist natürlich nicht sowohl die Stoff««- 
liehe Thatsache, der Rechtssatz oder die Anstalt von Be^ 
deutung für uns, als der Geist, welcher das amerikani- 
sche Staatsleben durchdringt und ihm seine Richtung giebt. 
Es ist von geringerer Wichtigkeit für uns, genau zu 
wissen, auf welche Weise der Präsident gewählt wird, 
als die Einflüsse zu kennen, unter welchen er naturge- 
mäss steht; und weniger bekümmert uns die Ausdehnung 
der staatsbürgerlichen Rechte des einzelnen Amerikaners, 
als der Geist, welcher der ganzen Staatsthätigfceit durch 
das demokratische Princip eingehaucht wird. Wir haben 
zu untersuchen, welche Kräfte in dem gigantisch auf- 
strebenden Bundesstaate die bestimmenden sind, welche 
Formen des Handelns sich dieselben bereits geschaffen haben 
und weiter zu schaffen bemühen, und in welche Richtungen 
sie bis jetzt gewirkt haben. Daraus mögen wir dann ab- 
nehmen, wie sich diese Kräfte zu uns und zu unserer 
Weltstellung verhalten werden. 

Glücklicher Weise ist dieses Studium der amerikanir 
sehen staatlichen Zustände verhältnissmässig leicht. Einer 
Seits kann hier nach der ganzen Einrichtung kein Geheim- 
niss sein. In dieser ^Yolksherrschaft bewegt man sfbh auf 
offenem Markte; und in den vielen gesetzgebenden Ver- 
sammlungen, in den Reden der Bewerber um die grossen 
Staatsämter, in den Programmen der Parteizusammenkünfte 
drängt sich Alles zu Tage. So sehr, dass die Haupt- 
fcunst nur darin besteht, nicht blosse Redeweisen ftir Wahr- 
heit, prahlende Worte für Entschlüsse zu nehmen. Anderer 
Seits besteht dc|r jetzige Zustand derDiQge IsOftge genug, 
um auch die Wirkungen der tiefer liegenden Ursachen 
allmählig bemerkbar zu machen. Wenn es in der ersten 
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Zeil nach Einftthrung der neuen Bundes- und Staasrer- 
fassuQgen nicht möglich war zu beurtfaeilen, welcher Grund- 
satz der Ausdruck ein^s wirklichen Bedürfnisses, welcher 
aber nur das Erzeugniss einer theoretischen Meinung sei; 
welche Einrichtung in der That Kraft haben werde, einen 
bestimmten Zustand etwa auch gegen die Neigungen der 
Menge zu erzwingen, und welche sich als hohle Formen 
erweisen oder ganz umgangen werden ; welche Bestand*- 
theile des geistigen und des stofflichen Volkslebens schlies- 
lieh die Herrschaft erhalten: so bat sich in diesen Be- 
ziehungen jetzt bereits vieles aufgeklärt. Auch in der Ent- 
fernung kann einem aufmerksamen Beobachter die Richtung 
der grossen Strömungen in dem staatlichen Leben Amerika's 
nicht entgehen. Diese Dinge aber haben sich vielfach 
ganz anders gestaltet, als man ursprünglich im Lande 
selbst und bei uns annahm, und wesentlich anders namentlich, 
als sich gar Manche in Europa, welche aus Unkenntniss 
der Thatsachen an den alten Ueberlieferungen kleben, noch 
jetzt einbilden. 

Ich würde die mir gesteckten Grenzen weit überschrei- 
ten, wollte ich auf diesen Blättern die innere Entwickelung 
der staatlichen Zustände und Einrichtungen in den Ver- 
einigten Staaten allseitig darzustellen versuchen. Auch 
sind natürlich nicht alle diese Beziehungen von Bedeutung 
für das Ausland. Allein ich wünsche im Nachfolgenden 
Einen Punkt näher zu besprechen, welcher mir, und zwar 
namentlich auch für die Verhältnisse Europa's, von der 
höchsten Wichtigkeit zu sein scheint., und der dennoch 
das rechte Verständniss bei uns nicht zu finden pflegt. 
Es ist diess die stätige, aber unwidersteh- 
liche und noch keineswegs bei ihren letzten 
Ergebni^isep angelangte Weiteren! wicke- 
lang des demokratischen Principes in den 
Vereinigten Staaten. 

Nichts wäre unrichtiger und würde von grösseri^ 
Unkenntniss der^ amerikanischen Zustände zeugen, als die 
Annahme, dass der Gedanke der Volksberrschaft in den 
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Veremigteii Slaaten jetü noch auf dieselbe TMib TtfuitaiAeA 
umI «eliMiAfabt w^riki, tk isr 26it Jln* L(MiriroBWff tm 
ERflMid iiii4 •gdÜMH 4^ firttdniig derjMffigtaBomMswr*- 
fma^f. &MD«te WflHrtie die rieipriMiiialif« ^Dentokraüe «b 
di^nigRe StaatofonA ira^eMSI, iil welober litoht nwr 4cr 
Sknit^ «eiM GeifMiU «nid ^tekie Form Mi|(tich m «km 
WiHeii das Volkes biogründet stoii sondern auch dieliei^ 
timf de? oflfenMichen Ang d ege n heHen nur inl Sirnie des 
YeUm ttfid ntit Veranriv^tliebfc^t fegen dasselbe £U Ige«^ 
sctefaen bebe. fUm Volke, m dfeeeal t!laa«al%oUiichM 
Sinne, wurde aber kein^otiw^s jedeis menscbliohe Individoten 
geatfilt, «eadern mir iev voUtontiAenes selbstaliMdtge md 
bei dena WeUergebeii des fiam^en anoh •sachHäi betheHigtö 
Mann. Und als vereinblHr inH tiom Rechte des Vdkeis 
wnrde es belftK^lieli dass alle besoMters sehwierigen tmd 
eigenttilknliohe Kemita4sse erfordernden Geschäfte s, ^liiil 
im Zweifel alle die Gesammtheit mfd nicht blos dfe ein-^ 
Keinen OertfehkeUen bl^trefiteikden Anifelegeiibelten^ lllcU 
vom Volke unmittelbar^ sondern von eigens daali beüinniH 
ten^ naoh ihrer Taugltehbeil attsgesttehtefih iUlMerfi be- 
socgt werdeiK Naaientiich ervlchien ^ti uls snläss%, dass 
aUe Wahlen d% wo eine f efiane KemitnKs vOn Personen 
und 'Sachen erforderlich sei^ und VoA den d«ffti €tee%* 
neten vcHfgenommen w^dett, nvd ntlirde die IMthwend^ 
keit eingeräumt^ dad Reeht ittid di^ VärfKlsuAg ihireh 
eigene Anstellen igogen die WiHkür und die Veifäncferiieh^ 
keit der MeAge na scMliM. -^ Diese Auffassuiiglm der 
grosse SMktsMnner des Befreiungskttmt^fes ttlM des ^^ 
samditen Volkes , welches die Freiheit errttigen hatte, 
4ind nun tim&r jetzt verlassen^ dnd es w^ird auf sie 9llA 
mt 4>e8ebribikie «dd ftist unwftrdig^ Halbheiten MngebHdEi 
Als voHberechägtei4lllj|riied ^es Volkes ist jesi<j^dei nidil 
dnrdi einige uMiige besondere VnftKgkeitrtirsaellen aus*- 
geschlossene Individuum anerkannl. Bs Irird fOr ihi Vdft 
der grösstmfii^che nnmittelbare AMheil an die Siaittian- 
getegeuheiten verhtngt «Id ihm dde^fanz^bbsondere^ ftst 
myst^fÜM «eftbigi^ dwdu «l^gtedhrieben« DeagdsriM 
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#M idaM.dU) WM Mt^ih fielttitMi f«^ M VMk H^Ü 
gmtkt^ mh ««giMiiA kuHie AttfOieit Mi uBiiAStfeUeti 
ate GMMot d«ls RißcUeli ttiM i)et Z#eamUM|rUit dai^^ 

waten «Ml* fMrtflfJiidh Meh^heil ^e»dM d^M kt^nllteii, Mk 
iVMlfl^fld^ f olg<^ delr VMksMMchlA ai^biAMbl. 

n M HA«» IHCM iet#« tei M^fe" VeMirttei-ttn^ h i^M 
Thi^Ml^ ll^MilMteii, ^dMeüi sehM oüeb^falsh Band Ml dto 
AttlsfIlfniniBr g^l wordi^. i>er neuen A^ffassM^ itet 
BMil^kl^lle M bJMf^ts ^it^ gänte Rdh6 Voh SMiltee»!^ 
ff^fttttit^ Mm 'O^^r ^fblteA, Wticlte m GföMl^r tfM 
aitti^Mbtiidl^tiert IMlfbhäl^^igfeait und Mrif^n FVelheA Mr ün^ 
«¥llMlteb, illid 2Wiir M^h tubk Sehttze dfi^r Vi^Mfid^gM 
mM f eMzKM^A fiVeitafit, i^rachtel Milteb; «s kaAta ktftt^lä 
ZWMfM MteHi^l^, Akte tkdijh Wteifei^ F«¥tfbii6n^ AU 
mtXig ^'Mfdiiu gev^HiH wkt^€iij Welcbki VlMft vöi> hS6hit 
Wag» M\ ttte viRHjr ainMö^ b^Wt^ht^t w6id^ #äi«rt. 
S0bdn l^erdefa % tom tmi imMM uA» »iitUi AM 
Ridllfeir MmmiMbiir ^««i VbHtb j|«wttblk, «nd iMHfr Üttf 
atff dlut Kniete B%ifa6 fMi Jbdrttt; B^^birb MllU diift Ut^ 
|f«AM^n V^Wiitlubg^äMli^, üfekhh Mtafft Mlwed^ Vott 
4m e^nftiem/Hk 69et Vota dM ^seteEj^eb^dbtt Vfe)^- 
Mttfillttfei|eik bes^fäSt UrttifAeii, U^h allg^ttielMn ^khlM v^- 
Mfe». 1^ iMlb«^ WUchd ^b i9ötaVfei>tfeiiW»b th MxHtm 
Staaten zur Seite gesetzt Wa^äb, ztii' E^sttKdb^ von'fittt- 
uSm^n f)ei Bl^adl|^^«ik bd^ Afettfci'beiäDsttrfgeiA, sind 

M^bwib) dttmn wb MM»st«b ^täm imibhjomm 

tfifd «bbd ItfKMMt Uhd ScNiitt der V^iiiWbrttkbkbit Ml 
ib ttUfhr btesätbb^il. Zu 'äeh AbitfBtiiMhgbb w«^^ addh 
flltebb zbü^Asibb, «Mbtib «h 4«n älbat «it klM«r Att 
tM ülMidKte llMMb, bft kbilUi rfiH biMtti VoMÜi^M- 
a^i ^%ibiMttlb, tttMill ifiD«. UM dM^ fe^be MM^ 
MhÄl In Hbr AnWUikMtttlg db^ altMttiHbbb IfeilftibtA- 
«M bm«tf)^MIilB Ilt «cbdh btt Ml Mhr dMütlidbM Vä^'' 
sücbieHI etUbr AMdbbiiui^ liitler ncUVM «ifd pasbifeä 
p^lls^Mfii Reckte aUr ^ WHUt tf^AbbMi. U dieibUl 
CMIM UM H« UMiit Mir dib tfiitk ih ttb telldfi 
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eintretenden nenen Staaten Verfassungen gegeben, welcjie 
in wesentlichen Punkten von den älteren Mastern abwei- 
cben , und zwar je weiter abweichen , je später die Bil- 
dung des neuen Staates vor sich ging; sondern es mi 
auch die Verfassungen der meisten ältere Staaten in der- 
selben Richtung abgeändert worden, zum Theile mehrere 
Male und dann in immer stärker ausgesprochenem demo- 
kratischem Sinne. Hier und da wideristeht noch eine schwache 
Mehrzahl, wie z. B. in Massachusetts; allein es ist auf 
die Dauer kaum Sieg für sie zu erwarten. Allerdings 
geht die Bewegung zunächst in den einzelnen Staaten vor 
sich, und es ist namentlich an den Formen des Bundes- 
staates noch nichts geändert worden; allein es wäre ein 
grosser Irrthum, wenn man desshalb glaubte,' es mache 
^ich der neudemokratische Geist nicht auch in der BundeiS- 
regierung geltend. Abgesehen davon, dass auch diese, 
wie Alles in den Vereinigten Staaten, unbedingt unter 
der Herrschaft der öffentlichen Meinung sjteht, ist ein ganz 
unmittelbarer Einfluss. dadurch gesichert, dass die Wahlen 
jn die beiden Häuser des Congresses, mittelbar oder unr 
mittelbar, durch die Gesetzgebung der einzelnen Staaten 
bestimmt werden. Nicht nur das Haus der Abgeordneten, 
sondern selbst der Senat hat dadurch bereits eine Stimmung 
erbalten, welche weit entfernt ist von dem Geiste in den 
ersten Jahrzehnten der Union. 

Die Folgen dieser Veränderungen fangen; an sdur 
sichtbar zu werden; und sie sind keineswegs erfreulicher 
Art. Es ist nur Eine Stimme darüber, dass die jetzt m 
der Spitze der Angelegenheiten stehenden Staatsmänner 
in geistiger > und sittlicher Beziebnng weit nicht an ihre 
Vorgänger hinanreichen. In den gesetzgebenden Versamm- 
lungen , mit Einschluss des Congresses , j^den Falls des 
Repräsentantenhauses, sitzen manche rohe. und unfähige 
Menschen, deren Betragen nicht selten eine Schande für 
das Land ist, und deren Ruf in Beziehung auf Ehrlich- 
keit und Uneigennützigkeit sehr tief steht Laut wird, 
selbst von Gongressmitgliedern, geäussert^ jede Bill lasse 
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sich darchbringen, wenn nur Geld genug darauf verwendet 
werden wolle. Die weite Ausdehnung des Wahlwesensund 
die Zulassung so vieler Ungeeigneter zur Tbeilnahme an 
den Wahlen hat eine höchst verderbliche Gattung von ge- 
werbmässigen Politikern erzeugt, deren Einfluss gekauft 
oder abgekauft werden muss, und welchen nach einem 
Wahlsiege die öffentlichen Aemter als „Beute^ zufallen. In 
keinem Lande der Welt hat das Recht eine kleinere Aus- 
sicht auf Sieg, wenn es mit einem grossen und von der 
Menge lebhaft ergriffenen Interesse zusammenstöst; und wie 
sehr diese Unsicherheit selbst in den Verbältnissen des tfig- 
liehen Lebens durch die Wahlen der Richter auf kurze 
Fristen noch gesteigert werden wird, bedarf keines Bewei- 
ses. Schon jetzt wird von umsichtigen Männern (Beweise 
sind in den Verhandlungen der Versammlung von Massa- 
chusetts reichlig gegeben) offen anerkannt, dass die Ernen- 
nungen der Richter durch Volkswahl Und auf kurze Zeit 
die Gerichte in Verfall und auf eine tiefere Stufe der Ach- 
tungswürdigkeit gebracht haben. In den auswärtigen Ver- 
hältnissen der Vereinigten Staaten ist ein Uebermuth, eine 
Verachtung des Rechtes der Schwächern, ein Nachgeben 
der Staatsgewalt gegen ungerechte Forderungen innerer 
Parteien entstanden, welche schon jelzt zu sehr tadelnswer- 
then Schritten geführt haben und noch weitere ähnliche in 
Aussicht stellen. Die neue amerikanische Demokratie ist 
in ihrem Verhalten zu anderen Staaten eben so empfindlich 
und anspruchsvoll, als sie ihrer Seits rücksichtslos und 
ungerecht ist. 

Dies sind schlimme Zustände; und doppelt so, weil 
sie offenbar ihren Höhepunkt noch lange nicht erreicht 
haben. Einmal wird sich in den inneren Verhältnissen der 
Gedanke der Demokratie, wie er jetzt aufgefasst ist, noch 
weiter entwickeln, bis das Uebermass der folgerichtig sich 
ergebenden Uebelstände zu einer Untersuchung der Richtig- 
keit des Ausgangspunktes und zur Einschlagung einer neuen 
Bahn nöthigt. Bis zu dieser Umkehr ist es aber aller 
menschlichen Wahrscheinlichkeit nach noch weit bin. Und 
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diess zwar um sa mobr, als in dem angeblidi freiesten 
Lande der Welt eine Tyrannei der öflPentliehen Meiniing 
herrscht , welche gar keinen Widerspruch gegen die äugen- 
bKckltcbe Slrönning, keine Bekämpfung einer von der 
Menge angenommeDen Ansicht duldet. ^J Zweitens aber ge^ 
wührt die beispiellose Zunahme der Macht der Vereinigte» 
Staaten, wekhe ebenfalls noch lange andauern wird» den 
Tonengebern und Gewalthabern immer mehr die Mittel, im- 



1) Bia tthf bezeicfanendes Beispiel diefler Undnldaamkeit gfgeo 
iiii^i|#^il8t^iiilKhe Meinungen und der Gefidir einer Aoffttellong aolcher 
Ansichten iat den Verhandlungen der Versammlung von MassachnsetU 
zu entneiunen. Ein Gegenstand wiederholten und l^itteren Streites 
war die Nichtbestatigung des Professors F. Bowen durch das Auf- 
sichtscoNegram des Harvard-College. Derselbe war Heraosgeb^r emer 
MtideHokMUisehttD Ztittchnift (des Koith*A«iencaa Review), und 
l^alf^ 9iß soJlch^ th^ils üherkaopt in diesem Sifine gegcbrieboD, tb^ 
aber namentlkb gewagl, über Kossutb, zur Zeifr seiner kurzea Qe* 
liebtbeit in den Ver. St., Tadel auszusprechen^ und Mazzini, Garibaldi 
u. s. w. als Verschwörer und Banditten zu bezeichnen; kurz sich 
gegen die verschiedenen Umwälzungen in Europa zu erklären. Bfes 
was binMicheod, um iba der^ ihm von der Umversitat ftbeKtatganen, 
Vrofeasnr der Geschiebte für unwürdig an erklären. Die SitlUcbkeit 
und RechUn^sigkeit der Maasaregel wird aber gerade von dem 
HauptstimmfUhrer der angeblich freisinnigen Partei (Wilson) mit höch- 
ster Leidenschaftlichkeit vertheidigt. Mit solcher Gesinnung und Hand- 
hingsweise ist denn freilich der oft als eine bezeichnende Lehre de» 
amesikaniscben öffcntticben Rechtes angefiübrte Satz, die- Verf^iaanng 
sei tum SciiPti^e. ^% IllindefzabI gegeq die Mehrheit b«£yMflWD4,. n^bt 
wohl vereinbar. Allein wer kennt nicht die inneren Widerspruche» 
SU welchen der Mensch fähig ist, wenn Leidenschaft mit theoretischer 
Ueberzeugung in Widerspruch kommt? Allerdings ist es in einer 
Demokratie wahr, dass die Verfassung das Recht der Minderheit gege» 
die Willkür der Mehrheit schätzen soU, wie sie dann in jede« 
Begierungsform die Aufgabe hat, des Recht gegen die Inhaber den 
Gewalt zu schützen. Allein darin eben liegt in aller Welt die Ge- 
fahr, dass der Machthaber seinen Willen und seine Leidenschaft für 
Recht hält, und die ihm zu Gebote stehenden Mittel anwendet, am 
sie durchzusetzen. Auch in den Vereinigten Staaten wird der Min- 
derheit der Schutz des Rechts theoretisch versprochen, aUeiiipraktiBcli 
angenommen, dess «ie nicwula im Becliie sei* 
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gerechte und anlisoeiale Begebreß der Menge durckstiselzen, 
dieser selbsl aber eine iwner grössere Mekiuiig von sieh 
und immer weitere Lust zu muthwtiligem Mtssbrauche. Ob 
und wann aber eine Vereinigung der Verletalen und Be- 
drohten 2U. gemeinsaiiMr Demüthigung einea solchen Geistos 
SU Stsnife koaa«ieii und weichen» Erfolg aie haben whrd, 
s«ebl vUlig dahin. 

Die beato Gdegeaheii, Kenntniss za ethalien von die- 
sem Fortacbretle» uUrademohratiaeher GeiiwNing bieten öia 
Verhandlungen der zur Gründung neuer oder zur Vei*äfide- 
rung äberer Verfassungen ejobemfeneii Vecaammlongen. 
Hier werden der Natur der Saehe nach die oberslea« finnig- 
säizer scharf ausgesprochen; and in der Fealstolinng der 
einzeiden Einrkhlaogen zeigt sich der herrschende Geist 
ungehindert. AUerdioga beziehes sieb dieae Verhandlungen 
nur auf innere Angekgfeflleiton, weil dteeiuelnen; Glieder- 
Staaten« keinerlei vOlherreehtttehe* Beaaüahungan kaben ; allein 
theHa lätfsl sich doch adefa aus ihnen ei» ScUosa: a«f die 
in den Veaeinigtoii Staaten bestehende« Auffassung dar 
ftusaeren Yerhällniase machen , theüs. undt hauptsächlich ist 
der Gang! der Dinge im Innern aeboa an sieb sehr beleb- 
rond. Wk sehen ^ zu welchen usarträgliclie» Folgenngen 
der bische Ausgangspunkt mit togischer Nothw^ndigfceit 
fftbnt. — Zum Bebg» de« Geaagten sei eageatattdt, einige 
Verbandhuig€3i dieften Art etwas näher za betrachte»; und 
ich glaube nicht uniiokiig zu wählen, wenn ieb za dieaean 
Zswecka einmal die PretocoUe der Veraamaslmig nehme^ 
weldhe' m Jahre 1S40 fiif CattforniMi eine¥erfiRssungenl<> 
warf, ZEweitens aber du Verhandlungeni der im Jahr» 1863 
nach Boston zumZwedie einer Veaänderung der Verfassung 
von Haasaefausells eiaberalenBii Versaatmlaog» Jene: bieten 
ein Beispiel 9 wie aieU die im Schwange gebenden Grund« 
Sätze bei dem ungebildeteren Tbdle der amerikanischen 
Bevdlkerang gastalren, und wie aich das daraoa fegende 
Slaatsideal auf dieser GesiCtigungastrfe zuaammenbaneL Diese 
dagegen lassen aeben, wift aich hochgebildete Männer an 
der neuen Entwieklnng dkr Unge verhalten^ imd wie überhaupt 
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die Bewohner des gesittigsten Theiles von Nordamerika 
diese Lehren auffassen. Bezeichnend genug ist es freilich, 
dass sieh in dem ersteren Falle gar keine Spur von Zwei- 
feln oder gar Widerspruch äussert, und im Handumdrehen 
ein Staat auf dieser Grundlage errichtet wird; während in 
dem anderen dagegen nicht nur die hartnäckigsten Kämpfe 
gegen jeden überdemokratischen Gedanken geliefert, son- 
dern schliesslich auch die auf solcher Grundlage ruhenden 
Aenderungsvorschläge vom Volke selbst sämmtlich verwor- 
fen werden. 

Die Gründung des Staates Californien hatte das 
Eigenthümliche, dass das Land nicht zuerst als „Territo- 
rium^ von den Vereinigten Staaten organisirt und verwaltet 
wurde , sondern der neue Staat unmittelbar und ohne Ueber- 
gang aus (den atomistischen Bestandttheilen , welche allerlei 
Zufälle hier zusammengewürfelt hatten, entstand. Als näm- 
lich die Vereinigten Staaten das bekanntlich kaum von eini- 
gen wenigen Menschen europäischer Abstammung bewohnte 
Land von Mexico abgerissen hatten, besetzten sie es zu- 
nächst nur militärisch, bis ein Entschluss über die weitere 
Behandlung feststehe. Da warf denn aber die Entdeckting 
des Goldreichthums plötzlich eine so grosse Menge von 
Menschen aus allen Theilen der Union und aller übrigen 
Herren Länder dahin, dass die nach dem Gesetze der Ver- 
einigten Staaten zur Gründung eines eigenen Staates berech- 
tigte Volkszahl alsbald weit überschritten war. Und wenn 
auch ein ziemlicher Theil dieser Bevölkerung ab- und zu- 
strömte, so blieb doch immer ein so beträchtlicher Stock 
von wenigstens leidlich Ansässigen, dass die Union sich 
weigerte, erst eine Territorialregierung zu errichten; son- 
dern dem militärischen Befehlshaber den Auftrag gab, die 
Einwohner alsbald zur Wahl einer Versammlung aufzufor- 
dern, welche eine Verfassung für den neuen Staat zu ent- 
werfen und solche dem Volke zur Annahme vorzulegen 
hätte. Dies geschah denn auch, obgleich die Zustände noch 
so ungeordnet waren, dass selbst an eine regelmässige 
Vertheilung der zu wählenden Abgeordneten nach der 
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VolkszabI keine Rede sein konnte ^ sondern man am Ende 
alle Diejenigen, welche sich mit irgend einem Mandate 
meldeten and ernstlich Zutritt verlangten, auch zuliess; 
und obgleich die Bevölkerung ganz gerne erst eine Terri- 
torialregierung von Seiten der Union angenommen hätte, 
da ihr diese die Ausgabe und die Mühe einer eigenen Re- 
gierung erspart haben würde. Die Versammlung trat am 
1. Sept. 1849 in Monterey zusammen, damals einem ganz 
kleinen Orte, welcher nicht einmal eine Druckerpresse be* 
sass; am 13. Oct. lag die Verfassungsurkunde fertig zur 
Vorlage an das Volk. 

Dieses Ergebniss ist sehr bemerkenswerth. — Zunächst 
schon in allgemeiner staatswissenschaftlicher Beziehung. 
Bekanntlich ist es von unseren conservativen Staatsgelehr- 
ten sehr häufig als eine vollkommene Unmöglichkeit dar- 
gestellt worden, dass ein Staat ohne alle vorgängige ge- 
schichtliche Ordnung lediglich durch Vertrag der Theilnehmer 
gegründet werden könne. Nur etwa Verbesserungen be- 
reits bestehender Einrichtungen, meinen sie, mögen auf 
diese Weise vor sich gehen. -Diese Behauptung wurde aller- 
dings schon früher durch die Bildung der neuen Staaten 
im Westen der Vereinigten Staaten thatsächlich widerlegt; 
hier aber liegt dann ein ganz besonders bezeichnender 
Beweis der Möglichkeit einer solchen Staasgründung vor. 
In Californien betand, wie gesagt, nicht einmal eine vor- 
läufige Territonalregierung; die ohnedem kaum merklichen 
Spuren der mexicanischen Einrichtungen waren vollkommen 
vernichtet und wie Spreu vor dem Winde zerstoben. Kurz 
es waren auch nicht die ersten Anfange eines Staatswesens 
vorbanden. Ein Zufall wehte aus der ganzen Welt völlig 
unverbundene, unter sich ganz unbekannte Menschen zu- 
sammen, und diese wählten ruhig aus ihrer Mitte Stell- 
vertreter zur Bildung einer Verfassung; der Entwurf kam 
in kürzester Zeit zu Stande; und die Menge entschied in 
freier Abstimmung über Annahme und Verwerfung. Man 
wende aber nicht ein, dass sich der Inhalt der Gesetze 
nur innerhalb einer bestimmten Gedankenreihe habe bewegen 

Digitized by VjOOQIC 



M6 Mehl, NordaaierikaiiifelMt Staatsrecbt. 

fcSmen, wcä sonst der neue Staat nicht in die Union auf-- 
genommen worden wSre; noch auch, dass bereits vorhandene 
Vorfinge als Huster gedient haben. Nicht dies ist die 
Frage; sondern ob es denkbar sei, dass ein noch gar nidit 
bestehender Staat durch freie Uebereinkunf) Unverbundener 
aus Nichts geschaiTen werden könne? Ob er dieser oder 
jener Gattung angehört, ist völlig gleich gütig; auch Sndert 
es an der rechtlichen Bedeutung lediglich nichts, dass die 
den Vertrag Sctiliessenden gewisse gemeinsamen Anschauun- 
gen haben. Letzteres muss unter allen Umständen voraus- 
gesetzt werden, da sonst eine Uebereinstimmung der Wil- 
len nicht denkbar wäre. Natürlich soll durch die Hinweis 
sung auf diesen Vorgang nicht gesagt sein, dass Staaten 
nur auf diese Weise zu Stande kommen und ihre Ent-^ 
stehung nur auf diese Weise reehtlich erkifirt werden 
könne. Es giebt allerdings noch andere thatsächliclie und 
rechtliehe Begründungsweisen. Aber es ist erwiesen, dass 
unter Anderem auch durch freie Uebereinkunft aller Bethei- 
ligten ein Staat, und selbst ein Staat mit sehr ausgebilde- 
ten Formen 9 zu Stande kommen kann. 

Sodann ist aber auch der Verlauf der Sache an sich 
und als Beispiel der amerikanischen Zustände höchst 
interessant. 

Nichts kann bezeichnender sein, als die Zusammen- 
setzung und die geistige Beschaffenheit dieser verfassung- 
gebenden Versammlung. Sie bestand zum grossen Tbeile 
aus Einwanderern aus allen Theilen der Union ; doch waren 
auch einzelne Fremde, namentlich einige spanische Einge- 
borene darunter. 9 Nicht ein einziger Mann in der ganzen 



1) Das Verzeichniss der Mitglieder giebt nachstehende nicht un- 
merkwfirdige Nach Weisungen : Von den 48 Mitgliedern der Versamm- 
lung waren nur 6 Eingeborene des Landes ; einer war ans Frankreich 
und einer ans Schottland gebQrtig: die übrigen sämmtlioh ana den 
älteren Staaten der Union, und zwar lehn ana New- York, aioben 
aus Missouri, vier aus Luisiana, drei aus Maryland, cwei je aus 
Massachusetts, Virginien und New-Jersey, einer je aus Pennsylvanien, 
Illinois, Ohio, Indiana, Connecticut, Wisconsin, Te&as und Oregon. 
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M^nge übermgle dJegerw^hnlickeDarcbachniUsbildimg; und 
die grosse MefarsabI sland oSeubM noch tief unter ihr. 
Die bei weitem Meisten waren junge Männer bis zu höch- 
stens 40 Jahren, wie bei einer solchen abentheuerndeii Be- 
völkerung leicht begreiflich. Nur in der parlamentarischen 
Behandlung von Geschäften waren sie hinreichend gewandt; 
und wenn auch hier keine Spur von feinerer Kenntniss 
war, so besassen sie doch so viele Ueberlieferung und 
Uebung , um regelmässig im Geschäfte vorwärts zu kommen 
und leidliche Ordnung in der bunten Menge zu halten. In 
dieser Beziehung sowohl, als in der sachlichen Berathung 
führten einige aus den älteren Staaten nach Caiifornien ver- 
sprengte Rechtsgelehrte, von offenbar sehr zweifelhaßer 
AcbtungswUrdigkeit und zum Theile von einer wirklich 
belustigenden Unkenntniss, das grosse Wort. (So belehrt 
e. B. einer derselben die gläubige Versammlung, dieHabeas 
Corpus Acte stehe schon in „First Justinian^.) Von einer 
allgemeinen staatlichen Bildung^ welche eine Vergleichung 
verschiedener Staatseinrichtangen oder auch nur ein klares 
Verständniss der amerikanischen demokratischen Auffassung 
möglich gemacht hätte, war nirgends die Rede. Die oben 
bereits bezeichneten Ansichten von Volksrechten waren die 
einzigen den Mitgliedern bekannten, und wurden auch von 
ihnen im besten Glauben und mit grosser Naivetät als die 
einzig möglichen gehandhabt. Von theoretischen Zweifeln 
wurden sie also nicht geplagt, und über Principien waren 
sie gar nie im Streite, sondern höchstens über eine An- 
wendung; am häuOgsten aber über rein praktische und 
zufällige Dinge, so über die Grösse der Taggelder, über 
die Abgrenzung der Wahlbezirke, über die Wahl der Haupt- 
stadt u. dergl. Den günstigsten Eindruck machen noch die 
we«ig8B Sj^anier in der Versammlung* Sie scheinen nicht 



— Von den Eingewanderten war nur Einer, der Schweitzer Sutter, 
(auf dessen Land bekanntlich das erste Gold gefunden wurde,) zehn 
lahrb im Lande, die übrigen nur iwei bis drei Jahre, nicht wenige 
selbtl äur 4—6 MdUMe. Vm eitkbt natUtwüclisigen^ Ortlichen Gruad- 
lige der StaijlsbeirtHtimtttigei walr d« IrMÜch kein« Rede. 
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nur auf einer weit höheren sittlichen Stufe gestanden 
zu haben , ^Caballeros^ gewesen zu sein ; sondern äusser- 
ten auch gelegentlich sehr verständige politische Ansichten, 
auf weiche freilich gar keine Rücksicht genommen wurde. 
Natürlich waren die armen Urbewohner des Landes schon 
durch mangelhafte Kenntniss der englischen Sprache, welche 
sie so plötzlich überfluthet hatte, in den Schatten gestellt. 
Die Arbeit dieser Versammlung ging, wie schon die 
kurze Zeit ihrer Dauer beweist, sehr rasch vor sich. Zu 
diesem günstigen Erfolge trug aber ein doppelter Umstand 
in ungefähr gleichem Haase bei. — Einmal die allgemeine 
Uebereinstimmung nicht nur über das Wesen der zu grün- 
denden Staatsform, sondern auch über die meisten Einzeln- 
heiten. Es stand als sich von selbst verstehend fest, dass 
eine repräsentative Demokratie zu schaffen sei; aber nicht 
weniger, dass die gesetzgebende Versammlung aus zwei 
Häusern bestehen, der Gouverneur nur auf kurze Zeit ge- 
wählt , die Ernennung der Beamten der unmittelbaren Volks- 
wahl überwiesen, die Grenze der staatsbürgerlichen Rechte 
möglichst weit hinausgerückt werden müsse. Als Anhalts- 
punkt aber für alle Einzelnbestimmungen und deren gesetz- 
lichen Ausdruck galt, ebenfalls unter fast allgemeiner Zu- 
stimmung, die Gesetzgebung des Staates Jowa. Und so 
war es denn möglich, Feststellungen in wenigen Stunden 
zu bewerkstelligen, welche in weniger eim'gen und mit 
einem grösseren Reichthum von staatlichen Gedanken ge- 
tränkten Versammlungen wohl schon Monate in Anspruch 
genommen haben. Während z. B. der Frankfurter Reichs- 
tag sich über die unseligen „Grundrechte^ in den Sand 
verlief, wurden in der californischen Versammlung diesel- 
ben in Einer Abendsitzung abgemacht. Der zweite Grund 
der raschen Förderung war freilich ein sehr prosaischer. 
Die Mitglieder drängten sammt und sonders zum raschesten 
Abschlüsse, weil sie zu ihren weit einträglicheren Privat- 
geschäften in dem Goldlande zurückzukehren wünschten. 
Die Annahme einer Wahl zur Theilnahme an der Staats- 
begründung war für sie in der That, trotz bedeutender 
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Taggelder, ein grosses Geldopfer gewesen, das sie natür- 
lich möglichst zu beschränken sachten. Sie hatten dessen 
gar kein Hehl. Alle weitläufigen Reden und Streitigkeiten 
über untergeordnete Punkte wurden mit grosser Ungeduld 
ertragen und durften sich auf keinen Erfolg Hoffnung 
machen. Vielleicht trug auch das, wie es scheint, sehr 
bescheidene Maass von Bequemlichkeit des Aufenthaltes in 
Monterey das Seinige bei. 

Die von der Versammlung vorgeschlagene Verfassung 
bietet unter diesen Umständen allerdings keine Eigenthüm- 
lichkeiten dar, wenn man sie mit den übrigen neuen Grund- 
gesetzen amerikanischer Staaten vergleicht. Sie beginnt 
nur mit dem, was die übrigen erst nach langen Jahren 
und nach mehrfachen Veränderungen allmählig geworden 
sind. Allein eben insoferne ist sie lehrreich. Hit Einem 
Blicke übersieht man die gesammten Ergebnisse, welche 
die immer weiter schreitende Entwickelung des demokrati- 
schen Gedankens zu Wege gebracht hat. Wir finden denn 
also hier, wie sich von selbst versteht, das allgemeinste 
Stimmrecht. Jeder männliche Einwohner von 21 Jahren, 
welcher seit wenigstens sechs Monaten in dem Wahlbezirke 
lebt, hat bei allen in demselben vorkommenden Wahlen, 
von denen des gesammten Volkes bis zu denen der Ge- 
meinde herab, eine Stimme; und zwar wird diese schrift- 
lich, also wenn man will geheim, abgegeben. Die Hit- 
glieder des Abgeordneten-Hauses (Assembly) werden je 
auf ein Jahr gewählt: die Senatoren auf zwei Jahre. Die 
Bedingungen des activen Wahlrechts genügen auch für die 
passive Wählbarkeit, mit der einzigen Ausnahme, dass ein 
Senator doch ein Jahr im Staate und sechs Monate im 
Wahlbezirke gelebt haben muss. Auch für die Bekleidung 
der Gouverneursstelle werden keine weitern Eigenschaften 
verlangt, als dass der Gewählte 25 Jahre alt und seit zwei 
Jahren Einwohner von Californien sei. Er wird von dem 
gesammten Volke in den Versammlungen für die Wahl der 
Abgeordneten mit Stimmenmehrheit ernannt. Ganz dasselbe 
findet statt, und zwar ebenfalls je für zwei Jahre, mit den 
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übrigen böheren Yerwallongsbeamten, nämlicb dam Vice«* 
gonTdrnettr, dem Slaatoanwall, dem Oberlandvermesser, 
dem Schalemeieter nnd dem Conlrolenr (Finanzminisler). 
NttT der Slaatssecretair wird vom Gouverneur mit Zustim- 
mung des Senates ernannt. Als ein allgemeiner Grundsatz 
gilt, dnss kein Verwaltungsbeamter auf längere Zeit als 
vier Jabre ernannt werden kann, aach wenn die Verfassung 
solches nicht besonders vorschreibt. Endlich hat auch die 
neueste Forderung der jungen Demokratie, nämlich die 
Wahl der Richter durch das Volk, seine Befriedigung ge-* 
fmiden. Die Hitglieder des obersten Gerichtshofes sollen 
bei Gelegenheit der allgemeineD Wahlen von dem ganzen 
Volke, die Bezirksricfater von den Wählern des Bezirkes, 
die Graftchaftsrichter von denen der Grafschaft ernannt 
werden; die beiden ersten Gattungen auf sechs Jahre, die 
letzteren nur auf vier. — Dass a«sdrilckliche Bestimmun- 
gen gegen jegliche Art von Beeinträchtigung der Press« 
freiheit, des Versammlungsreclites, der Glaubensfreiheit 
u. s. w. gemacht sind, bedarf nicht erst der Erwähnung. 
Eigenthümlicher sind die Satzungen, dass keine Ehe aus 
blos kirchlichen Gründen fiir ungiltig erklärt werden, auch 
die gesetzgebende Gewalt keine Ehescheidung bewilligen 
dürfe; dass das Vermögen der Frau ihr streng gesonder- 
tes Eigenlhum bleibe; dass Fideicommisse (perpetuities) 
ausschliesslich zu Gunsten frommer Stiftungen möglich seien. 
Immerhin zur Ehre gereicht die Verwerfung der Sklaverei 
für Californien; obgleich nicht sowohl allgemeine mensch- 
liche Gesittigung, als die Sorge für Aofreckterhaltung des 
Werthes der freien Arbeit der entscheidende Beweggrund 
der verfassunggebenden Versammlung war; und sie z. B. 
den amerikanischen Vorurtheilen durch völlige Ausschliesung 
der Nachkommen von Afrikanern von allen politischen Rech«- 
tea volle Rechnung trug. 

Die von der Versammlung entworfene Verfassung 
wurde alsbald dem Volke zur Annahme vorgelegt. Es 
scheint jedoch nicht, dass die mit näher liegenden Interessen 
beschäftigte Menge grossen Werth auf die Sache legte] 
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'wenifslens ttahmen von der über iOO,000 Menschen be- 
tragenden , und grössteniberls aas M&nnern, also Stimmbe- 
rechtigten ^ foestebenden Bevölkerung nur angefäfaflr 15,000 
Antheii an der Abstimmung. Von diesen erklärten sich 
42,061 für die Annahme, 811 gegen (Keselbe^ etwa 1600 
gaben (durch ein Verseken in der Form der Stimmzettel) 
uegüRige Stimmen ab. Dem za Folge wurden alsbald die 
Mitglieder der gesetzgebenden Versammlung, der Gouver-^ 
neur und die übrigen vollziehenden Beamten gewlhlt, nnd 
der Staat trat in Wirksamkeit. Seine Auiiiahme in die 
Union erfolgte erst später und nach Beseitigung einiger 
Schwierigkeiten über die Grenzen u. s. w. 

Es würde nur zu einer Wiederholung der oben bereits 
gemachten Bemerkungen führen, woUte noch ein UrtheH 
über den infaell dieser Verfassung abgegeben werden. 
Ueberdiess hat der Erfolg gezeigt, was von solchen Grand* 
Sätzen und Einrichtungen geleistet werden kann. Es ist 
z. 8. weltbekannt, wie geringe die Rechtssicherheit in Ca« 
lifornien ist, so dass die schneidendsten Rechtsverletzungen 
offen begangen werden, und die um ihr Leben und Eigen- 
thum besorgten Einwohner noch jetzt genöthigt sind, durch 
anssergesetzliche Vereine und eine förmlidie Organisation 
der Seibstbüife (des Lynch-Law) die Schwäche der Regie* 
rnngsgewait und die Unwirksamkeit oder Verdorbenheit der 
Gerichte zu ersetzen. Am hellen Mittage versammeln sich, 
durch öffentliche Zeichen zusammengerufen, in der Haupt- 
stadt die Mitglieder der Verlheidigungs-Fehme zu Hunder* 
ten, sitzen über Mörder und Brandstifter zu Gericht, hän- 
gen dieselben in einem Kreise von Bewaftieten auf, ohne 
dass eine Macht bestünde, welche solches Verfahren ver* 
hindern oder unnütz machen könnte. Dies will denn nun 
mit der unbedingten Nothwendigkeit, unter einer zum 
grossen Theile aus dem Auswurf der ganzen Erde zusam*- 
mengesetzten Bevölkerung wenigstens leidliche Ordnung und 
heilsamen Schrecken zu verbreiten, entschuldigt werden; 
und CS mag auch immerhin sein, dass unter den gegebe- 
nen Umständen nichts anderes übtig bleibt Altein 
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ist die Frage nicht beantwortet: ob sich nicht handgreiflich 
herausstelle, dass die dem neaen Staatswesen za Grunde 
liegenden ultrademokratischen Anschauungen nicht ausrei- 
chen zur Herstellung auch nur der ersten Zwecke eines 
geordneten Zusammenlebens? Gerade unter den hier that- 
sfichlich bestehenden Verhältnissen würde eine gesundere 
Slaatsansicht eine grössere Macht der Staatsgewalt und 
eine Beschränkung der Mitregierung auf die zu solchem 
Werke Befähigteren vor Allem für geboten erachtet haben ; 
und es Hegt auf flacher Hand, dass Einrichtungen, welche 
grundsätzlich die grösstmögliche Willkür des Einzelnen, die 
ausgedehnteste Mitwirkung Aller, auch der in keiner Weise 
Geeigneten, bei der Feststellung des Staatswillens, endlich 
ein Minimum ron nachhaltiger und selbstständiger Gewalt 
bei den Behörden beabsichtigen, wenig geeignet sind, aus 
einem Chaos von atomistischoQ und antisocialen Bestand- 
theilen einen genügenden Zustand zu schafi'en. Es ist 
möglich, dass es unter den gegebenen Verhältnissen und 
namentlich bei der Beschafienheit der verfassunggebenden 
Versammlung schwer genug gewesen wäre, eine kräftigere 
Regierung und ein weniger demokratisches Grundgesetz zu 
Wege zu bringen; allein darin eben liegt der Beweis, dass 
die in den Vereinigten Staaten jetzt im Schwange gehenden 
Ansichten von Freiheit und Recht des Einzelnen das Ziel 
weit überschiessen , und dass sie nicht einmal zur Herstel- 
lung einer solchen Ordnung der Dinge taugen, wie sie der 
dortige sehr massige Stand der Gesittigung erfordert. 

Einen wesentlich anderen Charakter, als sich in der 
halbwilden californischen Versammlung ausspricht, haben 
die Verhandlungen der zur Verbesserung der Verfassung 
von Massachusetts im Jahre 1853 in Boston zusam- 
mengetretenen „Convention**. Auch hier allerdings zeigt 
sich die unaufhaltsame Steigerung des demokratischen Ge- 
dankens; allein abgesehen davon, dass sie doch schliess- 
lich den Sieg nicht davon trug, geht hier der Grundsatz 
durch ein sehr verschiedenes Medium und nimmt daher 
auch eine wesentlich andere Färbung an. Massachusetts, 
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und namentlich Boston, ist anerkanntermaassen d6r gesit- 
tigtslc Theil der Vereinigten Staaten. Verhältnissmässig 
schon alter Anbau, länger begründeter und befestigter 
Wohlstand, der Besitz der besten höheren Lehranstalt 
Amerika's, endlich ein guter Rest alter puritanischer Sitten- 
strenge haben hier eine grössere geistige Ausbildung und 
eine festere sittliche Ordnung bewerkstelligt. Dies spricht 
sich denn nicht nur in dem Vorhandensein einzelner in der 
That bedeutender intellectueller Grössen, sondern nament- 
lich auch in dem anerkennenswerthen Grade der Durch- 
schnitlsbildung aus. Eine zur Kritik und Verbesserung der 
bestehenden Staatsordnung aus einer solchen Bevölkerung 
ausgeschiedene Versammlung niusste dieselben Fragen, welche 
von den abentheuernden Söhnen der Wildniss kurzweg, 
ohne Ahnung von ihrer innern Schwierigkeit und nur nach 
einer unbewussten Ueberlieferung abgemacht v^urden, sehr 
verschieden behandeln. Ihr war klar, dass diese Aufgaben 
verschiedene Seiten haben; sie hatte so viel Einsicht und 
Kenntniss, um die Folgen der möglichen Richtungen ein- 
zugehen; es lagen bereits geordnete Verhältnisse, Rechte 
sowohl als Interessen, vor, welche durch eine W^eiter- 
führung der demokratischen Ideen Aenderungen erleiden 
mussten und sich somit dagegen sperrten; endlich waren 
einzelne vollständig ausgebildete Staatsmänner in der Ver- 
sammlung, welche die Frage von einem hohen allgemeinen 
Standpunkte auffassten oder sie mit umsichtigen Scharfsinne 
in ihre Consequenzen zu verfolgen wussten. Von einer 
so naiven und auf Unwissenheit gegründeten Ueber- 
einstimmung, wie sie in der Californischen Versammlung 
herrschte, war somit keine Rede; vielmehr entspann sich 
eine gründliche und vielseitige Erörterung fast aller Theito 
der ganzen Staatsordnung; ein lebendiger Kampf unter den 
Vertretern der entgegengesetzten Ansichten; aber freilich 
auch eine bis an die Grenzen des Erträglichen ausgedehnte 
Ausführlichkeit der Verhandlungen. Dass es nun aber auch 
für uns Europäer ein höchst merkwürdiges und belehrendes 
Schauspiel ist^ einem von so tttcbtigen Kämpfern um die 
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ächte Lehre der Volksherrsehaft angeftelUen Turmera bei-- 
wehaen za können ^ bedarf nicht erst des Beweises. 

Der Staat Massacbasetts hatte sich schon im Jriire 
1780 an die Stelle seiner alten königlichen Charten eine 
reprisentaiiv-demiokrattsche Verfassung gegeben* Im Jahre 
1830 wurden Veränderungen vorgenommen, namentlich in 
der Richtung einer weiteren Entwickelang der Volksrecbte 
und der Gleichheit. Aber auch diese genügten dem in die 
neueren Ideen nach weiterer DemokraUsirung eingetretenen 
Theilo einer späteren Generation niebt mehr, und es wur- 
de« daber Versuche zur Einberefung einer abermaligen 
verfassungsverändernden Versammlung gemacht. Anfangs 
vergeblich, indem sich namenilicfa die Stadt Boston ab- 
geneigt erwies. Endlich wurde jedoch, mit der verhält* 
nissmfissig geringen Mehrheit von 60,416 gegen 59,112 
Stimmen der Bescbiuss gefasst, auf den 4. Mai 18Ö3 eine 
Versammlung einzuberufen, welche der Abstimmung des 
Volkes Verbessertingen der Verfassung unterbreiten sollte. 
Der aus mehr als 400 Mitgliedern bestehende Convent hielt 
seioe Sitzungen umtnterbrochen bis zum 1. August (in der 
Regel zweimal täglich), und kam am Ende, aber auch nur 
mit geringen Hehrheiten , über eine Reihe von Abänderungs- 
vorschlagen öbarein, welche unter acht Fragen zasnnmen- 
gefesst und dem Volke zur Annahme übergeben wurden. 
Bei der am 14« Nor. zu gleicher Zeit in allen Thalen des 
Staate» vorgenommenen Abstimmung erklärte sieb jedoch 
&ne kleine Mehrheit, etwa 64,000 geg«n 63,000 Stimmen^ 
gegen- sämmtliche. acht Fragen , so dass zunächst irgend 
eine Abänderung nicht vorgenommen, sondern die V€V- 
tesung VOR 1880^ weiterhin als geitendes Gesetz bestätigt 
wordbn ist; Auch diesmal war es hauptsächlich wieder die 
Stadt Boston und ihre Umgebung, so namentlich die Utti^- 
versittttsstadt Cambridge, also die reichen und gebildielen 
Klassen y wetehe den Ausschlag gaben. 

Es ist natürlieh eine vöHige Unmöglichheit, aus einer 
VerbandTuitg^ weiefae so amihngreich und so einlasse war, 
i&iss ihne« Eretocolie vmiigstew 8 Bände gewöbntiobi« 

Digitized by VjÖOQIC 



Mohl, NordamerikaiftbcliM Staatsrecht. 305 

Grösse füllen würden, alle an mh bemerken&werthen Gegen- 
stände auszaheben, oder gar von den einzelnen Beweis- 
führungen einen Begriff zu geben. Ich moss mich daher 
begnügen, einige Andeutungen über den Charakter der 
ganzen Verhandlungen zu machen und etwa den einen 
oder den andern ganz besonders wichtigen Punkt bemerk- 
Hch zu machen. 

Vor Allem ist denn hier zu bemerken, dass der ganze 
Gang der Verbandlungen einen höchst gunstigen Eindruck 
in Beziehung auf die Befähigung der Mitglieder macht. 
Wie naiüriich läuft zwar auch die eine oder die andere 
komische Person mit unter; auch ist nicht zu läugnen, dass 
die Slimmfükrer der extremsten Partei des j«ngen Amerika 
an Sitte, Haltung und Durchbildung auf eine keineswegs 
für sie schmeichelhafte Weise zurückstehen gegen die Häiq»- 
ter der Gemässigten und Erhallenden. AHein im Allge- 
meinen zeichne« sich die Aeusserangen <ter Abgeordneten 
nicht nur durch eine grosse formelle Gewandtheit, zum 
Theile durch ächte Beredtsamkeit aus; sondern es wird 
auch das Stoffliche mit Scharfsinn, Menschenkennlnise und 
positiven Wissen behandelt. Die parlamentarische Behand- 
lung der Geschäfte ist vortrefflich und beweist eine grosse 
UebuRg und ^cherheit in diesen Formen. Auch muss es 
deifr richtige» Takte der Mitglieder besonders hodi ange- 
rechnet werden, dass die weniger bedeotenden ond zum 
äffenllfchen Reden ungeeigneteren Mitglieder willfg zurück^ 
sieben und die Führung der Verhandlungen den Begabteren 
nnd Unterrichteteren überlassen. Daher denn such dle«- 
selbe« NamoB hnmer wiederkehren, und sich g«na weM 
schon ans dem Gadruekten der Grad des Einfliisses der 
Eitnehaen ermessen lässt^ fn der Thal mochten die Par- 
teien auch ganz wohl ein salches Vertraneii gegen ihre 
Führer üben. Es ist nicht anders möglich, als diese Ver«* 
handluRgen mit grosser Achtnng gegen Männer ans des 
Hand ZQ legen, wie Gboale, Hailei, Parker, Grenleal, 
nanenilich aber Dana miter den Erhaltenden ^ Monm und 
Bovlwen nvier den gemäsngleren Liberalen, Butler und 
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Wilson unter den entschiedenen Demokraten. Wenn man 
bedenkt, dass Massachusetts kaum eine Million Einwohner 
bat, so wird man nicht in Abrede ziehen wollen, dass es 
sich mit einer solchen Versammlung kühn neben jedes andere 
Land stellen kann. 

Damit soll freilich nicht gesagt sein, dass man mit 
'jeder aufgestellten Ansicht und jedem Beschlüsse einver- 
standen sein könne, dass überhaupt der Bosloner Convent 
dem allgemeinen Loose menschlicher Unvollkommenheit nicht 
verfallen sei. Im Gegentheil treten selbst bei ihm die eigen- 
thümlichen amerikanischen Uebelslände sehr fühlbar hervOr. 
Die Mehrheit der Versammlung huldigte, wie bereits be- 
merkt, ebenfalls dem neuen Geiste, welcher durch das 
amerikanische Staatswesen geht. Sie entschied sich also, 
trotz des Widerspruchs der erhaltenden Partei, für eine 
Reihe von Veränderungsvorschlägen, welche man nicht für 
Verbesserungen gelten lassen kann. Namentlich wurde die 
Erwahlung des dem Gouverneur zur Seite stehenden Rathes 
sowie der obersten Verwaltungsbeamten durch das Volk, 
anstatt der bisherigen Ernennung durch den Senat, selbst 
die Wahl der Richter durch ' das Volk und auf kurze Zeit 
beschlossen. Es wurde beliebt, dass regelmässig je nach 
zwanzig Jahren dem Volke die Frage vorzulegen sei, ob 
nicht eine Revision der Verfassung stattfinden soll. Dem 
Geschwornettgerichte wurde das Befugniss zuerkannt, in 
allen Straffällen über Thatsache und über Recht zu erken- 
nen. Sämmtliche Offiziere der Bügerbewaffnung sollten durch 
Wahl ernannt werden u. 5. w. Auch lässt sich nicht in 
Abrede ziehen, dass nur sehr wenige Mitglieder, unter 
welchen namentlich Dana hervorleuchtet, den Muth hatten, 
sich offen zu irgend einer Ansicht zu bekennen, welche 
die unbedingte Fähigkeit des Volkes zu allen Regierungs* 
handlungen, dessen Vortrefflichkeit als ein Ganzes, seine 
unbedingte Berechtigung zur Durchführung seines Willens 
angezweifelt hätte. Die in dem amerikanischen Leben eben 
so widrig hervortretende als unsäglich nachtheilige Be- 
schmeichlung der Menge und die Vergötterung der Mehr- 
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heit ging auch hier weit, und wurde nicht selten fds iein 
wohlfeiles Mittel der Verdächtigung und Verhasstmachung 
der Gegner angewendet. Dies aber ist um so tadelns- 
werlher, als gerade derjenige Theil der Versammlung, 
welcher die angeblich unbedingte Achtung vor der Mehr- 
heit des Volkes und die Pflicht der Unterwürfigkeit unter 
dieselben als unter eine Art von heiligem Gesetze vorzugs- 
weise im Munde führte, einen grellen thatsächlichen Beweis 
lieferte, wie wenig es in der Wirklichkeit damit auf sich 
habe, wenn das Interesse Anderes verlange. Als es sich 
nämlich davon handelte, die Wahlen zum Hause der Ab- 
geordneten strenge nach der Volkszahl zu ordnen, somit 
eine der unmittelbarsten Folgerungen der allgemeinen Rechts- 
gleichheit und des Hehrheitsgrundsatzes anzuerkennen, setzte 
es gerade die ultrademokratische Partei durch, dass die 
bisherige Wahl nach Gemeinden beibehalten wurde, trotz- 
dem dass dieselbe eine Ungleichheit, zum Theile im Ver- 
hältnisse von 1 : 18, zu Wege bringt. Dies aber geschah 
ganz einfach desshalb, weil die dünnbevölkerten, und somit 
nach der bestehenden Einrichtung zu einem unverhfiltniss- 
mässig grossen Antheil an der Vertretung berechtigten Gemein- 
den im Hinterlande der Hauptsitz der ultrademokratischen 
Gesinnungen sind, während die grossen Städte eine weit 
conservativere Richtung haben. So bleibt sich denn Ehrgeiz 
und Eigennutz in der ganzen Welt gleich, ob sie quo 
unbeschränktes Fürstenthum oder unbeschränkte Volksherr- 
schaft für sich zu gewinnen haben, und ob sie jenem oder 
dieser durch Uebertreibung des Grundsatzes und Nach- 
giebigkeit gegen Leidenschaften zu schaden keinen Anstand 
nehmen. 

Es ist wohl passend, von den einzelnen Verhandlungs- 
gegenständen solche hier besonders hervorzuheben, welche 
die amerikanischen Zustände und namentlich den Fortschritt 
des demokratischen Geistes vorzugsweise bezeichnen; ohne 
dass damit übrigens gesagt sein soll, dass nicht auch an- 
dere Fragen eine bemerkeiiswerthe Erörterung erfahren 
haben. 

Mrü, Satocftr. f, d, ümAiiw. XXVIL Bd, IL BfU 21 
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Von Gegenständen jener Art zieht gleich beim Beginne 
der Versammlang eine Frage, welche im ersten Augen- 
blicke höchst unbedentend und biose Formsache zu sein 
sctien, bald aber einen grossen Umfang und eine tiefe 
Wichtigkeit annahm, die Aufmerksamkeit auf sich. Es han- 
delte sich nämlich darum, einen Wahlbezirk, dessen Abge- 
ordneter die Wahl nicht angenommen hatte, zu einer neuen 
Wahl aufzufordern. In den meisten Versammlungen der 
Welt wäre hierüber kein Wort verloren, sondern das Be- 
nachrichtigungsschreiben als etwas sich von selbst Verste- 
hendes erlassen worden. Hier aber bemächtigte sich juri- 
stischer Scharfsinn der kleinen Handhabe, um eine viele 
Tage lang dauernde Berathung anzuspinnen und zu den 
höchsten Fragen der repräsentativen Demokratie aufzustei- 
gen. Es wurde nämlich geltend gemacht, dass die Einbe- 
rufung der Versammlung auf einem Beschlüsse des Volkes 
beruhe, in diesem denn aber die Vornahme der Wahlen 
an Ein^m Tage im ganzen Staate angeordnet, für Nach- 
wahlen keineriei Bestimmung getroffen gewesen sei. Es 
stehe nun der Versammlung nicht zu, aus eigener Macht- 
vollkommenheit an dieser Bestin\roang des souveränen Volkes 
etwas zu ändern; und es können somit die am Normaltage 
nicht vorgekommenen Wahlen picht ergänzt werden. Mit 
Recht wurde dieser Auffassung der vermutbliche Witlefu 
des Gesetzgebers, das Interesse und der Anspruch der 
ohne ihre Schuld nicht vertretenen Theile der Bevölkerung, 
eine Reihe von Vorgängen aus allea Theilen der Union 
angeführt; mit Unrecht diesen gewiss genügenden Gründen von 
Andern auch noch der falsche Grund beigefügt, dass die a^^r 
Verbesserung der Verfassung . berufene Versammlung eui^e 
revolutionäre (Q, und sie somit an kein pojutiyes ^esetz 
geb^nden sei. An dieser Meinungsverschiedenheit raiM^te sich 
dann die Berathung bis zu der Erörterung 4er Grundfragen 
über den Ursprung der Staaten und der Staatsgje^ii^alt) über 
da^ Verhältniss der gewöhnlichen Gesetzgebung zq unmit- 
telbaren Volksbeschlüssen, und über die Rec||te einer ZlI^ 
Verfassungsänderungen berufenen Versammlung hinauf. 
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Unzweifelhaft ist nun unter den ausführlichen Erörterungen 
gar manche angesunde und sophistische Beweisführung, und 
gebt der Scharfsinn der Rechtsgelebrten durch mit dem 
gesunden Menschenverstände und der staatsmännischen Be- 
achtung der Zwecke : allein die ganze Verhandlung ist doch 
in mehr als einer Beziehung ansprechend und belehrend. 
Nameot^cb ist ttber das VerhMtniss einer zur Beratbang 
von Verfa^sungsverilfiderungen einberufeaen ausserordent- 
lichen Versammlung za der regelmässigen gesetzgebenden 
Gewalt einer Seits, und der souveränen Staatsgewalt ande- 
rer Seits tiefer Eingehendes gesagt, als, meines Wissens 
wenigstens, sonst wo zu finden ist. 

Eine anderer höchst merkwürdiger und ebenfalls durch 
mehrere Silzangen fortgesponnener Berathungsgegenstand 
war die Frage: wer das Volk sei? Die Antwort ist 
natürlich in einer Demokratie von d^r höchsten Bedeutung, 
indem |tjo|b danach lOicht nur die Eiatheiliing der Volksver- 
tretung^ aondern oapientUcb .auch das active Wahlrecht und 
der sonatige .^n^^tlelbare Antheil an den Staatsangelegen- 
heiten ^i lojjfi$cber Kothwendigkeit richtet. Es wurden 
daher .apch, npoh der allgennteinen staatliche« Richtung der 
Mifgli^der, zwei wesiBitflicb versichiedene Begriffabestim- 
mo^gein geltend gemacht. Die Einen erklärten kurzweg 
jedjes im Staate lebende naenschlicbe Geschöpf für einen 
TheU 4es Volkes ^ und die £resammtheit derselben für das 
Volk. Die Folgerung daraus war natürlich, dass die Volks- 
vertretung lediglich nach der Kopfzahl zu vertheilen, über- 
diess nur Solcben, welche offenbar zur Ausübung ibreyr 
Re^^e piersjönlicb nicht befäbigt seien , Theilnahme an den 
polit^si^eji Rechten versagt werAen könne. Die Anderen 
dagegen ipacbten einen Unterschied zwischen dem Volkie 
im naAürljchßn und tlmt«|lchKchen, ui9d dem j^ gfts^tzlicben 
Smm* Jenes ^gneife allerdings aUe Einwohner in sich; 
dieses aber bestelle nur ajQS den gesetzlich berechtigten 
Wählern, mit anderen Worten aus den mit politisdier Voli- 
berecUJSWig ausg^e^tatteiten BiUjgern; und sie kamen dabei 
zu dm, allerdings f^^Igißrüeh^g^m aber wwderlicb laffte^den, 

21» 

Digitized by VjOOQIC 



310 Hohl, Nordamerikanischef Staatsrecht. 

Zugeständnisse y dass in einem Staate, wie z. B. Russland, 
wo die Öffentlichen Einrichtangen ohne alle Theilnahme des 
Volkes getroffen seien, dieses die Gesammtheit aller gleich- 
massig Unberechtigten umfasse, in Amerika aber nur die 
zur Theilnahme an den Staatsangelegenheiten durch den 
allgemeinen Willen Berufenen das Volk bilden. — Merk- 
würdig genug waren die Anhänger beider Ansichten prak- 
tisch in einer schiefen Stellung. Die Ersteren konnten sich 
nur mit Mühe der theils von einigen Lärmmachern, theils 
zum Spotte aufgestellten Folgerung entziehen, dass also 
auch den Weibern ein Stimmrecht und überhaupt jeglicher 
Antheil am Staatsleben einzuräumen sei. Da die Weiber offen- 
bar auch menschliche Geschöpfe sind, sicherlich auch Rechte 
und Interessen haben, auf welche der Staat einwirkt, so 
war die Zurückweisung der für sie gestellten Forderung 
im schreienden Widerspruche mit dem allgemeinen Grund- 
satze; und wohl mit Recht bemerkte ein Mitglied (Witney) : 
er stelle die Behauptung auf, dass Diejenigen, welche das 
göttliche Recht der Könige, die Menschen ohne deren Zu- 
stimmung zu beherrschen, in Abrede ziehen, schwer den 
Beweis werden führen können, dass die Männer ein gött- 
liches Recht besitzen, die Weiber ohne deren Zustimmung 
zu regieren. Nur wenig befriedigend in der Tbat kann 
man die theils auf eine falsche Sentimentalität und heuch- 
lerische Vergötterung der Weiber, theils auf Schertze ge- 
stützte Motivirung der Verwerfung erachten, wenn man 
sich einmal auf diesen Standpunkt stellt. Die Vertheidiger 
des beschränkteren Begriffes aber konnten sich dem Vor- 
wurfe nicht entziehen, dass sie durch einen Akt bioser 
Willkür die Ausübung der angeborenen und unveräusser- 
lichen Menschenrechte auf beliebige Einzelne beschränken, 
und somit die Grundlage des amerikanischen Staatslebens 
verletzen. Immer wurde ihnen das Dilemma entgegenge- 
halten: entweder habt ihr kein Vertrauen in das Volk; oder 
ihr habt es. Im ersten Falle begeht ihr eine Lästerung 
gegen die Grundlage unseres Staatslebens; im andern aber 
überlasst denn auch dem Volke die Entscheidung. Unzweifel- 
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haft warde der Streit, mit Geist und Gewandtheit geftthrt; 
allein eben so unverkennbar ist das Hohle und Sophistische 
in den beiderseitigen Beweisrührungen, wie dies auch nicht 
anders sein kann, wo schon der letzte, beiden streitenden 
Theilen gemeinsame Ausgangspunkt falsch ist, nttmlich der 
Grundsatz, dass jedes dem Volke angehörige Individuum 
zur Theilnahme an der Regierung berechtigt sei. ^ Die ame^ 
rikanischen Redner und Schriftsteller über Staatsrecht wer«- 
den sich so lange dem Dilemma willkürlicher Verldugnung 
logisch notbwendiger Folgerungen oder der Aufstellung 
praktisch unmöglicher Verlangen nicht entwinden können, 
als sie nicht den unrichtigen Grundgedanken eines natür- 
lichen Urrechts auf Regierung aufgeben; und als sie sich 
nicht entschliessen, anzuerkennen, dass die Besorgung öffent«- 
lieber Angelegenheiten ein Auftrag ist, welcher nur von 
dazu besonders Befähigten verständigerweise übernommen 
werden kann. Es ist eine offenbare Begriffsverwirrung, die 
ganz gerechtfertigte Forderung, dass der Rechtsstaat die 
vernünftigen Lebenszwecke eines Jeden seiner Theilnehmer 
nach Kräften zu fördern habe, für gleichbedeutend zu erachten 
mit dem Satze, dass ein Jeder ein angeborenes Recht auf 
die Bestimmung und die Handhabung der Mittel hierzu habe. 
Ueber das Letztere kann nur aus Zweckmässigkeitsgründen 
und je nach dem veränderlichen Stande der allgemeinen 
Gesittigung entschieden werden; und es darf von einer 
Berechtigung Dessen, der die Fähigkeit zur Leistung nicht 
hat, vernünftigerweise um so weniger die Rede sein, als 
er ja durch seine Unfähigkeit den Rechtsanspruch aller An- 
deren an den Staat geftlhrden würde. Um es mit Einem 
Worte zu sagen: die Wahl des Grundcharakters des Staates 
(z. B. ob Theokratie, Rechtsstaat u. s. w.} ist eine Frage 
des Rechtes, weil des Lebenszweckes; die Wahl und die 
Handhabung der besonderen Verfassungsform aber nur eine 
Frage der Politik. Die Demokratie hat so viel und so 
wenig Recht zu sein, als die Monarchie oder die Aristokratie; 
ein ausgedehntes Wahlrecht ist an sich so möglich, als ein 
beschränktes: es kömmt lediglich darauf an, welche dieser 
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Einrichtungen unter den gegebenen Umständen den obersten 
feststehenden Zweck an Besten erfüllt. Auf diese hat dann 
die Gesamintheit ein Recht, nicht aber der einzelne etwa 
zur Ausführung zu Berufende. Von dieser Ansicht entfernt 
man sich freilich in den Vereinigten Staaten täglich mehr; 
allein die Übeln Folgen sind auch bereits zu Tage gekom- 
men , und sie werden mehr und mehr sich zeigen. 

Ein anderer sehr ausführlich und mit einem grossen 
Aufwände von Beweisführung und von Geist behandelte 
Frage war: ob die Wahlen, wie bisher, nur durch eine 
a b so i u t e M e h r h e i t der abgegebenen Stimmen zu Stande 
kommen solle, oder schon durch eine relative Mehr- 
heit (ob durch ,>majorily^ oder durch „pluralily*') ? Der 
Beschlüss fiel, trotz der eifrigen Bestrebungen der bedeu- 
tendsten Staatsmänner in der Versammlung, für die Beibe- 
haltung der bisherigen Regel aus; jedoch mit der Bestim- 
mung, dass durch einfache Gesetzgebung eine Aenderung 
beschlossen werden könne. — Es unterliegt keinem Zwei- 
fel, dass der Grundsatz einer Entscheidung durch absolute 
Mehrheit dem Grundgedanken einer Demokratie mehr ent- 
spricht, als die Möglichkeit einer Bestimmung durch eine 
Minderzahl 9 welche nur das für sich anführen kann, dass 
sie grösser ist, als jede einzelne der zwei oder mehreren 
anderen Ansichten. Wo Jeder so viel Recht und so viel 
Gewicht bat, als jeder Andere, kann bei Meinungsverschie- 
denheit versländigerweise nur die Mehrzahl entscheiden. 
Eine Mehrzahl ist aber nicht vorhanden bei einer blos rela- 
tiven Majorität; vielmehr hat diese immer, alle anderen 
Meinungen zusammengezählt, die Mehrheit gegen sich. Es 
begreift sich also sehr wohl, dass man in Massachusetts, 
wie in den übrigen Staaten der Union, nur Wahlen abso- 
luter Mehrheiten gelten liess. Leider aber hat die Ausübung 
im Leben sehr üble Folgen gehabt; und zwar nach mehr 
als einer Seite hin. — Einmal nämlich ist es natürlich eine 
völlige Unmöglichkeit, wirklich sämmlliche Berechtigte zur 
Abgabe ihrer Stimmen zu bringen. Krankheit, Abwesen- 
heit, Gieiohgilligkeil , kurz hundert Ursachen halten immer 
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srehr Viele vom Erscheinen bei den Wahlen ab. Man mass 
sich also, wenn irgend etwas zU Stande kommen soll, 
alsl)ald zu der Modification des Grundsatzes verstehen, dass 
der absoluten Mehrheit der Erscheinenden die Ent- 
scheidung zustehe. Eigentlich wird damit freilich der letzte 
Grund der Maasregel aufgegeben; allein man mag immer- 
hin der unabänderlichen Nothwendigkeit diese Rechnung 
tragen. Sehr übel ist nun aber, dass auf diese Weise die 
schliessliche Wahl häu&g von ganz Wenigen geschieht, und 
wohl gar von Solchen^ welche der wirklichen Mehrheit der 
sämmtlichen Wähler keineswegs angehören. Wenn nämlich 
eine erste Wahl wegen fehlender absoluter Mehrheit kein 
Ergebniss geliefert hat und nun ein neuer Termin angesetzt 
wird, so pflegen gar Manche, welche das erstemal gestimmt 
haben , nicht noch einmal zu erscheinen. Sie sind der Sache 
müde. Noch mehr ist dies der Fall, wenn gar eine dritte, 
vierte Wahl, wegen immer noch nicht erfolgter absoluter 
Mehrheit, ausgeschrieben werden muss. Am Ende sind es 
nur noch Wenige, welche nicht nachlassen; und da begiebt 
es sich leicht und, nach allgemeinen Geständnisse sogar 
oft, dass am Ende eine Ansicht siegt, welche sehr in der 
Minderheit des ganzen Bezirkes ist, un(l anfänglich gar keine 
Aussicht hatte. Die auf solche Weise um die Durchsetzung 
ihres Willens gekommene wirkliche Mehrheit kann sich 
allerdings formellrechtlich nicht beklagen; allein in der Sache 
selbst ist sie natürlich desshalb nicht zufrieden. Daher denn 
alle Arten von Verdiüsslichkeiten und Reibungen^ Miss- 
achtung der Gewählten, Spott über die Vertreter einer 
blosen Minderzahl u. s. w. Kurz, es zeigt sich dann eben, 
dass eine rechtliche Fiction nicht die Wirklichkeit ist, und 
weder deren innere Berechtigung, noch deren Macht hat. — 
Eine noch weit schlimmere Folge des Grundsatzes der ab- 
soluten Hehrheit sind die allmähiig, in Massachusetts so- 
wohl als überhaupt in den gesammten Vereinigten Staaten, 
Sitte gewordenen Vorversammlungen, die sogenannten Cau- 
cus und Conventtonen. Da nämlich einer Zersplitterung der 
Stimmen nicht blos des Sieges im Wahlkampfe wegen, 
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sondern schon zur Zustandebringung einer Wahl ttberhanpi 
am jeden Preis vermieden werden mass, so hat sich die 
allgemeine Sitte ausgebildet, dass vor jeder Wahl die ver- 
schiedenen Parteien Zusammentritte von BevoilmSobtigten 
veranstalten, in welchen der von der Partei zu Wfihlende 
bezeichnet wird. Von jedem Anhänger derselben wird 
dann strengste Einhaltung dieser Verabredung verlangt, und 
eine andere Abstimmung gilt fär eine unverzeihliche Treu- 
losigkeit. Auf diese Weise beschränkt sich denn nun aber 
das Wahlrecht des freien amerikanischen Bürgers auf 
die Alternative einer blinden Befolgung der Verabredung, 
mag er damit einverstanden sein oder nicht, oder einer 
völligen Enthaltung von der Wahl. Ueberdiess aber, und 
dies ist noch bei weitem schlimmer, hängt die Bezeichnung 
in diesen Vorversammlungen sehr häufig von Ränkeschmie- 
dern und Umtreibern ab, welche aus dem Politisiren ein 
Gewerbe machen, den ruhigen Bürger verdrängen oder 
überschreien , und die gar nicht selten zu dem schlechtesten 
Theile der Bevölkerung gehören. Von ihnen muss Zustim- 
mung oder wenigstens Stillschweigen erkauft werden; sie 
bedingen sich einträgliche Aemter von dem durch ihre Für- 
sprache zu Wählenden aus. — Laut und unwidersprochen 
wurden diese Uebelstände in der Versammlung zur Sprache 
gebracht, und gefragt: ob dies die richtige Art sei, dem 
allgemeinen Volkswillen seinen Einfluss in den öffentlichen 
Angelegenheiten zu sichern? Dennoch ist es, wie gesagt, 
bei der Vorschrift der absoluten Hehrheit, der offenbaren 
Quelle aller dieser Verfälschungen des demokratischen Staats- 
gedankens, geblieben. Schlaue ParteiRlhrer konnten dieses 
Einflussmittel nicht aus der Hand lassen; was^ lag dann an 
dem wirklichen Rechte des Volkes und an dem Öffentlichen 
Wohle? Und sehr zweifelhaft ist wohl, ob das vorge- 
schlagene Mittel zur Geheimhaltung der einzelnen Abstim- 
mung eine genügende Abhülfe geleistet hätte, nämlich die 
Bestimmung, dass alle Wahlzettel in gleichförmigen, von 
dem Staate dazu gelieferten Briefumschlägen abgegeben 
werden müssen. Wenn, wie dies jetzt die Sitte ist, die 

Digitized by VjOOQIC 



Mohl, Nordamerikanbcbes Staatorecht. 31& 

Abstimmungsplätze von Anhängern alier Parteien dicht um- 
lagert geblieben wären, (und wer vermöchte dies zu bin- 
dern), so wäre eine freiwillige oder erzwungene Erkundi- 
gung der einzelnen Abstimmung immer noch möglich ge- 
blieben. Hier ist ein fauler Flecken in dem Systeme der 
Volksregiening, wie sich dieses in Amerika ausgebildet hat, 
und es mag derselbe wohl zur Warnung dienen, wie sich 
in der Wirklichkeit aus anfänglich kaum bemerkbaren und 
anscheinend zufälligen Ursachen Manches ganz anders ge- 
staltet, als man nach den Grundsätzen und Worten der 
Verfassungen erwarten sollte. 

Es ist oben bereits die Ueberzeugung ausgesprochen, 
dass die jetzt in den Vereinigten Staaten so allgemein ge- 
wordene Wahl der Richter durch das Volk und auf eine 
bestimmte kurze Frist eine der schlimmsten Folgen der 
übertriebenen Ausdehnung und Ausbildung des demokrati- 
schen Principes ist. Eine recht anschauliche Einsicht in 
diese Frage giebt die ausführliche Verhandlung in dem vor- 
liegendem Werke. Nackt und kahl treten die Gründe für 
die Wahl hervor. „Wir, daS'Volk, — so sagt z. B. der 
Abgeordnete Wood — haben das Recht, unsere Richter 
zu wählen, so gut, wie die anderen Arten von Beamten. 
Niemand kann läugnen, dass das Volk das unbedingte Recht 
dazu hat; und die Frage ist nur, ob wir es für passend 
finden, dieses Recht selbst auszuüben?^ Diese Frage be- 
antwortet denn nun aber ein Anderer (Holder) dahin : „Ich 
glaube, dass die Wahl unsere Richter mit einer wahren 
und gottähnlichen (god-likel) Unabhängigkeit, gegründet 
auf den volksthümlichen Willen des Volkes (populär will 
of the people) bekleiden wird. Dieser Wille ist immer 
wahr und unfehlbar, und muss von Allen, welche ein öffent- 
liches Amt haben, beständig im Auge behalten werden. 
Wollen wir Richtern einen Gehalt geben, welche nicht vom 
Volke gewählt und nicht bei ihm beliebt sind?'' Die An- 
hänger dieser kurzsichtigen ^ man darf wohl ohne Unge- 
rechtigkeit sagen stumpfsinnigen, Ansicht läugnen gar nicht, 
dass die Richter bisher gerecht, gelehrt, ehrenwertb, kurz 
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vorlreflFlicJi gewesen seien; allein sie vermissen rücksichls* 
volle Höflichkeit an ihnen. Dieser aber, sagen sie naiv - 
genug, sei man sicher, wenn die Richter durch immer 
wieder neue Wahlen in Abhöngigkeit gehalten werden; in 
den Haupteigenschaften aber hoffen sie, freilich ohne An- 
gabe eines Grundes, mindestens gleiche Fortsetzung. — An 
solcher Einfalt oder solchen plumpen selbstischen Absichten 
prallten alle GrOnde, welche die bedeutendsten Rechtsge- 
lehrten in der Versammlung aus der Natur der Sache und 
aus der Erfahrung geltend machten, machtlos ab. Ver- 
gebens entwickelten ein Choate, ein Parker, ein Greenleaf, 
ein Dana wirklich glänzende Beredtsamkeit und schlagend 
richtige Kenntniss des Lebens und der menschlichen Natur. 
Für den grossen Haufen war es ein hinreichender Grund 
zum Bestehen auf der Aenderung, dass andere Staaten be- 
reits vorangegangen seien, und Massachusetts sich schämen 
mUsste, zurückzubleiben; ehrgeizige aber mittelmässige junge 
Advokaten liessen sich aus der Hoffnung, auf solche Weise 
leichter zu einem Richterstuhle zu gelangen, nicht hinaus 
argumentiren ; fanatische oder ränkesüchtige Demagogen 
hielten fest an diesem neuen Einflussmittel. So ging denn 
schliesslich der Beschluss, die Richter sämmtlicb durch 
Volkswahlen zu ernennen, mit 204 gegen 143 Stimmen 
durch, (73 Mitglieder waren abwesend.) Es gereicht übri- 
gens zur Befriedigung, zu wissen, dass gerade dieser Ver- 
änderungsvorschlag es war, welcher die Verwerfung der 
ganzen Arbeit der Versammlung von Seiten des Volkes her- 
beiführte. Dieses war klüger als die Mehrheit seiner Stimm- 
führer, und liess sich nicht verlocken , die Sicherheit seines 
Rechtes einzutauschen für eine scheinbare Vermehrung seiner 
Macht. Bei diesem glücklichen Ausgange bleibt denn die 
in der Thal klassische Behandlung der Frage von Seiten 
der Vertheidiger einer Lebenslänglichkeit der Ricfaterstellen 
reiner Gewinn für das Leben und für die Wissenschaft* 

Eine bezeichnende Verhandlung wurde gepflogen über 
die Frage: ob das Wort „Unterthan^ (subject) inderVer- 
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fss^ngsurkande stehen bleiben, oder durch andere Bauzeich- 
nungen, z. B. Individuum, Person, Mensch, Bürger, ersetzt 
werden solle. Vergeblich wurde darauf aufmerksam gemacht» 
dass diese letzteren Ausdrücke schon an sich unpassend 
für den Zweck und theii weise geschmacklos seien; dass 
aber namentlich auch in einer Demokratie wohl zwischen 
der doppelten Beziehung des Einzelnen zum Staate zu un- 
terscheiden sei. Einer Seits nehme er allerdings an der 
Ausübung von Regierungsrecbten Antheil, und sei somit ein 
Theil der souveränen Gewalt; anderer Seits aber sei er 
der Verfassung und den Gesetzen persönlich unterworfen. 
Als solcher denn, und in Beziehung auf die Pflicht des 
Gehorsams, als Unterthan bezeichnet zu werden, sei keine 
Herabwürdigung, sondern die einfache Thaisache und das 
richtige Wort. Die Hehrheit war auch hier weder für 
Gründe noch für Spott zugänglich. Man sprach auch hier 
(wie seiner Zeit in Deutschland} von dem Einzelnen, als von 
einem „Souverän^. Und schliesslich wurde der Ausdruck 
Unterthan in der Verfassung gestrichen. Irre ich mich nicht 
sehr, so lässt einer der Redner gelegentlich einen tiefen 
Blick in das Innere des amerikanischen Staatslebena werfen, 
wenn er alles Ernstes den Satz aufstellt: „ein Bürger von 
Massachusetts sei wohl der Unterthan einer Partei oder 
einer thatsäphlichen Gewalt, niemals aber des Staates.^ 
Hierin liegt sehr viel Wahres, wenn auch im verschiedenen 
Sinne, als der Mann es zunächst meinte; und es ist ddr 
Schlüssel zum richtigen Verständnisse von manchen jetzigen 
und künftigen Uebelstande. 

Zum Schlüsse sei noch bemerkt, dass die unbedingten 
Förderer der Theilnahme des Volkes an den Regierungs- 
handlttogen und die Vertheidiger der unbedingten Fähigkeil 
desselben zu ihrer richtigen Vornahme, so weit gingen, 
der Regierung (d. h. dem Gooveraeur und seinem Rathe) 
dio B0fttgniss streitig zu machen, einen der vom Volke 
gewählten Beamten wegen erwiesener Unfähigkeit oder 
begangener Verbrechen für den! Rest der Amtszeit zu be- 
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seitigeo. Höcbsteos für den Fall von Geteteskrankheit woll- 
ten sie dies zugeben; nnd sie ttusserten die in der Tbat 
für die Verwaltang einer Demokratie nicht schmeichelhafte 
BesorgnisSy dass eine Berechtignng dieser Art dazu miss- 
braucht werden würde, sämmtUche dem Gouverneur poli- 
tisch unbequemen Beamten auf den Grund falscher Anklagen 
zu beseitigen. ,,Wird etwa, rief der Abgeordnete Parsons, 
das Volk den Mann nicht kennen, den es gewählt hat? 
Ich möchte doch wissen, ob es nicht der beste Richter 
über die Fähigkeiten seiner Beamten ist? Den möchte ich 
doch sehen, welcher das Gegentheil behauptet. Ich wenig- 
stens gehöre nicht zu Denen, welche Schwierigkeiten machen 
und feilschen, wenn von den Rechten des Volkes die Rede 
ist.^ Und in dieser Art weiter. — Der Unsinn , einen 
Beamten im Amte zu lassen, trotz erwiesener Vergehen 
oder Unfähigkeiten, blos weil er durch Wahl ernannt sei, 
war denn aber doch zu gross; und die Versammlung be- 
schloss, das für die Regierung verlangte Recht der Ent- 
hebung zu gewähren. 

Vorstehende Hittheilungen werden, so hoffe Ich wenig- 
stens, einen Begriff geben von dem Geiste, in welchem 
jetzt das demokratische Princip auch in den gebildetsten 
Theilen der Vereinigten Staaten gehandhabt wird; und sicher- 
lich liefern sie genügende Beweise für die Eingangs auf- 
gestellte Behauptung, dass eine falsche und zum Uebel 
führende Bahn auch hier eingeschlagen worden ist. Jeden 
Falls zeugen sie, dass in dem inneren Leben des grossen 
transatlantischen Reiches Bewegungen vor sich gehen und 
Zustände sowie Handlungen sich vorbereiten, von welchen 
sich freflich Diejenigen unter uns nichts träumen lassen, 
welche sich unter einem amerikanischen Staatsmann nur 
einen Washington denken können, von allen dort vorge^ 
gangenen Veränderungen nur die Zunahme der Grösse und 
Macht des Landes kennen, und von den Wesen einer D(3- 
mokratie nichts weiter wissen, als dass ein gewähltes Staats- 
oberhaupt anstatt eines erblichen an der ^itze stehe. Es 
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ist sehr zu fürchten, dass solche unschuldige Bewunderer 
ferner und ungekannter Zustände eines schönen Tages grosse 
Enttäuschungen erleben werden, sowohl in Beziehung auf 
Ereignisse iin Innern der Vereinigten Staaten, als hinsicht- 
lich deren Verhaltens im Vöikerverkebre. Desshalb ist d^nn 
aber auch eine Bekanntschaft mit Urkunden, aus welchen die 
wirkliche Lage der Dinge ungeschminkt und unverdrehbar 
erhellt, sehr zu rathen. 

Hiermit soll freilich nicht gesagt sein, dass die Ver- 
handlungen der Bostoner Versammlung blos solchen bedenk- 
lichen Inhaltes seien, und dass sie sich lediglich um eine 
unverständige Erweiterung des unmittelbaren Volkseinfiusses 
auf die Regierung drehen. Im Gegentheile werden von ihr, 
welche so viele ausgezeichnete Mitglieder zählte, manche 
Fragen des öffentlichen Rechtes und Wohles mit sehr 
vieler Begabung und Sachkenntniss und in ganz lobens- 
werther Richtung besprochen. So z. B. die, namentlich 
für die amerikanischen Verbältnisse so wichtige, Feststel- 
lung des Bankwesens und die Schaffung von Gesellschaften 
mit corporativen Rechten; ferner die Unterstützung grosser 
Unternehmungen, z. B. der Eisenbahnen, mit Geldern oder dem 
Credite des Staates; die besten Formen des Begnadigungs- 
rechtes in einer Republik; manche Punkte des allgemeinen 
Staatsbürgerrechtes u. s. w. Nichts ist daher weniger meine 
Absicht, als die Lesung dieser Verhandlungen nur zur 
Warnung und zu rechtzeitiger Vorbereitung zu empfehlen; 
im Gegentheil rechne ich sie den belehrendsten Schriften 
ttber staatsrechtliche Fragen bei. Allein eben das ist das 
Merkwürdige und, wenigstens meiner Ansicht nach, das 
erschreckend Abnorme, dass die an Begabung und Kennt- 
nissen so rdche Vertretung eines Theils der amerikanischen 
Union eine solche Verbindung der vorgeschrittensten 6e- 
sittigung und der verderblichsten staatlichen Richtung zeigt. 
Wenn diess hier der Fall ist, was kann man erst von jenen 
Theilen des grossen Reiches erwarten, welche sich kaum 
aus der Wildniss emporringen, deren Mitglieder durch ihre 
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gansen äusseren VerbültBisse auf eine trotzige Unabhängig- 
keit gestellt, durch Unwissenheit an einer Uebersicbt über 
die Bedürfnisse eines Staatswesens gebindert, und durch die 
Notbwendigkeit zur Verwechslung an Freiheit und gesetz- 
loser Selbsthülfe veranlasst sind? In die Hände dieses 
Tbeiles der Nation fällt aber der entscheidende Einfluss 
täglich unwiderstehlicher. 

An solcher Ansicht der Dinge ändert es nichts Wesent«- 
Jiches, dass die von der Mehrheit der Bostoner Versamm- 
Jung vorgeschlagenen Yerfassungsveränderungen schliesslich 
mit einer kleinen Mehrheit vom Volke verweisen worden 
sind. Einmal ist dies keinerlei Beweis über die Stimmung 
des Landes im Allgemeinen; Haasachusetls hat in manchen 
Beziehungen viel Eigenthümliches. Sodann ist selbst hier 
wohl schwerlich auf längere Zeit die Wiederholung des 
Versuches abgeschnitten. Endlich aber trug zu diesem Er- 
gebniss wohl hauptsächlich der Umstand bei, dass die sämmt*- 
Jichen eigentlich politiscfaeii Aenderungsvorschläge unger-^ 
trennt als Eine Frage zur Abstimmung kamen. Auf diese 
Weise musste also Jeder, welcbQr sich mit irgend Einem 
Vorschlage durchaus nicht versöhnen Jkonnte, gegen das Ganze 
Stummen; und namentlich scheiint, wie bereits bemerkt, die 
vorgeschlagene Wahl der Richte^ in den grossen Städten, 
vorab In Boston selbst, den Ausschlag für die Verwer- 
fung gegeben zu haben. Es ist folglich der, an sich aller- 
dings erfreuliche, Ausgaog mehr als ein glücklicher und ver- 
einzelter Zufall, denn als ein Beweis von der wahren Lage 
der Dinge zu betrachten. 

Die jm VorjMebenden angetdeutete Ansicht der Gegen- 
wart und ^er Ziijkunft der VeceiAigten Staaten ist eine trübe. 
Ich beikenAO gerne, sie nicht imme^ gehabt zu haben, viel- 
mehr JH^* lang^uun jond ^i^idersMli^en^ zu ihr gelangt zp 
sein. S[€^v frühe babiß iiph jpaiob mit ^eq . staats^achüi^en 
EijU'ic^l^i^eil Aoß ^^^es besd^äfüi^gt; (Zeuge dessen ja^em 
bereiits im J^^ 1^24 e/'sphieneDie^ Bundesstaa^re^ht der 
Vere^igt^n St(|$^(e^.) Auch im Verlaufe i&c ^plVer,n ^ahre 
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bin ich den Ereignissen und den wissenschaftlichen Erzeng- 
nissen daselbst gefolgt, und habe n»ich namentlich gerne 
den aufrichtigen Bewunderern der grossen amerikanischen 
Staatsgelehrten, eines Harschafll, Kent, Story angeschlossen. 
(Die gegenwärtige Zeitschrift enthält die Beweise.) Niemals 
habe ich zwar die amerikanischen staatlichen Grandsätze und 
Anstalten für anwendbar auf Europa gehalten; allein ich 
glaubte in denselben eine neue Form des Rechtslebens, 
welche eine weltgeschichtliche Bedeutung und ein jahrhun- 
dertelange Dauer habe, eine merkwürdige Erweiterung der 
menschlichen Versuche zur geniJgenden Ordnung des Staates 
erblicken zu können. Erst allmäblig haben sich mir bei 
fortgesetzter Beobachtung des Ganges der Dinge Zweifel 
über die innere Gesundheit und über die Nützlichkeit der 
Folgen Tür das Land selbst und für andere Völker aufge- 
drängt; und je Staunenswerther das Aufblühen der Macht 
des nordamerikanischen Reiches war, desto grösser musste 
auch meine Besorgniss werden. Ich kam zu der lieber- 
Zeugung, dass hier aus einer im letzten Grunde falschen 
Auffassung des Rechtes und der Freiheit ein Zustand ent- 
stehe, welcher im Innern jeder höheren Gesittigung tödt- 
lich; für Andere aber wegen Rechts Verachtung und Habgier 
höchst gefährlich sei; ein neues Römerreich, vorwärts ge- 
trieben durch rastlose Unruhe und rücksichtslose Thätigkeit 
der Menge, geneigt zu gewaltsamen Angriffen auf Schwächere 
durch Selbstüberschätzung und Mangel an sittlichem Gefühle, 
aufgestachelt durch Ehrgeiz zu Eroberungen nach allen Sei- 
ten. Die immer grössere Unmacht der Regierung schien 
mir nur ein weiterer Grund solcher Gefahren. Unfähig 
zum Widerstände gegen freischärlerische Gelüste, ist sie 
stark und organisirt genug, dieselben für das Ausland be- 
denklich zu machen. Als letzten Kern desUebels erkannte 
ich aber die Auslegung, welche dem Gedanken der Demo- 
kratie gegeben wurde, da hierdurch Pflicht und Recht durch 
augenblickliche Willkür ersetzt, die Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten aus den Händen der Staatsmänner in die 
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der Volksverf&hrer tibergeben mosste. — Dieser Ansicht 
babe ich im Vorstehenden, gestützt auf einige merkwürdige 
Urkunden, Worte gegeben. Ist sie unrichtig, so soll Nie- 
mand dessen froher sein, ab ich. Ungerne habe ich eine 
schwere Besorgniss gegen eine Hoffnung eingetauscht. Allein 
freilich nnr Thatsachen, nicht Versicherungen^ können die 
Thatsachen widerlegen. 



Digitized by VjOOQIC 



XV. 

lieber das englische Gesetz ^^für fernere Ver- 
besserung des Verfahrens und für Erweiterung 
der Befugnisse der höhern Rechtshöfe in West- 
minster und in den Pfalz^afschaftQn Lancaster 
und Durham^ (17 und 18 Vict; cap, 125. — 
12. August 1854). 

Von 
Herrn RüttlMimit^ 

Regieranffsrath and Professor in Zttricb. 



Das vorliegende Gesetz enthält in 107 Artikeln eine 
Menge von Vorschriften, welche nar das gemein haben, 
dass sie sich alle auf das Verfahren bei den West- 
minstergerichten in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten beziehen. Abgesehen hieven besteht 
keine innere Verbindung zwischen den verschiedenartigen 
Materien, welche in dem Rahmen des Gesetzes zusam- 
mengefasst sind. 

I. Nach §. 1 des Gesetzes ist nun in Zukunft bei 
der Beurtheilung von Thatfragen die Mitwirkung einer 
Jury entbehrlich, wenn die Parteien durch eine schrift- 
lich abgefasste und von dem Gerichte geneh- 
migte Uebereinkunft diesem den Entscheid des Streit- 
punktes übertragen haben. Die fünfzehn Richter können 
durcb. eip Reglement fdf einzelne Klass^ von Fänen oder für 
alle Fälle die Parteien von der Einholung der gerichtli- 
chen Genehmigung 'einer solchen Uebereinkunft entbinden. 
— Auf die Form des mündlichen Hauptverfahrens und auf 
die Regeln betreffend die Beweisführung, übt das Weg- 
fallen der Jury nicht den mindesten Einfluss aus. Der 
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Richter, welcher die Verhandlungen leitet, verbindet in 
der umfassendsten Weise die Befugnisse des Assisenprä- 
sidenten mit denjenigen der Jury, deren Stelle er in jeder 
Beziehung einnimmt. Durch das Beweisrecht ist er nicht 
mehr und nicht weniger gebunden, als die Geschwornen 
es auch sind. Sein Spruch hat nicht nur dje, gleiche, 
sondern sogar noch stärkere Kraft als das Verdict einer 
Jury. Denn das letztere kann auf den Antrag der un- 
terliegenden Partei auf die Seite gesetzt werden, wenn 
es Bul dem Ergebnisse d|^. Bewei«fttbrt«ig ia vreVtm Wiir 
dersRifUohp $i^h b?§wlet^ G(^<^ft dfi^ ^nts9l|^ j(^^q[ ^hjy 
ters hingegen, w^Ipheof dif. Parjl^jen (|i^ Erledigung einer 
Thatfrage übertragen haben, findet ein ähnliches Rechts- 
mittel nicht Statt. 

Gegen diese Neuerung Itest sich mit Grund gewiss 
Nichts einwenden. Es hat sieb diesielbe bei den engli- 
schen Grafschaftsgerichten und in einigen Staaten der Nord- 
aj)f(^rika,niif9hen^ ^111911 t^ieits in. d^r Erfahrung bejivährt. 
Das Verfahren wird natUriicb. ungem^iii. vereinfachet und 
abgekürzt, auch tritt eine n^eht unerbej^^jph^ ^oj^ten^^- 
sparniss ein, wenn das. Sphick^ de^ ^aj^^ei). Rechtsstrei- 
tes von 4^^ Ausspruche eines einzelnep. Richters abb^i^ig 
ist. D|agegen fallen allerdings die Mfipbligen. G(aran.t^een, 
welche das ZjusammenwirlseQ von Ric^tei:n und Gei^chwor- 
nen und beziehungsweise der Instanzenzug darbietet, gröss- 
tenthe^ i^^iff^; denn die Repbtsmittel, diu^cb weiche der 
Eritsch^i], de3, Richt^s aiigej^ocb^en w^erd^n k^f^, hab^Q 
weijig praj^/ispbe Bedeutui;ig, Hi^^ay brjiuc|j^. 1^ sicii 
aber, n^cht m stp^senu l^s;, i^t lefliglich S^cji^ der Pai;-* 
tei^^ w^he ja U^ei; ihre Privfit^ephte fyej^ v^erCfl^Q ktor 
nen «/pd..il^ Interesse a^n^bepten^ vi?)cMebeQ, beji sich seligst 
iip Vortbeile und^ Nacb]i[h^ile der eine^ und de^ anifeirn 
Einrichtung abzuwr^igen. Wenp, auch nur Eine der bei- 
den Parteien den Mitgliedern des Gerichtshofes, bei wel- 
chem die Sache anhängig ist, das nöthige Vertrau^p nicht 
schenkt, sp tritt von selbst das regelmässige Vei^ahren ein, 
ynter der eptg/^gengj^setz^n Vo|r<^lsaetW)g nimmt dai;. Gj^t 
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dein befufejQ. i^t, durcji^s, di^; Sit^Iiu^pg ejkies S(pl)ie/d^g^7 
richts ein. — 

Ob die Parteien vaii der ihqf^ e^ig^fäogitQn Beffügr 
ni^$, h^ufig^n Gebrimch i^fi^j^ep. v^pri^q, isizn g^^MrHt 
gßnr ^ei den Qf:ff^^^(^gQrk\|^\fi^ C^pl^hP: frfii|!<*. t^W 
über sifejt^f; Forct^ofgeii^ di.e sfcl^ auf eji^ft W^rti^ vai| 
hQcJisrtefls fjp. L. bfj^pljen ujii^, ni9ft^,aiM eii)em Verg^q 
herrfil^eij,,, zu M}-t|ipitea. l^abj?^ wir4 djp gro^^, ^^^ 

ihW:Sj^S5 vwtre^i}f}en.iyc^(lpp.?lleM\,e^^^ mtgef/^^t 

Bjffffif^SiJBs^f^ s|ph|;^tiip|fnen[ verjo^h^^n, Wj^lche d|> 
AM4Än?i #^ 'n. S^ * Wser?. Ge? §f^es . nw4^gelpg|fji| 
Pirjnpjj^, Wf Sti;^Sac^» v^lWgSP- Bfessß Ppli^jafts^r 
'^<?^W«P*^ iSfpFden gegWJRärtig. S|(fb?R,dfircJlh.die,I5c^^deHfr: 
qchtßf ohne Jufy be^i^th^^. Na^h,,(^ Gf^^Qtz^ v^N^Wr* 
York; hft in PoHzeiSj^ch^n der Angj?sqbuldig|e <)i(&. VV^hl, 
sic]^ du^p}^ d^ . Polizeiix^a^li^n o4er durc)» ejjf/B a^, s^pbg 
Gesphvi;9rp^p be^tejhend/f Jjiyiry hf^urlbeilep ^lassei^. A^n? 
iic^f B^imi|[fupgef) iiqili^fi fipb aj^b ip^ den G^^Aetf^bjUiQpf 
gen . anderer. S^a^j^U; d^f Nordqi)(i|sri^«u;iii;p^eA; Uq^m. Qa* 
gfßggn. ^t iiffin b|üjf. j^it^t mit Recht Bpde^ikfft, geirpgQPi 
Verbi;^c|fi;;] ^nd Verget^en^ Dfj|lj Ciyik iiqd PoH^ auf 

^j^e.Li^if zu fite)||fn, E^. ist hj^r i^j^t . d|^f . Ort, d^e$^ 
wiphtig^ P^age eii^ll^Iic^ ^Ml^spi^llßfi, Bm&m IfiPWö ich 
mhM^^fl^^^^l^ g«g*«ftbefi,. i«elch^ vüB 

^iif^^n ^^Jsfeiji.fof|ts[ä^(?gd , g^gea djs JuRt^lufe der Jury 
m^^^^^^si^h^mm^^e^^ rur den,Jtipjheri^^er^<i dier 
?W Elw|Qb!mJg)fr¥i^i#?sr.%)^wJ?^^ vpft Neuem iifi^eir,?rr 

Yerfw^Hnfe ^er y^>-jeHi«tfen ^atfsn wurde d^fph «wei^Zite 
^t^ei. (^t.. ft uflA 7) . da^, Ips^ut ij^r, J^ry, liefet l^iWS 
% Sji/|fff^ph|9^ spn,^^ ajfcb für alle bil^fr^hf^ R^p^r 
s^rfi^lig^^itep, yyß]ßb^, py;b »uf ^ju^ B^i|;ag v.<w Wpl^r ajg 
?Ä P»ÖW:teHeif?Pr««iw|ferlf^tst Afitailiifhft Vw«*riÄf» 
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finden sich in den Verfassungen fast aller Staaten der 
Union (z. B. $. 11 der Grundrechte von Yirginien: Jn 
allen Privatstreitigkeiten (controversies respecting property 
and suits between man and man) . ist die altehrwtirdige 
Einrichtung der Jury jeder andern vorzuziehen und heilig 
zu halten (and ought to be held sacred). Ebenso Grund* 
rechte von Maine $§. 7 und 20. Ferner New-Hamp- 
shire §. 20: In allen Streitigkeiten zwischen den Pri- 
vaten unter einander haben die Parteien, soweit nicht 
nach bisheriger Uebung eine Ausnahme stattfand , . ein 
Recht auf Beurtheilung durch die Jury und dieses Recht 
soll für heilig und unverletzlich geachtet werden etc. $.21. 
Um die Vortheile des unschätzbaren Instituts der Jury in 
vollem Maase zu sichern, ist mit grosser Sorgfalt dar- 
auf zu achten, dass nur Personen, welche gesetzlich 
beßhigt sind, als Geschworne einberufen und dass sie 
für Kosten und Zeitverlust gehörig entschädigt werden. 
Grundrechte von Vermont §§. 10 und 12. Massa- 
chusetts $$. 12 und 15 u. s. f.) Mit der Volksan- 
schauung, die sich in diesen Grundgesetzen so energisch 
ausspricht, stimmten die Ansichten des Richterstandes in 
England und in Amerika von jeher Uberein; von Por- 
tescue an, der in der Verbannung sein Werk „de Lau- 
dibus legum Angliae^ schrieb, bis herab auf Lord Den- 
man , von dem eine juristische Zeitschrift hoffentlich zu 
voreilig gesagt hat, dass mit ihm die lange Reihe der 
grossen Richter Englands definitiv geschlossen sei. Ich 
begnüge mich, hier als Repräsentanten Aller Einen Ameri- 
kaner und Einen Engländer sprechen zu lassen. Story 
äussert sich (im §. 1762 seines Common tars zu der 
Verfassung der Vereinigten Staaten) folgendermassen über 
den vorhin erwähnten Zusatz zu der Verfassung: „Dieser 
Zusatz ist höchst wichtig und werthvolL Er stellt die 
unschätzbare Garantie der Jury in Civilsachen unter den 
Schutz der Verfassung. Die Bedeutung dieser Garantie ist 
kaum geringer als diejenige der Criminal-Jury, von wel- 
cher Jedermann zugib^ dass sie eine Hauptgrundlage der 
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bttrgollichen und politischen Freiheit sei.^ Blackstone's 
Betrachtungen über die Jury (Commentar Bd. III S, 379 
u. f. Bd. IV 349 u. f.) verdienen im Zusammenhange 
nachgelesen zu werden. Ich will mich aber hier dar- 
auf beschränken, den Schluss derselben hinzusetzen: ,,So 
lange dieses Pälladiuin (die Jury) heilig und unantastbar 
gehalten wird, fcdnnen die Freiheiten Englands nicht unter- 
gehen. Sie werden sicher sein nicht nur vor offenen 
Angriffen (solche zu unternehmen wird Niemand wagen), 
sondern auch vor geheimen Machinationen, welche das 
Ilistitut untergraben, indem neue und willkürliche Proce- 
duren vor Friedensrichtern, Fiscalbeamten oder Gewissens- 
gerichten eingeftihrt werden. Solche Einrichtungen mögen 
im Anfange sich durch Bequemlichkeit und Zweckmässig- 
keit empfehlen (die arbiträren Befugnisse, wenn sie gut 
gehandhabt werden, sind immer die bequemsten), aber 
man soll nie vergessen, dass Verzögerungen und kleine 
Inconvenienzen in den Formen der Rechtspflege der Preis 
sind, den alle freie Nationen Tür ihre Unabhängigkeit in 
wichtigern Dingen bezahlen müssen; dass jeder Eingriff 
in dieses geheiligte Bollwerk der Nation dem Geiste unserer 
Verfassung zuwider läuft und dass kleine Ausnahmen immer 
weiter um sich greifen und endlich den Untergang des 
ganzen Instituts herbeiFühren können.^ 

Doch es ist Zeit, zu unserem Gesetze zurückzu- 
kehren 1 

II. Die Bestimmung des §. 2., dass zum Behufe 
beförderlicher Erledigung der Geschäfte gleichzeitig 
vor verschiedenen Richtern Eines und desselben Gerich- 
tes verschiedene Processe verhandelt werden dürfen, be« 
darf keiner weitern Erörterung. Wichtiger sind hingegen 
die$§. 3 — 17, welche von der Ueberweisung einer 
Sache an ein Schiedsgericht handeln. Es war 
von jeher üblich, mit Beziehung auf Rechnungsstreitig- 
keiten, deren Erörterung sich für die Assisen nicht eig- 
nete, den Parteien zu empfehlen, dass sie sich einem 
Schiedsgerichte unterwerfen möchten. Eine solche Em- 
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pfehfuhg AKdb nicht leicht ohne Aen göwttnsöhten ErföVg, 
^tilifaerhifi aber Iconnte keine Partei geAöthigt werden, 
Riegen ihren Willen den fraglichen Weg einzuschlagen. 
Dbg'eg'efn nach $$. 3 uniseres GeS'etzes ka'AYi das Gericht 
bSer ein efhiz^Iner Bichter ^ine Sache in 'iii)r Fortn ^eis 
iöAltiWittscfcen'VertÄhrens terf^digen oder dieselbe zuin'S'chieds- 
g^richrtlichen Vc^ähifeA verWäisen, W6Vi'h anch nur feine 
Vöh b^ideh Parteien daraVh nachsucht und es steh (Ergibt, 
daSs 'der Streh gfanz ddieir ftreilweise um Rechntingsvör- 
hS^nT^se (]Mat¥er bf Account) sich dreht, welche nicht 
leicht Cconveniently) auf detn gewöhnlichen Wege unter- 
sucht weMeh köhnen. Uhd hach §. 6 steht sogar äineih 
Richter , Welchem , gestützt auf §. 1 , von den Parteien 
der Entscheid de^r Thatfrage tibertragen worden Wt, die 
teßfugniss zu, gegen den Willeti beider Parteien hach 
^'ähzlich freiem fermessfen die ganze Sache öder 
t^ftizelne Putflkte '^hieih 'Schicds^erfchte züzüsclifebiilh, wlenh 
^ heHik Hbi)))tv^rahi-en sf6h übärzeu^t, dass RecliVitihgsr- 
Vtei^hti!tn£iise Voi'konlfrrön, mit ä^tkn Prtiftmg ^r sich liicht 
te!ötit befass'en kühne. £irre heitliche ffefugniss !Ur ^inen 
Hichtei', der Ifeber toiit Wildpret und eeflö^el als mit 
Zähl^h slc?h libgibt, -benierkt li&s Law jtlägazihe! Als 
Sdhiedsrictit^r k^nh das Ge/ridht eihen seiner Beamten öder 
einen Grafschaflsrichfer (that cafi^el of ih&ny bui'äehs!) 
bezeichnen; Vs klfnn abefr auch d^ii Parteien tibei^lassen, 
sich über eine geeignete Person zu verständigen ('$^. 3 
und 6), Vor der üeberweisung kann das Giß'richl ein- 
iselnfe präjudicielle Rechtsfragen selbst entscheiden, that- 
Tiiageh abcfr durch leihe Jui^ ehtscbeiden lassen und 'ilie 
Entscheidu'ngeh döm Schredsrichfer, fttr welchen difeöelben 
t>fifdend sind, 'mittfaeflen ($. 4). t>er Spi'üch dies Schieds- 
ricKlers hiat die Bedeutung des Verdicts öindr Jur^ CS- 3), 
iBs steht ihm indes^ frfei, btös den thdtbestätid (in the 
TWfai of a Special Case) feislt^ustellen lind die recMlibhe 
Würdigung desselben d6ti\ Gerichte 'ia tiberlai^sfen ($. 5). 
D^t SdKiödsWchtÄ soll in der »egal Innerhalb drei Mtf- 
n^t^n 'äöh 'Entscheid auKf&tlen; es kähh aUi^ JliWe ^st 
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ddrch (Jebbreihkarifl der Parteien oder durch Besehhaos 
des tEüstllhdi^en trerichls (Brsrtreckt werden. Wenn ein 
Schifedis^riclkt aus Scb^dkricbfi»*» t«d ieitiem Obm»ni 
(Ümpire) 1)ef^lebl, so bat dier Yetötere altei^ 20 fa^ndehi, 
webn dfe erstereh die Frist feHstretdheh )ass«h, obhe 
eiri^ Spn^cfi aüisi^äflilfeh oder wenn sie einer H^ beiden 
I^arteieh od^r dem Obmami schriftficb airretgf^n, ^doss Bio 
sieb Dicht elnigri^n kbn^n {^. 15). Bin ^ebiediSgericM^ 
liehet Erhenntnfss kann nur innerhalb einer sehr kurzen 
durch $. d festgestellten Frist bei dem KÜstShdigen €b- 
richte angefochten werden. Diesem Gerichte steht es 
frei, die Sache jederzeit an das Schiedsgericht zu wei- 
terer Untersuchung (Reconsl^leratiöYi and R^determination} 
zurückzuweisen. Im Uebrigeii hat es mit Hinsfd^ «lif 
das Verfahren vor den Schiedi^erichten und die Gründe, 
welche zur Cassation eines scbiedsgericbttidien Erkennt<- 
riiisses bcfr^echtfgen , bei den be^timmtangen d^r früheren 
6if£retze seih fiew^il(ten (§. 7). Afle diese Vo»0hrifteh 
können nur wohlihälig Irlrken, Wenn ^h Gerichte und 
die ScMetlsgi^richte bei AnWenäniVg ^^rsdtbeti mit dem 
grasten takte tind mit aller Sorgfalt terfahren. tJnter 
der Entgegengesetzten Vörausse^ti^ung befinden isich die 
Parteien, welche zwi^^cfaen dem Gerichte und dem Schieds- 
geric!fte ^mgekeilt shid, in eirier bedauerlichen L^g«e, 
und ^s ist i^hr zu beäs weifein, daiäs eine so vernickelte 
Eiilrichfunfg sidh in der Praxis bewähren werde. 

Dfe !S§. il — 16 besiihltftigefi steh mit den Mitteln, 
um eineth Vertrage, durch welchen die Coiitrahenten mit 
B^ziöhuiig auf eine t^ereits vorhandene oder möglicher 
Weise er^t später sich ergebende Stireitigkäit zwischen 
ihnen sich einem Schiedsgerichte unterwerfen, Nach- 
druck zu verschaffen. Ein Contrahent, der sich auf ver- 
tragswidrige tVeise an einen Rechts- oder Billigkeitshof 
wendet, >ist auf Verlangen der "Gegenpartei zurück und an 
^is Scbtedsgericht 2m wdsen ($. 1 1). W«nii ^ine Partei 
sich vertiirgiswidrrg Wdig«!rt, eitteh ^Sebfedsrichter zu te- 
steilen, sowie wenn die Parteien über einen von ihnen 
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gemeinsam za bestellenden Schiedrichter oder die Schieds- 
richter tiber die Wahl eines Obmanns sich nicht einigen 
können, so darf (entgegengesetzte Bestimmungen des Ver- 
trags vorbehalten) jedes Hitglied eines der höhern Rechts- 
oder Billigkeitshöre auf Verlangen eines Betheiligten den 
fehlenden Schiedsrichter oder den Obmann ernennen ($. 1 2). 
Fttr einen Schiedsrichter, der unfähig oder verhindert ist, 
oder sich weigert, in Thätigkeit zu treten, soll ein Stell- 
vertreter durch die betreffende Partei bezeichnet werden, 
widrigenfalls der von der andern Partei ernannte Schieds- 
richter allein das Urtheil fällen kann (§. 13). In Fällen, 
in denen die Aufstellung von zwei Schiedsrichtern vor- 
geschrieben ist, gilt es im Zweifel als die Absicht der 
Contrahenten , dass die Schiedsrichter jederzeit, so lange 
ihre Befugnisse überhaupt dauern, zur Bestellung eines 
Obmanns befugt sind ($. 14). 

Endlich verdient besonders hervorgehoben zu werden, 
dass nun auch Streitigkeiten über Grundbesitz schiedsge- 
richtlich ausgetragen werden können ($. 16). 

m. In $. 18 wird die Zahl und die Reihenfolge 
der Verträge , welche jeder Partei beim Hauptverfahren 
gestattet sind, geordnet. Nach dem bisherigen Rechte 
hatte vorerst der Kläger das Wort, um die streitigen 
Punkte aus einander zu setzen und seine Beweismittel 
zu produciren; sodann stand es dem Beklagten zu, den 
von^ dem Kläger geleisteten Beweis zu kritisiren und den 
Gegenbeweis zu führen. Der Kläger endlich durfte den 
von dem Beklagten erbrachten Gegenbeweis durch einen 
„Replik^ genannten Vortrag bekämpfen. Wenn hingegen 
der Beklagte keinen Gegenbeweis producirte, so fiel die- 



1) Wenn jedoch der Beklagte die Richtigkeit des Klagegrandes 
zugestanden und demselben eine Einrede im engern Sinne des Wor- 
tes entgegengesetzt hat, deren Beweis ihm obliegt, so befindet er 
sich in derjenigen Lage, welche im Texte dem KIfiger zogeschrieben 
wird , und dieser tritt umgekehrt in die Lage des Beklagten. 



Digttized by VjOOQIC 



R ft t t,i m a n n , Aber da« englische Gesets. 3S1 

ser zweite Vortrag des Klägers weg und man sdbügt 
den Vortheil des letzten Wortes so hoch an, dass nicht 
selten der Beklagte auf einen ihm zu Gebote stehenden 
Gegenbeweis verzichtete, damit der Kläger nicht replici- 
ren dürfe. Unser $.18 sucht nun den Kläger gegen 
einen solchen Kunstgriff einigermassen zu schützen und 
stellt zu diesem Behufe folgende VorschriTt auf: die Partei, 
welche beginnt*), darf, wenn am Schlüsse ihrer Beweis- 
führung der Beweisgegner nicht einen Gegenbeweis an- 
kündigt, einen zweiten Vortrag halten, um den von ihr 
geleisteten Beweis zu beleuchten. Der Beweisgegner hat 
ganz auf gleiche Weise das Recht, vorerst die ganze 
Sachlage auseinander zu setzen und wenn er einen Ge- 
genbeweis producirt, denselben durch einen Schlussvortrag 
zu unterstützen. Mit Beziehung auf die Replik bleibt 
es bei dem bisherigen Rechte. Der Gang des Verfahrens 
macht sich demnach in Zukunft folgendermassen : 1} Unter 
der Voraussetzung, dass kein Gegenbeweis angekündigt 
wird , hält der Producent einen Vortrag zur Eröffnung 
der Sache, legt hierauf seinen Beweis vor und schliesst 
mit einer Recapitulation dieses Beweises. Hierauf erhält 
der Product das Wort zur Widerlegung der Vorträge 
des Producenten. Eine Replik findet nicht statt. 2) Im 
Falle der Ankündigung eines Gegenbeweises darf der Pro- 
ducent, nachdem er seine Beweise vorgelegt hat, die- 
selben nicht recapituliren , sondern es erhält sofort der 
Product das Wort, dieser darf vorerst eine Erc^nungs- 
rede halten (open his case), sodann seinen Gegenbeweis 
vorlegen und zum Schlüsse diesen Gegenbeweis durch eine 
Peroration ins rechte Licht setzen. Dem Producenten 
steht die sogen. Replik offen. 

Dieser Neuerung wird (wie mir scheint, mit Grund} 
der Vorwurf gemacht, dass sie die Zahl der Parteivor- 
träge auf eine zeitraubende und Richter und Geschworene 



2) In der Regel also der Kläger, wenn jedoch der Beweis einer 
Einrede den Gegeniland dei Verfahren« bildet, der Beklagte. 
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imflä%n(i^ Wbtl^ teiifiehre, ebne binen^rh^blteheii Vor«- 
Ar^l cladbrch za drofehen, indem der oiiter ^r Ersten 
Vöi'Mr^dtfeinigf dorn Prodacenten gpestattetb Voiträg zäm 
Böhiffe d«!r Recttpitiflatrdn ^ geleisfeten Beweises l^eh 
^ftH^n Wi^rth hkt, weil Üenefte iiH^ht ter WiiM^vmjg 
^ms «a^tmes der GegeniMirtei , dife iti beiflefu Fttileh 
6^ ilaKihher 4as Wen erMUl, 1>^iratet werden kenn. 

lY. Ih^ch den $. 19 wird dem Ridhter dks Reetirt 
eingei^VAttt , nacfi freiem Ermessen die gfinzlieKe Dureh- 
fft'hre^ deä H«itiptveifahreivs «uf einen ^spitem Zeilpfunkt 
ita vertagen. Von dieser Beftif niss ivird indess hür rios 
dHfigen'd^ Grtihden Grebräucli zu macheh i^ein, da ab- 
gesehen Von dem ih der YetzlSfgetnftg des Entse^deg 
liäg^nden Uäbell^ftnde) eihe Vertagung den Perteien imiaier 
ifeebr grosse -Kcfi^ten verurtöcht. 

tHä STS* ^0— Bl bezieheifi «liich auf den Beweis däreh 
Zeta^^n ^ur^ UrlE«mdbn. Ehn^&h^ Svelche ««s Gäwisb^ns- 
Sct^tftif^ (tn)if9die»tieti8 flfotiVes) die Abteg«nnfg eines Cideb 
iM^hnbn, Sölfen ^Mef lidh, Mfriehtig niid {gbtr^käfch (js6^ 
leöiwfy, Wftdei^ery ävid '<riÄy3 vehlöhefn ^rid eAläteii^, 
d«^s mt^ Abgaben d^r WiatifrtiiMt 'gcfniMs seiän and efiM 
SdkUe VersichetUfn^ ^ät (n ;^der Be^ieMng eihem Kdb 
«feifch ($S. 20, «1). 

Fmitr galt dfe Hegel, dass die Partei, >^lchfe eiiieyi 
-Zeugen prodticii*t hat, die Ausstigien desselbfen, w^tin «sib 
d^m PrMuciefhten tmgOnstlg sind, 'ffkiht angi<eifen «düi^fe, 
!?d»d«frh.'gieh dttratif «escHriffken itfttsse, den ihiskluhge- 
ioen 'Beweis durch andere Zetrgen bdefr darch Drkun&en 
s^ü ^rmißtin, Onreh % 22 Wird nun die ^Strenge di^es 
PHndpü efnigermbssen >gbmildefrt hnd^dem Rich<ter'di'^ 
Befagniss eingeräumt, Qtem t¥d8u(;enll^ii ddn 6e« 
W^te s^ geshneb, dttss ^T Z^vge frMeratif eine Weise 
siöh ^^iis£^ tifaSe, Velbhe mit Iseinen ^e|fenwä/ligeh 
Attg^^to "«fidht 'V^ihbltr '9ä. ^BeVor jedoch dibser 9b^ 
weis zugelassen wird, müssen dem Zeugen die früheren 
Aeusserungen unter Angabe der näheren Umstände vor- 
gehalten werden, danvit er sich'dMrllber^ftWUipreobenlKaiiDi 
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Ob er dtedelb^ ahefkenitfe oder hiöht. Di^se Vorschrift 
fei dem Gesetze i^n New-York C$§. ^845 und 1848) 
ifklehnt. AtfA die %§• 23 — 25, Wfeldhe Von drt- Be- 
kfibipfung^ 'äM^ -ZeiigeriafirJiiSäge H!areh den Proditctiti han- 
d^n^, entsprechen im Wesehtlicfhen tf6r 'O^mzgBbuitg von 
Nöw-Ycrrfe ($1$. 1Ö4'7, 1 848). Der Pröduct darf hätür- 
Ifch i^benhlb Viirt Bessiehutig ^uf ein dt^iti PiröAicentäh 
günstiges Zeiighiss den fie^eis leistete, dasis der Zeuge 
früher in einem andern Sihne sith ätls^esprDdfen habe. 
Diese BeWgriiss Äesftodücleti ist nicht (Wie diejenige des 
Protfncenten nach ^. 22) voin Ernfiessen des Rich- 
ters abhängig. Der Pröduct darf im ^KreilzVerhÖr 
dien Zeugen Ober frühere schriftliche Aeüsserühgen be- 
fragefn, ohne ihhi die Schrift vorzulegen. Imn^erhin aber 
hat der Rtdhter das Recht, ih Jedem Sfadium äer Yer- 
handlutig dehn Pt^^ddcfen dik auf fliese Weise geff^d ^- 
mächte Schrift abzufordern und von dä^i^elben döhjehi^eh 
Cfbbräuch zu mächi^ii, tler fttt tirig^es^äh erscheint (§§. HS 
nhd 24)»). Bih Z^ü^e idafrf beFi^t Werdefn, ö1^ ^r 
schön Wegfen 'eines Verbrechens oder Vergehens bestraft 
worden sei, und wenn er dfe Frage vöriichit oder dereii 
Beantwortung verweigert, so ist es gesfatlet, eine vbn 
dem Schreiber des Gerichts, welcher das Strafurtheil 
äüisgefüllt )iät, bulsgestelUe Bescheinigung (CertlSealö) über 
den Inhalt d^s UiHheils beizubringen. Diese Bescheinfgung 
Cwel(^bö 'nicht ihehr ats fünf 'Schilfinge lifostön idarfl) gilt 
für sich allein als genügender Beweis für dis Tbatsache, 
dass der Zeuge bestraft worden sei (§. 25). Daihit eine 
durch Zeugen beglaubigte Urkunde als Beweismittel be- 
nutzt werden k<(nne, war nitch deib trüberen Rechte er- 
förderlich, düss ii^änigstehls EiHer der Urküncferzeugen übär 
llie Echtheit des Docünients ^ihvärnönrüMcfh öder die Uh^ 
mdglichkeit, dieses zu thun, nachgewiesen werde. Nach 



3) Nach dem Gi^Me Von Nefw^TDrk, ^Idbes bierfn ^bWfsB deli 
Vöi^d^ vMieni, mifis dfe ^mM(t llcM Zeugen Vöi^elei^t werde«, 
bevor irgend eine Frage über diesolVb %n ihn göfidttet 'Wihi. 
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,$.26 füllt nnq diese Regel fQr alle diejenigen Urkunden 
weg, decen Wirksamkeit nicht von der Sollennität der 
Zuziehung von Zeugen abhängig ist. Wenn also bei der 
Abfassung einer solchen Urkunde überflüssiger Weise 
Zeugen zugezogen worden sind, so soll um dieses Uro- 
Stands willen der Beweis der Echtheit des Docuroents 
nicht erschwert, sondern es mit demselben ganz so ge- 
halten werden, wie wenn die Unterschrift der Urkunds- 
zeugen nicht vorhanden wSre. 

Bis dahin konnte die Echtheit einer Unterschrift niemals 
durch Schriftvergleichung (comparatio litterarum}, sondern 
nur durch Zeugen bewiesen werden, welche^ versicherten, 
dass sie mit der Schreibweise des Pröducten vertraut seien und 
dass die streitige Unterschrift von dem Pröducten herrühre 
(recognitio per testes)^}. Nach der Amerikanischen Praxis 
hingegen kann die Jury, wenn unbestritten echte 
Schriften vorliegen, ihr Verdict auf die Yergleichung der- 
selben mit der streitigen Unterschrift gründen. Nebenbei 
ist auch die Abhörung von Zeugen oder Sachverständi- 
gen zulässig aber nicht nothwendig. Unser Gesetz geht 
nun in $. 17 noch über die amerikanische Praxis hin- 
aus, indem nicht nur unbestritten echte, sondern auch 
solche Schriften, deren Echtheit zur Ueberzeugung des 
Richters dargethan ist, zur Yergleichung benutzt werden 
dürfen. Die Yergleichung ist zunächst immer durch Zeu- 
gen (Sachverständige), sodann aber auch durch die 6e- 
schworncn selbst, welche nicht an das Gutachten der 
Zeugen gebunden sind, vorzunehmen. 

Durch die $$. 28 — 31 wird die übermässige Strenge 
der Stempelgesetze , nach welchen bis dahin der Mangel 
des Stempels dahin führen konnte, dass eine Urkunde 
zur Beweisführung absolut untauglich war, wesentlich ge- 



4) Der Bericht der Commission bemerkte mit Recht: Es sei ver- 
kehrt, dem Zeugen zu gestatten, ans dem blossen Gedächt- 
nisse die streitige Urkunde mit lange vorhergesehenen Schriften zu 
vergleichen, dagegen die Yergleichung von vorliegenden Schriften 
mit der streitigen zu untersagen. 
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mildert. Es genügt nunmehr die Stempelgebttbr und eine 
Geldbasse von 1 Pf. St. zu bezahlen, um jede unge- 
stempelte Urkunde als Beweismittel benutzen zu können. 
V. Durch die §§. 32 — 44 wird die Anwendbarkeit 
der Irrthumsklage (writ of error), welche bis dahin 
das einzige Mittel zur Anfechtung eines gerichtlichen Ur* 
theils war, erweitert und es wird tiberdiess für gewisse 
Fälle ein ganz neuer Weg, um an eine höhere. Instanz 
zu gelangen, nämlich derjenige der Appellation (Appeal), 
eröffnet. 

1) Es kommt bisweilen vor, dass die Parteien beim 
Hauptverfahren sich über die Thatsachen einigen und die 
rechtliche Würdigung derselben dem Gerichte anheim stellen. 
In diesem Falle hat das Gericht die Befugniss, auf Grund- 
lage der von den Parteien scriftlich abgefassten Darstel- 
lung des Sachverhaltes einen Wahrspruch zu fingiren und 
ins Protokoll eintragen zu lassen. Das auf diese Weise 
in die Form eines Wahrspruchs eingekleidete Urtheil hatte 
früher in allen Beziehungen die volle Kraft eines von 
den Geschworenen ausgegangenen Verdicts. Namentlich 
unterlag es im Falle einer Irrthumsklage ebensowenig als 
ein Verdict mit Hinsicht auf seinen materiellen Gehalt der 
Prüfung der oberen Instanz. Durch $.32 unseres Ge- 
setzes wird diess dahin abgeändert, dass ein so zu Stande 
gekommenes Erkenntniss einem auf Grundlage eines Spe- 
cialverdicts ausgefüllten Urtheile gleichsteht, und von dem 
durch die Irrthumsklage angerufenen Gerichte materiell 
gewürdigt und reformit werden kann. 

2) Das neu eingeführte Rechtsmittel der ApeHation 
dient dazu, um in folgenden Fällen die Prüfung und Um- 
änderung eines gerichtlichen Urtheils durch eine obere 
Instanz möglich zu machen: 

a) Es ist bekannt, dass das Verdict der Geschwore- 
nen von dem Gerichte aus verschiedenen Gründen ^) cassirt 



5) Sorche Grflnde siod: Fehler, welche dem das Verfahren lei- 
tenden Richter snr Lait lallen; angebttbrlichei Betragen einet Ge- 
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lif^cden biDn. Geg^ den dies3faliig^n Ent8phef4, 4w 
Gerichtes (gleichviel, ob die verlang|te Cas«^on hewlH^ 
oder v^nKeigQi:! ^pfdpq s;^j) gab e^ ffül^r M» ^ft^^^*^ 
ipiiffil, üofpr Gps(ftf gestattet, nu» ($$.33 und 35) 
4^. un^rliegeqclfP P^^^W die Ap^elJ^tion, wenq 4jp i^r 
\yilligt^ oder v^welg^rle Cai^saJI,ion des V(9rdiclf( dj^ifshjijP^ 
qf^chg^/siac^f ^oxi^fii ist, %^^il dcir Assi^eqpr^siden^ ii^ (|fif 
d^n Qespt^WfQrei^e^ erth^Uen I^echtsbeleh^uo^ o^er if 
irgieod einenji Z^wispheourtbeil^. geJ^^hU ha^iie, Esis^^oph 
das fragliche Rechtsmittel nur unter der Vorausi^«|^;\^ig 
f^nfpi^j^r^ da^fsi e^t^^ed^r der £i{tsc)ifi^f def GJefichts 
blqspinU SJi^fl^pspflJ^^bJ9i| gel^sft wor^^.sqi ^i^df^ 
im, Falle d^r; E}inrpA\^ i^, Gericht die ^pp^^a{^: ^r^r 

lwti!9? Ip a!(^^<^1<?P9 ^ 4?^4 ^^ ^^^^!^V^ i ^^y^fr 
djc^ v^nf f|;§fflq ^rmj^spfp des, Ge^if^cl^ls.ajffi^l (ARmwit 
lieh, yfpm dfis^ Ver%i als d^ gpleisftetep^ ^^^^^ ^^I?Et 
^[)r«f)iend,angefocJh^n wirA)^ i^lt 4h ^9pi^\^9^ ^F9^fl? 

b) ^s I^np bfii;n HjujfyßffehreA d«(? Sch\9j£sal ^f 
Prp(i9i?ges, durch dep Bi,(fji^er auf den, Än^fW ^S ^iWr 
tfjüBQ, vpH; dj9;r Bj^antwortU;^ irgend einier Rj^cbitsfr^gf , af^,7 
bi^ffSW Sfifffßht, un4 d^f. dies^fiilUge Entscheid d^i^ Qj^rr 
ri^jit^ Ypjrhj^halten w^rdeOf Nach %. 34 ß\ph^ qui;^ g/^gi^ 
di^^e^^ ^^ijlfifl, der früher auf k^ine Wei^o, ^^iffji: 
8^^f^^9i. Winden kcinnte, der UQ|tj^rliegfi^ep Partej^, di^ 
APBetfUtiw offen, 

h ?w^lfffi u^id (^^^^ In$;taii.^ UF»Jwl^ft^^ *«^ *;a"fi.^K 
Appellation die gleii^t^ Gi?KV!#v »B; ^elffhS W(?hi 9;W 
ftyftP^Rlajft) V(^m ^ttffJe. C% Cppr^, of E^of, the 

BStMff»p»J. C!i^ipf)efii.a^\d 1^ ^us^ o^xcvfd^ AlS/P'^ftWfr: 
l«Wi' % 4fe ^nj^li^^ Y^ijhiffwllisfgj y9r dejq Appftfltfjwa^ 
hofe dient eine schriftliche Df^st/^jül^g. d^^^^j^v^^^ii 

qchworei^^ ^in W^ilerspru^h . zwischen dem J^ewei^e und dem Yer- 
dict; das Uebermass des dem siegenden Kläger zugesprochenen Scha- 
denersalses; angebührliches Betragen der Partei, su deren Gunsten 
dftp^ Y«c^i.qt If at^t.; EptdeG)(\in|( ne^iQc Q^\i;eifmmel (%^ epglpcher 
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Wütete» VjWi, ^69 Fwl^en ^olworf^a und, ^m^i^i <JWW 
sjplii niQM ^iB«»«L Hiönnep, dür4?h das er^mt^n^f^e (j^ 
ri^W fei^te^J^M^ we^4^n mHSff. (SS- 36 un^. 39> 

VI Di<3 SS. 45—4.9 e«(Mto;i we^^rtlicKe \^^ 

Itehen Yerf^ri^ps, Dia G«jrich]tsbi?9ipbli)fse» so^i^ die Vei:«^ 
TligMngßn eipsfilnciir Rlohler, vi(elicb^ auf si|9(^arisc^i9 
Wi^gß erla$ßen. u^^rde^, slütot^n sjph \^, ißißn au^spbli^r 
li^h i^uf fliogen« AflidavM^., di. b, auf spiu-ifMiobe %engr 
niise, darea ^i^brbei( yon d^XKH Jleiigßi^ vo^, c^p^ h^ 
Ittr opipp^lmton ß^^ff^^n boiQb^wpr^Q wp^deiPi W^h Dp« 
MtAeeA di^Mfor. «QbrifjlliQb^n Sip)^,^sf^un9 aiJi^ß^n langf 
g^flthU Mrprdifo, UusQT Gi^ieti^ sofgl. qipn flir's Srijft^ 
dfrfv?» dl««. «JA 2ieug«, wi^Wb^r di^ Aff^st^H[^ng eipes 
AfjMi^vit Yßmejgert* yprv» d?r b^inpSfe/^^ep Piiptei; gi?T 
niUbigt wevdffs bAUp» vor, ^^ffw Geric^sbe^ipt^.yo er^ 
ßfib^nen u«d «k^i v^bÄren z^. loiisep, damjit. d»p ProU>^ 
koll über das so erhobene Verhör die.Slf^deisi A||davA|'/^ 
exs^Ute CSt 4^}.. Spttewi wird — Wft» di^. Hß^p^ache 
ist — die Gerichtsbehörde, welche, auf. 8^mln^T^9iie^ 
Wßge eioe» Besicblus^^ fa^fep od^, mß Ver%upg er- 
to/$Seq ßoU, durch die^ $$. 46 upd.,47 erfl?äcl^^ig^, ii^ 
ipüAdlicber Vp.rhandlung Z^qg^n auA verb^ep, upd 
(frJiund^n allj^ Axi /si^b vortegQp zu bj^^n. 

va, VKeitpufii diei Mfifibtig«^* Ypi^jßbrifi^P, difß Ger 
«$t%(3s. $iy dipjepigeR, djWßb wf?|ph|^. d^p ppp;bts,h^- 
fi^jK. mß. K^ibp vioji MugnifpeU; ^ingpiiüuipt wird» dii; 
^i)}!|pi:.«usi«blifki«^licb din fi^Iigk^it^böfiep: ^ttjwpei^ W 

Kompfiten». d<^ lpt0ii9X69t. 9ßklmßfi\ ^m Bmp^^mef^^ ypp 

Fällen in sich. Es giebt nämlich einerseits gewisse Ver- 
hflUnii^se:, dj? materiell Mos yon dep Billigkeitshöfen 
^fifffäftel^ un(j( g|^sp(iüt%( yf^r^en kpnnen und andpr^rseit^ 
dienea di« bi9g««fneQ Foro^p.i^ d^ci BjiIligkißit«r?fQ<?i»s§99 
in allen Sachen, über welche die Rechlaböfe su «rtheilMi 
haben, zur Ergänzung der Lücken und zur Milderung 
der I^ärtpn des ordentlichen Civliprozesses. Diesp letztere 
formelle Kompetenz der Billig|f|^jt)sl^gfe w^^;^ d^^ 
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Gesetz beinahe in Ihrem ganzen Umfange auf die Rechts- 
höfe Übergetragen, so dass diese in Zukunft alle Mittel 
besitzen, um dem materiellen Rechte denjenigen Schutz, 
der überhaupt von Staatswegeu möglich ist, zu gewähren. 
Die Parteien werden also nicht mehr genöthigt sein, mit 
Hinsicht auf die Hauptsache bei einem Rechtshofe, mit 
Hinsicht auf mancherlei Zwischenpunkte aber gleichzeitig 
bei einem Biliigkeitshofe zu processiren. Eine Menge 
Zweifel über die ausserordentlich schwierige Abgrenzung 
der Kompetenzen fallen dabin; das Verfahren wird ver- 
einfacht und abgekürzt; .auch diejenigen, welche nicht im 
Cfolde wühlen können, dürfen es in Zukunft vielteicht 
wagen, am Tempel der Themis anzuklopfen. Bei so 
grossen und einleuchtenden praktischen Vortheilen werden 
die Engender durch die theoretischen Bedenken, weiche 
dem Gesetze entgegengehalten werden^ sich kaum be- 
wegen lassen, das glücklich abgeschüttelte Joch wieder 
auf sich zu nehmen.^} 

Folgendes sind nun die den Rechtshöfen neu einge* 
räumten Befugnisse: 

1} Auf Verlangen einer Partei, welche eidlich (durch 
Affidavit) zu glauben versichert, dass ihr Gegner sich 
im Besitze einer Urkunde befinde, auf deren Vorlegung 
sie Anspruch habe, kann das Gericht verfügen, dass die 
Gegenpartei ebenfalls eidlich sich darüber ausspreche, was 
für Urkunden sie in ihrer Hand habe oder was ihr über 
den Ort, an dem die fraglichen Urkunden aufbewahrt 
werden, bekannt sei; und was sie gegen die Vorlegung 
der in ihrer Hand befindlichen Urkunden einzuwenden habe. 



6) Das Law Magazine ist trotz seiner sonstigen Liberalität hoch- 
lieb erzürnt über die fragliche Neaerang. Es meint, die TheiliiDff 
der Arbeit sei aaeh in der Reohtapflege gut« Wenn man aber durch^ 
ans Recht wad Billigkeit dorch einander mengeo wolle, so JolUe diese 
nicht nebenbei, sondern durch ein selbstständiges Gesetz geschehen« 
Dieses protziicbe Niederreissen der Schranken zwischen law und 
equity sei ein plumper Griff einer aus Dilettanten bestehenden Ge- 
•eUM-Pabrikatloni-Geiellschaft. 
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Nach Einsicht dieses Affidavit soll sodann das Gericht mit 
Beziebong auf die Editionspflicht weiter beschliessen , was 
Rechtens ist ($• &0). 

2) Jede Partei kann mit Eriaubniss des Gerichts der 
andern Partei schriftliche Fragen über Punkte, über welche 
dieselbe Aufschluss zu geben schuldig ist, vorlegen. Die 
Gegenpartei ist verpflichtet, diese Fragen innerhalb zehn 
Tagen schriftlich zu beantworten und die Wahrheit der 
Antwort eidlich zu erhärten, widrigenfalls sie einer Ord- 
nungsstrafe (wegen Contemt of the Court) sich aussetzt, 
und überdiess genöthigt werden kann, vor einem Gerichts- 
beamten zu erscheinen, um sich über die den Gegenstand 
der Fragen bildenden Fragen verhören zu lassen ($$. 51, 
53 — 57). — Wer darum nachsucht, dass sein Gegner zur 
Beantwortung schriftlicher Fragen angehalten werden möchte, 
muss durch ein Affidavit seine Ueberzeugung bekräftigen, 
dass er materiell im Rechte sich befinde und dass die Be- 
antwortung der Fragen zur Ausmittlung des materiellen 
Rechtes beitragen werde. Wenn der Beklagte in dieser 
Weise Fragen an den Kläger richten will, so muss er 
überdiess beschwören, dass seine Absicht hiebe! nicht auf 
Verzögerung des Urtheils gerichtet sei (that the discovery 
is not sought for the Purpose of Delay)*^). 

3) Wenn der Schuldner die ihm obliegende Verbind- 
lichkeit nicht erfüllte, so konnten früher die Rechtshöfe 

7) Wer an ein Verfahren gewöhnt ist, in welchem nicht ein- 
mal TOB den Zeugen, noch viel weniger von den Parteien ein Eid 
für ihre Aussagen und Behauptungen verlangt vdrd, dem machen 
diese und ähnliche Bestimmungen den Eindruck einer leichtfertigen 
und demoralisirenden Anwendung des Eides. Abgesehen hievon ist 
das Bestreben der englischen Geselsgebung, das materielle Recht 
gegen Lögen und Chicanen au schutien« höchlich sn billigen. Um 
die Tragweite der SS* 50—57 an ermessen, müssen sie mit den 
Vorschriften früherer GeseUe (s. B. 14 und 15 Vict. Cap. 99, $§. 5 
und 6) zusammengehalten werden, ans denen sich ergibt, dass die 
Pflicht Urkunden vorsulegen, der Pflicht Zeugniss abzulegen, parallel geht 
und dass die Parteien ebensogut wie unbetheiligte dritte Personen ange- 
halten werden können, ttber alle Thatsachen, von denen das Schicksal des 
Processes abhingen kann, dem Gerichte genauen Aufschluss su geben* 
»i$, MiMikr. f. B§dMw. XXVU, B4, iL Htfu 2^ 
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dem Gläubiger bloss za einem in deld lesteli'dncll^ il^dUa-' 
denersatze verhelfen. tJaa die genaae Erfüllung ^Sit ViB>- 
bindlichkeit selbst zu erzwingen, musste Skr (>Iädb'ig^r ffie 
fiilfe eines BilliglLeitsbofes anriifeh. In ^ukiirift können 
iauch die "kechtshöte durch einen Wril of Uländartiu^^'g'ö- 
'oannten Befehl den Schuldner (soweit di'ess überhaupt der 
'Natur der "Sache nach möglich ist) zti spezifischer 'Lieistdng 
des schuldigen Gegenständes anhalten (§§. "68 — 78|). Zu 
diesem Behufe sinä folgende Mittel anwendbar: 

a) ks wird dem Schuldner befohlen, die -(hm blliregdüae 
Verbindlichkeit zu ärfilllen. Im 'talte <les*ÜngeHd[fsafi!(is''diro- 
ben ihm diejenigen Strafen, 'welche durch ^Ichtbeacilltinig 
geritthtiicW feerehfe (Conteml of 'Court) Ve'rWiHil '*et^dfen 

b} Darüber hinaus kann der äfäübiger ^rm'9(%tfgl 
werden, die dem Schuldner oblieje^ehde 'fiat)dlung Salbst 
zu verrichten oder "sie durch einen t)ritten vöMchten 'zu 
lassen und die Kosten von dem Schuldner zu 'b^ilehen 

c) Wenn dem Schuldner obliegt, dem' iSläubig^r 'den 
'Besitz einer Sache zu verschaffen, so 'kann 'der Öherif 
f§. ^8) ermächtigt werden, dieise Sache dem 'Schuldner 
wegzunehmen Wd sie dem Giäubiger züzustelFen, und (wähn 
die Sache verheimhcht wird} durch freschlagnah'rhe^es gan- 
zen Vermögens des Schuldners denselben zürn Gehorsam 
iü'brfVige^ (rhe 'Sh^rif shM dfsiMn^th^ D^feTrdänt by all 
bis Lands and Chitt^Is, tili ihe "ßef^n'därlt V^'nd^r säch 
thailei}, 

4i) la ähniiehor Weiie rkönnep tittn auch die Rechts- 
'1iiffe'»tiftf den Alitragidioer Mrlef,»v#etohe bei ihnen :w6gien 
''^in#8 'V^hHigisbra6Aes''^t]Ffcr '-'W^eti''«!!^ 'Bdiü(s^&lag6'«r- 

8) f*rüber verstiand ! man unter Writ of Mandamus ein ansser- 
ordeotlicfaea in Verwaltungssachen und gegenüber von 'Korpora* 
tionen anwendbares Verfahren , für welches ausschliesslich ^be 
<Court of Queen'« Bench zuständig ist. Dieses Verfahren dauert auch 
in. Zukunft fort und wird durch die $$. 75—77 unseres Gesetzei in 
einigen Paukten verbessert. 
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rtragjsit>iiy)cl|^ Qder des ^Ijqts m^^ersagep upd fjiesefp Ynr- 
böte durqh di^ ge^igoeten ]Hit^l ,l!(ac({()nicjc ,y,^}i^^n 
CS§. 79-82). 

|5) W^nü eiij^ R^r^lfli ,^uj;q<i Arglifil pj^^ in iFp)lge 

i^98^^ .em^SMimg a^yvmh >iPfF^'»e,ffie^c)^fir,der,B^4Jf^^?- 
M, im djßi .der Pr^iWiSS aQb^^'g jsl;, in,djp {^ge kQRf^t, 

BaI 1 ig(l^« i t>s h (^f , apa . ftfA^in fep r,p;s .HPtr.fiq |^ t jjB,p v^r - 
UWeÄi, jwe,P«?lei .^^rliM^rn, dgn .Afp .fii;li?ngJJsp ,V<>^ljh?fl 
ÜP ,b«nMl^fp. go^on jg^l ,eß g^s^ift^ ÄeclrtfagSMHßh®» 
deren Geltendmachung von den Billigkeitshöfiefi j^ t^|e|KiI- 
^llgk^jt jV^Jf^^^ .g«bwmt iiY9r4i?^ {l^^nn.®) P]|ifch die 
M' «?7rS6 yKCjrj*^ die |lj^s^)jg^n Bef^gi^lyse ^^ P^fe- 
.kiB^UjhQfe ißUfib (den ,Re^Mf[vi^^ii ^^ii^g^^jWßt. J)oq|i ,jjgagt 

)()#bwiph 2^ .Rm^h^n, ,Q((|jBr, wftpn Jiie.^h jj^er ,Aufgft)>e 
ji^icffet ge^Af^h^pn iSfff^^p, j<Jii?fl !Srf¥*^fld|}#fefiP f» «inen 
@,i||ig||^itobQf 9;o iwr^is^. 

*y»l. .ßie,SS..^0-.§ß,Y4«W^?^ffÄn.^i^ ^^lft^^^^igq^, ju 

/ri^igMftg.zp y.erweriden. ßer y^yi^-ß/(f|^u[<Uiqr ^yiffJ.ypr 
4l^n {.(S^ri^^e^pjl^n ^geJW^n.jwd.vftfir jdlp.f^» ap d^^le 

.JPflr*PP?p ,W/erf|en s^fi^n ^itfg«fpr,^J, i^rp.Sj?^]^, ,fvJer 

so viel, als erforderlich ist, um dem|ü|^h,^I, q|u,pqiii)ge 

,^u J#l^,,w ri^s.GWPht i55Ui)Siljin(Jfin,^s üfi^^ellsgläabi-. 

.gm zu <:bfl9f\M4n, .,q4ejr ;*e firi^ftfle, ,,Mfn ,Anm V%n J»« 



das yollß Eif^entbum ,an.^dem P^^^ ^we^n der Schuldner jiicht ^ur 

festgesetzten Zert dasselbe einlöst. Die Billigkeitshöfe verhelfen aber 
dem Schuldner noch 20 Jahre. lang zar liViedererlangung der ver- 
pfftiideten Sacl^e. «WAbi^end ^ieier Zeit hat derSehaldder. an equity 

23* 
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sich weigfern, dieses za lliun, dem Gericiite zu eröffnen. 
Wenn der Dritte (the Garnishee) die Verbindlichkeit^ an 
das Gericht zu zahlen, nicht bestreitet, so kann sofort die 
Execntion gegen ihn bewilligt werden. Im entgegengesetz- 
ten Falle steht es dem Urtheilsgläabiger frei, die Frage, 
ob der Dritte zu bezahlen schuldig sei, auf einem beson- 
ders hiefür vorgezeichneten Wege zur Entscheidung za 
bringen. Unter allen Umständen aber haftet nun das Gut- 
haben des Urtheilsschuldners , soweit dasselbe überhaupt 
besteht, für die Befriedigung des Urtheilsgläubigers* Der 
▼on den Verhöltnissen in Kenntniss gesetzte Dritte wird 
nicht durch Zahlung an den erstem, sondern nur durch 
Zahlung an das Gerieht zu Händen des letztern von seiner 
Schuld befreit« 

IX. Noch enthSIt unser Gesetz, welches allerdings 
nicht ohne Grund „a motley act^ genannt worden ist, eine 
Anzahl von isolirten Vorschriften, die nicht unter irgend 
einen gemeinsamen Gesichtspunkt gebracht werden können 
und von denen ich nur die wichtigsten heraus heben will. 

1} Auf Verlangen einer Partei kann der Richter verfügen, 
dass dieser Partei selbst oder ihren Zeugen oder der Jury 
Gelegenheit gegeben werden soll, über Grundstücke oder 
bewegliche Sachen, deren Beschaffenheit für den Entscheid 
des Streites wesentlich ist, den Augenschein einzunehmen. 
Hiebe! ist so viel als möglich dasjenige Verfahren inne zu 
halten, welches durch das Civil - Processgesetz vom Jahre 
1852 und die zur Ausfährung desselben erlassenen Ver- 
ordnungen as to obtaining a View by a Jury vorgeschrie- 
ben wird (§• 58). 

2) Die Gerichte und die einzelnen Richter sind zo 
allen Verordnungen und Verfügungen ermüchtigt, welche 
erforderlich sind, um eine gewöhnliche oder eine Speziai- 
Jury zu irgend einem Zeitpunkte an irgend einem Orte, 
der ihnen zur Beurtheilung einer Sache geeignet zu sein 
scheint, zur Stelle zu haben (§. 59). 

3) Die Form der Klage of ejectment, mit welcher 
der verlorene Besitz eines Grundstückes wieder erlangt 
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werden kann, bringt es mit sich, dass der Kläger, wel- 
cher unterliegt, die Klage, so oft es ihm beliebt, wieder- 
holen kann, ohne dass ihm die Einrede der abgeurtheiiten 
Sache entgegen steht. Früher konnte dem Beklagten einzig 
durch einen Billigkeitshof geholfen werden. '^3 

Nach $. 93 unseres Gesetzes kann nun wenigstens das 
Gericht verfügen, dass die wiederholte Klage so lange nicht 
zur Verhandlung kommen solle, bis der Kläger dem Be- 
klagten für die Processkosten Sicherheit geleistet habe. 

4) Wepn ein Wechsel oder eine ähnliche Urkunde 
verloren gegangen ist, so kann auf das Papier gleichwohl 
eine Klage gegründet werden, wofern nur dem Schuldner 
für den Fall, dass später dasselbe in den Händen eines 
Dritten wieder zum Vorschein kommen sollte, genügende 
Sicherheit geleistet wird (§. 87). 



XVI. 

Blicke auf das Gebiet der Staats- und Rechts- 
philosophie in Frankreich. 

Von 



Seit seiner ausführlichen Anzeige von Herrn Professor 
Schützenberger's Loix de Fordre social im Band 23. S. 157, 
und Band 24. S. 236 dieser Zeitschrift hat Referent die 
Aufmerksamkeit der Leser derselben auf die literarischen 
Erscheinungen auf dem Gebiete der Staats- und Rechts- 
philosophie in Frankreich nicht weiter gelenkt. Sie bieten 
selten ein grosses Interesse und die Ueberfluthung der 
Wissenschaft durch die socialistische und communistische 



10) Mein englifcber Civilprocets $. 74. 
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Litefftliir hat tiefergehende, von uDbefangenemr Slandpankter 
ausgehende Untersuchungen über Haterien dieses Zweiges 
iei KecfiftST^iSsenschäfl! miehr aufgehalten als gefördert. 
Ifäri'elbe ist iiri Grunde iii der von den Frsrhzos^h sogen. 
Socialwissenschaft aufgegangen. Die Staatsl^fi^e ist grossen- 
tBeils^ sö'Cfafrstfscbe Politik geworden. Ein Htfirptzweck die- 
ser Art i^t die so ebeti mit dein vieAeh Bande vollendete 
Söciologie von Auguite dornte , von dem in der Fortsetzung 
dieser Äütäge ausführlicher gesprochen v^erden soll. Ausser- 
denfi Sind abe^ noch versfchiedene anfdere Bütcher erschie- 
lieH, die wenb ttuch iii dei* llecfats- dnd StdatsgeSchichte 
nicht Epöühe machend, doch beweisen, ddss die Lust an 
diesäh Studien Jri Frankreich nicht erloschen ist, dass mdn 
sitii bestrebt, fttf dieselbe' eine fe^tä Basis zu gewinnen, 
sie technisch zu gestalten ödet iü eltie bessert Richtung 
zu bringen. Wie von vielen deutschen Philosophen wurde 
die Staatsphilosophie als die der sciences morales et poli- 
tiques, auch in der Form der Philosophie der Geschichte 
behandelt, wie in den zwei der sogleich anzuzeigenden 
Werke ihn Gros MeryreVHle til CftrDds^dnne und Guöpfti In 
Nantes: von Prof. Garnier in Paris als Rechts- und Staats- 
politik, und von Herrn tillard würde eine metaphysische 
Systematisirung der Rechts- und Staatsphilosophie versucht. 
Eine Inhaltsanzeige dieser vier Werke soll dieselben näher 
charakterisiren. 

i) La methodolo^e des sciences morales ei poUtiques appliquee ä la 
sciißfick dt Vksmrb pHi- M. Cf^k - M&yrek^le ^ Paris ei Leip^ic, 
thü ReHoltard. 1848. i Vol. 8. 

biess Werk des auch durch andere Schriften wenn 
hicTit berühmten doch bekannten Verfassers gehört in die 
Klasse der über die Philosophie der Geschichte^ aufgefasst 
a^s die JEntwickelüng des Sociallebens der Völker und soll 
eine itelhodologie derselben und daher der moralischen und 
politischen Wissenschaften sein. Der Band zerfällt in vier 
Haupttheile; nämlich: I. De la recherche des faits histori- 
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qu^s^ I^. de la röprpd^clion 4^8 faits historiques, IIL de 
la succe^sion morale des fait^ historiques, IV. de la desti- 
nation irrimödiate op d^ Tenseignement de Thistoire göhörak. 
Vor^n g[ehen 58 Paragraphen Pröli^ninaires, in welchen die 
Begründung der Theorie, des Verfassers enthalten ist. Das 
Buch schiiesst mit einer Analyse der Desiderata ou de la 
döstination futi^ce et des conclusions finales de la science 
de rhistoire. 

P.er Zweck des Verfassers ist offenbar der, für diese 
Studien in Frankreich eiiiQ andere Richtung heranreifen 
und i^n die Stelle der immer noch mehr chronologischen 
Darstellung der p^schichte selber eine philosophisch 
sociale setzen zu sehen, damit aus ihnen ein wirklicher Gewinn 
für die Wissenschaft und das Leben hervorgehe. Er sucht 
daher festzustellen, das$ ^wi^chen den naturwissenschaft- 
lichen nnd metaphysisphen Studien es noch eine dritte 
Klasse, gewöhnlich die Moralphilosophie genannt, gebe — 
die er die symphysische genannt wissen will, wie 
^mi Andrpnipv« ypn Rhodps vorgeschlagen ^be (Pre(i(9, 
p. IX). Es ist die Wi^einsohaf^ der ^llgiß^ni^lni^sn ^nt- 
wickelungsgei^chichte der Menscheit, d. h. die Geschichte 
der sie bildenden Thatsachen und Gesetze. Der Verfasser 
theilt hier die Ideen Vico's, den er auch zuweilen anführt; 
doch setzt er sich nicht vor, diese Gesetze schon festzu^ 
stellen, sondern nur die Methode zur Auffindung derselben 
zu geben. Dagegen musste er genau bestimmen, welche 
Thatsachen den Gegenstand der Geschichtswissenschaft bil- 
den — und diese sind ihm die faits sociaux (Prelim. p. 
XXV und XLIIIf.), welche er später im Ch. I pag. 26 
folg. zurückführt auf faits religieux, faits politiques, miii- 
taires, l^gislatifs, moraux, artistiques, scientifiques , phi- 
lologiques, ethnographiques , dconomiques, agricoles, in- 
dustriels nnd commerciaux. Doch ist nicht seine Ansicht 
die, da^s (wie in der sogen. Culturgeschichte geschieht) 
dieselben als besondere Gruppen getrennt dargestellt wer- 
den, sondern in ihrem innern Zusammenhange und ihrer 
Wechselwirkung bei jedem Volke. 
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Die im Buche niedergelegten Anleitungen und Grund- 
sätze zur Auffindung dieser Thatsachen und der Anwen- 
dung ihrer Ergebnisse werden anschaulich gemacht durch 
luminöse Excurse auf dem Gebiet der französischen Ge- 
schichte, der französischen Geschichtsforschung und Ge- 
schichtsschreibung, und Referent kann den vorgeschlagenen 
Reformen des Verfassers nur beistimmen. Da ein weiteres 
Eingehen auf seine Ideen die Grenzen dieser ganz kurz 
sein sollenden Rundschau überschreiten würde, so schliesst 
Ref. mit der Bemerkung, dass Herr Gros in seinem Buche 
als ein tüchtig philisophisch gebildeter Mann erscheint, der 
nicht blos Baco, Locke, Descartes, Malebranche, sondern 
auch Kant, Hegel und die grossen Historiker Deutschlands, 
wie Herder, Niebuhr u. a. wohl kennt, sowie die Stelle 
welche sie in der Geschichte der Wissenschaften einnehmen. 

Einen enormen Gegensatz zu diesem Buche bildet das 
993 Seiten füllende Buch mit dem pompösen Titel: 

2) Guipin f pMlosoplUe du dixnemieme sUcU» — Ehide Encydopidi^ 
que et de rhutnanite. Paris i854i, 8» 

Es soll, dem Bedürfniss der denkenden Menschheit der 
Gegenwart entsprechend, eine alle Räthsel unseres Daseins 
und unserer Bestimmung lösende Philosophie der Natur und 
der Menschheit, vor Allem aber ihrer staatsrechtli- 
chen Entwickelung sein. Die erste für die zweite 
propädeutische Naturphilosophie ist enthalten in Bd. I— V 
unter den Rubriken Prolegom^nes, vies sid^rales, 
existencesminörales, vies v^g^tales, vies ani- 
males, welche zusammen eine auf dem neuesten Stand- 
punkte der Wissenschaft stehende philosophische Cosmologie 
(zu der Humboldts Kosmos fleissig benutzt ist} und eine philo- 
sophische Naturgeschichte der drei Reiche (pp. 1 —409) bilden. 
Das sechste Buch: des vies sociales, enthält den zwei- 
ten Haupttheil und eigentlichen Kern des Werkes bis 895, 
worauf unter der Aufschrift Conclusions ein siebentes Buch 
folgt. Ref. richtet sein Augenmerk nur auf den zweiten 
Haupttheil und diese Conclusions. Der Inhalt desselben ist 
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aber nur eine sehr ins Einzelne gehende, alles Speculativen 
entbehrende, man könnte sagen materialistische Anthro- 
pologie and eine mühsam zusammengetragene, ziemlich 
verworrene Culturgeschichte, in welcher indessen 
nicht selten lominöse. Gedanken hervortreten. Der anthro- 
pologische Theil des sechsten Buches, von Seite 410 bis 
572, handelt von den Sinnen, p. 414 — 449 vom Schlaf, 
der Stimme, der Sprache (p. 470), der Ernährnng und 
Selblsterhaltung, der Erziehung und bei dieser Gelegenheit 
vom Pönitentiarsystem, (p. 474 — 485") von der Verstan- 
des- und' V^rnunfithätigkeit (intelligence humaine), welche 
der Verf. als die Gehirnfunktion auffasst, die drei Oktaven 
habe (touches du piano c^r^bral dans ses trois octaves) 
nämlich die instinktartig animalische, die der Erkenntniss 
und die der moralischen Thätigkeit, welche ist der Phi- 
losophisme — Aufsuchen allgemeiner Wahrheit, der 
Socialisme — nämlich Justice, Amour, vdnöration und 
iddal oder instinct du beau (p. 488 und 489 j. Die Bil- 
dung der Vorstellungen und deren Festhalten wird vom 
Verf. S. 492—497 als ein daguerotypithes Verfahren ge- 
schildert. Darauf handelt er de la pluralilö des organes 
intellectuels und vom Systeme Galls, den er seinen Lehrer 
und Freund nennt (p. 511) des monstruosit^s morales,*in 
der Moral e, d. h. von der Extase, den Besessenen, den 
Rosekreuzern, den Trembleurs de Cevennes, Convulsio- 
naires de St. Hedard, dem Schwedenborgianismus , dem 
Hagnetismus, dem Tischrticken (lables tournantes} u. s. w., 
zuletzt von den Entwickelungsstufen der Henschen nach 
dem Alter, ihren Temperamenten u. s. w. 

Der culturgeschichtliche Theil des sechsten Buches mit 
der Ueberschrift Esqnisse du developpement de l'humanit^, 
von S. 572 an, unterscheidet vier Haupiperioden der Ent- 
wickelungsgeschichte der HensChheit, die vorhistorische (von 
welcher der Verf. wenig zu sagen weiss (p. 575—577), 
die vorchristliche (p. 578 — 643), welche eine ziemlich 
ausführliche Darstellung der Religionen, des Staatslebens 
und der industriellen, sowie der wissenschaftlichen Civili-^ 
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svUoat der orientalischen Völkeff, der Griechen und Römer- 
isl; die ohrisUiche (p. 643—742) bis zum Ende des 15. 
J«hrbiu»ierts, in welcher er besonders behandelt die äv^- 
neo%ens reUgieux (Geschichte der He^esieBin (p* 79)^ die 
Einm^jpatioQ des roluj:iers, von E^inrich dem Vggler (?) 
an» Uind die Pfogres de TBsprit huiuain ~ wo er zuletzt 
von Dante spricht^ eqdlich die vierte wissenschaftliche^ noan 
könntQ sagen philosophii^che Periode vo(n 16. Jahrhundert 
an (p. 743—895). Die Hauptrubriken dieser Abtheilung 
sind (p. 751) Sooi^l^s savantes (p. 757), litld- 
ratHre et philosophie (p.775), roouvenf^ent seien- 
tifique. — insbesondere der Chimie, Mineralogie, 
Geologie, der Physiologie des Stres organis^s, 
Anatomie, H^decine, Chirurgie, endlich p. 790 
his 895^ Mouvement social et politiq^ci de l'ere 
scientifique. 

Pie Masse des Stoffs dißsCF quUurgQSchicbtlicben Daf- 
slellung ist so gross, dass auch der unbefeingensle Les^r 
ihn nicht beberrsehen kann. Es hättQ dQ^shalb ^iner stren- 
gen AuMcheidung des Wesentlichen un4 Wi|:btigen und 
Oiner S(:harfen Hervorhebung der m^ssgehßnden Momeqie 
bedurft, um das Gemälde anziehend und belehrend zu ma- 
Qhen, Mi^er fehlt es gan? au Beidern und Alles ist 
auf gleiche tinje gestellt. Der Verf, liefert daher zwar 
did Ibijteri^lien ZJa einer Gescbiichte der Civilisatipn » aber 
l^i«9 wahrhaft historische Darstellung derselbe^, ßine Ge- 
sc^iicbt^ der französischen {Devolution imd der sociaIis|ischen 
Tbei^ripn wserer Zeit bilden d^dn einen Hauplp^egensAai^d. 
Was die der socialen wissenschaftlichen Fortschritte ausser 
F:ir^n^aijßh bjeirifft, so wird nur Englands ein wen^ ge- 
dacht mA Amerika'?, und ?w^r hier sogar des jetzigen 
P.rasidjeMteA ißt nordamerikanisqhen Freißjaaten. Das sie- 
bente Buch (cOAclüsipns) soll nach dem Verf. £p. 894) 
Stein i'esquisse d'une physiologiß social?) science nais^ante 
enoore impfU'faite ^ la()uelle noi^i allpns essayer de faire 
accomplir un nouveav frogresi — Dieser Förderungsplan 
ist aber nur «of 21 Seiten, V^rgleichi|pg ies «menschlichen 
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G^i^inlebeDS mit dem d^s Eitiieltietij entfiaton und erinnert 
tlreiiweise an die (dem Verf. gewiss uwbeicannten , 1844 
efs^hi^nen^eti} pgjrcboiogiscben Stu£en^tlbär Stafti mid Kihdio 
\6tt Blüntsclili. Jeder StaaC Hft'l seiil GMiirn ond dabcr 
G61]ffr1Y^thäf]gkeff, SirmeathStrgkeit , Blut*^ ond Netvenflui« 
dtM/szirkufMiohen utid es bandeH sich in der Wissenschaft 
noir darum, fä^ffzaslellen , durch wen und wie dieser Or- 
ganismus geti'agen und gestaltet sein müsse^ was der Verf. 
durch einen Pai'allelismus mit dem Rdrperorganismus durch*- 
zofäfhreti sich besffebt, Worin ihm aber zu folgen BeL 
nicht ve^suöfat ist. Auf diesen Plan folgt S. 917 — 95» 
eibe miH unendlich vielen Rubriken auf diö afligemeine Cat^ 
türgeschichte verbundene Rundschau der neuesten religidseii, 
philosophischen und politischen Literatur auch des Aus- 
lands, aü^r welcher Wir ersehen, dass d^t Verf. ein Xn*» 
hattgei* des Sämlsimodismas und Teridbrer von (wahrschein^ 
liöh nur aus Zeitungsnachrichten bekannten) Deutsehen ist» 
vbh d^fet^ Natnen wir hur einige aüßsuRihren haben, nm 
seimfe eigenef 6ei)$tesrichtung uns zn erklären. Es sind 
unter Andern die von Bruno und Edgar Bauer, Arnold Rage, 
C. Marx, Bernays, Frl. Marie Hillebrand (von deren Er- 
ziehungsanstalt er ausführlich spricht, p. 945), ferner 
Ronge , Wiislicenuii Und vor Allem Ludwig Feuerbach. Ob 
6r ihre Tehdenzen uhd Doctilfien So genan kennt, wie es 
für ihn wflnscbefiswerth gewesen wäre, lässt Ref. dahin 
gestellt. Das Ende des But^bes handelt von der Erziehung 
der Menschet! von der GebuH an bis zum Tode — wobei 
äie Begehungen von Festen vorgeseMagen werden, Fdtes 
de Tadolescent und fi§tes communales des mari^s. 

Die letzten Worte des ganzen dicken Buches sind: 
Aimer c'est vivre, 6tre aim^ c'esi vivre enewe. 

3. Morale sooiah ou devoir de VEtat et des ciloyens en ce qui coti- 
ceme kt propriete^ la famille^ Veducdtion, la tiberte, PegaHte, 
V Organisation du pouvoir , la gureti inUrieure ei eccphieure par 
Addphe Gtti*rtier, proftssentr de ^Hesopkk ä 9a fUtüUe deUihfei 
Ai iVtrb. F»Hs i850. i. Fol. 8. 

Dieseä Buch des lekn-dh lindene ScbrifMi woUbtkamH 
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ten Verfassers gebart za den bedeutenderen Erscheinungen 
auf dem Gebiete der moralischen und politischen Wissen- 
schaften. Sern Hauptzweck ist die Bekämpfung des moder- 
nen Socialismus und Communismus mit Gründen, die tiefer 
liegen als die unkritischen des neu französischen socialen 
Dogmatismus. Das Werk zerfällt in eben so viel Bücher, 
als die auf dem Titel angegebenen Hauptgegenstände, wel- 
che jedesmal als eigene Lehren gewissermassen monogra- 
phisch behandelt sind, aber doch in einem innigen Zusam- 
menbange unter einander stehen. Schon der Ausgangs- 
punkt des Verf. in Liv. I eh. I ist bedeutungsvoll und in 
folgenden Hauptsätzen, die darin beleuchtet werden, näm- 
lich den in §. 1: 11 n'y a de röformes durables, que Cel- 
les qui s'accomplissent peu ä peu. §* 2: N^cessite de 
fonder la Constitution sociale sur la connaisance de l'huma- 
nitä. $. 3: Distinction de la justice et de la charitd. 
$. 4: Devoirs des chefs de l'dtat. Das ganze Werk ist 
eine Art auf psychologische und culturgeschichtliche Gründe 
sich stützende Politik, die als Staatsmoral oder sociale 
Ethik aufgefasst wird und bei welchen der Verf. von den 
zwei ethischen Ideen ausgeht, über welche Cousin eine so 
geistreiche Flugschrift Qustice et charit6) geschrieben hat; 
beide bilden auch bei Hrn. Garnier die Grundlagen der 
Pflichtenlehre der Regierungen, und zwar die justice ne- 
gative, die des strengen Rechts, die justice 
active, die des Staatswohles, verbunden mit der 
Charit^. Sie sind ja überhaupt der höchste moralische von 
drei grossen Vereinen (wir dürfen mit Fichte sagen der Sphä- 
ren der ergänzenden Gemeinschaft, nämlich des grossen 
Wechselverkehrs der Menschheit (sociale du genre humain), 
des Staates (de la nation) und der Familie (p. 4}. Die 
höchste Staatsthätigkeit, sagl er p. 7, doit avoir pour but 
de satisfaire chez le plus grand nombre possible toates les 
inclinations legitimes, c'est ä dire, Tinstinct de la conser- 
vation, l'amour propre, Tamour d*uutrui et l'amour du beau 
— also den Schutz und die Hilfe für die Entwickelung des 
Genius der grösstmöglichen Zahl der Menschheit 
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Im ersten Boche (p. 8—90) verlheidigt der Verf. das 
System des nach ihm auf die Arbeit und zwar ausschlies- 
lieh sich stützenden Privateigenthums gegen alle neuen 
socialistischen Doctrinen von J. G. Fichte an, mit dessen 
Ansichten ihm der Saintsimonismus Verwandt scheint, bis 
Proudhon und Louis Blanc. Die Bekämpfung dieser Theorie 
ist glücklicher als des Verf. pQsitive Begründung des Pri- 
vateigenthums, welche ihm nicht das jus primi occupantis, 
oder die des allgemeinen Interesses ist, sondern die Locke'- 
sehe Ansicht, dass Jedem das gehören müsse, was er 
durch seinen Fleiss sich schaffe. Der Besitz von Sachen 
erscheint ihm als ein untergeordnetes Moment. Der Schluss 
der eigenen Ansicht geht auf die Beibehaltung des Privat- 
eigenthums, Verbesserung der Gesetzgebung über diesen 
Erwerb und Transmission und der Wegräumung der im 
Wesen desselben liegenden nachtheiligen Folgen durch An- 
wendung philanthropischer, polizeilicher und anderer im 
Interesse aller gegen die Verarmung und zur Hebung des 
Nationalreichthums zu sanctionirender Massregein. 

Das zweite Buch handelt von der sinnlichen und sitt- 
lichen oder idealen Liebe und von der Ehe, die nur als 
ein gesetzliches Band der letzten ihrer Ideen und zwar nur 
als Monogamie entspricht und nach der Ansicht des Verf. 
durchaus unauflösslich sein mnss, wesshalb er die Ehe- 
scheidung absolut verwirft. Ch. II p. 3. Es handelt von 
den Pfliehten der Eltern und Kinder. 

Das dritte Buch von der Erziehung vertheidigt das 
Princip von der Nationalerziehung und des öffentlichen Un- 
terrichts; jedoch auch den Grundsatz der religiösen Er- 
ziehung durch die Kirche, aber zugleich die Ertheiinng 
eines über allen Confessionen stehenden allgemeinen reli- 
giösen und moralischen Unterrichts durch die Lehrer des 
Staates und schliesst mit der Apologie und sittlichen Direk- 
tion des Theaters. Das vierte Buch ist eine in der Haupt- 
sache materiell ökonomische Bekämpfung der Sklaverei. 
Das fünfte Buch unter dem Titel Organisation du pouvoir 
enthält mehr eine Kritik der Verfassungen Frankreichs von 
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1793 bis dS^S, Itesonder^ 4er Tepf^likaniscbeQ (wo ge- 
ragt wird^ .4as8 es eigenilich >nje eine wahre Volbaregi^- 
ruog gab und dass an .sich keine möglioh ist). ZiunSchludue 
iwefden, fcailich Mi eini^r ^Schüchternheit, «eiiiige Vler- 
ibe&serungen der iranzüfiisoh«n Coastilulion ¥om Jahr« 4848 
ivorgesohkgen, dabei aber iii<sht geseigl) wie eine «oiiüreriakie 
Abg«ordnet8iikaiiHiier nebep .ei'flem über eioe j$€Qß$e flli- 
litairnacht gebietenden Pritoidenten besHshen ikonne? Aas 
leiste Buch endlieh, de k sunetö intärieuce, haiMtek vom 
'Duall, der ^nach dem Verl, nach and nach aufaubeben^^n 
VodessArafe \Biid .der Abschaffuag dar paMönlichen Haittiipd 
Hiälbat des WeohaälaEcestes^ endiiob v.om Kriieg.uftd <deaaen 
.Uninögiiahniacben ducefa die i£iriditj|ng &nw itnf ,ein (iab- 
tig.f eardnet^s iStaatisiisystein »siQh ,stiUaendan, Mr idie ßü- 
labbängigkeit dur leinselnein iVcHker .lutigatihrticlie« »hcMMi- 
(Slen )Ebalh»- „oider Scbiedagerichies, dessen Idee dnatKäQig 
iHeinnöh IV. .von.Frafikteeich gehabt ;baUe. 

4) Analyse et classemeut des divers ordres ,de Im et :pken9fn4n$9 mo'- 
raux et poUtiques et des sciences correspondantfs par Leo^ Tillard, 
Paris i85i. i Vol. 8. pp, l-^iU. 

& iat mokt teicht, ,dies kleine iWerk msm& ^jpngan, 
isehr'^.gttldhrteo franzöaisoheniBeohtagelebnten, :der rdciD letz- 
ten fiomoder .:auf /daot^cben UBiveiaitätan iSubracUiet, tkorz 
(lind. SflUagaold zu bezeichoen. Han könnte.ias «aneillelii- 
pbysik der Staats- und r Aechtsivissenscbafl «aon«»., denen 
lÄwQckiii^^'die'Giinndkigen: undiVeraweiguagenid^n^elben in 
.ibrenlrlürlkhe Bajßheriphilpaal^hi^cbidaniulhiifiiUndfMr jf^d^^ftder 
'tUtateB)i^ai streng Mwis«M»sfehafiliche>tech4H8fibe B^eactohawig 
noii.iiad^n. > Das. iftüMthleifl ;b(islebl ^aus .)ZiM0i.iHaufiAthmli9n, 
-ijaaer'tnäiiQBcJlan , auf Thalsaohen <dea )6e)iFuatseiaa jg^stüHz- 
Aen. AMlrais;)&'>lm*9, .lurd i einer; in iTabeifen.^irgftat^len 
^?lAr(lkitekta«ik' den etlyaelMfii, id. b.tdar .mondiacton , jppiHi- 
jadian lunds juaiiiisoben Wisseaat^baften. fiie,:hd€h«ie»Öi^fi- 
thümlikAkeili defiselb^ea ilsl. Hia ;UiiMdli«b. ^ 
ItNomqnklatur^iDUt ^ilfe ilranzoaiAch g€«)ai$hi0r griei^hiifpher 
.(Worla. ... 
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• • Wattn 'iniBHi dem Verf. auch l)ftWliinmfen miiss, »Äer «h- 
Vöii 'tosgeUt, 4a55 hiir ganz adäquate Beieeichnong^n ^s 
möglich 'ftifacheD, ein wi98enisdiartlich«s Fach Hcfbtlg aufzo- 
fia^en, so muäs «lati atlderer^eils sagen, dass eine so 
ätiitifittdige , für jede TJhteraMheüayig spe2!?eil geschaflfene, 
In gegen 'hundert neuen Warnen 'beslehehde Tertnlnologie 
imehr verwirrfcnd als belehrend »t — ja es dem Leser un- 
i)f)5gKch nrracht , die Lehre des SdiriftsteKers * volIstSnfNg 
'sich anKoeigfr^. Hl*. TiHard 'hat das Sysfemäüsirleti offen- 
bar übertriebien und dadurch im Voratis die* frutütbritigende 
Eiimlrkong s^iribs Versuchs liuf die Reform der staatsWis- 
•siiirischäfiUehen Studien wenn auch bidit nnmögtich geRta<^ht, 
doöfa 'utrendlicfa erschwert. 

Seiner Bichtung naMi )$l der 'Verf. idin Anhänger von 
€oÄit©^ ffhitesophie 'positive. ^Er will die efhisöheii Wissen- 
schaften eben so begrünU^ii und durehgeftthii wissen, wie 
dfes bei d^r naturwissenschaßiichen 20 geschahen -pJBegt, 
tr^d 'z^igt hiezu im Anfang deiner Söhrift dileribar den 
rU^tigen Weg. Die tithHc (wi^lches Wort er auch in dem 
aHomfafss^nden Sinn, den Ref. hier annimmt , b^reflt} 
muss nach ihm mit efnfer P h ä nam i g re auf didm sympbiten 
Getnele beginnen und zur Entdeckung tind Peststeileng der 
dilB PftiHTömene erzeugenden geistigen Natui^g^setze 4es 
Willens Qois'tnorales), welcher AH iie sJein morgen, über- 
gehen. £r ^nennt dieselbe daher auch 'Blhäonomique g^n^- 
-rtiTe, 'und dfe Wissenschaft tfavon Etfrö'ono'm'dlogie 
'(p.'tö). ^Di3i diese '€dselze 'S6vfk)!)i die 'des 'tnt)ralisdien 
Guten als des Bösen sind, so i^^MIt^iese-Gesetzgebtlng 
in die Eunomologie und Caeonomologie (p. 20 und 21). Es 
bedarf daher eines Nachweises der Realität der Ideen des 
Guten und des Bösen (du bien et du mal}, welche Lehre 
ausgeführt zu der von unseren Philosophen jetzt sogen. 
Güterlehre (deren Begriff übrigens schon Pascal hatte) 
(p. 24) führt und die Voraussetzung der Pflicbtenlehre, 
gestützt auf die Obligativitö morale, ist (p. 23 et suiv). Die 
Eunomique zerfällt nach dem Verf. (p. 31) in die Regio- 
•nomique (von Stahl die Lehre vom Einzelethos gewöhn- 
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lieh die Moral genannt wird) und in die Dikäologie, d. h. 
die vom Gesammtethos (also die Staats- und Rechtslehre}; 
sie ist. gemäss der double Evolution du sujet moral Tindi- 
viduelle et sociale. Man bat den letzten Zweig gewöhn- 
lich das Naturrecht genannt, aber unklar aufgefasst und 
verkehrt behandelt. Von beiden als reinen Wissenschaften 
der geistigen Naturgesetze, ähnlich der reinen Mathematik, 
der Physik und der Chemie, unterscheiden sich die Etheo- 
technique (resp. der Etbneotechnologie), zerfallend in die 
Hagio- und Dikaeotechnique oder Poleonomique , welche 
die Lehre der moralischen und politischen Kunst, also das 
sind, was wir die Tugendlehre in der Moral und die Poli- 
tik nennen. Sie sind theils Einzelansichten, Iheils die der 
Gesammtheiten und dann sanctionirt als Moral einer positi- 
ven Religion oder als Recht eines Volkes, d. h. als posi- 
tives Recht; es lässt sich auch eine vergleichende Dar- 
stellung der möglichen und wirklichen Grundsätze beider 
denken , und die der vergleichenden Dikaeotechnik oder 
vergleichenden Poleonomique wurde die Rechtsphilosophie 
p. 31, 38, 40, 41 u. s. w. Die Metaphysik des Rechts 
ist eine Vorwissenschaft von derselben. 

Nachdem nun der Verf. auf diese Weise eine allge- 
meine Grundlage für eine Architektonik der moralisch-poli- 
tischen Wissenschaften gewonnen hat, geht er zur philo- 
sophischen Construktion der einzelnen Zweige (auch der 
Nationalökonomie) der Statistik, der juristischen Hermeneutik 
über» welche weiter zu verfolgen die Grenzen dieser An- 
zeige überschreiten würde. 
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xvn. 

Italienisches Pfandrecht 

Dargestellt 

TOO 

Herrn Hr. BoselUnl^ 

Advokaten io Modeoa. 



Die neuerlich begonnene oder angemeldete Veröffent* 
Hebung einiger Werke über Pfandwesen veranlasst uns» 
darüber Beriebt zu erstatten. 

Als in Italien das französische Gesetzbuch verkündet 
ward, nahmen die Italiener es mit voller Begeisterung 
auf; sie waren ja längst gewöhnt, Frankreich als Sonne 
der Weisheit und Gesittung zu betrachten, als ob in Al- 
lem, was von dort kam, weder ein Mangel gefunden wer- 
den könnte, noch man hoffen dürfte, je tiefer einzudrin- 
gen als jene es gethan. Diese Abgötterei schwand durch- 
aus nicht bei dem Fall der Napoleonischen Herrschaft, 
obwohl doch die Erfahrung einiger Jahre in jenem Ge- 
setze, welches so wunderbar vollkommen geschienen hatte, 
manche Fehler geoffenbart hatte. Hit Ausnahme Pie- 
mont's behielten alle italienischen Staaten das französische 
Pfandrecht auf kürzere oder längere Zeit bei, überzeugt, 
dass es gut sei, aber einer Ueberarbeilung bedürfe, über- 
zeugt, dass sie kein anderes an seine Stelle zu setzen 
hätten. Entschiedeiii bewährte sich auch die Umkehr zu 
dem alten System, welche man in Piemont versuchte, so 
wenig, dass selbst hier man 1822 ein dem französischen 
nachgebildetes Pfandwesen wieder einrichten musste. — 
Ebenso vermochte man im Lombardisch - Venezianischen 
nicht das reine österreichische System in Kraft zu setzen 
und führte im Gesetze von 1826 eine Art von Gemenge 
beider Systeme ein. Der Herzog von Lucka behielt das 
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ganze Napoleonische Gesetzbuch bei, so lange die Selb* 
ständigkeit dieses kleine^ Staates wShrte; die Herzogin 
von Parma Ifis 1820, wo sie ibr neues Qeset^buch gab, 
und Neapel bis f819 thaten dasselbe. In gleicher Weise 
wie Modena, und das ^mahgQ Massa behielt Toskana 
einstweilen das Pfandrecht bei; aber mit Ausnahme ge- 
ringer Abänderungen von 1819 dauerte es in Toskana 
bis 1836, in Modena und Massa bis 1852. 

Papst Pius Vn. war der Erste, welcher eingreifende 
Veränderungen vornahm ; schon 1816 führte er ein Pfand- 
wesen ein, welches zwar Gestalt und Formen des fran- 
zösischen bewahrte, jedoch davon in einigen Grundsätzen 
abwich. Nach den Neuerungen von Leo XII. bildet das- 
selbe die Grundlage des heutigen, am 10. Nov. 1834 
verköndeten päpstlichen Pfandwesens. Die Punkte, wo- 
rauf besonders die Neuerungen der italienischen Gesetz- 
gebung sich richteten, waren; die gesetzlichen Unter- 
pfänder, deren Befreiung von der Pflicht der Eintragung 
(möge nun der Grund, aus welchem Napoleon frischweg 
dies verfügte, vernünftig gewesen sein oder nicht} mit 
dem, Grundsatz der OefTentlichkeit In Widerspruch stand. 
Abgeändert wurde ferner die Zulassung allgemeiner Pfand- 
rechte, wodurch die ausgesprochene Besonderheit zur 
Täuschung ward; der in Widerspruch mit der verlang- 
ten OefTentlichkeit der Unterpfänder auf blose Ueberein- 
stimmung und im Verborgenen geschehende Eigenthums- 
Qbergang; die zur Erleichterung der Bücher aber zum 
Verderben heiliger Rechte vorgeschriebene Erneuerung; 
die Vermengung gleichgültiger, mit wesentlichen Formen 
zur Zerstörung und Vernichtung der Rechtshandlungen. 
Gegen solche Punkte begannen schon die Franzosen ihre 
Stimme zu erheben, und die Unfehlbarkeit des Napoleo- 
nischen Gesetzbuches begann zu wanken. Die Italiener 
nahmen zwar in Schriften keinen Theil hieran, als ob 
sie nicht berufen seien, darüber zu richten, oder nicht 
geschickt, gegen die Meister den Kampf aufzunehmen 
allein sie sprachen sich im Gerichtssaal und im Vorzlm- 
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i»«r avsy ub4 wer neue Gesetse zu verfiisseD batte^ vafCe 
nicht dasjenige wieder abzaschreibe», was Atte todeltew. 

Auf verschiedene Weise suchte man diese Aufgaben 
zn lösen. Manche legten zwar die Pflicht im Bintrags 
den gesetzlichen Pfandrechten attf, liessea sie aber v^n 
Tag der Entstehung an zurückwirken;^} andere Ifesse« 
sie davon befreit,'} odier gaben umgekehrt nur von der 
Einscfcreibiinf an die Rangordnung;^} andeie hMlen> stob 
an die Besonderheit der bedungenen ünterpßnderf) wid 
beschränkten die riehteriichen, oder eröflVieten durch Auf* 
geben der Besonderheil de» allgemeinen Unterpfandreeh« 
len ein freies Feld. ^ Einige drängten zur Umschreibung 
im Grundbuch ohne Zwangspflicht , ^} oder machten aus 
dem Eintrag in solche Bücher (trascriiefiote , ^} Intavo- 
laziene,^} voltura}^} eine Bedingung für dien Eijgen«^ 
thnmstibei^ng. Bin Theii endlich behiett die zehnjährige 
Erneuerung bei, ^^} oder verlängerte sie, ^^} oder heb sts 
auf, ^^} oder führte sie gar nach der Aufhebung wieder 
ei». ^^} Darin aSein waren Alle einig, dass sie zwischen 
wesentUchen und unwesentliche» Förmlichkeiten untor^ 
schieden und die Nichtigkeilen beschränkten. 

Die Schriftsteller jedoch griffen nicht zur Feder ned 
war die Zeit überhaupt den Lehrschriften günstig; irgend 



1) Piemont, Toskana. 

2) Neapel. 

3) Oesterreich, Parma, Kfrohenataal, Teasia, Ifodem. 

4) Reapet» PiamoiH, Taekaoi* Kirffa«iMlaa<% Claateriekk 

5) Parma, Itwß, Up^eiui. 
6), Neapel, Piemonl, Tqmui^ 

7) Kirchenstaat, HodeAB. 

8) Oesterreich. 

9) Toskan». 

10) Ne«p9l, liMbrn^K ^amnaich. 
iX) Piemnt. 

12) Toskana» T^s^in, Modeivu 

13) Der Kirchenstaat (der sie 1849 aufhob, 1850 wiedetr einf&hrta} 
and Franz lY. Ton Modena (der sie 1814 aufhob, 1823 wicdisr ein- 
Mrte). Dat aene CiOistabnoh voa 1609 hob sie in Vodena wiedw aufi 
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ein praktisches Handbuch oder einen kurzen, oberflächli- 
chen Lehrgang können wir natüriich nicht zu den wis* 
senschafllichen Abhandlongen rechnen. Die Gerichte zwar 
bildeten sich eine von der französischen mehr oder we- 
niger unabhängige Rechtsübung (die Kassation im Kö- 
nigreich Italien gab davon noch unter NapoIeon*s Herr- 
schaft das erste Beispiel); allein ihre Entscheidungen, 
wenn auch gesammelt, bildeten kein selbständiges Ganze, 
und nur Tran quill i sammelte die Entscheidungen der 
Rota Romana in re hypothecaria. Franz Melegari, 
der ausgezeichnete Gelehrte am obersten Gericht zu Parma, 
behandelte auch das Pfandwesen mit Ueberlegenheit in 
den kleinen Aufsätzen, welche er der Sammlung von Ent- 
scheidungen jenes Gerichts (bis 1830) einstreute. Der 
erste meines Wissens, welcher es unternahm, ein Werk 
über Pfandwesen in Italien zu schreiben, war Jacopo 
Sabbatini, welcher 1837 eine ausführliche Erläuterung 
der toskanischen Pfandordnung in vier Theilen herausgab. 
Dem Ansehen des Buches schadete die Beschränktheit des 
Gebietes; auch erhob sich damals der Ruf der Franzo- 
sen Grenier und Troplong, zu welchen selbst die Italie- 
ner sich wenden mussten, um die Grundsätze eines Sy- 
stems zu finden, welches trotz der erlittenen Abänderung 
im Wesen doch noch französisch war. Ich darf hier nicht 
von einem Versuch sprechen, welchen ich selbst zur 
Vergleichung der Pfandgesetzgebungen machte, weil schon 
nach dem ersten Heft 1842 die Herausgabe durch Ver- 
wickelungen unterbrochen ward, in welche der Verleger 
gerathen war. Ich erwähne dies nur, weil ich mich im 
Vorwort bestrebte, ans Licht zu setzen, wie wichtig die 
Erforschung des Ursprungs und der Verschmelzung des 
Römischen und des Germanischen Rechtes sei. Vergeb- 
lich würde es sein, eine Aufzählung neapolitanischer Werke 
zu versuchen, denn die unseligen Finanz- und Censur- 
gesetze haben jenes blühende Reich dem übrigen Italien 
fast so fremd gemacht als Aegypten. Uebersetzungen 
französischer Werke (Grenier, Troplong), welche uns von 
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dorther rakamen, sind, wenn nicht fein gedruckt, doeh 
reich an selbständigen ErlSuternngen, und lassen uns in 
Oberitälien immer mehr den Hangel eines ehrenvollen 
und freundlichen Verkehrs mit den Bürgern jenes Rei- 
ches bedauern, welche trotz alledem zu unserm Stamme 
gehören. Bedeutende Abhandlungen über Pfandwesen sind 
jedoch dort wohl nicht erschienen; weder Zeitschriften, 
noch Bücher sprechen davon. 

Die lange Erstarrung löste sich endlich und wir freuen 
uns, mehrere Werke über italienisches Pfandwesen an- 
zeigen zu können. Vor allem müssen wir die Samm- 
lung aller seit Verkündung des französischen Gesetzbu- 
ches erlassenen Pfandgesetze erwähnen, welche der Rechts- 
anwalt Petronio Magri in Bologna herausgibt. Ich 
war Zeuge des Eifers, womit dieser fleissige Sammler an 
eine Arbeit ging, welche eben so schwer ist als sie leicht 
scheint. Die verschiedenen Länder dieser unserer Halb- 
insel haben in dem kurzen Raum von vier Jahrzehnten 
so viel und oft Gesetz und Herrschaft gewechselt, dass 
es äusserst schwer ist, genau zu wissen, welche Gesetze 
gerade auf dieser oder jener Scholle Landes erlassen wur» 
den. Das Königreich Italien z. B. zerfiel in die öster- 
reichischen Antheile, in Modena, Guastalla (lange Jahre 
mit Parma, nun mit Modena vereinigt}, die päpstlichen 
Statthalterschaften und andere Provinzen des Kirchenstaats. 
Toskana, Parma und Modena tauschten sich Gebiete und 
Landesstücke aus; Ludca und Masse wurden Toskana und 
Modena einverleibt. Die eine Zeit lang mit Frankreich 
vereinigten Länder, wie Nizza, Genua, Parma, Piemont, 
Rom, hatten nicht wenige verschiedene Gesetze, so dass 
es selbst dem tüchtigsten Rechtsgelehrten unmöglich wäre, 
manchen Pfandrechtsfall zu entscheiden, ohne die dicklei- 
bigen Gesetzessammlungen der jetzigen und ehemaligen 
Staaten Italiens nachzusehen. Und damit hätte er nicht 
einmal Alles erreicht, denn nach einer schlimmen aber 
bei uns eingewurzelten Sitte muss man oft die wichtig- 
sten Bestimmungen in den Rundschreiben und Anweisun- 
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fen an di» Aemtor suchen, llagri twrsah sich daher nil 
einer reichen Sammlung von Gesetabttchem in ihren ver- 
sdiiedenett Anagabeni von Sammlongen oder Verkfindt'- 
gm^sUttttero anderer Gesetae und Erlasse, und nahm sich 
vWi einstweilen die voUstindige Saaittlong der Pfandge- 
aelftgebaag jener Lilnder z« liefern, weiche eiast das Kö- 
nigreich Bauen bildeten. Wenn ihm ermutbigeade Auf- 
nahme nicht fehlen wird, so will er dann seine Samm- 
kmg auf die fibrige Halbinsel erstrecken. Hödile er eine 
seiche Arbeit auch auf die übrigen Theile des neueren 
Rechte ausdehnen können, wie es scheint ^ dass er sich 
lusipflt vornaha». 

Binem Fremden ist es nicht gegdien, diesen trau- 
rigen Znstand Italiens au begreifen, wekhee in Sk> tielen 
Tbeileli so ofl GeUeia und Herrschaft wediseitU) dase 
a^ B. das klebte flerzogthwn Modena (nadidem es durch 
v^racfaiedene Verlrige tim gefcnwärtigen Bestand fach 
vereinigt sah} 1860 nicht weniger als sechs verscbie*- 
dene Gesetzgebungen hatte^ nämlich die Modenesische im 
grlsalen Tiieil, die Parmische in einem kleinen Gebiet, 
die Maasa^Cerraiisohe Im kleinen Hersogthum Masse, die 
von Toskana, Lttoka und Oesterreich in andern Bruch- 
atüohen; wie viele Gesetze seit der französischen Br- 
oberuftg in jedem Ulndehen verfertigt wurden, iXTauche 
ich nicht cüSt M sagen» Tausendfadves Lob verdimit da- 
twa, wer es untemhnmt, die geltenden Geaelaee au sani- 
tndn, aowie jene früheren, welche LiegenschaftsreeUe be- 
treffen^ und darum einen Einfluss ausübten^ welch«» viele 
Jahrhunderte kaum aerisAÖren können. 

Die Oeselae sind Stoff der Wissenschaft) welche wie^ 
dortm Geselle aehafl. Dieselbe i^obe, Religion, Ur- 
spiiAig und Sitten vereinen Italien trete den staatliehen 
TimOngen , welche der Wissenschaft fremd eind. In dem 
Wmm wen^slens Würden die Bebenrscher ilaiens atch 
vraklverdieni machen, wenn sie sich IrenOhten, Arn Bin- 
huU 4sr Gesetae su geben, denn sie können es ohne 
ihrar SelBberrschaft Abbruch zu ihn. Diu WilsensokaR 

Digitized by VjOOQIC 



B^BtUini, italieMielies PIMhrMl* Hl 

indessen mnu ans dem Gesetzen und Briftiohen im Vf'w^ 
sensDbaftUebeB Verband des italienischen RecMeg scU^^fenl« 

Der Anwalt hnimg Chiesi Yon Reggio hat in Flo« 
ranz zwei £eJo gearbeitete Bäffde über ^ErllBtefung im 
PCandwesens^ herausgegeben, welche den Gegenstand der 
Vorzugsrechte umfassen. Die folgenden, weiche D<>eh auf 
sich warten lassen, haben dann die Unterpfandsrechte zu 
behandeln. Der Verfasser ist eine Zierde des lombardi«» 
scheu Gerichtshofes von Beggio, und iat durch eimga 
Erläuterungen über die ErbMge bekannt. Er erreichte 
vortrefflich seinen Zweck, das französische Recht in ita» 
}ienischer Weise zu beleuchten, fndean er die Gruudstft^e 
der französischen Pfandgesetzgebung aus dem Römische« 
Recht ableitete und ihre Entwicklung bia zu des» heute 
in Italien geltendes verfolgte. Sein reiner und beacbei«« 
dener Siim zeichnet sich auch in seinem Werfce^ ao dast 
es Manchen zu kleinmüthig und nicht ausftthrlieh genuf 
schien^ obwoU doch stets nach Darlegung der versobiaM 
denen Meinungen mit Meisterschaft und gerechter Beur** 
theilung die Fragen gelöst sind. Für den itaUeaiaehafl 
Bidfter und 8taat$scbreiber^ welcher nicbt zu ausgedehn- 
ten Berathungen berufen ist, ersetzt dieses Buch jedes 
andere und muss vob dem gründlichen Red»tagelebrten 
deo Beateu zur Seite gestellt weardea, leb darf zur l^ 
tersttttzung dieser günstigeu Beurlheilunjg die Ansieht 
Mfttermaier's, des erfahrenen Kenners der euitgi^cheni 
besonders der italienischen Rechtswissenschaft anffthrau« 

Nicht weniger veriaugea wir deashalb nach «nem an^ 
deru Werke ^ das uns von dem Anwsft Uidwig B«r« 
sari von Ferrara versprochen ist. Derselbe iai schon 
dttreb seine künäiA erachieoene treffHehe Abhandlung 
Qb0r Erbpacht^ von dar »an eine «weittf^ vennehrta Auf** 
lege erwarteil behamnt; Wir bemerkten achon, dasa sich 
das pllpstlicbe Gesetz von dem tmoa^aisfAet i* einigen 
wesentüehen PunUea entfernt und daher fMifftn aicb die 
Beehisgelehrten jenes Staate« zu einer unabhängigen 9^ 
traahtung des Pfandwegeas^ Bersari ist woMbewueA^rt 
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im Rdmischen Recht wie im Gerichtsgebraüche, und wir 
dOrfen daher sicher sein, dass er den Stoff von einem 
neuen , darchans italienischen Gesichtspunkt behandeln 
wird; er wird die nur allzu leichtfertig von den Fran- 
zosen gegen die frühere römisch-italienische Wissenschaft 
geschleuderten Vorwurfe abzuweisen wissen. 

Herr Servadio in Ferrara, Verleger der Borsari'schen 
Werke, hatte auch eine neue Uebersetzung der Eriäute- 
rangen zum Pfandgesetz von Troplong angekündigt, welche 
aus der Feder des Rechtsanwaltes Gauch in Bologna 
nach der Belgischen Ausgabe gemacht sein, und Ver- 
gleichungen und Anmerkungen über das italienische Recht 
enthalten sollte. Wir wissen nicht, ob diese Absicht 
aufgegeben wurde aus Besorgniss, dass die starke Ver- 
breitung der französischen Ausgabe von Troplong, oder 
die Venediger, wenn auch wenig schätzbare Uebersetzung, 
oder jene gute von Neapel dem Absatz dieser neuen im 
Wege stehe, oder ob man es für besser hielt, die vor- 
handene Lücke durch Herausgabe des Eigenwerkes von 
Borsari auszufüllen. 

-rii Letzterer wurde gar sehr durch die erwähnte fleis- 
sige Sammlung von Magri bei der geschichtlichen und 
vergleichenden Entwicklung seines Rechtsgebäudes unter- 
stützt; wir schmeicheln uns, dass er ebenso das jus 
constituendum nicht vernachlässigen werde, indem 
er sowohl die französischen Arbeiten von Kasimir Perier 
bis Martin (du Nord, Justizminisier) , als auch die ita- 
lienischen in Abbandlungen, Urtheilssammlungen und Zeit- 
schriften (namentlich in la Temi von Florenz) enthal- 
tenen Arbeiten beachtet 

Bei dem Pfandwesen darf auch der volkswirthschaft- 
liche Gesichtspunkt nicht ausser Acht gelassen werden, 
obwohl die neue Wissenschaft der Volkswirthschaft, die 
noch nicht Zeit gehabt hat, ihre Gebilde an der Erfah- 
rung garzukochen, bei der Gesetzgebung nur mit Vor- 
sicht gehört werden darf, wenn sie sich gegen etwas 
auflehnt, welches vielen Geschlechtern vortreiflich schien. 
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Besonders ist es ein Irrthum, dem Eigenthoin eine m 
schnelle Beweglichkeit verleihen zu Wollen, denn wer 
schnell läuft, fällt leicht. Ebensowenig darf es unterlassen 
werden, die Vorschläge der Sozialisten zu besprechen, denn 
es ist Pflicht der geschichllichen Rechtswissenschaft und 
der alten tüchtigen Bürgerweisheit, die Wahngebilde von 
einem in den Wolken schwebenden Staatsleben zu be« 
kämpfen. 

Noch ein anderer Rechtsgelehrter von Bologna, An- 
walt Klemens Giovannardi, gewesener Rechtslehrer, 
hat die Herausgabe von hundert Abhandlungen in eben- 
soviel Heften begonnen, wodurch er gleichsam in Vor- 
lesungen das Pfand wesen darlegen will. Von den vier 
erschienenen gibt die erste Rechenschaft vom ganzen 
Vorhaben; die andern behandeln den Begriff der Pfand- 
rechte und andere allgemeine Lehren. Der Verf. scheint 
eine Reihe von Streitfragen über seinen Stoff mit be- 
sonderer Anwendung auf den Kirchenstaat behandeln zu 
wollen, wobei sein Zurückgehen auf die Grundsätze des 
Römischen Rechts sicher zu loben ist. Aus dem ge- 
machten Anfang sind wir natürlich nicht im Stande, ein 
Urtheil über das Ergebniss des Ganzen zu fSUen. 

Wir glauben nach dieser Aufzählung ein gutes Gedeihen 
der Wissenschaft, welche von einem Buche allein (und 
sei es das beste} nicht leben kann, weissagen zu dürfen. 

Zur Ehre unseres Vaterlandes wünschen wir schliess- 
lich, dass Jemand in das gehörige Licht setze, wie 
Italien auf dem Wege war, Dank seiner trefilicben Ar- 
chiveinrichtung und Dank seinem Kataster, welcher alle 
anderen übertriiR, ein gutes Pfandwesen zu erlangen, das 
mit grösserer Formeneinfachheit die Vortheile des fran- 
zösischen geboten hätte. 

Zum Beweise genüge die Anführung , dass z. B. in 
Modena es verordnet war, dass jede auf Einräumung eines 
Pfandrechts gerichtete Urkunde dem öffentlichen Archiv 
vorgelegt werde, und dass das Pfandrecht erst von die- 
ser Vorlage an Alter und Rang erhalte; von diesen Ur- 
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kvnden miiMte ein Veraächnias gehalten werden, wodnrefe 
man Oeffentlichkeit erkng^. Die gesetolicben Pfandrecbto 
wtreii anerkantit; tker «elbst diese waren BelreSb der 
Mitgift und Ehe?ertrtfge der Archivvorlage unterwerfen^ 
le das« nur die Vormiindfiohaßspfandrecbte davon aufge- 
nommen war^ obwohl aniA diese in den Gericbtsschrtf« 
ten verzeiehset standen. Es bestanden die Vorzngsreoble 
des Verkäufers und des Vermiethers, ebenso dessen, iet 
den Kaufpreis vorschoss, und dessen der die Sache er- 
hielt Es bestanden die Vorzugsrechte auf die Fahrnisse 
die allgemeinen Vorzugsrechte der Geriehis« und Begräb- 
nisskosten und des Dienstlohnes. Die Stutenmrdnung war 
bezeioknet, ebenso die Pflichten der Archivbeamten, die 
den Pfandachrejbern enispredien. Ein Jeder «dit datass^ 
dass ein wimig mehr Genauigkeit in den Arobivsver* 
zeichnissen tind eine bessere Uebereinstiaiaiung mil dem 
Kalastior ein gutes und einfaches Pfandwesen, wobei die 
Urknfide melksi den Eintrag ersetzte, ergeben konnte* 

XVllI. 

Wi^enschafÜiche Leistungen in Bezug wS 
dis neue belgische Hypothekeng^sete. 

ÄDj^ezeigt 
von 

gUtt > eym fti er> 



Des PfimUgti H ftyptdb^er. €$mtmntmr9 tfe i4 In du 1$, DtvmM 
i8i6 mir la RetitÜMi du r^^fkae hy^tbaakre^ par Uf^rtnu aooeni 
ä la Cour dPappd de BruxeUes. ßruxelles iS55. Tome prenUer. 

Während schon seit einer Eeibe von Jabi*en Frank« 
reich mit der Verbesserung der Geselif ebung^ über Ueber« 
tragung des Grundeig^anihums und iiber iIy|iotbeken sich 
beschäftigte, darob eineeine Abänderungen im Geselje 
über Credit fonoier sieh m helfen suchte , und erst in 
diesem Jahre das Gesetz vom 23> Uärz Iiber Transcrip** 
tion zu Stande bnchte, bätia Belgien dusch sein Gesetz 
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Tön 16. Dezember 1851 mtt kriflifer Hand vraseliU 
Ihihe Verbesserung^ai in seiner Civilgesetzgebung» die fre« 
kanntlich d^r französische €ode civil ist, sowohl in der 
Lehre von der Uebertragnng des Grandeigenthums eis 
in der der Hypotheken eingeflihrt; die belgische Gesetz- 
gebung ist es ftttch) welche bd allen neuen Gesetzge"» 
bungsarbeiteii tber die oben bezeichneteii Lehren in 
Deutschland vnd Italien am meisten vorschwebt Wir sind 
zwat überzeogt, dass gerade in der Lelure von der 
Uebertragimg des Grundeigenthoms die beigische Gesetz- 
gebnng nicht weit genug gegangen ist, und ein System 
der Halbheit angenommen hat, welches in nicht ferner 
Zeit den Mangel einer durchgreifenden Gesetzgebung be- 
weisen wiri Das Uebel liegt vorzüglich in der Ideo, 
das Vin^bältnss dritter Personen und das der Contraheh- 
len scharf zu scfaehien und die Transcription nur in 
ihret Wirkung auf Dritte anfzufossen tnd <ten Art 711 
des Code stehen zu lassen; wir halten es ferner für eine 
Halbheit^ die TranscripHon nur bei üebertragungen unter 
Lebenden zu fordern, wir halten es fftr nachtheilig^ die 
Rücksicht auf guten oder bösen Glauben entscheiden zu 
lassen, nnd dürfen wohl vorher sagen ^ dass d» neue 
System der Transcription mit den beibehaltenen Vorschrif- 
ten über Terjfthrong vielfach in Widerspruch kottmen 
nnd zQ Störungen fttbren wird. Wir haben seit einer 
Beifae von Jahren in dem Archive für civilistische Praxis, 
Band XXXHI, Nr. 18.; XXXIV, Nr. 11, 18.; XXXV, 
Nr. 9^ XXXVI, Nr. 11, 14.; XXXVII, Nr. 17.; XXXVIH, 
Nr, 5 diese Behau{rtongen nacfaftuweHien gesn^, und 
die neuen deuts4^hen Gesetzgebungen, z^ B. die grois»b. 
Hesflsche, die Nftssauische, das neoe Zttnher Gesetzbileh 
mitgetlieilt, worin der Versuch einer consequenleren Dnreh- 
ftthrung der lebenden GnindsMze gemadit ist. Wenn 
wir auch nicht aHen Behauptungen von Dnverdy In dem 
Aufeatze ffter den iienen frawsdslseheii ^^etfeesenlwdrf 
ta «tor himg^ historique de 4ro{| fran^ais et stränget 
mm h Dfree^it de LaboiAiyta^ ftezicv«. I^is 185d» 
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2 livrais. p. 97 — 124 zastimmeii und alle Folgerungen 
nicht billigen können, so finden wir doch in jenen Auf- 
sätzen gegründete Erörterungen über die Halbheit des 
Systems im französischen Gesetzesentwurfe , und diese 
Ansichten passen auch auf die beigische Gesetzgebung; 
allein dennoch enthält die eben erwähnte belgische Ge- 
setzgebung soviel Treffliches, die Verhandlungen über das 
Gesetz in den Kammern sind so reich an wichtigen le- 
gislativen und praktischen Bemerkungen, dass das Stu- 
dium derselben den Juristen eines jeden Landes empfoh- 
len werden muss. Ganz vorzüglich dient hiezu das Stu- 
dium des oben angeführten Werkes von Martou. Die rich- 
tige Würdigung und Anwendung neuer Gesetze, vorzüglich 
solcher , welche nur einzelne Titel einer grösseren Ge* 
setzgebung verbessern, hat grosse Schwierigkeiten; es 
muss das neue Gesetz an die bisherige Rechtsübung des 
Landes angeknüpft und mit dem ganzen System der Ge- 
setzgebung in Einklang gebracht werden. Es kömmt da- 
rauf an, die Erfahrungen zu sammeln, welche in Bezug 
auf die Schwierigkeiten der Anwendung des neuen Ge-* 
setzes in den Gerichten sich zeigten, aber auch die Er- 
fahrungen über den Zusammenhang des Gesetzes mit den 
Bedürfnissen des Verkehrs und mit den Interessen der 
Moral zu beachten, und die Ansichten der Gerichtshöfe 
über die Anwendung einzelner Vorschriften über Ver- 
bindung des neuen Gesetzes und der beibehaltenen Be- 
stimmungen des Alten darzustellen. Je mehr ein Schrift- 
steller, welcher eine wissenschaftliche ßearbtiitung des 
neuen Gesetzes unternimmt, alle diese Forderungen er- 
füllt und zugleich in einer würdigen Kritik, die durch 
Erfahrung nachgewiesenen Lücken, Widersprüche, unklare 
Fassung des neuen Gesetzes darstellt, desto verdienstli« 
eher ist .eine solche Arbeit. Das vorliegende Werk des 
Hrn. Martou errüllt ^\le diese Forderungen, und darf um 
so mehr empfohlen werden, als in der neuesten Zeit in 
Deutschland in den Staaten, in welchen die Gesetzgebung 
mit Aufhebung der gericbtlicben Hypothek sich beschäftigte, 
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die Yertheidiger dieser Massregel auf das belgischä Ge- 
setz als Vorbild sich bezogen, während die Gegner auf die 
in Belgien gemachten schlimmen Erfahrungen sich berufen. 
Hr. Martou hat seine Aufgabe sich klar gemacht und das 
Verdienstliche seiner Arbeit ergibt sich noch mehr da- 
durch, dass der Verf., von der Wichtigkeit durchdrungen, 
die Vorschriften des neuen Gesetzes mit den wissen- 
schaftlichen Forschungen über Hypotheken in Einklang zu 
bringen, überall an die wissenschaftlichen Arbeiten der 
französischen Schriftsteller anknttpft, klar den Geist der 
Verhandlung der Kammern über jeden Gesetzesartikel dar- 
stellt, den Sinn einzelner Ausdrü^cke im Gesetze zeigt, 
die Folgerungen aus dem Gesetze nachweist und ein- 
zelne Streitfragen zergliedert Wir wollen unsere Leser, 
indem wir einzelne Erörterungen hervorheben, mit dem 
Geiste der vorliegenden Arbeit näher bekannt machen« 
Um die Artikel des belgischen Gesetzes zu commentireUj 
welche die Transmission der actes entrevifs, translatifs 
ou d^claratifs de droits r^els so vorschreibt, dass, so 
lange sie nicht transcribirt sind, sie nicht pourront op- 
pos^s aux tiers, qui auroient contractu sans fraude han- 
delt der Verf. zuerst in einer Einleitung von der Entste- 
hung des französischen Gesetzes und dem Wesen des neuen 
Gesetzes von 1851, und dann: 1} welche Rechtsgeschäfte 
der Transcription unterworfen sind, 2) von der Form 
der Transcription, 3} von ihren Wirkungen. In Bezug 
auf den ersten Punkt gibt der Verf. p. 31 die bekann- 
ten Gründe an, aus welchen der Gesetzgeber sich nicht 
bewogen fand, auch auf Rechtsgeschäfte von Todeswegen 
die Transkription auszudehnen; allein er gesteht p. 32^ 
dass ein öffentliches Register, welches auch alle durch 
Erbfolge entstandenen Veränderungen des Grundeigenthums 
angeben könnte, grosse Vortheile gewähren, die ganze 
Reihenfolge der Besitzer einer Liegenschaft zeigen, und 
dem Grundcredit die nöthigen Garantien geben würde^ 
dass man aber dann viele Lehren des Code civil im 
Erbrechte abändern oiUsste« 0er belgische Cassationshof 
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fall absdol die Vertesserimgen, welche der keritjer ap^ 
]Mreiit kewiifigt, vernichtet and hat dedureh, wie der 
Verf. mit Recht sagt, die wohlthfltigeii Wirkungen des 
neuen Geeelxes von 1851 v«reitett. «-^ Wir stinmen 
YoUkommen bei u»d bemerken nur aus unserer Erfahr 
yung in deutschen Staaten, wo dies hei chränkte belgische 
S^jrstem gik, dass der Realhredit bedroht bleibt und TJelfaciM 
Prozesse entstehen. Von schönen AttsAhrunge» des VerC 
verdienen die über die Schenkungen pag, 40, über di« 
Natur der Rechte des Pfickters, mit Besiehung auf die 
Yerschiedenen Ansichten, z. & von Troplong, Duvei^ien; 
p. 48 Ikber antichrese, p. 51 (wichtig, wie weit man 
hier ein dingliches Recht annehmen kann) hervorgehoben au 
werden. Mit Recht zeigt auch p. 56 der Verf., die Un« 
klarheit der Kammerverhandungen über die Frage, wie weit 
rechldHräflige Urtheile, tenant lieu de conTentions ou de 
titres pour te transrnnsion de droits röels immobiliers der 
Transcripiion unterliegen, und macht richtig p. 66*^67 
auf eine Lüeke im Gesetze in Bezug auf die Frage auf** 
merksam^ ob. die Traiiscriptiott auch ndtbig sei bei Reehts«« 
gesehdften ayant date ceHaine, und Urtbeilen, die vor dem 
Binfilhrungstage des neuen Gesetzes ergingen. Die Furcht, 
dass man durch die Forderung den Gnuideatz verletzen 
würde, dass ein Gesetz nidit rttckwirken soll, hatte, wie 
Rasens, glaubt, mit Unrecht den Gesetzgeb^ abgehalten, 
des Interesse des Realkredits durobzuführei^ Der Vert 
erMert p. 6& die wichtige Frage: ob das System des 
Transcription mtt der Katastereimrichtung in Einklang ge«« 
brecht werden soll? Man hatte in Belgien etaen darasf 
bezügifcken. Vorschlag, dass man ab Gmndlagie der Bintra«* 
gung der Eigenthumsdbergänge den Kataster annehsM^ dass 
die PubMzitttt der Hypotheken mit der Administration des 
Kilaeters verbunden werden solle, Twworfen, weil die 
Ketnsterpbne zuviel Yeraniassong zu Irrthüm^n geben 
würden. Wir sind aus den in der trefflichen Schrift von 
Delapakide de fapplication du Cadastre a la determination 
l» la prepridtö imoM^btiidse« Str^sbowg 1653, angegeben 
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IMii Griiii^n «id nach den Erfabrangeiiy weiclie ntn itt 
eilizehien deutec^e» Staaten ttber Verbmdan|f 4e& Systems 
der Pablieitfit der Rechte mil dem Kataster machte, der 
Meinung^, dass Jede gfute Gesetzgebung diese Verbindung 
anstreben muss, nnd dass sie leichl möglieh ist; gerade 
Belgien 9 das als Mnslerstoat in so vielen administrativen 
Einrichtungen anderen Staaten vorsehweben kann, muss 
Alles anwenden , um die Katastereinrichtung so zu ver- 
bessern, dass sie die Grundlage des Systems der Publi- 
Kitlit dingMcher Rechte werden kann. Der YerL entwickelt 
dann p. 70 recht gut die Gründe der verschiedenen Sy** 
Sterne, entweder die ganze Urkunde ehitragen zu lassen, 
oder die Inseription der betreffenden Auszüge zu ver-^ 
ordnen, oder wie man in Belgien vorschlug, dass der 
Offenriiche Akt dem Dritten gegenüber den Eigenthume- 
Übergang durch gewisse vom Hypothekenbewahrer in 
seinem Register gemachte Aufzeichnungen bewirken, eine 
Abschrift der Urkunde selbst aber im Hypothekenbureau ver«^ 
wahrt werden soll. Es siegte zuletzt das System der Tran-* 
scription in Belgien. Der Verf. meint, dassbei der waöh** 
senden Zahl der Transcriptionen die Register anwachsen 
und die Aufsuchungen erschwert werden würden. 

Bei den Vi^irkungen der Transcriplion wühlte man des 
System, dass die Transcription auf das Verbüliitiss der 
Contrahenten und ihrer Erben (auch ihrer Gläubiger, weil 
sie den Schuldner vertreten) nicht wirkt und nur nui 
den Schutz der Interessen Dritter sich bezieht. Der Verf. 
p. 84 zergliedert die Bedeutung des Wortes: Dritte (tiors} 
und versieht darunter Personen, deren Vertrüge die Rechte) 
Welche der Transcription unterworfen sind, zum Gegen- 
stande haben. — Das belgische Gesetz schützt nur den 
Dritten, der sians fraude gehandelt hat, also von dem 
Dasein des nicht inseribirten Aktes keine Kenntniss hatte« 
Wir haben bereits in dem Archive flir civilistische Praxis 
Band XXXVI. S. 440 zu zeigen gesucht, dass dies 
(freilich auch in manchen deutschen Gesetzen befolgte} 
System , bd welchen man aus unpassender Soi^faM flp 
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die HoralUät die Interessen des Reclits und den Schute 
Terletzte, den man gewfiliren will, nicht zu billigen ist, 
und wir freuen uns, dass der Verf. p. 85 mit Freimü-* 
tbigkeit dies System als im Widerspruche mit dem Prin-> 
cip des neuen Gesetzes stehend missbilligt und die Un- 
sicherheit des Eigenthums, das Entstehen häufiger Pro- 
zesse (um so genihrlicher, als die Frage, was zum fraude 
gehört und der Beweis desselben sehr schwierig ist), vor^ 
hersagt. Mit Interesse liest man die Erörterungen der 
wichtigsten Streitfragen, die durch die Anwendung des 
neuen Gesetzes veranlasst wurden (p. 86 — 98), vorzüg- 
lich p. 98 bei der Frage: welche Verhältnisse entstehen, 
wenn eine Person, welche beauftragt wurde, für einen 
Anderen eine Urkunde transcribiren zu lassen, den Auf- 
trag nicht erfüllt, vielmehr mit dem Verkäufer sich ver-r 
ständigt, um für sich selbst die Veräusserung des Grund«^ 
Stücks zu bewirken, und dann dasselbe weiter veräussert 
oder mit Hypotheken beschwert; welche Verhältnisse tre- 
ten hier für den letzten Käufer oder Hypothekgläubi- 
ger ein? 

Der Verf. p. 106 wendet sich an die Frage, ob 
man nicht das deutsche System, nach welchem die Ein- 
tragung in die öüentlichen Bücher das Eigenihumsrecht 
begründet, so dass die mit der Eintragung beauftragte 
Behörde das Dasein der Bedingungen derselben prüft, die 
geschehene Eintragung den Eingetragenen gegen Jeder- 
mann sichert, in Belgien einführen sollte? Der Verf. be- 
merkt, dass das deutsche System allerdings bessere Ga- 
rantien des Realkredits gewährt, dass es aber doch nicht 
in Belgien angenommen werden konnte. Der Verf. sagt; 
le Systeme tranche avec trop de rapiditä, on pourroit 
dire, m^me avec une certaine l^geretö les questions de 
propri^t^ les plus ardues et les plus difficiles; les de-- 
cheances se trouvent facilement encourues, les usurpa- 
tions facilement consomm^es. — Uns scheint, dass man 
in Belgien, wenn mun von dem deutschen Hypotheken- 
system sprach, sich nicht genug die verschiedenen Mo* 
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difikattonen klar macht, welche das System in den ver- 
schiedenen Gesetzgebungen deutscher Staaten erfährt Wir 
bedauern, dass man sich nicht nüher erkundigte. Die 
Erfahrung in Deutschland lehrt, dass in den Staaten, in 
denen ein den belgischen Gesetzen, ähnliches System gilt, 
die nöthige Sicherheit für Eigenthum und Hypothek nicht 
geliefert ist, dass ungeachtet der Eintragung der als be- 
rechtigt Eingetragene noch zu vielen Einsprüchen in Pro- 
zessen ausgesetzt bleibt. Auf jeden Fall hätte man in Bel- 
gien durch Nachahmung des in den hessisch darmstädti- 
scben und in den nassauischen Gesetzen geltenden Systems 
einen wohltbätigen Uebergang zu einem den Realkredit 
besser sichernden Gesetzgebung bewirken können, indem 
nach Ablauf einer gewissen Zeit nach der Eintragung die 
Eintragung unanfechtbar wird. Die Frage: ob auch auf 
den Grund der Frivaturkunde Eintragungen zugelassen 
werden sollen, ist p. 132 if. gut erörtert. 

Da nach dem belgischen Systeme die eingetragenen 
Rechtsgeschäfte nicht unanfechtbar werden, da die Tran- 
scription nur das Dasein des titre anzeigt, aber seine 
Fehler nicht heilt, so ist eine Hauptfrage die, auf welche 
Weise die Eintragung durch Vernichtungs- oder Wider- 
rufsUagen angefochten werden kann. Der Verf. hat diese 
Frage p. 158—167 mit den nöthigen Unterscheidungen 
gut erörtert. Auch die Lehre von der Gession, und wie 
weit ihre Eintragung erfordert wird, um gegen Dritte 
zu wirken, ist klar p. 187 ff. entwickelt Der Verfolg 
des Werkes fuhrt auf die Zergliederung der das Hypo- 
thekenrecht betreffenden Artikel, an deren Spitze der im 
Code civil vorkommende Art 2092 steht, wo aber in 
Belgien statt der im französischen Code vorkommenden 
Worte: quiconque s'est obUgö, der Ausdruck: quiconcpie 
est Obligo gewählt ist Bekanntlich hat dieser Artikel 
viele Streitfragen veranlasst, z. B. ob auch die Gläu- 
biger einer Gemeinde, wenn sie ein Urtheil gegen die 
letztere erhalten, durch Inscription eine gericbUiche Hy- 
pothek erwerben können; der Verf. tadelt mit Recht 

KHl Mnekt. f. attkitm. XXTIL B4, Ul, BfU 25 

Digitized by VjOOQIC 



p. 240 ein Urtheil des belg^iSchen GasMlIonshöfb retä 
30; D^^iüAtf i841, UfOcUs (düi' ft^m. OättflttbHü- 
hüt bat am iO. Har2 1852 das Gg^entbeil MUdhiS^ 
Ofen) die Erbflgung einer äcflfehÜM kypölbiA ^gibf, Itüli-^ 
reiid richtigrer, da did tiemeindeg^uter iiicBt wfö PFiVU^ 
guter Gegenstand freier Vollstreckong sind, Üie» gfelMgttät 
\iuiden iüüss. Dais belp[iscfae üe^m ünlMi efiheik Xierk^ 
würdigten Artikel 10 über dai Terbiltnisii , wfemi ei«tä 
Sache Gegehstand einer Vehielieruii| geWüid'eH iit^ z. B; 
Fbaervbrsichemng, ukid bestimmt, Säss die SumiAt^^ Wel- 
cbe im Falle d^r ^iit^etrei^ön G^fäbi- d^m V^icfteri^t 
gebllÜH, wenn üe Von ihäi i»ebt zur WiedMbeft(t^Itih| 
des Verlsicbertbn Geg^hstahdes Vei'ti^idtfd^ wft'd, zur Zäh- 
lüHg der t^riVitegirten odei- bypÖHi^dkaH^bh tefüi^hi^ett 
Fördeningen bestibmit st^fn seil; Die feestiiMittttn^ ftl wtelH- 
tig, weil, weAtk die tor^^Kfl §icb nicht im ^s^ü^ 
findet, folgerichtig d^ öbdn tez^itohiletto GI8ubigfeW k^» 
Törrechi M die Vbi'sf^h^fui^stM^ gebflhrt, ihdü^'di der 
Art. 2093 des Code Atisspifebt^. les ftiens du d^biNM- 
sont le ^ge ecitamuh ^b ^ei ä^eänHers et 96 pfiie, s'Sh 
diistKUie entre eüx pa^ cönfribdtibA, to dass all^ Gr^^ 
bitgfär des Schuldners gtei^heii AnsprtkiDh aut die Teüsf^ 
cberungsstkmme bäbeh, wie dies andi ih FMtakreift^b ttii-' 
erkannt würde; iltein talm Sollte ih Belgien 8äv6ik 
äbWeicftien ^hd ^ie träge War taur, ob nfcht die B!tebte- 
ähisicht, dass die VersIcberunjgfssttmMe dös Stirfö^ät <A^ 
Mfcicherteh Sache ist, gebilligt werd^^ vfitlsss bäM ^b^ 
slfie^s ttMi auf eit^ neine Sehwierigkeit, häbiHdi ob nk^ 
m Verä&tet^vl^s^ttinm i» Wie4^liei«t^n^ m V€»^ 
bibberten ffegehstähdes , «. %. des äb^ebtäWAteh fltfMM 
üüiiKhist ve¥ifrendel wfei'defn tn\isfs; Eih AMträj^ Vott Vll'- 
vin #tArd^ zu dem obigen Besc^blüi^se ethobeM; D!öF*s^ 
m^ des e^etil^ äb«r ist s6hr Mnkel, tirid ti'äiiHdi !sll 
biet \]ie lErdi^terun^ des Verf. p. 262—27^ Vfber deh 
Sinfn >d^ Gesetzes, wobd deir V^rf. g'e^s^ HcUlj^ dhV<>n 
ai^s^ebt, a«sf^ «e II<$t)cftbtfei»^B6U;gfär Isieb tiicht tiet Viil^ 
#ettkn^ de^ VMsidbei^un|fStomfM Hitt WIM^AMrsKlMHt 
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widersetzen können. Im Anfang finden sich einige neuer- 
lich auf die Auslegung des neuen Gesetzes bezügliche 
Mgitttb^ Heditsiprttdie. Dar Verl fOgI die Mlttheaufig 
einer ffcbtffea Kritik jener Urtbeüd bei und.bMifrkht am 
Schlüsse (p. 293) die Frage, warum das Ministerium 
den Gesetzesentwurf über Organisation du credit foncier, 
der vor einigen Jahren den Kammern vorgelegt wurde, 
neuerlich zurückgezogen hat. D^r Minister ffibt als Gründe 
dafür die 6v^nemens politiques und die crise ahmen-* 
taire an. Der Verf. gesteht, dass die Zeiten allerdings 
die Schwierigkeiten der Organisation vermehren, er findet 
nbef die Gründe der Zurückziehung nicht für gewichtig, 
weil gerade in den Zdten der KHsis das Bedttrf Hiss der 
Abhülfe doppelt dringend wird, um der Verlegenheil des 
Ueinefi und mittleren Orundeigentfaümers abzuhelfen und 
sie vor dem Nachthefl zu bewahren, dass sie t, 10 
und 1 5 Prozente bezahlen müssen. Wenn man sich auf 
Frankreich beruft, wo dus eingeführte Gesetz über credit 
foncier noeh nidrt wirksam für den kleinen Grundeigen^ 
thümer wurde, so bemerkt der Verf. wohl mit Recht, 
dttss die ländliche Bevdlkerung Frankreichs nicht so schneH 
die VortbeHe begrilFen hat; wir setzen hinzu, d&ss der 
Grund, welcher erfclftrt, dass das französische Gesetz noch 
nicht so wohlthatig wirkte, thefls in der Art der Orgti-^ 
nisailion liegt, bei welcher mehr die Speculation gewinn^ 
theils in gewissen das Vertrauen schwächenden nrangel*^ 
haften Zustikiden zu suchen ist. -^ Unsere Darstellung 
mag genügen, um tu zeigen, wie empfeh1ung£rwflrdij^ 
das Werft des Hrn. Bfartou für Jeden ist, der die Wich^ 
tfgkeit imd Schwierigkeft der Gesetegebung über die Leh-^ 
ren würdigt, auf welche sich das Werk bezieht. 
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XK. 

Das neue belgische Gesetz von 1854 über die 
Zwangsvollstreckung an Liegenschaften. 

Dargeitellt und geprfifl 
von 

Herro Dr. Braffseur^ 

Professor der Rechte zn Gent. 

(Schlufls des Aobatzes Nr. DI. Band XXVII.) 



V) Die Artikel 69—70 handeln von der Oppo- 
sition und von der A p p e 1 1 a t i o n, als Z wischenpunl^te, 
welche beim Verfolg einer Immobiliar - Beschlagnahme 
vorkommen können. Sie führen eine Verbesserung ins 
neue Gesetz ein in dem Sinn, dass der Code diese Ma- 
terie nicht mit der erwünschten Klarheit behandelt hatte. 
Sie haben zum Zweck die Procedur zu beschleunigen, 
und viele Schwierigkeiten, es sei denn, dass sie einen 
triftigen Grund hätten, zu beseitigen. Es geschah nlim* 
lieh sehr oft, dass Zwischenpunkte, und namentlich von 
der eben in Frage stehenden Art, aufgeworfen wurden, 
um die adjudicatio aufzuschieben: solchem Unfug musste 
ein Ende gemacht werden. Ferner haben sie noch deir 
grossen Vortheil, die Prozesskosten bedeutend zu ver- 
mindern. 

1) Von der Opposition. Ein wegen Nicht- 
erscheinens gefälltes Urtheil kann keine 
Opposition erleiden, wenn es sich von einer 
Immobiliar-Beschlagnahme handelt. Dies Prin* 
cip war schon in der Gesetzgebung des Code d. p. an^ 
genommen.^} Die Motive, welche jeden Gesetzgeber be- 



1) Beeret Tom 2. Febr. 1811. Art. 2. — Sirey 1841. Thl 2. 
S. 389, Note 2. •— Sirey, Lois annotäes, Thl. 2. S. 665. Note 4. — 
Arrdt Ronen 14. Jannar 1842 (Sirey 1842. Thl. 2. S. 367). — Arr6t 
Lattich 22. JnnI 1846. (Jarisprudenoe da 10. si^cle, 1847. Tbl. 2. 
S. 336 und 337. 
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wegen müssen, die Opposition wegen Nichterscheinens in 
der Iminobiliar - Beschlagnahme nicht anzunehmen, sind 
mit grosser Klarheit von H. Pascalis in seinem Bericht 
an die französische Deputirtenkammer dargestellt worden. 
Wir wollen die Worte selbst anführen, weil sie ein in 
allen Ländern ausführbares Princip sehr gut erklären. 
„In allen Zwischenvorftllen ist das Urtheil entweder ge- 
gen den verfolgten Schuldner, oder gegen den Beschlag- 
nehmer, oder endlich gegen Dritte, welche bis dahin 
nicht die Bolle einer Partei im Process hatten, gefällt. 
Was den Schuldner anbelangt, so ist er von dem, was 
vorgeht^ durch die ganze Prooedur, welche gegen ihn 
gerichtet ist, in Kenntniss gesetzt. Wie kann man also 
annehmen, dass er das Urtheil, welches über den Zwi- 
schenpunkt gefällt worden ist und das er selbst bewirkt 
hat, nicht kennen soll? Der Beschlagnehmer ist immer 
betheiligte Partei; er hat Antheil an jedem Akt der 
Procedur, weil er durch seinen Sachwalter so zu sagen 
jedem Akt beiwohnt. Nichts kann also ohne sein Vor- 
wissen vorgehen. Was die Dritten (tiers}, welche eine 
Distractions- oder Subrogationsklage anstellen, anbelangt, 
so spielen sie ja die Rolle eines Klägers in solchen Ne- 
benklagen. Sie können also auch nicht übeirascht werden. 
Man hat folglich Recht zu behaupten, dass kein Interesse 
verletzt wird. 2} Von der Appellation. Die Ap- 
pellation ist hier einer doppelten Einschränkung unter- 
worfen, a) Sie ist nichtig, wenn sie nach acht Tagen 
von der Anzeige an den Sachwalter an, oder, wenn kein 
Sachwalter vorkommt, von der Anzeige an die Person 
oder deren reellen oder auserwählten Wohnsitz an, ein- 
gelegt wird (Art 70). b) Jedes über die Immobiliar- 
Beschlagnahme gefällte Urtheil, welches zwischen dem 
verfolgenden Gläubiger und dem verfolgten Schuldner vor- 
kommt, und welches nach dem hiesigen Gesetz eine Ap- 
pellation erleidet, ist in letzter Instanz geMt, wenn das 
Einkommen der in Beschlag genommenen Immobilien die 
Summe von 75 Franken nicht übersteigt. Jenes Ein- 
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konweR wird «ntiredtr naoh der ft^nte, oder nach dem 
MtelbpreU) oder nach der CataMdeedlUnnig tNWtimmt 
(Ali. T20 

Alle UrtMie, weiche keiner dieser toideti Ein- 
8dhFttnkitii|[eti unterworfen sind, sind der Appellation fähig. 
Bemerkt zt werden ifterdient: die verfolgte Partei 
kann in der Appellation keine andern Ver- 
theidigungfsmittel gebrtuohen als dlejeni-* 
gen, die in erster Instanz vergebraehl wor- 
den sind; ferner mxi^is der Appellaf ionsakl 
die Beechwerden enthalten. Diee alles un- 
ter Strafe der Nnllitil (Art, 71). Jedoch kann 
sieh dieses Plrikicip nicht mf die Vertbridigong^Mittel be- 
ziehen, welohe erst nach der Appethtien eiftstehen, wd! 
Mn Minee VerthehNgfungMnitlels rerhisfig iterden fcami, 
des, «da es inieh nkM besteht, nidht in unserer Oewalt 
ist^ aMOwenden, 

PersH, Sobn,3) Jst dcfr Heinnng, dass der verfeYgle 
Schuldner in der Appellation diejenigen Mitlei benetzen 
k«nn, w«lohe der Staatsanwalt vor dem Cferidite erster 
InslaMz vorgebraebt hat. Wir geben dieser Heinung nn- 
s^n Kstfatl^ denn das Gesetz bezweckt nicht diejenigen 
V«rtbeidigaiigBMtttel zo verdrfingen, die schon durch die 
ersten BiclMer geprüft worden ^md. Da es mm in^glich 
ist^ dass dte vota ^m königliehen Anfwalt angegebenen 
Mellve dem Bidilerspriidi als Grundlage gedient haben, 
so mfisMfi sie auch der i^ch veräieidigenden Partei zv 
Nutzen 'kottnnen, gerade als httlte sie eelbst diese einge- 
wendi^ weil der Richter Fenster fnstanz dfesdben erwfigt 
und geprüft hat. 

iMe AppeiHatien, wie so «eben bemerkt wurde, ist 
ids allgemeines Prlnoi{^ «Migenommen; aber eie leidet 
dodh Amnahinen) «ad zwar Aa vier fMIen; nfioffidh: 
a) Die Appelbition M «nzulttssig hinSiehllidi der Vrtheile, 
wcAcbe trber «tne Subrogationslslage gegen den 'vei'fol- 



1) Ifr. 393. '^ Cottln: 'Chaareau, Q. 005. 
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gfN^fHi IfljyiMgpf Recht spmchsp, e^ sß| 4ßrm, 4|^;f ^i^ 
mit dolus angestellt worden sei. b) Ferner ist si^e nur. 
zul^süig htjosichllfch der Urt^ilj^ odef pefejile, ^^Iche 
eioe^ Pvokt |n dpr Proc^ur .aiif$cliie|)ef). c} panp hinr 
siiAllicb dpr Url^eye, welp^e übpr die Nullitäten, die 
iji.acb d,eD> Gültigkeitsurtheil yorj^ommen köqneq, ^ecM 
sprechpp. 4) Endlich hi^isichtlich der yerordoungen einiss 
ejn^elpp^ Richter? (jMrA') über Executionsschwierjgkei- 
ten (^rjt. 69). 

VI) Von 4^^ Reukauf 0olle enchere) (Art. 73 
bis 80). E$ ist das e^er der wichtigsten I^ehenpunHte, 
die ]j^ Verfing (|er Lnniobiljar-Besohlagnahine vorkofpmen 
^öjanep.. Das joeue Geusetss ha); ihn ifiif grpsi^r Ge^nj^- 
keil besliini^t. }tm |qinn diesie ganze Materie unti^r fol- 
g^n4& ^$i Frj^gen bringen: 1) In welchep Fällen wird 
^vm Beukfiuf gescjbntten? 2) Welche s|nd die Former 
if^i^^ ies^ l^^lffiufs? 3) b Wjßld^epp Falle httrt der 
Repk^uf 8uf, und welche ist d|9e;sen i?pecielle WfF^PIBr 
hiiDsip^fliGh des Reiu-Eläjuferi;. (fpl endierisse^ ?) 

Zu |. Der Reukfuif hat statjt in zwei Fällen : a) wejm 
der er^e K^)iler dein Notar keife Qi^ttung der Bezah- 
lung 4^ Kost/^n gebracht hat, und ihip den Beweis xiicUxt 
liefi;r|;, da?s .er ^en Kaufbedi^g^ngen jG^üge gleistet 
hftt. pj^se Bedingungen <ntti;;sen yqr der AblieCerung def! 
Protokolls^ .das bei jedem Zuschlag abgefertigt werden 
fliuss, ^rfüHt werdep £Art. 73). |^)) Wenq der erste 
KSjufe^ ^ie Bedingungen der adjudicatio seilest jajicht er- 
ffl}Jt ihat (Art. 73). 

Wir glauben he(ne|r|cen zu inji}ssen,; d^ 
glisicb zum Be.uki(uf schreiten muss. JShe ^an ^u d^i^ier 
Ma»)i;egel sfcjifie Zuflucht nim^nt, k^rip jfm^ ^u d^ß fi^u-? 
&|r^ persck^Iicfaei^ Gütern grßii&n, li|er in Frage st^jo^^j» 
^t/äsin gi|)t de.0 jGtläubigern ejpe :b|o^|Sie ^iPiUll^s, i^enn .€;r 

!^n%Jt ^it ^eifi 7'W% ^^ W^^ W ^^? ^P VT^^^^W 
stand: unbeschadet der übrigen Rechtsmit- 
tel Die Commentatoren der napoleonischen Gesetzge- 
bung hatten aber schon diese iTeinung angenommen; 
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obschon sie nicht in dem Gesetze formell ausgedrückt 
war. ^) 

Zu n. Die Formalitäten des Reukaufs sind folgende : 
a) Wird der Reukauf verfofgt vor der Ablieferung^ 
des Protokolls über die adjudicatio, so muss 
derjenige, der zum Wiederverkauf schreiten lässt, sich 
ein Attestat ausfertigen lassen, das bestätigt, dass der erste 
Käufer die Kaufbedingungen nicht erfüllt hat (Art. 74. 
$. 1. cf. Art. 738 C. pr.). Wird aber der Reukauf ver- 
folgt wegen Nichterfüllung der K|iufbedingungen nach 
der Ablieferung des Protokolls, so muss der- 
jenige, der zum Wiederverkauf schreiten lässt, beweisen 
können, dass er den ersten Käufer in mora gesetzt hat 
(Art. 74. §. 2). In diesem Falle entsteht das Recht, zum 
Reukauf zu schreiten, erst durch die mora. Diese mora 
bestände aber ipso jure, wenn das Protokoll die Klausel 
enthielte, dass sie durch den verfallenen Zahlungstermin 
eintreten würde, ohne dass es dazu eines besondern Ak- 
tes nölhig wäre (Art. 1139 Code civ.). b) Auf Verlan- 
gen desjenigen, der den Reukauf verfolgt, und unter der 
Bedingung, den unter a} besprochenen Erfordernissen Ge- 
nüge zu leisten, erlässt der Präsident einen Befehl, in 
dem er den Tag der neuen adjudicatio festsetzt. In Folge 
dieses Befehls werden neue öfFenlKche Anschläge und An- 
zeigen gemacht. Diese Anschläge enthalten unter andern 
die Namen und Wohnsitz des ersten Käufers und den 
Betrag der ersten adjudicatio, und bestimmen den Ort, 
den Tag und die Stunde, an welchen die neue adjudi- 
catio nach den alten Kaufbedingungen statt haben wird 
(Art. 75). c) Wenigstens vierzehn Tage vor der ad- 
judicatio wird dem ersten Käufer, den inscribirten Gläu- 
bigern, den andern Gläubigern, deren gerichtliche Auf- 
forderung transcribirt ist, und dem Schuldner Anzeige von 
Ort, Tag und Stunde der neuen adjudicatio gemacht. 



3) Pidfeau, Proc^d. Bd. II. S. 146. «- Persil, Vater, Qaaest. 2, 
S. 399. 
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Diese Anzeige wird in den Wohnort ihrer Sachwalter, oder 
wenn die Parteien keine Sachwalter haben, in ihr reelles 
Domicil oder in das, welches in den Inscriptionen oder 
gerichtlichen Aufforderungen auserwählt worden ist, ge- 
sendet (Art. 76)i Alle diese Personen haben natürlich 
ein grosses Interesse, der neuen adjudicatio beizuwohnen. 

Zu m. In welchem Fall der Reukauf auf- 
hört, und dessen specielle Wirkung hinsicht- 
lich des Reukäufers. Da das neue Gesetz die alte 
Gesetzgebung C<^f. Art. 743 und 744 des Code d. p.) 
in diesem Punkte beibehalten hat, so können wir ihn 
übergehen. 

Vn) Art 80 und 81. Der erste dieser Artikel 
bestimmt, dass die adjudicatio, wenn sie wegen eines 
Nebenpunktes «oder wegen eines jeden andern Motivs auf- 
geschoben worden ist, von neuem angekündigt wird in 
Folge eines Befehls des Präsidenten vom Gericht erster 
Instanz. 

Dieser Artikel beseitigt einen Punkt, der unter dem 
französischen Code sehr bestritten war, indem er befiehlt, 
dass der Tag der neuen adjudicatio durch einen Befehl 
des Gerichtspräsidenten bestimmt wird. Das ist verständig, 
weil dieser Magistrat die nämliche Gewalt in allen ähn- 
lichen Fällen hat. Unter der vorigen Gesetzgebung be- 
hauptete, man, dass der verfolgende Gläubiger selbst den 
Tag der adjudicatio anzeigen könne. ^} 

Der Artikel 81 bestimmt, dass der Tod oder eine 
Aenderung im Status des verfolgenden Gläubigers oder 
des Schuldners, nach dem Urtheil, das die Beschlagnahme 
gutheisst, eintretend, die adjudicatio nicht hindern wird. 
Dieser Punkt war nicht im Code d. p. vorgesehen. Doch 
hatte aber schon die Jurisprudenz entschieden, dass die 
definitive adjudicatio durch den Tod des Schuldners nicht 



4) Arrdt Cauation 29. April 1829. (Sirey 1830. Tbl. 1. S. 30.) 
Arr6l Bovgea 19; Jan. 1845. (Siray 1845. Tbl. X & 399.) 
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iinrnr time$ Cffiart^ j^dpü Zweifel a^fg^^, wd d^fi 
fnwöfj^pb^ Geiißtz vqm 2, Jpni 1841 h^ 4af n^iQijc^ 
Princip aqgonQfl^m 4fts UQS iUnig^n^ y/f^stäqdjg ßehim^r 
$aNld 4ie Bfi4tch)pgAa^m^ «jUtig erklärt isf^ s? ipu^s /{fi(» 
a)^ YKrfl^tttodv Aisg^oh^n, uM folglich der Aftifc^) 34? 
def; Co^^ \n Apve«dung gei^racht wer^^p. jHiap b^greift 
t^Hg^^ß, d«^ die afjjudicpijp auf em ^nh^slji^i^te ?^U 
in die LMnge ge?»geii werden |(dnu(e, yvßjfin ^er To4 
^der eine Ae^di^riii^ iiyi «tajt^s den garjegs^o Eipflmfß 
euf SAB apsfiben sollten, weil ßolphe Er^*gaisße s^i gj^osrr 
sen Schwierigkeiten über den Rechtsgrund der Parl^eigi 
A^fißS get^ k(HlPien. Was dies ^ysiteip |)esitiftygt, fs^jt der 
U«Mand, dess «eit dem QttU^gkeiiUjurtheil 4er Glä^b^er 
dem $iDiM4ner keine Anzeige wbr zu mecM het. E^ 
ißt M mp0A(g zu bßmßriej^y da$s der ie Ff;ege ßte-r 
l^eii^ ArtH^ä des 6))itfgb^ß^t^il t^ß ,defini|iv vorees-r 
setzt. Ist daher das Urtheil einer Appellation unterwfir* 
imy SP kenn ^atttrJM» der Tod oder die Aen^erupg eines 
stet^/f, je necJi 4en jUptersebieden, wi^lchp <)ie Art. 34? ff* 
de« £lode «acbe<^ die e^jpdicetio w^ffokU))m' 

VID) Von der «env.prsip <;4rt. ä9-r90). Ip 
di^pr Hip^iobt liess ^die qHo (Seseizgebp^g ¥iel ^u wjI)0t 
sobßn Qbrig. I)9ß eeuo fifespts;, des (dies^ IMerie w ^hr 
rpi» gft^^n Uipfew bpl^aiMlelt |iat, »be^WPM eine wtfa^ 
chere Procednr, tCesteo.ypi-nili^eFpqg i^nd ßrJlieichlberpig 
der vpivsßhiedenep ^(^wierigl^iten , z|i dpnp^ nie Anlass 
g^. Dlptbp^jß^ kenn die Gopver^io 4p folgeeder Art dar^ 
gpetpHt werden: 1) Welp^e iPersenen könnep 4iß <^4n^ 
y/mm 4es Vierfoigfi der IfPWQbilia^rBqgicMqgfwibme ifl frpi^ 
willigen VeriMiftf ))egpbjren? ?) Wepp k*pn 4Je iBpnvprw> 
gpfordepJt werden? 3) WeJcbe^wddieJPpriprtHWen.d^r j^ 
versjo? 4) Welpbe mi die Wirkgngpp idfarpoaverififip? 
Zu 1. Die Personen, welche die conversio 



5J Vrjfe PHW jll. Mi im* mi^Y #«. TW. ^. * *fl|60 - 
ArrÄI .4Me,;i 1#. .j||(p .||«?, gji^ty 1^. m^ Z. ß. ^^ 
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becpei^r^ttk^aiieiii ^inila^di^ betbeUigipnPf^r** 
taiQn, insofern sie a}le grossjahrig und ihrer Rechte 
Herr sM; ^ sind als betheiUgte Parteien f^nziuiebfo: der 
verMgmiB Gltobiger, der Scbuldiißr und diejeiiigefi, die^ 
Pen geri<^Üi€he Aufforderung transcrib^t ist, aber diese 
Personen allein vor d^r Aufforderung, die gemfi^s 
dem Art. 83 m die Gläubiger ergebt, sich in Keniitiiiss 
der Kftufbedingyagen zu setzen. Na^h die^^r Aul« 
fofderung sind alle eben benannte Personen und aUe 
insoribirte Sohukkier überhaupt als betbeiHgte Part^ m^ 
zuaeben (Art. 82. of. 747 Code d. p.)« £s ist zu wün-^ 
aehen, diss eRe Parteien, ihr Interesse nicht misstoui^nd» 
sehr oft zu der eonversio ihre Zuflupht n^biUQu werdea. 
b) Der tutor des MinderjUibrigen oder 4es btQr4ict^ 
und der provtsorisrehe admiaistrator eines Wahnsinnigeii, 
wenn der Fiamilieiirath eine specieUe JßrlaubiHss, di^ id)er 
keiner igerichtUoben Sekräftiguug unter ivorfen ist, gibk; 
fermf der enuaicipirte nünor, dem der cursitor M B^ 
steht, und uhierhaupt alle ,geaetzli0hen AdminiMrAtpren ¥m 
fremden Gttern (Art. &&, ct. 748 Code de proeddure). 
Diese Bestimmung ist verständig. Da es si<^ i^on ^^ 
ner Hassregel hnadelt^ n^elcAe die ßnenzen ein^ eini- 
fachen Verwaltung öbersohreitet, so begireift ma«, dass 
der tntor des Minderjährigen oder des Interdikte« das 
Gu^cbten des Familienraths nötbig habe. Man ibef reift 
auch, daas dies Gntachten keiner gerjeUbcben BeknäHi-* 
gimg bedarf, weil mm annabmien kann, dass das Setm** 
gftn der (irosiiiäfarigefl, die es fiir r»tbsam finden, zw 
Qonversk) dsu sobreiten, den Afinderjähvigei^ die das >n8m-*- 
liche tnieresae haben, eine igenitgende Garantie dairbietet 
üabrigens i§l ja das Gi^aobten des FamiUemtaths imaier nolh- 
\Mindig:'das Intereaae der Untäh^en »kann nlso^niaht veiAet«« 
werden. Z« 2. Qie nonversfo kam gelordert wenden, wenn 
ein Immitttfl wirklich in :6esejilag gmommeji und die Ben 
adilagnahaie XwmcfSmt viwden iA «(Art. JB2^ U ihr 
Hknicht bat das M«e ^iScvsete eine Aeii^iuugiiq die fo"!* 
Mtcgifibiuig des {kide eingi^aite^ (wie aw dor JüMAure des 

Digitized by VjOOQIC 



382 Braiieor, GhM ttbtr Zwan^fvotlitred^iiiig in Beltien. 

Artikel 747 erhellt Za 3. Um zur convendo m ge- 
langen, reichen die betheiligten Parteien ein Gesuch an 
den Presidenten des Gerichts, wo die Güter gelegen sind, 
ein. Der Präsident erlMsst dann den Befehl, znm Yericanf 
zu schreiten, bestimmt die Art und die Publicität, in 
welcher der Verkauf statt haben soll, ernennt den Notar 
und setzt die Zeit fest, in welcher der Verkauf vollen- 
det sein muss. Wenigstens vierzehn Tage vor der ad- 
judicatio werden die inscribirten Glfiubiger und die, deren 
gerichtliche Aufforderung transcribirt ist, aufgefordert, dem 
Verkauf beizuwohnen, wenn es ihnen geflillt, um flir die 
Aufrechthaltung ihrer Rechte zu sorgen (Art. 83). In 
den acht Tagen von dem Befehl der conversio an wird 
auf Betreiben des verfolgenden Gläubigers eine summa- 
rische Meldung davon am Rande von der transcriptio der 
Beschlagnehmer gemacht (Art 87). Das französ. Gesetz 
von 1841 schreibt vor, dass das Gericht der liegen- 
den Güter (also nicht bloss der Präsident) ttber das Gesuch 
Recht sprechen soll. Wir glauben, dass unser Art. 83 
dies besser eingerichtet hat. Wenn die betheiligten Par-- 
teien einverstanden sind, so kann der Präsident des Ge- 
richts sehr gut allein über ein Geschäft sprechen. Diese 
Procedur ist einfacher und ökonomischer. Es handelt sich 
hier nur von der Ausübung eines Geschäfts, und solches 
ist immer dem Präsidenten übertragen. Dieser ist ge- 
zwungen, das Gesuch der Parteien anzunehmen; unser 
Artikel enthält also eine imperatorische Verfügung. Die 
Befugniss, die conversio zu fordern, ist ein Recht, das 
man den Parteien nicht nehmen kann, insofern sie sich 
im Fall des Art. 82 befinden. Der Art 87 erfordert, 
und mit Recht, dass der "Befehl veröffentlicht werde, weil 
er den Stand der Beschlagnahme modificirt. Zu 4. Ist 
die conversio in den ihr auferlegten Bedingungen ge- 
macht worden, so hat die adjudicatio die nämlichen Wir- 
kungen, als sei sie auf Immobiliar-Beschlagnahme gemacht 
worden (Art 88), weil die conversio nur dann statt 
haben kann, wenn die Beschbgnahme für alle inscribirte 
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Glfiabiger gemeingchaftlich geworden ist. Alle Haoptakte 
der BeschlagDahme sind also erfttlll worden , und dess-- 
wegen steht gar nichts mehr im Wege, dass die adju- 
dicatio auf conversio die nämMchen Wirkungen habe, wie 
die, welche die Folge einer reellen Beschlagnahme ist 

Wenn nach der conversio der Beschlagnahme in frei- 
willigen Verkauf Nachlässigkeit in der gerichtlichen Be- 
treibung vorkommt, so können die betheiligten Parteien 
die subrogatio fordern« So ist durch den Cassationshof 
von Frankreich entschieden worden,^} aus dem triftigen 
Grunde, dass die conversio nie die Wirkung hat, die 
Beschlagnahme selbst zu zerstören, sondern nur die For- 
men der depossessio zu vereinfachen und zu lindern und 
die Kosten zu vermindern. Also kann die Subrogations- 
klage sehr gut angestellt werden, wenn die Nachlässig- 
keit desjenigen, welcher mit dem Verkauf beauftragt war, 
die Glfiubiger berechtigt, die gerichtliche Betreibung, die 
durch das Conversionsurtheil nur suspendirt war, fort- 
zusetzen. 

IX) Von dem vertragsmässigen Verkauf 
(Art 90 — 93). Unter der Gesetzgebung des Coded. p. 
war es unter den Juristen eine sehr bestrittene Frage, ob 
der Vertrag, durch welchen der Gläubiger das Recht hätte, 
die Liegenschaften seines Schuldners zu verkaufen ohne 
die durch die Immobiliar-Beschlagnahme vorgeschriebenen 
Formalitäten zu erfüllen, gültig sei oder nicht Die Ju- 
risprudenz war auch getheilter Meinung.^) In dieser 



6) Arrdt 12. Aug. 1844. (Sirey 1845. Tbl. 1. S. 93—95.) 
7} Fflr die GttUigkeil: cf. Arrdi, coar de Bordeaux, 25.JaDil841 
ond 10. Min 1842. (Sirey 1842. Tbl. 2. S. 225.) — Arrdt de Pen. 
28. Jaonar 1842. {Sirey, eod.) — Arrdt de cusation, 13. Juli 1842. 
(Sirey 1842, TU. 1. S. 689.) C£ vonttglicb: Arrdt de la cour de 
Cassation, 20. Hai 1840. (Sirey 1840. Tbl. 1. S. 385—397.) — Hal- 
leville, aber den Art. 2088. — Delvincourt, Bd. VIII, S. 431. — 
Tbomine-Desmaiares: Commentar des Code d. p. Nr. 851. — Cregea 
die Gftlti^eit: Penil, qaettioni bypotböcairef » Bd. IL S.302. — Far 
vard, de Bzproprittioa loro^, $. 1. Nr. 4. — Uerlin, qaeftioni de 
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fntg^ schtekien «ieh die besten Atitoi^en v^abr^d^ zu 
htbeti, um iiiöli ^inen heftigen Kam^ m liefern. Der 
Si^ i^ehien ttnehtechieden und keiner durfte siicb rüfi^ 
Men, die Palme davon getragfen zu haben. In Franko 
reteh war man überhaupt geneigt, dem Gl&iibiger ond 
ifeto Schuldner zu gestalten, das hypothekirt^ Gut öf- 
fentiieh vtwA fr^willfg, in Folge eines Vertrags, dureh 
leinen Notar verkaufet zu lassen, wenn die Sohüld in 
derlm Contrakt benannten Frist nicht bezahlt wäre. Es 
war al^o den Parteien eriaubt, anf diese Ari die La^ 
saknkeit und die Kosten, welche die Zwangsvollstreckung 
nath sich tog^ zu ventteiden. Das. Gegenthdl war in 
iSdgien entschieden, wo es den Parteien nicht ertMibl 
war, die vorgeschriebenen FormaKtlten der ZwangsvöII-^ 
Streckung cöntraktmässig zu tibergehen. 

So standen die Sachen, als die Frage in unsern Kam^ 
inern aul^geworfen wurde. Heilige Seraihungen kanten vor, 
namentficfa in uns^m Senate, und wir zdgem nicht einen 
Augenblick, zu behaupten, dass diese drei in Frage sle^ 
hende Artikel ttiehr Mühe gekostet haben als alle andern 
BetSliinmungen des neuen Gesetzes, denn es handelte sich 
tini nichts weniger, als zu wissen, eb man das atte Sy^ 
Stern der ZwangsvoHstreekung allein beibehalten aber vei^ 
eingehen, oder ob man neben dieses ein neues SysteM 
stellen, oder ijb man endlich das erste ganz und gar 
verdrängen seilte. Auch können (da nran die zweite Hy«- 
ptythese angenemn^en hat) diese drei Artikel als gnefc 
abgerissen vom Rest des Gesetzes gedacht werden: sie 
bilden an und für «ich ein unabhüngiges Ganze. 

Unser Gesetzgeber hat die GtjiltigkeU eiaes isoichen 
V^tiAgs ianerkaomt. Art. 90. E» ist erlauiit, in den Cen«» 
frakftem zu ätiptfKren, dass wenn der tSchuldner sein Ver- 
iSiprecheh nicht erfüllt, der privelegfrte oder hypethekari-^ 



ar^'t, ibtd. S. 556. ^ Arrai «fe ü^e,-9. Dezember 1806. (fiKrey, 
1807. AI. 2. S. 8.) •— Atfit de Lyon, 1. Deienber Ä8B! (Sirty, 
1838. iti.H; 8. Ml.) — BiMetUiliot i^traedei Y^vuei, f6t8. 5. MB. 
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ische Gtöub]g[6r dfis Recht haben äolt, i?ein ^nd Ih iet 
Vbfm eiitcf£i freiwtlligel) V6rtetifi^ verkafttf^n tu la^Säii, 
uhler der ßedingiing, das$ s^iiiä liYscriptio die etäie siöi, 
und dass dte dbän benatinte stipultitio dnföh die ihi^criptfD 
VerÖffehUicht werde, ßer V^lrkadf wird dtik'ch Öffefitlithe 
Steigffrüiig vor eihem dül^ch den Gerlcht^nlJsidönteA deir 
liegenden Güteir ^rndhhten Notar £itatt haben. l>ein Vet^ 
kauf geht eine gerichtliche Aufforderung, dte I^chüldig6 
Summe ih dreissig tagen zu bezahlen, Toran. Lässt der 
Gläubiger mehr als sechs Monate 2Wischän der gericht<<» 
Rehen AufTorderuiig und deni Verkauf verfliiasisen/st) mtiss 
er dem Schuldner eine neue gerfichtliche Auffbrdertiftg 
mächen. Art. 91. pie durch den Notaf älifges^^ett 
^auibedingung^n äseigen den tag des Verkätifs an, ütid 
enthalten die delegdtio des Preises zu Gunsten ä^t tn-»* 
scribirten Gläubiger, üiese Gläubiger, ferner diö, deren 
gerichtliche Anfforderungf transcribirt rät, und endlich lier 
iSchuldner, werden vierzehn tage tor dem VeAaüf latof- 
gefordert, sicli in Ketinthiss t\x setzen vt))i den Kaüftre'^ 
dfngungeh und, wenn es Ihnen gutdünkt, d^r iat)}udibäti6 
beizuwohnen. Entsteht einä contestatio, S6 Wird )&itht 
zum Verkauf geschritten, soWddrn der Notar i^chidkt die 
Parteien vor den Gerichtspräsidenten, t!er Reicht Spricht, 
ohne dass sein Urtheil einer Opposition öder eines AppdS 
erleidet und, Wo höthig, eine näue Prist für den Ver- 
kauf bestimmt. Art. 92. Die in den zv^i üben bdtiann- 
ten Artikeln nicht vorgesehenen Tü^etivölMit werden 
nabh ieh Bestimhiungen dieses Kapitels beui^dRt. 

Sier ist in kurzen Worten ein ganz neues System 
über die Zwangsvollstreckung, äterför haben alSo die 
Pätteten die VTaM. ISnltveder können Sie stil)schi/^eig:end 
alle Pormalitaten, dfe in den 8$ Ersten Artikeln etifthattcfn 
Sind und nur das alte System des €ode d. ^. abefr r^t-^ 
bessert und V^reinfadit, atistoaehen, afnmehtiYen^ oder 8i6 
können den rascheren und wenig:er kosAspläi^^n We^ 
de(r Art. 90, 9l und $2 einScMagen, iveldh^, wtl^ aus 
filtom (fbiiitgmgPdn erheHt, ab <3egMiSM2 -flies Rtest^s dies 
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Gesetaes zu betrachten sind. Bloss muss bemerkt werden, 
däs8 das in den 89 ersten Artikeln ausgesprochene Sy- 
stem die Regel bildet, und das in Frage stehende Sy- 
stem die Ausnahme, denn der Artikel 90 sagt aus: es 
ist erlaubt, zu stlpuliren. Daraus folgt, dass 
wenn die Parteien keine stipulatio machen, die allge- 
meine Regel, d. h. die 89 ersten Artikel, angewendet 
werden muss. 

Zwei Bedingungen werden aber erfordert, um die 
im Artikel 90 erlaubte stipulatio anwenden zu kön- 
nen; 1) Man muss der erste inscribirte Gläu- 
biger sein. Man begreift, dass die in Frage stehende 
Klausel nur von dem erst inscribirten Gläubiger benutzt 
werden könne, denn sobald ein Gläubiger ein hypothe- 
karisches Recht besitzt, so kann es nicht mehr von dem 
Schuldner abhängen, einem nachfolgenden Gläubiger das 
Recht einzuräumen, die liegenden Güter zu verkaufen mit 
Formalitäten, die unstreitig die Rechte der früher inscri- 
birten Gläubiger gefährden würden. 2) Die stipu- 
latio muss durch die inscriptio veröffent- 
licht werden, damit dritte Personen, die Lage des 
Schuldners kennend, nicht in Irrthum geführt werden kön- 
nen. Um den ganzen Werth dieser neuen Gesetzgebung 
ermessen zu können, muss bemerkt werden, dass im Fall 
der Schuldner sein Gut einem Dritten verkaufen würde, 
der Gläubiger, welcher die stipulatio des Art. 90 gemacht 
hätte, sein Recht, das Gut des Schuldners zu verkaufen, 
auch gegen den neuen Käufer geltend machen könnte. 
Der Schuldner kann diesem sein Gut nur in der nämli- 
chen Lage cediren, als er es selbst hätte; es kann ihm 
nicht erlaubt sein, des Gläubigers Rechte zu schmälern. 
Auf der andern Seite hat der neue Käufer sich nicht zu 
beklagen; er muss die auf dem Gute haftenden Lasten 
annehmen, weil er sich ja davon durch die transcriptio 
in Kenntniss setzen konnte. 

. )^as die Art. 91 und 92 anbelangt, so bezwecken 
sie nur d|e Ausübung des ivß Art. 90 enthaltenen Prin-^ 
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zips, d, 1^. sie.^elj^ndip yrfjcedur fc^sf^ wdch^r die Partßieii 
folgen müssen, wenn sie zu def sUpulalio des, ^f Ük^^l^ .^Ö 
ihre ^ Zuflucht nehmen. .Unter diesen Formalilsiten woU^n 

:Wir die Aufniprksamkßit anserer Leser nur auf die einai|g;e 
ziehen, welcbp prfordert^ das^ di^ Gläubiger zu. dejip Vp^- 
kauf der Güter gerufen werden, auf ., welche. si^ eine.i^- 

..scriptip haben. . Man hat mit Recht . diese Yorsichtsmassre* 
gel genommen, damit nichts gegen ihr Interesse geschehen 
könne. Die nämliche Bestimmnng ist in das boUämJische Qje- 

. setz eingerückt worden. , , 

Wir wollen jetzt den Hauptpunkt dieser, Materie bespre- 
chen. Er muss unzweifelhaft ettn grosses Interesse erregen 
bei allen denen, die sich mit Gesetzgebung beschäftigen. Wir 
wollen nämlich yPü den Verhandlungen sprephen^ zu den.en 
das allgemeine Prinzip. des Artikels- 90 Anlass gßgeli^n ^t. 
' ^ünf iljstem^ sind vorgebracht worde^.. Di\s.erste 
Sy Stent ist. beschränkend und nimmt die in Frage^tehen^e 
stipulatio nur für (?üter von geringem Werth an. Es war 

,4ies das System des Ministerums und der Repräsentanten- 
kamiQer. Das zweite Jst ,allgemevi und erlaubt, dip ^n 
Fragß stehende atipulatio, welches auch der Werth der 

: Güter, sei. Aber sie steht nur ausnahmsweise; im Gesetze 
da» sie wird nur angewandt, wenn es die Parteien forme^ll 
gewollt haben. Im entgegengesetzten Fall muss man die 
in. den ersten. 89 Artikebi beschriebenen Formalitäten be- 
folgen. Es war dies das Syslen) des Senats, das wirklich 
durch das fi^ue Gesetz angenommen worden, ist. I)a;S 
dritte ist noch tiefer eingreifend und fordert, dass. die 
besprochene stjpulatio. den Parteien befohlen ui^d ioon^er 

. aufgewendet werde. Sie ist also nicht mehr qine blasse 
facultas, ßimdern eine obligatio.* Es leuchtet einem Jeden 
ein, dasa diß Annahme dieses Systems . das , ganze Ge- 
setz zerstört oder doch wenigstens den grös&ten Theil 
des neuen Gesetzes über dieZwangsvollstreokung unnötb|g 
gemacht hätte: es wäre lein Gesetz über, die ZwaqgjSvoU- 
str^ckflPg» aus einigen Artikeln bestehend, üti^iggebUebep. 
Von hinein Senator vorgcischlagen » hatte der Senfit die^^s 

JH«. Mtfdkr /• Stektttt. XÄVU. Bd, lU, B§fu 26 
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Bystem ment in^enooitoieD, bei der zweiten Absttinmang' 
ei aber verlutfsdo. Des Vierte üx die WMerlröloliff ^» 
Weiten Systeutes, aber mttgelselirt. & bezweckt, tfi^ Kfara- 
a^I des Artücela 9p, gerade weil iie so eibMch ist ttod to 
Wbhi^ Kosten nAeh sieb zieht, als ^ll^ie^ititeibes MnSp anäH 
tünehmen, und den gewöhnlichen Weg der Zwangsvall- 
'slrediang nur ^Is Ausnahme zu gestatten; so dasa iirMfi 
die Parteien nichls bestftkimeii, die Klatfsel ^fes Artikel 90 
anwendbar wSre. Dies System ist im Senat vorg^a<Al 
worden. Endlich will das fünfte System die Klausel 
des Artikels 90 ganz Ttrdriingen und nur da gewShnliche 
aber vereinfadhle Zwan^svoflMrecfcung^esCode^ei^oe^dure 
annehmen. Nach dieser Meinung wiren die Artikel 9()^S)3 
aus dein nieuen Gesetze gefstridven worden. Die^ies System 
iüi eibenfalls ini Senat vorgebracht worden. 

Nadi den AMiSngern das ersten Systenis Sollte es 
dem i^vilegirten oder 'hypoWdiarisöh^ CHMbiger, faHs er 
erklär Inscribirte ist, und tfer Sthuldna* sein^^m coäti<idcls- 
M^igin V^r^recbän tricM trteu i^Mieben ist, «rläUbt iein, 
des Schuldners Üut unter der Forta eines frd^illig««! ¥er- 
'käuft verkaufeh zu lassen, %enn die ScbtrM dfo Suthmie 
von 3Ö00 Finnken (800 Tbl.) nicht etrelchieta würde utid 
^ito hypoth€iktrte oder privilegirte Gut im ClMster die SunMe 
Von 200 Pranken (534h. 10 Sbg.) Einkommen nicht IXber- 
steigen ürSrde. Man glaubte durch diese Bestimmung den 
Credit zu befdrdern. Indem hiän es den kleinen Bigen- 
thümer'n mö^ch machte, Geld auf Borg zu bekommen, 
lilan hatte mit Recht bemerkt, ddssnaeh der napoleonfechen 
^Gesetzgebung die kleinen Anleihen nnmi%lieh WttTen 'durdh 
die KoMän, üreldie die Zü^imgkvollsfreckung AialDh Hh^h «ög. 
>Gemilto dbm tieaiBh Voi'SchWg konnten die GRubiger , die 
-fli^nteh von gMngcün Werthe aiHsIeibto "tHlrdün, sieher 
'seih, üäns M98 Gii^etk ifarien ein ^ebr leichtes Miirel in die 
Habd' geben ivtirde, ihre Schuldfoi'denirig äin^iitreiben. ^ie 
bt^äntjbten nur zu dieüem Zweck dil9 in Frag^ 'Siebende sti- 
•puttatio in ^eb Lethcouti'akt eiüturiidceii. Man hat aber 
didi^s Syttem mit ftecbt't^lhrriiififtr, Weil ^ Hüi PrM^- 
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giiim in. unsere ßßuivgeimg emgeßühri und das lieüige Prin- 
zip iut Gleicbheü stier fiilrger .eines Landes vor den /Ge* 
selz zürsl^t ihfiUe, denn es führte ein anderes Oesetfl flhr 
jdie Jsteinen Anleihen und «in .anderes iür dtegrosfe» A»* 
4etben ein. Ferner hat man bemerkt, dass die Ahleihen 
mir '.relativ klein oder fross isind, je. ,nech der Lage der 
fiiäMlweer imd d^ Scbdldner. Saislz.:B. für «inen kleinen 
£apitaliaten idie Summe von 3000 Fsanken «km. sehr /be« 
deoteade Aalnhe, wem sie .sein ganzes Yermttgen ans^ 
dMishl;;:lMngeeen)niag dieSurome i von 30000 Fran|ien sMesi 
grossen Kaj^aüst^n gering .ersefaeinen. Endlich isl ttoobhiiK 
mgefikgt wurden, dass wenn das neue (Prinzip den kleinen Aik 
leihen günstig sei, so wäre^ar kein Motiv vorhanden, es 
•nidil auf die grossen Anleihen auszudehnen. 

Diese Goüttde, die man gegen das erptoi^yslem ein« 
f ewendet hat, haben das zweile System hervorgebraeht, das 
«iaa niobis Anderes ist als das erste, nur augedehnt^ in seiner 
Grvndlage iiftd in seinen -Wirkungen. Zur "yeptbeidigung 
des zweiten Systems hat.man.>giesagl:'Die stiprialio des Ar- 
4ikels 90 muss^mgenenunen werden, weil sie nur eine natür- 
lich^ Folge des Prinzips ist, naehwelchem die Pavteieafitei 
eontrahiren dürfen. Ein jeder muss befugt sein,, in die 
Goninakle welche er eingeht, Bedingungen einzurtteken wie es 
ihm belieht, insofernisie nicht gegen die Sittlichkeit und -die 
i^Senttidie Ruhe anstoasen. Man mussnarim^^B einer gros* 
«en Noth den Willen der. Contnabenten hemmen und ihrer 
Freiheit Grenzen setzen. Nun aber gibt es auch spezielle 
Motwe, wsrum die stipulatio, kraft welcher der erste Jnscri*- 
biorteScbiddneridas Reebt. heben muss, die verpfiindeten Giller 
4inf /.dem Wege eines freiwilligen Verkaofs verkaufen zu 
lassen, wenn der SebuMner am festgesetzten ;Teraiin .seine 
^kuldittlcbt bezahlt hat, in jedem Fall gültig. sein selL 
JOiese iGründe sind folgende: .1) Je .iwenig<^r (Kasten - es 
^hl) desto atiahr Hoffnung hat der> SebuMner,. naobiTiIgnng 
der, ^chnldforderung. etwas übrig zu behalten, und in sehr 
vielen Fällen bringt dieser Umstand Schonung von Seiten 
des Gläubigers jnifc.jSich«.i^iiidv)aberiidieiKosten grnss^ ste- 
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bei! iden Glfiabigero viele andere Schwierigkeiten im Wege, 
so werden sie oft dufs Aeasserste erbittert, und dann ist 
es nicht zu verwundern, wienn sie in vielen (Selegenhei- 
tetf wenig Menschlichkeit bezeigen. 2) J^ne. stipulatio ist 
dem Glftubigervortheilbaft, denn so viel man auch die Pro-^ 
Cedur verkürzen mag, werden die Kosten der gewöhnlichen 
Zwangsvollstreckung noch ziemlich hoch zu stehen kommen ; 
Schwierigkeiten, welche die Praxis immer nach sich ziehen 
wird, und Zeitverlust, der oft durch das Gesetz selbst ver- 
ordnet ist, können die definitive ad judicatio noch nach dem 
neuen .Gesetz in die .Länge ziehen. 3): Solche stipolntio 
bielet nicht mehf Gefiihr» dar für die grosseh Anleihen als 
für, die. kleinen. Die im zweiten oder dritten Rarige 
kommenden Gläubiger kennen sehr gut die Lage des Schuld* 
neirs, .weil sie ja durch idie transoriptio des Contraklä ver- 
öSenllicht worden ist. Uebrigens ist der Verkauf, welchen 
eine solche stipulatio nach sich zieht, mit schützenden For- 
nSMilitäten begleitet, welche das Interesse des Schuldners und 
dejr. Gläubiger überhaupt bewachen. 

; Das Jnteresse des Schuldners, des^ erst inseribirlen Gläu* 
bigers und der andern Gläubiger fordert also'^ dass jener 
Vl»rtr0g,.der den gezwungenen Verkauf in einen freiwiUi- 
gen. umwandelt, erlaubt werde. Dann hat er die notfawen- 
dige Folge, dem Grundcredit (credit foncier) einen uner* 
messlieben Aufschwung, und in jedem Fall einen grösseren 
als die tiefsten und gelehrtesteh Combinationen der Finanz-^ 
mälmer, zu geben. Denn so viel bleibt festgestellt, dass 
das gewöhnliche Gesetz übei^ Zwangsvollstreckung seltener 
angewendet, wjrd, wenn die Gläubiger ein Mittel in der 
Hand haben, sich vor den in ihm enthaltenen UnvoDkom- 
menheiten zu > wahren. Ist tdie in Frage stehende stipulatio 
erlaubt^ so wird sie. nach, einer gewissen Zeit in allen Ak*^ 
ten stereotypirt vorkommen. Was dies zu glauben berech- 
tigt, ist der Umstand,- dass, seit 1844, der Versueh in Hol- 
land, glücklich ausgefallen ist.^) Man hat aber mit Recht 



e) Ail, 1398 dof bölliudilclMn bargt. Q^t^. ' * ' ' '^- 
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gegen diesem Systeni eingewendet, däss wenn idie Annahme 
der so eben besproctienen stipolatio so glückliche Folgen 
haben sollte; wenn es sicher würe — was übrigens anch 
unsere Meinung ist — dass sie in alle Leih'contrakte auf- 
genommen würde, es des Gesetzgebers heilige Pflicht sein 
fnoss, jene slipulatio in allen Fallen zu verordnefn, und das 
eigentliche Zwangsvollstreckungs-Gesetz, als unnütz und so- 
gar dem Grundcredit schädlich, abzuschaffen. Diese Be- 
merkung hat zu dem dritten System Anlass gegeben , das 
also auch nur eine Wiederholung des zweiten ist, bloss in 
seiner Grundlage und in seinen Wirkungen ausgedehnt. 

Zur Vertheidfgung des dritten Systems iist gesagt 
worden: 1) In dem- vorigen System ist die besprochene 
stipulatio angenommen worden, weil sie einen wohlfeileren, 
eibhchi^ren und schnelleren Weg bahnt; man stellt sie dar 
als die Beschützerin des Gründcredits, als die Beschirmerin 
des Sohuldners und des Gläubigers. Man hai sogar behauptet, 
dass wenn den Contrahenten die Wahl gelassen, niemand 
mehr das kostspieh'ge Labyrinth der Zwangsvollstreckung 
wählen wird.' Ist nun aber das alles wahr, so muss man, 
um mit sich^i selbst eonseqaent zu sein, diesen allgemeinen 
Willen aller Bürger als Rechlsihoi^m annehmen und den Müth 
haben, dreist ein Princip aufzustellen, das die Interessen Aller 
beschirmen soll. In einem Wert, man muss 'einen Schritt 
weitisr gehen als das zweite System. 2} Macht der'debi- 
tor eine Anleihe, so i6t er entweder bona oder mala fide, 
d. h. er weiss, dass er am Tage der Zahiiing seine Schuld 
abtragen kann, und im entgegenzusetzen Fair wird er sich 
redlich entfichliessen', sein Gut' verkaufen zu lassen; oder 
er is^ Von seiner zukünftigen Insolvenz üb^zeugt, und' dann 
Wird er' jedes Mittel gebrauchen, um den Gläubiger in dem 
Verkauf des Guts zu Hemmen. In dem ersten Fall ist es des 
9(9bulditers Interesse, die stipulatio der 'iigentlidh^n Zwangsvoll^ 
Streckung vopzuzieben,^ denn bleibt ein Ueberschtiss so 
Tallt er in seine Kasii». Nun abef gibt dfd^sti^ulatio^er einen 
Uelierscfhdss al^ die ZW^gsvollsIreekung, " Weil si<^ weniger 
ITesten natrhaioh 2ieht. (n dem'eweiten Fall will der Schuldher ^ 
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Meinen GlUbiger betrügen, and duoo ^erfordert die Billigjieit, 
ji»$$ das Gesetz, am dem dolus fl^uvorzakommea, dem Gttub»- 
f er erlaube , sein Pfand auf eine schnelle und wen^ kosispie^ 
lige Art in baares Geld umzosetzen. 3) Der Gläubiger bat ein 
grosses Interesse daran, diestipoletio zu gebrauchen; denn ge- 
nügt das Pfand nicht zur Til^ing der Schuld, so bhiss er die 
ZwangsvoUstreckungskosten bezahlen. lo jedem Fall ist ea 
also besser, dass diese Kosten wegfallen oder doch soklein als 
jmöglich seien* 4) Warum macht man einen Unterschied zwi- 
schen dem chirogrsphariscben und dem hypothekarischen 
Schuldner? Für eine gewdholiche Schuld, namentlich für eine 
Handelsschuld, kann der Schuldner in einer Frist von acht Tagen 
seine ganze Mpbiliarschafl, die oft s^ija ganzes Vermdgjsn aiis- 
macbi, verlieren; ja er kann oft eines koslbar^eireo Guts, sieiaer 
Freiheit I verlustig erklärt werden. Warum soll man anete 
Mitleiden haben mit einem Schuldner, wenn es sieh von Lie-- 
genschaften handelt? Und zu Gunsten welcher Pertfoaea? 
7m Gunsten einiger Jusüzbeamten. 

Dies System ist heftig angegrijQea worden, denn eß 
S/pUte ja zur Folge haben, das gewöhnliche Gesetz über die 
Zwangsvollstreckung umzustosseo. Wir wollen die gegen 
^ies drille System gerichtetfen Einwendungen in kurzem 
untersuchen, und beweisen, dass sie ungegründet sind, dean 
wir sind auch der. Meinung, dass unser Gesetzgeber besser 
gethan hätte, frei und dreist alle Consequenzea seines im 
Artikel 90 aufgestellten Prinzips anzunehmen, und als oUi- 
gptpriscb allen. Bürgern vorzuschreiben, was er ihnen als 
facultas gelassen haL 1) Die Parteien zwingen, von der 
stipulatio Gebrauch zu machen, hiesse das Prinzip der Fren 
l^eit, Contrakte zu Stcbliessea, zerstören. Gibt es GläiAiger 
die sprglos genug sind, diese Klausel nicht in ihren ContrakI 
eiQZurückien, so müssen sie natürlich die Folgen ihrer Naeh-^ 
Ubisigkeit tragen. Itß Recht besteht ein allgemeines Prinzip, 
das Ifuif^t, dass ei^ Jeder seine eigenen Geschäfte besorgen 
ipuss. Zwang soU nie angewendet werden. 

Unstreitig beweist diese Einwendung zn viel, also nichts 
4ei^n Yfijjfe sie gegründet ^ »o dürfte der Gesetsgeher nia 
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beftobräpkqo, parmissowch» Gesetze, «a geben, welcl^ zu 
bufolgep odfsr qicbt d^n fittrgera frei stünde* Ein Jeder der 
sieh mit, {uristisctieif SMi^n i^ibt, weiss sebr vkqM, duss 
der Gefetogeber a^f eine imp^retoriscbe Art aprecben miiss 
dg, W9. es sich voipi öffentlicheD W(M»1 bändelt,. Dies letztere 
ist DQfi aber gerade der Ffdl in der Freg^ die uns bef- 
sel^fiigt^ denn, die Anhänger defi zweilfon Systems geste«- 
hea j^ selbst ein, dass die stipnlatio des Artiiiels in allen 
Akten angenommen wird. Ist dem 90, so wäre es von 
Se^n des Gss^tzgebers sehr unmoraüsQb, den Parteien zn er- 
hoben, den langsameren, kostspieligeren ynd nicht grtfisseren 
Schutz gewäbrem^en Weg der gewöhnlichen 9wf^gSTPlü<- 
stf;e(;l^aiW einzi^schlagon* 2} ßs ist möglich, di|ss die s^ipn«*. 
Iji^iQ 4f9i| Artil^elf 90 niphJt allen QrundeigenthUoiern gefüllt; 
sie kann Widerwillen einflössen. Waram sie alsp obliginlo-r 
risi^ machen? Ist f^e bestimmt^ in die GewohRh^itfii^ d^s 
Volkes zn dringen, dann wird sie ?on selbst, ebpn defii^ 
wegetn yireü sjie peripissoriscb ist, die Stelle d^r Swings- 
YoIUlreckuqg ^innehnpen. In diesem Firtl wird die Wirkung 
die näfnliche i^ein, grade wie w^nn das Gesetz imperatpriscb 
yf»l^ef £s g^nVgi also, wenn dip Einripbtong an sieb gn( 
ist, dass, der Ge/petzg^ber die stipulatio erlaube, ohne ßict 
zu gebieten. 

Auf ^ißs^ Einwe^idung iintwprlen wir 9 erstens, dass 
eü ms 9nbegr^i<^ icMpt zu behaupten — ohne in eine 
]fHi^$fiq\^9z zn fallen — die ^tip^tip des Artikels 9Q 
^^nne Wi^^rwiUen erregen, 4a ja AMe in dem Punkte Ober« 
f infttimm^n, daf(s sie voq de^ grfissien Nützlichkeit ist, nn4 
sogar unsere Gegner selbst zugebfin) ^0 werde in allen Con« 
bTüljEten g^b^aiyjhitf (n diesen V^hältntei^n kann sin nur 
Ypin^in^ ^qverfs(ändigien Men^heja verworlen wprdan, nft4 
4^9 \hfi4f^^ G^f^ «fhf i^pbt aeme interessM zn berr 
wiie^n. Fprn^ Jm^ fdle^dingf. ^ gwAhnJicbe ZwangSr 
vamtr^hmig ohne Qe^ n^t)|^ d^^r stipi|l«No des Af tikels 
9Q W^fi^^^ ^.ardfft» w^nn m^q über die NüUiUcbkeii 
IßMwr^l^ ms\if^mii ¥M 4A^r ^ Iti^sp di^ imninri währen« 
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einer gewissen Zell tfie = alten IirtHniner und den faMoridcfteii 
Sohlendrisn, die, wie Jeder zugibt, dem Grandere^it weiri- 
ger gQnstig sind als die stipultftio, beibeiialten. Wai'ani 
nnni Es ist diess desto gefMirlicher, als die meisten Bür- 
ger, die Gesetze nicht kennend , durch diese doppelte Ge- 
setzgebung sehr leicht fn Irrlhom geführt werden können, 
und diegewdhnKche Zwangsvollstreckung geforauchen werden, 
weil sie nicht. an die heilsamen Rechte denken, die ifinen 
der Artikel 90 dadurch, dass« er nur als Ausnahme in der 
Gesetzgebung erscheint, gewährt. 3} Nimnit man diesen 
Gezeftzvörsehlag an, sosehlügt iVian einen eigenen, allen civi- 
Ksirten Nationen unbekannten Weg ein, und setzt den Griihd- 
credit «ufs ^pie), indem lüan ihn den unsicheren Versochen 
der. Zukunft Üerlässt. Die Gefahr ist so gross, dtos man 
sogar in Frankreich daä Prinzip selbst der stipnlartib' sich 
nicht getraut^' anzutiehmeh. Als Mah ^ch in die!^m*Liinde 
mit der Zwangsvollstreckung beschäftigte', ist die Fra^e 
aufgeworfen worden, ob man' die stipülatio, welche die Ju- 
risprudenz ' zwar unter der • napoleonischen ' Gesetzgebung' 
angenommen hatte, iti's neue Gesetz aufnehinen würde oder 
nfcht; lind die zu RathlB gezog'eiten Behörden haben eine 
verneinende Antwort ^egeberi. Spötcfr, bei Gelegenheit der 
Debatte, welche in den französischen Kammern über dis 
Gesetz vom 2. Juni i84i vorkamen, wurde die stipiriatlo wie- 
der verworfen, m6 als man eiidllch im Jahre fSdO eih^ neue 
Commksion ernannte, um Verbesserungen in 'das 'Zwangs- 
vollstreekuiigsgeselz ^zuführen, hat' sich diese CottnhiMfön 
ebenfalls gegen das Prinzip des^ Artikels. 90 erklärt, das 
m«n nun aber* lA Belgien; atf^st^hlie^siich -und- tiuf 
eine absolute Art annebüien' will. • • ' 
ii Auf diese Einwendung M die Antwort leicht ' Man 
^ftr^inserm Systetne Vot, daisii- es nicht' mit den ürigeno^ 
meüen Ideen • der jetzigen Zeit 'in Harmonie 'steht! -Was Will' 
das; zur Sadte, wtfAfn die Id^e an sich sefest'^^t 'ist? itttsif 
sich d^n ein 'ilSdsetzgebet- bltndlii^gs naöh 'dei^ Ut^h lage^ 
der Dl^ge richten? Und wieis die fralnzösische Nation anbe^' 
langt, welche' man als Beispiel ^libführf, so müds BeiUMr 
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wcrdert, dai^s'ih dem ÜWde — disi» Obri^fefif« WWerWlfei-' 
nongr nach nicht immer nachzuahmen ist — das System der 
stfptilfrtie'gar nicht arig^ömmen Mrörden isY.' Da nun 
aber das System einmal das Prinzip) der stipoIatM Imgenotti-»' 
men'bat,^ ist es ^n der* französischen Anrieht abg^wiGfieiy, 
und rillt Recht behauptet dann das driHe Systerii, dass die9 
Prinzip, einmal ängenomtnen, auf alle Ffffle hälfe ausgfedehnl^ 
Werden sollen wegen der grossen Vortheile, die es fftr den» 
Orundcredit haben wird^ 4) Wenn man (fies aus eimgen 
AHi&elA bestehend^ System annimmt; so ^ird def VärMur 
zu' räst^h von statten gehen litid das Interesse d<^r Sdinld-' 
ner'wird einer grossen Gefahr ausgesetzt; wie^ dasuhti^r 
dem 'Gesetze! des if. brumaire anno VH geschehen ist, nM' 
weldiem das dritle-System viele Aehnlidikeit hat.- » ' '"^ 
-:n Wir ghHiben, dass man mit Unrecht einen Vergjleicfr^ 
zwfsiShen' unseren System und dem ßi'umair^esetz ' ansIdM; 
detiii lefzlerbs, wie' wir in unse'rer Einl^itun'^ selbst eitt^ 
(feslandeil'häbi^n, entbehrte et*nsthafter Garantien; während 
liian Vfie stfptflalio des Artikels 90 sehr gut mit schüt^en-^ 
den ' FbrnialitäKrif organisiren' kann. Das ist so währ, dass 
das li^ä Gresetz — 'welches da^ zweite System ärigenoküfanen' 
hat -^eihe rasche und schützende Proccfdur in den Ar^i 
likeln' 91 und' 92 hat aufstellen müsset; um dtd stipulatfo 
zii 'orgfifnisiren; Wenn nun aber diese Pi'ocedur gut ist in 
dert P^llc^nv wo'die Parteien einen freiwilKgeti Gii^braücH' 
fcfm Artikel '90 inachen; waruin soTHe sie W nicht seifet inrr 
Fall,' wo die Stipulatio jus commune würde? Hii Unrecht 
würde man eihen Widerspruch mit dem, was' vi'hr' zu *Att-' 
fang dielst Aufsatzes gesagt haben, finden.' Als trfrvbn 
der elgentIfcHen %^ahff^voHsrtriä(^küng s()racheh,''faa'beh ^\r 
Öfters Gelegenheit gehabt,' diese öder jene in das neue Ge- 
setz eingeführte Verbesserurig zu loben. Wir ilrUbkteri üris ^ 
der 'Art ans. Weil wifr'üns nniei^deh Ständpurikt'tfefr'Zwangs- 
Völtet^edkung IselKit stelifen'v d. ft. W der llj;p(nhe»fe,'^dtfsii^ 
vAäti* die' fll«i'fj^bci^dt(f,'![$ber Verb'^äsäW; bcffb^hlirieij wotite; 
Denn steht /rfiiiii* nfchtsr lin'1fr^ge,'^da5S wii' liris' j^z!, dii' 
wir Wisclienr (fer ^w'Ohfalichen 'zWangsvdtbtrWküri^ 'IM 
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I« ßez«g aqf d^g vier te System, ipt dies des^ njUaliphe, 
wi# das Yorbfdigoh^nd^) «ir iqit dßm Uqt^r/N^hM, da^ es 
eip^ Vei;gleiob awiicben deq AubSogf^ra i|nd deip Gegof^ni 
des drittf^n Sysleias yorscMpg* Olma ia eine )|i6Qpseqoeq9& 
sff f^len, Iföwl^n wir -r- ifenn mao eii^ CooeessjoQ auh- 
cl^eo will -^ ^uch djeseqi Systeo» uoserA Beilal^ geben, weit, 
dl« Prinxipi auf dem ef benibl, gra^^ das nl(i|ilicbe isf 
wi^ im v<Nrig(^n ^stem» denn es will ja deo freiwillnfan 
Yerl^f als aUgeme^fkes Prini^ip aoqebinjBp, iiimI er*- 
limbt den Parteien nw auanabipisweise zq slipQJiran, 
dßgg^ im FaU.emes g?zMroiigeiiea V^rki^Sy 4ia Vt^rmfülük^ 
ten der gj^wöiuMicIien ZyKangsvollfitrc^og bi^f^Ig^ werd^«L 
sffUeiL Auf diese A^tt b^Meq <)^r S^tmidne^ aw^ d«r 6Mu- 
bifCif die Wahl. WplieQ sie 4i^ langsameren i^nd k^al'^ 
spjli&ljgereQ Formeq d^r ü^waiHisvoUsIf ^ckuqg dem ekifa^i|. 
qnd stellen System ^ Artikels 90 vorziebWa »9^ wi^n 
sifi es Ibun» So sleljt ma^ allp BQfger ^qfried^; vffx ^ 
gewdbaKoi^ SwaBgsv:9llstr^c|(fing vor^i^t^t, wird V^int^ Wilr* 
lea im Koolrakfe iiiisdrttipfcf i^; wer l^ijfigegen mebf GliarfuiMe 
10 defpA ei^focbcm freiwilligen V^rk^uf fii^det, brau^b^ nicbjt^ 
W stipoliren, weil das Gesetz fttr alle diejei^igen sqrgt» 
dije d^r Gewebe ifnkupdv aind. Dje^ $7B^em bßi über das 
deff i)#9en Q^s^tjtes d^ Vortb^Ui d^M bi^r das. QesiM». 
ilfilbi^ über dt^s Interesse der^igen wacbl» die --^ i)iid sil^ 
im dsff dii^ gropse Afebr^l d?r 3ürger ^ia^s ia^s — ^. 
d.^r Rj^obi^wiipiBiiscbaf^ und 4®r fraxip d^r Pcpcedor uttff^n-r 
4ig si^ iiqd d^wngen die s^chlimm^n Fplgeo, w^lpbe 4if9l 
EfwowUMitf'u der ^jgciHfeb^ö.2'V?Pg«volWr^Q|fij»g fiii; di|^ 
GHinbIger« sqwobl a(fi fdi: den ßcbvidoer n^cb ü^ ^^ 
bifnq^ fiipbt bqmerkw s^Ww» 

Pi^a E^qweodmigiBn» die n|an gcig^p di^4^ Syattu) rieb«? 
UMIi kan^, dind <»aMffli<?b dip i^än^wJWft, «»f di# wji; f^bpr^ 
iq^. PunfM^Uwg f!<?^ v^flg^ S7«ftei|wg«D9^9P^t ^1)^.. 
Wir >niwcbfm ifw; 4a.P Zasala fu nu#e«, d«ff pfo^b g«>r 
Wgl W9i:deq iPl: W* di^w mtfiß Sjaffi^ b^iteJM di^, 
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foenUaVr ^^ difl^ Z^rangiivoU^lreoliong, GebE9«;h zv^viaohBiv 
nicht nebr in der That; d^nQ, was^ wird der Leihiar vor«^ 
bringeil? Er wird dead Sohuldoer sagen: ich will dif dobi 
leihen, aber unter der Bedingung, dass wir den. kenteren; 
Weg des Artikeh 90 einschlagen werden. Wenn aber d^ 
Schuldner dieser stipulaUe abgeneigt ist, ^nd er d«(n ge«^ 
wöbnliQhen Weg der Zwaogsvollstreckung fordert, was. wird 
jj^spbehen? Dass der Entlebaer kein Geld befcomoien wird* 
Ist dem so y. dann beeinträchtigt oian den öfientlichen Cre-< 
du, dpnn um diesen zu begünstigeui darf man den EnU^h- 
ner nksbt ja eine Lage setzen, die ihm eine Anleihe uik 
mäglicb macht. 

Wäre diese Einwendung wabr^ so miiafjte sjißb dwk 
nän^licbe Uebe( in de^m zweiten, durch das n#oe Gase) }s an- 
genommenen Sjfiileme darstellen , und dann hätte m^j^ die 
Artikel 90—93 ganz aus dem neuen Gesetz weg3treiph^ 
müssen. Der {rrlhuni liegt darin, zu behaupten, der $abuld- 
1^^ werde nie die stipulatia daa Artikels. 90 aipuehmen. 
Und warum sollte er es nicht, wenn er bona fide i^t.?, Ui, 
er nämlich solvent» so wird die Kbiusel hdne Wirkung Ia^> 
beo; ist er es nicht, so liegt es in seinem Interesse» »das^t 
die Kosten so niejdrig als möglich zu stehei^ komu^en. I^ 
er aber mala fide, so ist gar kein U^el; dass der Gläor- 
biger so schnell als möglich sein Kapital wieder hekunnrntt, 
ohne etwas durch die Kosten zu verlieren, was in de;^ ^i-r 
gentlic|ien Zwangsvollstreckung nicht immer der Ff^l isj. 

F ö n f t e s S 7 s t e m. Um diese Meinung;, di^ das Weg«» 
Strejclien der Artikel 90-t93 ynd die Anuahfue des ifs^Tiö^ 
fischen Gesetzes von 1841 bezweckt, zu behmipten^ ist ge^* 
sagt worden; es begreift sieb» dass, wenn eine Qesetf gebung 
iDit unnützen Formalitäten aufg€;bäun i/^t, wen^ j^ie grq^si^ 
Kpsten verursacht und ^ine ko^^tspielige Prozedur verdr(|T 
net, das Volk auf alle Art fi^he (^emmefidi^ ?#^sc)ln i(b?ivn 
schütteln su9ht. Auch ist es natürlich, d<M dje JjariniriMteo^ 
sehr oft die stipulatio des Artikels 90 für gültig ei^ij^läf^t^ 
grade um d.em Uebe)stande, df^ die Gesetzgebung d^ Code 
d^ DroiC^dure lfj?rvQrger^ea heli ab?5nb?lfcn, ANf ^ k^^ 
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weist Moss/rfass man die fbrmalitfiten dei^ ZWangfSvoII- 
Kitttknnfi 80 viel ah mögflicb vel'einfachefi tiitd die Kosten 
erniedrigen soll; in einem Worte, dass man altes Unnütze 
ans der napoleonfischen Gesetsgebang wegstreichen mnss; 
doch die schützenden Formalitäten müssen, sowohl für den 
Schöldner als für die Gtfiubiger, beibehalten werden* Die 
einzige Frage, dfe das neue Gesetz zu beachten hat, muss 
al$o diese sefn : 'gibt es unter den Ponnalit^ten der alten 
ZwangSToHstreckung unnütze, die weggelassen werden müs- 
sen? So lange man nitht bewiesen hat, dass die in den 
89 eMen Artikeln des heuen Gesetzes entbalteneii Garan- 
tien unnütz sind, so lange ist es unbegreiflich, dass man 
ein ganz neues System neben das neue stellen will. 

Gegeh solche Aeusserung bat ' man mit Recht die gros- 
Seri Toftheile herrotgehöben, welche die btfpulätiö des Ar- 
tike'ls 90 nach sich ziehen wird. 

Titel IL Von dem Uebergebot bei freiwilli- 
ger Enfäusserong; Gemäss dem Ksp. VIII, Tit. XVfll 
deis Code 'citiF'''Von Na[)oleon müssen di^ Conti'akte, welche 
Gitindeigentburn übertragen, durch den Hypotheken- Verwal- 
ter 'transcribirt werden, wenn- der'detontor die auf dem 
6ute haftende Pfandverschreibung aufheben will. Abif^r diese 
transcriplio aHein hebt diese Pfandverschreibung noch nicht 
auf, denn* der Verk9ufer*kann dem Käufer nicht mehr Redite 
geben, als er 'selbst' hatte; er verkauft ihm alsb die Lie- 
genschaft mit den Privilegien und den Hypotheken, die auf 
ihk^ hitteün. Will der neue Ankäufer die Liegenschaft ganz 
tf^v von tilier Hypothek haben,' so hiüss er den Gläubigertf 
die' ith Art. 2183 'des Code civil angeführten Anzeigen ma- 
chen! Hat der neue' Eigenthümer diese Anzeige iii einer 
bestimmten Z^it gemacht, so kann jeder Gläubiger^ "dessen 
Tite* iriscribirt ist,' fordern^ dassf das liegende! ^ißöt Of^ 
feiitlich ' verslifeigiert werde , *rehn er die • durch deYl Arti- 
kel 'fefSB' des''Ciode 'Civ*l ihrh vorgeschriebenen Be'dingutf- 

gAi;;'e^niiit.'^- • "■' ^'; ■[ '- '-■ 7" ^^; •''":"^- '" "\ *• 

' ' ' ' Di^se ' Artikö! erfoirderten eine rfped*!lle Ptoceduf, wel- 
che, im Fall eines 'Uebergebotes, die Regeln und die For- 



Digitized by VjOOQIC 



Btasa.efir, Geisets Ub^r iZwauggTOlistraekung in B^lgie«. 309 

men beschreiben $oU(e, die man s»i ;befolgenjhälbP. lOie^e 
Procedur bildete .den Inbalt dos Titels IV, Bucb I, T|^l II 
des Code de -procedure.! , Wie< si0 d^ioüpDisii^litwiir., ging 
die adjadicatio: auf Uebergebot : nur langsam^ von StaUea; 
fern^f war s\ß kostspielig und mit Scbwjerigkeil übeiliäJiin, 
denn sie war überhaupt : den Formalitäten derZwangsvoIl- 
streckiing unterworfen. : 

So kaüpft »eh dieser Titel indirekt an das hiesige. .Ge^ 
setz an, denn vom Augenblick an, wo man eine Reform 
in das desets über Zwangsvollstreckung eiiifübrte, musste 
man sich auch mit dem Uebergebot bei freiwilliger Ent- 
üusserui^g. bescbäfligfn. . , i . . 

Da aber in Belgien ein n^ues Gesetz (i6..Dec. 1851) 
die Stelle des napoleonischen Hypi^hekensyatems eingenom*- 
meo hat, so musste ^icb natürlich, die daran Jcnüpfende Pro- 
cedur nach. /diesem neuen .Gesetze richten. Aus . dieser 
Ursache, uberachlagea wir diesen .Titel, weil .er Kennt- 
nisse voraussetzt, die wir itnsern ;deutscheo Lesern' nicht 
zumuthen können. Wir glauben nur im. Allgemeinen be- 
merken zu müssen, dass ^dieser Titel jene Schnelligkeit in 
.den Formen einführt ^ welche schon seit langer Zeil von 
den Juristen gewünscht war. Hinfort bleibt. .das Eigenthum 
nicht lange mehr unsicher , und kürzere Formalitäten wei- 
den das die Interessen der bypotfaekarischen Glfiubigor be^ 
schutzende und folglich den Grundkredit befördernde Reli^bt 
des Uebergebots in .seiner Aus.übiing erleichtern. . . 

Ferner .ist durch den Art. 96 des neuen Gesetzes fest^- 
gesetzt worden, dass dei* .im Artikel 90. erwähnte freiwil- 
lige und öffentliche Verkauf djem.Uebergebote,- von dem in 
diesem- Titel die Rede ist, ni^^ht unterworfen ist, hinsicbtr 
lich der inscribirten Gläubiger, die zu der «djudicatio ger 
rufen worden sind. Man, hat mit Recht bemerkt, dassy wenn 
es sich von der Procedur über die stipulatio dea Art; 90 
handelt, kf»n Uebergebot angenommen werden kann, insor 
fern die inscribirten Gläjubiger aufgefordert werden, der adr 
jttdicatio beizuwohnen.. Diese Bestimmung ist rationell, denya 
die Gläubiger hatten ja Gelegei&beiti das Gut auf aeineii böoh- 
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0len Preis m treiben; ^ gib also kemes ivinigen GniMi 
mehr, ihaen das Deborgobot so gestatteB. 

KlelDi. Von der Vorlheilung (Ordre). Wennem 
Gnmdstüick verkauft ist, so ivjrd dessen Preis unter die 
•Gläubiger vettbeill. Alle nehmen aber oicfat yerbähnlssRAtfSBtg 
tin diesem Preise AdtheM« Die Prifitegien ansgenenifnefi, 
wird der erst inscribirte Gläubiger «lerst bezabk, dmn 
^olDflAt der «weite und sofort bis die ganze Swome, die 
vom Verkauf iberrübrt, erschöpft ist Ist nicht Geld genug 
da,(«Bi 4dle bypotbekariseben Gläubiger m beaaMen, so be* 
-kommen die letzt Insoribirten Nichts. 

Vor dem Code d. pr. bestanden in Frankreieh Mer 
diese Materie verschiedene Verordnungen, je nach den Pro- 
vinzen und den Jurisdiktkmen. In Belgien gab es auch 
kein einfaches, klares und in allen Gegenden anwendbares 
Gesetz, ki dieser Hinsicht hai der Code d. pr. »v. Nap. grosse 
Verbesserungen eingeführt, und seine Verfligongeo über die- 
sen Punkt shid noch von den wenigen im Code d. pr.,'dieam 
meisten Lob eingeürnlet haben. Ungeachtet dessen hat es 
unser Gesetzgeber für gut gefunden, noch einige wichtiger 
Abänderungen in diesen Theii der Gesetzgebung einraff hren. 

Nach dem neuen Gesetze kOnnen die betheiligteo Par- 
teien eins der drei folgenden Mittel gebrauchen, um zu 
einem Vergleich zu gehmgen. I. Erstes Mittel. Die 
Gläubiger »nd der Schuldner milssen sich ver- 
einigen und sich über die distributio des Prei- 
ses verstehen ^Art. i02}. Es ist das die Wiederho- 
lung des Art. 749 des Code d. pr., welcher den GHlubi- 
gepn erlaubte sich gütlich zu vergleichen ohne jede 'fremde 
Vermittelung. Gelingt dies nicht, so mUssen die Parteien 
ihre Zuflucht zu dem zweiten Mittel nehmen, welches in 
dem Veieuch, sie vor dem Gerichtspräsidenten zu ^vei^M* 
^faen, besieht. II. Zweites Mittel, a) Haben steh die 
Parteien nicht gütlich in der Frist von vierzehn Tagen ver- 
glichen, so reieht die sorgfältigste Parthei (la pavtieila plus 
dJügenle} ein Gesuch «n dei^^erichtspräsidenle>Q» 
der geselSBilssiff n v^rAfen hat| ein. 'Dieser Haglslpat 
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vereinigt (Ire iilBdHbifteii Gliitbiger ^n dem ^Orch flin fest^ 
gesetztiin Tftg tittd StuMc^, tiin '«ineii 'V0fglei4>h 
2WiBcheti ihnen eu bewerklst^Uigen. DerKM^ 
g^ irfrd die'Zusamineiiberttfting dttrdh reemnmtmdirtetByiäfe 
Oettres obfirgdes d la {lo^te) maohen, die ^r nach dem 
reelleti i>omiciI der betheiiigten Pef$e«ien, und, hinsicht- 
lich der inscribirten Gläubiger, nach dem in den lascrip- 
Uoiien auserwSlblten Domibil, senden rottss (Art. 103}. 
Bfe Gläubiger, deren Opposition oder Nichterscheinen die 
gntlictie distribvülio des t^reises verhindert haben wird, kdn^ 
nen tu den Kosten des ordo vemrtheilt wenden (Art. 108}. 
<-^ Das zweite Hitü^l besteht also hoch Imm^r 4ariti, die 
Sache auf einem gütlichen Wege beizulegen, btoss mit 
dem Unterschiede, dass hier sehoiii die atitoritas des Rich- 
ters dazwischen tritt. Man -hat diese Ati gütlichen Ver- 
gleichs angeniommen , weil die Erfahrang bewiesen hat, 
dass die Gttttbiger allein sidh fast nie verstehen. Bis faie- 
h^ befand -lieine 'Verfttgung, die den Parteien g^ebot, 
Ort, Tag tind Stunde zu wählen und zosammen za'lBoni- 
"men; desswegen sahen sie sich in der Wirbiiohkeit'iiicfat. 
Der Veiigleich zwischen den Gläubigen und dem SchiHd- 
ner war sehr schwer zu erbalten, denn bs brauchte > nur 
ein Abwesender oder ein Andersdenkender zu -sein, on 
der distribufio ein unüberwindliches HinderniSs in den Weg 
zu legen. Desswegen musste diesem zweiten MittM eine 
Sanktion gegeben werden, damit der oi^do TordemllichH 
ter (das dritte Mittel) mit allen seinen Vorgesehrielbenen 
Formalitäten nidht mehr die allgemeine Reger Sei, «or- 
dern nur die Ausnahme. Au<ih legt das neue Gesetz die 
Verpflichtung auf, alte GMnbiger dureh Briefe «nd in anier 
bestimmten Frist: zu vereinigen, damit sie sieh gtktUMi Obbr 
die distribufio vergleichen sollen. Ferner, damit idieodn^ 
voealio nicht unntttz sei, warnt das Gesetz alle Gläübi- 
^r, dass, wienn isie durch Abwesenheit ed^nngegMin- 
dete Opposition die' distributio des Freiäes WMrfaindern^ (^ 
zu den Kosten des ordo verurtheilt werden >U^iinM. >6b 
organfsirt, kann daszweito iIlltelv^te>lWirkaogeD labeii; 
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d. h. 4ie KoMqd so viel ato.AKÖgUch vermindern« Dt^s ist 
uof 80 iiehr wahr, ab die Glftobiger dan grösste. Interesse 
daran haben, sidi -Aber die di^ribuliq des Preiseii zu. if er- 
stehen, weil sie sich auf diese Art Kosten sparen find 
sie sehr oft grosse Scbwierigkeiien gütlich beilegen, die 
ohne deren Verein^vog zu langwierigen Processen An- 
lass geben kdnnen. 

. . Wir müssen noch bemerken, daas die im ArL 108 
enthaltene Strafe nur facoltativ ist; der Richter wird sich 
nach den UfflsUliidett , naeh der Naiur der Streitpunkte, 
.welche die gütliche disiributio verhinderten, und vorzüg- 
lich nach der bona fides der Abwesenden oder der Wi- 
dersprecher erkundigen. 

Dies ist der Geisl der Verfügungen, welche das 
neue Gesetz getroffen hat, um zu einem gütlieben Ver- 
gMoh mit Beihüife des Präsidenten zu kommen. Sie bil- 
den einen wahren Fortsctn-itt in der Geset^diung. 

Nur ein Punkt ist in dieser Materie sehr besttritten 
-worden; nämlich der: ob das Geschäft, die gütliche Bei- 
legung zu versuchen, dem Gerichtspräsidenten 
oder dem der adjudicatio bei wohnenden Dfo- 
t a r anvertraut werden solle. Erstes System. Um zu 
behaupten, dass der Notar zu diesem Geschäfte tauglicher 
ist, ist gesagt worden: 1} Die Vertheilung ist an sich nur 
eine Liquidation, in welcher es sich handelt, einem jeden 
Gläubiger zu geben, was ihm aus den ImmobAlien. des 
Schilldners zukömmt. Ueberhaupt sind solche Gefiphäfte 
dem Notar anvertraut. Auch sind die Notare in diesem 
praktischen Punkte mehr bewandert als die Geriohtsprä- 
.sidenten, denn sie wohnen dem Verkaufe bei, sie kennen 
den Wertb aller Täel und die genaueren . Umstände der 
adjudicattou Besser :ais jeder Andere können sie also einem 
Jeden seinen Antheil in der Vertheilung anweisen, die. ver- 
schiedenen Akisprüche erwägen und alle Parteien über ihre 
Anmassungen aufklären. Nur in dem AusnahmsfoUe, wo 
ihr Batb nicht angenommen wkd^ soll die richterliohe Ver- 
mittefaing eintreten. 2) Ist der Verkauf durch den Itotei* 
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geschehen, so kann dieser zur Yertheiluag schreiben ohne 
Abschrift (exp^ditioti) des Akts zu geben ; warum ihm nun 
das letzte Geschäft abnehmen, um es einem Präsidenten zu 
überweisen? Es kann dieser Versuch zur Versöhnung nur 
viele Kosten nach .^ich ziehen, denn abgesc^hen von, dem 
Umstände,, ds^s das. Erscheinen voc, ßinem Gericht die 
Parteien , statt zu. versöhnen , noch mehr erbittert , ha* 
ben die Sachwalter. ein grosses Interesse, eine ihnei^ ein- 
trägliche Procedur so viel als mögiich in die Länge zu 
ziehen, und es bedarf nur des Willens eines einzigen 
Sachwalters, um jeden Vergleich unmöglich zu machen. 
Zweites System. Für die grössere Competenz des 
Gerichtspräsidenten hat man hingegen gesagt: 1} Durch 
die Natur seines Amtes ist der Präsident sehr oft auf^ 
gefordert, Parteien zu versöhnen : es hiesse also den Geist 
unserer ganzen Gesetzgebung misskennen, wenn man auf 
einmal aus einem Notar einen versöhnenden Richter machen 
wollte. D^r Notar hat überhaupt nur den Beruf, den, Wil- 
len der Parteien schriftlich zu beurkunden, und ihm so zu 
sagen^ den Stempel der Wahrhaftigkeit und der Rechtsgül- 
t^keit aufzudrücken. Jedesmal aber wenn :es heisst Bürger 
zu versöhnen, so weist das Gesetz, je nach der Wichtig- 
keit des Falls, zurück auf die höheren oder niederen Rich- 
ter: es muthet ihnen vorzüglich jene ausgedehnten Kenntnisse 
und jene grossen Eigenschaften, welche diese zarte Amts- 
verrichtung erfordern, zu« So zwingt das Gesetz die Bür- 
ger, um ihnen, da die meistens unerfahren sind, die Ge- 
fahren und die Kosten verwegener Processe zu ersparen, 
vor dem Friedensrichter zu erscheinen , ehe es sie vor 
dem Civilgericht zulässt. Ist der Fall sehr wichtig, han- 
.delt es sich z. rB. von Ehegatten, die .das Band, das sie 
.vereinigte,, lösen wollen, so müssen die Parteien, ehe die 
JClage zugelassen wird, vor dem. Gerichtspräsidenten in 
Person erscheinen; und nur, nachdem sie dessen feier- 
liche Worte und klugen Ratb angehört haben ; nur nach- 
uleo) er ihnen umsonst die tausend Uebe), die einer Schei- 
dung folgen, geschildert hat; nur nachdem er alle seine 
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1(rVftä Irtn^eweintet hat, um ivfeiSer Priese lind Rübe ki 
'dl6 iPAthfl}6'2u brltififbb, tind ifle Bbefghttöti ^f^n die Stimme 
"dar V«rnai)ft tatib '^e^esefn stWd, lv!rJd flinliii dib'^htii^e^tfes 
"ti^ricÜtfi 'giedffüet. AVAfSMgs '^MR 'es "m iltfis 'AWft dds 
Notars ein, Liquidation^ zu nmcbdn ; äheir '^ ^tad di^s 
^ben baben die AnhBngär des ersten tSyst^ms atksser ^ht 
gelasi^cfn -^ sie ttiachön diese Liquidationliin nur, Utrenta 
kein Recbtspuukt In lelir betritt en i'rt. 'KolkHtit 
eine JStreitij^elt vor, so sind die Gerichte blerikfefn, itti 
entscheiden, und nur nachdetn sie ftecht gesfurbchAi hih- 
ben, koRttnt em der ^ötdr und bök^eCHnät, waseMem Je^ 
den 2üköMttit. Sb in ' i^iner Erbschaft, t. B. "wcfhn die Ht^ 
'bela 'niebt eins sinil iliber d!e Natur eines ChrtindstQfdts, 
e'ntscbmd^n die (Serichte, difss c)s iBine 'Ey^uri^etiscbäR 
X^cq\i^(), öäer ein Bingebi^öhles (propre) 6der t^iMMh 
etne iTi^deranlaere fflr ein r^räussertes -Gut (r^mplöi) 
ist. t^t di^s 'gescbtehien, 'so Verdeta die betbeili^efn Pirtr<- 
~teien vor 'den Nbtar g^i^dblckt, id6lr geirrtirs i6m VtmW 
^iiqüi'difeti müto. 'Sb'Vei^httlt es'lsi/ifh atiöblfhit detTerlhMlühjjf. 
"Bei derselben mu^s vorlätiflg idas Recht eines jeden Giaubl^ 
gers teär^^i$tellt%öfdefn, es tnü^s zuerst eiiftediieden sMi, 
Werbeibehüten Uttd'wer ääS^eiitricHen'i^ird, eheinäln'MrLi^ 
quidätioh,'SEur distrtbtftio der Gelder schreiten kiann. 2f) Wie 
wir ^0 eben bemerkt bäb^n, hitndelt es sich Mk !n den 
Streitigkeiten unter (jltiübig^rn' von l^ehr Sdhwfei%eri1llecftfs^ 
fSHen, uäd In dteseti "flUleb ist ein Richter ftbij^er, die 
"Parteien Über thk'e 'Rechte attßüklSl'^n als ein N6t«r, m 
'ün An^fem^nen s^eihe Gesetze iri6ht' gentig 'kenM, itto-s^t- 
äies ' Getöhäft mit GlttCk zu ttberhähitien, deUn die NoWe 
batbn ^e^haupt nitr "sdUr beschtäÄkte tte^ht^k^lnritifisse, 
und gluöktiiih dfe solche 'ke^]fren,''WMcbe In 'ihr sped^ 
les Fach'eiiifabfalagenl S) 'Ebi Notttr wtt'd >hieÜWAr ^dTe 
*Par^eien"die ti&ÜiTidfae Anctö^ftät «üsübeti, 'Wie «er^lHtih^ 
t^r, 'däs^en 'iHi^ibuUg 'auf '^den ')ia6hbieri^n'Trdeeiis ' (y^nn 
es )^r 'Ahw^dung'diis (lti1tten''Miltefar'kt)iAtten''W&^d3 einte 
gi^bssen 'feifaflttbs haben ibüks. lAlbs'Wesi^r Vi'Mbbe wep- 
dto die PAhdto des Ribhlei's ffeinung berJUtwiUig 
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nehmen und sieh woinögfiiefa «u verglichen suchen. Sie 
Ifrosse GewDhnbeit die LeidenBchaften m besttnfligsii, dfo 
Kenntniss des menecbKcben Herzens, die Würde des h»* 
ten iAnIcs und »die 'Weisheit 'des BMthes, iAHesitffiOiiJdani 
bei, ^des PrfisidMien ^VcTsuch mit BrMgr va thrlHien^ itli 
.iro ider Notar JttcMs awviditen iwirfl. Rewier »ist tnoth 
au bemerhen, fdass<dieiPartejen ^BmäeniiNolar gehen Jcdn«» 
mtm hefkitdt von üven Sachwsitern und iibren Adreka«* 
len, nud wie wh*d :äch dann der. Notar mit. diesen /foschl^ 
iNuun Cegnern herausfindeii? In einem solchen MBmfSt 
rnoss er rndttsliefa «mtevliegen, weü etn iGeriehtspräsideiil 
•Uein in lier geneen Weil ihnselien genegfaat, icnien >Ask 
Tehaten m hfindigen. 4) Der >P9äsidertt hana hein dSe»- 
»orar von iden Giftubi^em fordern; beim Notar -hat tdas 
fiegentheii statt; die Standen and de Tbge, <die ^er inilt 
^em Anhären der Debatte van 'Seite iier ^Ottubigar :und 
aut der Hedaktion der ¥eis^ mbriagen wird, ivenba 
4bm Jn Msnhen Tbalem bazaUt. Sie Anbängar des or- 
alem Systems haben also ^Uapeeht au glaaben , im ihneai 
Sifstnne liege eine 'Kostemrerminderang; wtm 'kann mit 
RecAt 'das €legentheil behao^en. Allerdinga fednnen idie 
^abiger, iwenn ;sie vier dem Präsldenlenersehainen, von 
ainem Sachwalter begleitet sein , uad sich ^aof diese lAri 
«inigsii Kiasten aussetaen ; aber das nämhohe kann Ja^aaeh 
f esobehen, wenn sie vor «kiem Notar erseheinen. Immer 
-Udbtiider Untersobied, 'dass die<Badhwalter freieren Si^iel*- 
raum vor einem Notar >hahan als ivor einem PHtsideattea. 
&) Kam der Präsident «die ^Parteien nicht vergleichen, 
ao isteht «nichts im Wage , • dass er ^duroh den »«iSadidbea 
Akt denlVcrtheilungsstreit eföffiietierhlttre, was natttslidbidfe 
IVooednr verkfiraei Mit dem Notar abermusS'tin^Vnmeg 
gemaoht Kwepden, . denn »es kanntnur die fimenamig '«ioes 
kemmisBarischen «Bichters (juge oemmiSBaire) geToMlerfr ww^ 
den, wenn ein Protokoll, das besobdiaift, dass 'Hie Pap* 
4eiea.aiöhi«idht vergleichen koimften, dem sPuMsideaten vor- 
igeiegt isravden ist In dieser »%polbese '^attrde der <Pril*. 
eüent 'den ikooMaissarls^lien jRiohtar ^ernennen. ^) Der 
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Piüsident ist in seinem Amte unabsetzbar, und daher 
ein ^nz unabhängiger Mann. Der Notar hingegen befin- 
det sich in einer falschen Lage, wenn er Einwendungen 
zu beUmpfen bat von Parteien , die durch Zufall unler 
seine besten Clienten gezählt werden, können. . Bekämpft 
er sie mit dem gehörigen Ernst, so muss er fttrchten, 
sie gegen sich aufzubringen; bekämpft er sie nicht mit 
Gewissenhaftigkeit, so erfüllt er seine Pflicht nicht, und 
es bewährt sich dann grade, dass ihm solches Amt nicht 
übertragen werden . soll. Man muss nie einen Beamten 
zwischen sein Interesse und sein Gewissen stellen. Wir 
gehen noch weiter. Wenn auch der Notar seine Clienten 
nicht im mindesten bevortheilt und den gewissenhaften 
Mann spielt, so wird doch immer der Verdacht in die 
Herzen der Gläubiger schleichen, die nicht seine Clienten 
sind, und dies Misstrauen wird alle Bemühung, die Par- 
Iden zu vergleichen, unnütz machen. 7} Die Erfahrung 
ist mit den Präsidenten gemacht worden: die Vergangen- 
heit verbürgt uns die Zukunft. Man kennt die Gewalt 
der Gerichtspräsidenten I Man weiss , wie leicht sie die 
Leidenschaften besänftigen können und wie viele. Vergleir 
che sie zwischen den processführendeii Parteien zu Stande 
bringen. Warum nun das Unbekannte mit den Notaren 
versuchen. Wir müssen diesem letzten Systeme unsern 
vollen Beifall gehen, b) Wenn nun in diesem zweiten 
Mittel die Pai-teieri sich in Gegenwart des Präsidenten be- 
fin^n, wie wird es dann zugehen ? 

. Verstehen sich die Parteien über die distributio des 
Preises, so werden alle Inscriptionen , welche genommen 
wurden für Schuldforderüngen, die, weil sie am Ende der 
Ordnung, stehen^ nicht bezahlt werden können, auf Befehl des 
Präsidenten ausgestrichen. Die andern Inscriptionen wer« 
den. falten nach Vorschrift der Art. 772, 773 und 774 
des Code, de proc6dure. 

Ist d^ Käufer in Rückstand mit der Bezahlung, des 
Preises; so .wird die angenommene Rangordnung durch 
den Präsidenten exectttorisch erklärt^ und der Gerichts- 
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Schreiber überreicht jedem GMubiger, dessen Guthaben so 
gestellt ist, dass er bezahlt wird, einen Rechnungsans- 
züg (Art. 106 §. 1 und $. 2). 

Das zweite Mittel, von dem bis jetzt die Rede war, 
bestand nicht unter dem Code de proc^dure: es ist also 
eine wahre Neuerung in diesem Gesetze. 

ni. Drittes Mittel. Kann kein Vergleich unter 
den Gläubigern vor dem Präsidenten statt haben, so wird 
dieser einen kommissarischen Richter bezeichnen, vor 
welchem zum Vertheilongsverfahren geschritten wird ge- 
mäss dem Art. 752 des Code d. pn (Art. 106 $. 3). 

Dasselbe kann aber nicht gefordert werden, wenn es 
nicht mehr als drei inscribirtc Gläubiger 
gibt. Sind die Gläubiger an Zahl weniger als vier , so 
wird die distributio des Preises durch das Gericht fest- 
gesetzt. Das Gericht wird hier summarisch und rasch ver- 
fahren, in Folge einer blossen Ladung, die auf das Ge- 
such der sorgsamsten Parthei gemacht wird. 

Hier hat das neue Gesetz eine grosse Aeiiderung in 
der Gesetzgebung des Code d. pr. gemacht. Es gibt nämlich 
dem Art 775 des Code d. pr. eine grössere Ausdehnung. 
Dieser Artikel wollte, dass das Vertheiluhgsverfahren nur 
gefordert werden könne im Fall es mehr als drei inscribirte 
Gläubiger gäbe. Waren sie nicht zu vier, so wurde gleich 
unter ihnen Recht gesprochen, ohne das Geschäft zu einem 
Richter, der dann die Rangordnung festgesetzt hätte, zu 
schicken. Diese Regel wurde Überall angewendet, ausge- 
nommen nach einem Zwangsvollstreckungsver- 
kauf und in Folge eines richterlichen Refeihls. Es hat unserm 
Gesetzgeber mit Recht geschienen, dass das Verfahren so nö- 
thig wäre im Fall der Zwangsvollstreckung als in andern Fäl- 
len, und dass die Motive die nämlichen sind, um das Prinzip 
nicht allein ieiuf die freiwilligen Verkäufe anzuwenden, sondern 
auch auf die gezwungenen Verkäufe auszudehnen. Die Aus- 
nahme ist also in der neuen Gesetzgebung weggefallen, und 
hierfür ist die allgemeine Regel diesia: das Prinzip des 
Art. 775 des Code d. pr. ist in jedem Fall anwendbar. 
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Eä ist ztt bemerkes, da&B man nidil naoh d«n in- 
s-eribiTten Schuld forde fungren, sradem nnr — 
was nicht das nämliche ist — naoh den^ inscribirteit 
Glä/ubigern zu sehen hal; ao dass das Vesfahren nicht 
fafordort werden Iminj werni es nur deei insorifaiTte Glto* 
biger gibt, obschon mehr als dnei iMcrifafate Sdraldfor- 
demagefei bestehen, voft denen; einige des nSmIicheji Per- 
son' augeU^m') 

Da9 fierkfaft von dem es sieh im Art. 107 handelt isl 
das^ wefohes» über die 6!illtfg!keit der Beschlagnafane m nr^ 
tiieile% uttdden xttr adjndicatio scbreiüendiBn Noitac hesorichnel. 

¥<ebrigiefis^ muaa dm Preeedur ahev diie Vertheilung, 
wenn stei rejgfehnässig zwischen mehr ab drer Gläuhigern 
aafiene, fertgesetzk weirden, obsdmi in der Pellge die 
ZttbH ddr Gfiiubig^r kMner wird al» vier; dfou cBie Lage 
des Dilqpe^ wie sie im Anfangei der Pseeedar ist, kwiii 
aHein in Betracht geMtinea werden. Sotald ein Ver- 
theilungsfahrefr regelffiässig aagetang»» hal^ so» kann ein 
später Tetkoünendes Ereignisa keineni fiiafluaa mehir auf 
dastoHve ausüben. 

Vntfera AriMit ist Yollendet, und' wir glanben hie»lt 
dan dealaehen Lesern ejho ausammenifedräafte and g»* 
wfaseabaftei Daratellung übeir das nea^ beigischei Gesetz 
der Zwangsvolbitrechung gegeben zu heben. Wir hatten 
am Anfange dieses Aufsatzes aaifezeigt, dass wir arit einer 
Kritik iber das neue Gesetz sehliessen würden; aber asan 
wird weht sebon kenterkt habes, dass diese Kritik mit 
dem ganzen Aufsatz selbst verflochten ist. Sehlieeslich 
glaahan wir nidbt die Namen der liinner ibergehen zu 
dirfen, wdhahe den grössten AntketI an iem Debatten der 
balden läanmera hatten, und deren ArbeÜen wir häuig 
in «Besemi Aufsatze benutzt kri)en. Er sind diea die Herren 
Tesdh, Beli&Yre, Gavart und Biaron v. d^Anetban. 



9) Biacbe« Journal do proe<$4are B. V. S. 381 uq4 8. otdo, 
Ffr. 19 sqq. — Rodiöre S. 233. -^ Carrö und Chauveaa, 
0. 2615 b2s. 
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XX. 

Gesetz I^e.tref]^nd dip Pflichten und Rechte der 

Q^schworo^n in Strafsachen ej-lassen im 

Stiftete; Bliissafihpsfttts, 18^5, 

▼on 

Dr. Franz nittermafer. 

in Heidelberg. 



Am 30.. JAnU9r 4^ J. Ifgtiß <i^r A^ss<^b.u6js %, Ge^ 
^cl^^lSfW^spn im H^m^e. d^ Abgepr^n^ten yqyi, IK^assfichup 
8^\t^ folgQq4^n Snty):i^rf wes, G^Ji^tzes, tifter die, P%hten 
und, VüPhtßt der Gewhworpe«! ir>. Str:af;sa.che!>, vor: 

,,Es sei beschlossen durch den Senat ifnd d^s Haus 
<tef Aifft^OfAnplfij;^,^ 9W) I^an^l^ yers^napn^lt,^ ^^d Kraft 
de^ß^lb^n» wi^ folg:t: 

In ^n Strafsachen: so)l. es die Pflii^'ht d^r« G^spbwpir^ 
ne^i^ sei^, n^ch, dpn, be^^tehencleii Fprjn^n, und, Recht^g^undr 
s^tfjfea. i|Ue, $ac.benj^ v^el^b^ it^nen ü^^rwipß^n wci^4o.9i 
m upjlejr^qi^hep^ ui|4^ niiqbd^p. i;ie diQ B§lebi:usj)[ d^s (?er 
ripb.^ho/e&i Qr.balt^p, q^ich. ihrei^: Ermess^^n ^qtwe^er di^f^h 
ein^n aUg^piielftep. WaJfrsijwql^ sßyfpbl dje; z^fp^ Spj^ujffte 
i^tQbßPiA^l^ ThRtr M?, (lecbtsfwgeq ^n, eii|^ch^i<}en, oder 
9i^Q^ b^ßO^iißTn, Wß^l^iwjfci. ^v e^cJi?!!^ i^px^, ijire? yiT^ll; 
es soll aber die Pflicht des Gerichtshofes sein, den Gang 
des Verfahrens zn überwachen , über die Zulassung und 
Rückweisung von Beweisen, und über alte während des 
Verfigihrens erhobenen ][{echts,fra^en, und, über ^Ile Neben- 
UWdl ?iyis*e,(tvQrgjij[flg^. ?ä en.tßfilji^icjßiji. , ^pij, e^^nj)?, die 
(j9$K^w4)m»m zm bn^iniAi^eA uadiB^€^inei;dfMfchri/t^,(bUki 
9t' exeeptions} zuulasseD; auch lumn diap GerichlshaC ein 
neues Verfahren gewähren Im Falle der SühutdigerkHlrung.^ 

Dieser Entwurf wurdß seitdem, brieflicher ]H[ittheiIujnff 
zu Folgq C")*bsr€» i?t leider nicht ajpg^^b^fl),^ zpoi ß^ 
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setz erhoben. Die Bedeutung dieses Gesetzes liegt in 
der Erklfimng, dass die Geschwomen in Strafsachen befagt 
sind, selbststMndig durch einen allgemeinen Wahrspruch der 
Schuld oder Nichtschuld die einschlägigen Rechtsfragen 
zu entscheiden. Massachusetts reiht sich dadurch 
jenen Staaten an, welche durch gesetzliche Bestimmung 
jeden Zweifel an der erwihnten Befugniss der Geschwore- 
nen beseitigen. ^3 Bei der steigenden Aufmerksamkeit, 
welche die deutsche Wissenschaft dem englisch-amerikani- 
schen Schwurgericht widmet , wird die Mittheilung der 
Umstände unter welchen dieses Gesetz erlassen wurde, so 
wie einiger ihm vorausgegangener Verhandlungen nicht 
unwillkommen sein; umsomehr als dadurch am besten 
die Rechtsanschauung ans Licht treten wird , welche in 
einem durch seine Bildung bedeutenden Staate Nord- 
amerika's die Bürger von der Einrichtung des Schwur- 
gerichts hegen. 

Vorzüglich gilt dies von den Verhandlungen der 
zur Verbesserung der Verfassung berufenen 
Abgeordneten von 1853. Auf S. 283 fg. des vorliegen- 
den Bandes der kritischen Zeitschrift hat schon R. v. Mohl 
unter Angabe der näheren Umstände auf die hohe Be- 
deutung dieser Verhandlungen auf ihre Gediegenheit und 
Würde aufmerksam gemacht, wesshalb ich mich in dieser 
Hinsicht lediglich auf das von ihm gesagte beziehen darf. ^3 

Als die Versammlung zur Berathung der Grundrechte 
gelangte, stellten einige Abgeordneten den Antrag, durch 



;, 1) Mitte rmai er, engl. Sftrafverf. S. 454. 
:2) R. V. M o h I hat zugleich Veranlassang genommen , eine in 
seinem Munde doppelt schwere Anklage der jetzigen Zustande in den 
Tereinigten Staaten auszusprechen und dieselben als Folge einer 
ttberdemokratilchen Entwicklung der einzelnen Verfassungen cu er- 
klären. Er dehnt dabei seinen Tadel auf den Beichlass der Versamn* 
lung von Massachusetts aus, dass die Geschwornen bei ihrem Wahr- 
sprach auch Rechtsfragen entscheiden sollen. Ich glaube durch die 
folgende Darstellung zu zeigen, dass .diese Bestimmung wenigstens in 
Amerika einfach eine Best^ti^^Trirr r^rs gemeinen Rechts ist 
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einen kurzen Zusatz zu erklären, dass die iStrafgeschwor- 
nen bei dem Wahrspruch der Schuld oder Nichtschuld, 
nachdem sie vom Gerichte belehrt worden, das Recht 
haben sollten die einschlägigen Rechts- und Thatfragen 
zu entscheiden. Mit einem später zu erwähnenden Zu- 
satz wurde dieser Antrag in dritter Lesung mit 182 
gegen 153 Stimmen angenommen. 

Bei der Berathung, an welcher fast sämmtliche be- 
deutende Redner Antheil nahmen, hatte die Versammlung 
wegen Mangels an Zeit sich schon die Beschränkung auf- 
erlegt keine Rede länger als fünfzehn Minuten dauern zu 
lassen; dies vermochte jedoch nicht der Gründlichkeit 
der Berathung Eintrag zu thun, wenn auch die Redner 
sich genöthigt sahen, ihre Gründe mit um so grösserer 
Schärfe zusammenzufassen. Im höchsten Grade wohl- 
thuend ist die würdige Art , auf welche Freunde und 
Gegner des Antrags offen ihre Gründe darlegten. Kein 
Redner erniedrigte sich zu einer Schmeichelei vor dem 
Volke, es gab aber natürlich auch keinen , der nicht im 
stolzen Bewusstsein , der freie Bürger einer freien Ge- 
nossenschaft zu sein, das Schwurgericht als die unerschüt- 
terliche Grundlage des Strafverfahrens angesehen hätte. 

Aecht amerikanisch ist bei allen Rednern der eigen- 
thümliche Standpunkt, dessen Schwächung im englischen 
Rechtsleben Buch er in seinem „Parlamentarismus^ be- 
klagt, ich meine das stete zurückgehen die stete Bezug- 
nahme auf das englich-amerikanische gemeine Recht. 
Dies ist bei allen die letzte Quelle, aus welcher sie schö- 
pfen. Es gilt ihnen als lebendig wachsendes Recht, das 
sie zu schützen und von Schmarotzergewächsen zu rei- 
nigen verpflichtet sind. Während in Deutschland durch 
Jahrhunderte langes Zerstören von oben her in allem, 
was öffentliches Leben betrifft, fast jedes Bewusstsein eines 
Rechtstandpunktes geschwunden ist, ordnet der Amerikaner 
mit freudiger Sicherheit seinen Staat, seine Gemeinde und 
seine Familie auf der von Allen anerkannten Grundlage 
•seines gemeinen Rechts. ... 
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BeniUMns' dr^hli^ ym mcl^Mßr: «w^vt die, QdstioMniifigi 
««swmi gomeiriM Robbte« iifcer dj^i Rech^, der, Ge«clmQii;->^ 
Mft? Ref (tor B^aulMronMuig diec^ PriigQ« Qpd^. sieb 
Rua k^itio S(m j^iw AwM^i welche, tn DeoMQbbMPii voj). 
oftlieiKi oder v^jqste^dilp^ (i^a^o «Her Y^lksiiechlß un4 
aller Volksthätigkeit unc| d^b^. moh d^r Schwiiiigei^htQ 
v««f[QtlltlgQfi wird,. dai94 di^ Gl^chff^M^imQ' niv tib^it das 
SeiTMiflciisiftifi, Qdeü NicIiU^wiesQQti^b» dßii ang^scibul^ 
dlgteR TbftlSftobaoi i^ «H erUär^r^ bitten, im» m ^Im 
}ti^ f«^li0bQ WfirdigiMig: di^ij^F Tbit(s<|Cibefi w vero^i- 
dton btttaüi 949^ Redner bitten. sämmtUph,, sßi esulfii 
RioUev, QvesithiKorii^, odeir AnwHälte, 91^ oft, Ge^^g^nbetit 
gehiM die^ V(m0g?Q eii|]9!S a»f iwni^elbareK Tbeiloalmw 
d«(f( Vollmi 911 ißt ^^hi^fieg^, g^b^^f^^i CUoäcbtsw^Sfm^ 
tm bMbsr^Htf n iit$< das« irg^oAd^ ei^^i: von i))|ie»; di|9, gi^^ 
foiKt^rte. QasqbuSnkiWC d^*** 6e«c]^ociMiii auf di& Tbajb 
fiiage so aebf htttt^ n^kis^erst^b^ könn^ Selbst dif 
arklkrl^ate« Geg«eir dor Ansii^t» ^ass die, Gßscbwqmen 
auch dast Reobt enta^bcideii spllta% erkamt^n docb, a4^ 
dr^Mdin^ ai^ dtm esi das eigeotiiqbe GestPbüft dßir Gn-^ 
ssbmormifff sm, di^ ^inytißs^i^Q^ '{batsachcin r^htUiibj za 
wfifdigevv ii^dem sie dw M^K^odb^ir^jy^ i^ Qe^^ßs auf 
den eiB»slnQfi FaU VM^I^me^ pütten s^ 41^ nothi^roodig 
isl, Unit <lb«^ $dwild' oder Nicbl35cb^l4 ^if ^otfch^idMi 
Wec erwSg^ dus^ di^ Q^ftQh^oi^iftetQ ia Eogtond wd Aiq#*? 
uiba: im Stiia(veirfabi>e^ regM«^^ ^M^^iv al^g 9190,1,1^^1) 
W«bfspi»io<^ 4ß9i S^Md qißt ^i^oMi wf ^rwi ^ 
Aftklflgei^rift wsi^piifCM^h^ c^ siß, njiff 4|d^ ibr^ Wf^^ 
Spruch: mf d»» s^K^h Ttw^aiM»^ I^QSQtMriiiike», einest 
^Qsonder^ Wiihr^prQffb abgebe»,^ w^nn» tbnea sfelbst 
dte^ recbtliobQ WürdigWg ^ Th^acbea au schwer er*- 
9^mr*j iBiS» sie sksk dieses G^istes^mqtbs^pidjwj»^ ßit^ 
nm Svssefs^ ^]tm m^Vßfkr kwB U9m<|gli);;b ^mb m 
einer ewtoirn Anspi^t kemn^iOO^O 



3) El ist im höchften Grade erfreolizsb, dait. diifa Amicbi ancli 
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Den eigeaUichAii Strtttgefenstaiii hei der Bcrathimg 
bildete die Frage, ob die Gesehwornen befugt seieO) bei 
Findoiig ihres Wabrsprudies auch über die Recbts-^ 
regel welche, sie denselbeo. zu Grunde legen naeh ihrem 
Ermessen zu entscheiden; ob sie befugt seien über das 
VorhandenBein einer BesJimmttng d^ gemeinen Reehle 
und den Sinn derselben, oder über Rechtsgüttigkeii eines 
Bundes«- oder Landesgesetzes nach ihrer Ucberzengung 
m entscheiden. Während nun allseitig anerkannt ward, 
dASs. in bärgerlichen Rechts&treitigkeiten die 
Geecbweirnefl unbedingt an die vom Gerichtshof gegebene 
Reehtsbelnhrung gebunden seien, nähme» die Aatragstel^ 
ler und äire Freunde ^ als gemeines Recht in Anspruch^ 
dass die Gesehwornen in Strafsache»^ an diese Rechld)e*< 
kjirniig nicht geb«aden seien. 

Die Gegner des Antrags waven in< ihrw Meinung 
duHchana nicht einig. Theilweiae setzten sie der ?orge«* 
trageaen Ansicht allgemeinen Widerspruch entgegen,, ihril^ 
weise erkHirle» sie, die Gesehwornen seien zwar ntcM 
recthtlieh aber doch, sittlich aa die richterliche 
ReeUsbelehiung gebunden. Einige und gerade die Besten 
erUBften, dass zwar kein Raehtssatz die Gescbwomen 
an die Reditsbelehmng binde, sie seien jedoch, im Geiste 
des Sckwurgerkhta so lange zur Befolgung dieser rieh-' 
terliehen Belehrung verpflichtet^ als sie niaht wtt:sa* 
ten, dass die riehterlicheEntaeheidungCalseh 
sei. Diese letztere Ansicht, welche von keinem dcar 
€Segner des Antrage bekämpft ward, begrttaslen umge-* 
kehrt die Antragsteller als wesentlich, die ikvige^ Auch 
sie verhenneien nteht die Bedeutung der riefaterüchen 
B^cbtsbelehrung , es liege Yielmehr ganz in der Natur 



in DeaticbkiBd eDtschiffdieii Enm Siege a^lanat. So babea sieb in nen- 
mn Zeit aoob awei Mioaer am dem RichtentaBd, ferne aller deiio«' 
kraiiiclien Schwirmerei, in dieser Hiuficht ansgesprochea : Aj^pettraih 
y. Kfivel an Naombqrg; im A^rcbiv des Cnm. B. 1854 S. 403fg. 
und Oberhofgericbtsratb Zentner in Mannbeim in seinem Magaiia 
f&r badiscbe RecbUpflege II, S. 55^. 
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der iSaehe, dass die Geschwornen in der Regel sehr gerne 
der ihnen gegebenen Belehrniig folgten, dass es jedoch 
nnrecMlich und unsittlich sei, sie da zu einer Verurthei- 
lung ndtbigen zu wollen, wo sie im Gegensatz zu den 
Richtern eine Strafbarkeit als nicht vorhanden, ein Ge- 
setz als ungQltig, im Widerspruch mit der Verfassung 
stehend, hielten. 

Ein Hauptgrund, welcher gegen das fragliche Recht 
der Geschwornen sprechen sollte, war der, dass doch 
unstreitig die Richter allein und nicht die Geschwornen 
befugt seien, über Zwischenfragen z. B. Zulässigkeit ge- 
wisser Beweismittel zu entscheiden, dass selbst ohne 
Zweifel ein Wahrspruch der Schuld vernichtet werden 
müsste, wenn die Richter der Ansicht seien, dass die 
Geschwornen dabei im Rechte irrten. Beides gaben 
die Antragsteller natürlich zu, erklärten es jedoch für 
ein gänzliches Missverstehen ihres Antrags, wenn man 
meine, sie wollten die Geschwornen zu alleinigen 
Richtern des Rechts machen. Die Gesdiwomen seien 
allerdings die eigentlichen Richter über die ganze Schuld- 
frage; allein zum Schutze der Unschuld sei dem rechts- 
gelehrten Richter das Amt übertragen, jede Schuldiger- 
klärung vom rechtlichen Gesichtspunkte zu prüfen und 
dieselbe nur dann dem Strafurlheil zu Grunde zu legen, 
wenn dabei das Gesetz nicht verletzt erscheine. Offen* 
bar gehe daraus aber keine Ueberordnnng des Richters 
über die Geschwornen hervor, das Gesetz verfüge nur 
dass Niemand verurtheilt werden könne, wenn nicht in 
gewissem Sinne sowohl Geschworne als Richter bei die- 
ser Verurtheilnng zusammenwirkten, während um- 
gekehrt die Geschwornen bei Freisprechungen nicht an 
die Mitwirkung des Richters gebunden seien. 

Die Bedeutung dieser Ansicht vom Schwurgericht ist 
einleuchtend. Dasselbe erscheint darnach nicht als ein 
unwillig (ertragener Eingriff in die Allmacht des Richter- 
standes, als ein Ergebniss unwahrer Lehrsätze von Thei- 
lung der Gewalten, von Spaltung des Urtheils in That- 

Digitized by VjOOQIC 



W i 1 1 e r m a i e r , die Geschwornea im Staate MaiflachQsetU . 415 

und Rechtsfrage, sondern es wird als der Ausdri^k des 
im Volke lebienden Rechtsbewusiseins , als ein achtes 
Volksgericht aufgefasst, wobei jedoch die Geschwornen 
in solcher Weise von einem rechtsgelehrten Richter ge- 
leitet und überwacht werden , dass es ihnen unmöglich 
wird, eine ungerechte Verurtheilung auszusprechen. In 
folgerichtiger Durchführung dieses Gedankens haben be- 
kanntlich auch die Gesetze von Indiana C^evis. Statu- 
tes of 1852. Vol. U. part. 3, chapt, 1 .art. 10) den 
Geschwornen nicht bloss das Recht, sondern die Pflicht 
auferlegt, im Falle der Schuldigerklürung zugleich auch 
die Strafe auszusprechen.^) 

Ein. gewichtiger Grund, aus welchem sich erg^e, 
dass die Geschwornen den Rechtspunkt nicht zu entr 
scheiden haben, wurde aus der allgemein anerkannten 
*Regel genommen, dass bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
die Geschwornen an die richterliche Rechtsbelehrung ge- 
bunden sind. Es kann nämlich sehr leicht kommen, dass 
die Geschwornen in einem Straffalle über ganz denselben 
Punkt zu entscheiden haben, wie in einem bürgerlichen 
Rechtsstreit. Gegen eine Schmähschrift z. B, hat der 
Geschmähte die Wahl, im bürgerlichen Rechtswege auf 
Schadenersatz zu klagen, oder vor dem Strafgericht den 
Thäter zu belangen. In beiden Fällen wird möglicher 
Weise den Geschwornen dieselbe Frage vorgelegt und 
der ganze Unterschied besteht in der Form des Wahr- 
spruches. Warum sollten nun in einem Falle die Ge- 



5) Wer den Geschwornen die BefugnisB abspricht auch die Bechls- 
frage zu entscheiden, muss natürlich diese Bestimmung der Gesetze 
von Indiana als überdemokratische Tollheit verdammen; wer umge- 
kehrt eingesehen hat, dass das Schwurgericht dem Wesen nach ein 
Volksgericht ist, aber ein solches, wobei die Geschwornen durch 
Leitung eines anabhingigen Richterstands vor Uebergriffen (und da- 
durch die Einrichtung selbst vor dem Verfalle) geschützt sind, muss 
zugleich zur Ansicht kommen, dass nicht innere Gründe, sondern nur 
äussere Umstände es waren, welche in England den Satz hervorriefen, 
dass die Geschwornen keinen Einflnss auf die Festsetzung der Strafe 
ttbeo solleo. 
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«dkwwnen «ich nach der iriditevltohen 'RecMsMsicM ridh- 
l»n -niQMen, itti Mdon tehigt (sreia, iifoii abzuweichen? 
VII 'R^chl waird biei^gfegen faltend geoNi«ht, dus «die 
YersöhiedeBh^it <detf ^raf- imd bürgerliohen Riiehls «ine 
«elobe ¥6r8di{edeHfaeil der Stofiaiig^ der QeBdbfwmnen ^be-^ 
idinge Mem 4Ne Begriffe des 'Stnifredils «M«ch and «rep- 
«IMidUek >geiiiig iviren am rm »ogBiebrten Hflanerti «nter 
li^mig der JRkMer erfasi^t >zu werden, «vrHbreiNl die Ver- 
MftnfiMe deis b&rgevlieheH 'ReObte leider alimfllfg se ver* 
^irMt^lt ^gtfwofien Wien, 4ms iMn4ie'Eritg(5beidttiig>danib«r 
Hiebt mehr Aan Geedbwemeo 4lberla68en Mnnej «nolieseiii 
Verhfiltniss werde natürlich dadui^h niebls <^ndm\y äUBB 
in lahlreieifen Pftllen z. iB. bei Biagfe wegfen Sidiinäh- 
sobrift der RecMapunkt so einfarch sich «stelte, diBs meii 
«Gesdiworne reeht f ot Ihn entscheiden iKönnlm. 

Bei >den hier besprochenen VcvbandlungM 4sfii|gsnü 
#6 fiedtter anslMiriich auf ^ie verschiedineii Aecbl»* 
«ptüche -ein, wetebe fttr oder wider jhre Ansieht >«rla»* 
«en «waren. In Bezug auf Bnjgfleiid ibmn ^dtfbei «kieMs 
'Neues ver; was aber die'Boehliilbang 4n «den V;St<te«- 
Irifik, so stellte sioh unnweifelbaft >berans , dass 'wn jder 
VnaMiKffgigkeit bis ungeMir 1830 sowoW'beiin«undes* 
'geriobt als den Slaatendas Rfecbt derOescbwerwni'iganz 
Bilgemein auch Ober das Reebt 'flu entseheviten «neitannt 
Wflfr. Eine ganze Aeibe vion »Rechtspfücben sowohl iJes 
BnndesgericbtB iils ^der bandesgeriobte ^beaeug^u dies, 
ifi^khrsiid izur IMerstfitzimg der gegentbeiKgen AmM» 
kein einziger Rechtsprach angeführt werden Icannte. Jüe 
tJegner-des Antrags mussten dies attth anerkennen, sie 
beiriefen sich aber darauf, dass seit etwa 1830 ein Bm- 
schwuog der richterlichen Meinung in dieser Beziehung 
rStatlgefunden. Auf diesen UjBScbwui^^ tden .i^ehime 
-Redner «Is eine 'Yerbessenmg des Jcüberea Reohis als 
einen Fortschritt der Neuzeit bezeichneten, hatte besonders 
der Ausspruch des als Gelehrter uud Bürger hochgeacbte- 
tea.(lM5 verstorbenen) Bundesrichte; S t or y den gröss^ 
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^ißli EU aihiiss. ^3 Dteser w«r es, ^der '4to AxmMX hord 
^Mun^ficJId^s "wfeaer vbrtH^, datis die fiesdmoH^en zwttr 
»119 W'ac'h't^ber'tticMidiRS S'eblit fiälltfn, «Mh4Mi^tte<6M9- 
pihikt'fn 'Strafitadlieti zu ^tsebeiden. 'Der wwfihntetJBi* 
^clitrotog ist je^doth keineswegs 'So au ii^ersieiieii, isls ob 
Von Htm an die 'Richter eiristiomrig den Gesebwoyneti ^difs 
'fragliehe •RecHt äbgespl'^cheii Mmn. In irieleti ^Staaten 
(iSütte, 'Vermfdiit, Alabmua, Georgien ^o. A.) ^etfceiint viel^ 
mehr das höchste Landesgerieht bis heule das it^cbt ider 
Gesbbviröimiet) an, und anUere (Iltitiois Comieeti^ttt n« A.^ 
liflfb^h durch Gesetze schon seit 48)irgeiier Zeit 'allen ^Zwei- 
fel daran «bgej^dbnilten, itfifa^end Nenydtk ^W4M dar ^cän- 
2ige iStaat ist, Wo umgekehrt ein, (jedoeb ^mdh Mäht 
änj^enottmener) Giesetzentviurf afcrssifrieht, ^ <4Bes die üe- 
Bchwörtien audi m Stra&at^hen das RecM vom ^riohle 
nehmen mflfssen, d. h. hie ihrem Wahrspmeb JihsjMvIge 
als Gesetz auerfiätitidn tntSfs^ren, was das ftoricht 4hnen 
1bIs i^tehes idarstellt. Si^lb^tfn diesefti ent^«rf 4sl jedodi 
' 2dglelch festgestellt, dass i n F ä lie n bei Adklagm wegen 
nSchmlähsdiirift die ^eschwornen 'tiucfa "über den ReAto- 
ptinkt richten soUen. (Die Terftissung des ^ats <siibreftt 
dies ausdrücklich vor). 

^as besonders Ifassachasetts -angäht, so ergibt «ich 
aus den Verhandlungen, ddss hier ebenso "Wie jn^^aüen 
andern Staaten die Stnll|gfeschtrornen ohne ^\f^rsprueh 
auch taer den Rechtspoiikt richtfeien. Wößh 1638 er*- 
kannte dies der' Oberricbterausdrttckifehitn. ^fm lehr 1^5 
2^m ersten Male ward in einem Fälle ^as Reeht^^ir 
ISeSchWörnen in 'iPrage gestellt 'und seitdem dlirA dstt 
Obcrianddsgericht dens^ben gänzliöh'^^bgesproehen. Zwei 
besetze sind e^eigöntlidi, welehe 'diese Weritodening dar 



« 6) Siehe darOber Wbarton, .orinu law of the .U. S. 1852 S. 886 ff. 

7) Aomerkong der Redaktion. "Die in clieler 'Zett^fatrift 
von uns mitgetbeilte Ifa^hri^Bt, Welthe jtehei/ EntWttrf ati OmMz «v^ 
klft^ , ^ gdkAttate «fch «afoi^hüHene ^bHifUite ; Wttheihmgen. Ble 
WitaMihaHlimatMiBMoaiif MNfiaV%keilaiL 
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riohterUchen' Ansicht veranlasst haben, das Bandesgesetz 
der V, St. wegen Verfolgong flucbUger Sclaven und ein 
Mfissigkeitsgesets vom Staate Massachusetts. Beide Gesetze 
finden den heftigsten Widerspruch. Die achtbarsten Män- 
ner erklärten namentlich das erste als eine schreiende 
Verletsung der Verfassung, erklärten es für nichtig, weil 
der Bund durch seine Erlassung seine verfassungsmässigen 
Rechte überschritten habe und weil es die Grundrechte 
jedes Bürgers umstosse. Es war gewiss, dass im ganzen 
Staate von Massachusetts die nöthigen Geschwornen nicht 
aufzutreiben wären, welche sich durch eine Schuldiger- 
klärung dazu hergäben dieses Gesetz in Vollzug zu setzen. 
Und diejenigen, welche den heftigsten Widerstand ent- 
gegensetzten, waren nicht etwa tolle Volksverführer, son- 
dern Quäker, stille gottesfüi*chtige Leute, welche um keinen 
Preis der Welt dazu zu bringen gewesen wären, dass 
sie auf dieses Gesetz hin einen Mann verurtheilt hätten. 
Die rechtsgßlehrten Richter versuchten es dennoch das Gesetz 
durchzusetzen, indem sie dop Gesphwornen vorstellten, 
dass sie kein Recht hätten über seine Gültigkeit zu ent- 
scheiden. Soviel mir bekannt, waren diese Bemühungen 
jedoch in allen Fällen ohne Erfolg. Der Widerstand 
gegen das Mässigkeitsgesetz, welches ja von der eigenen 
Landesgesetzgebung erlassen war, war hingegen nur theil- 
weise und die Geschwornen verurtheilten auf Grund des- 
selben in mehreren Fällen. Auf diese Weise nahm der 
Ricbterstand eine offenbar angreifende Stellung ein, indem er 
das bestehende Recht umzugestalten suchte. Die Ver- 
.theidiger der Rechte der Geschwornen sind sonach in 
diesem Sinne in vollem Recht, wenn sie erklären, dass 
ihre Absicht nur darauf geht, das alte gute Recht gegen 
neuerliche Angriffe sicher zu stellen. 

Lebhaft war bei der Berathung der Streit über die 
Frage der Zweckmässigkeit des beantragten Gesetzes. 
Es war natürlich, dass bei dieser Frage die Meinungen 
je nach def Grundansicht von einem gesunden Recbts- 
leben auseinander gingen. Würdig und ruhig die Stellung 
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der Gegner in ihrer Berechtigung anerkennend standen 
auch hier die Freunde einer umgefesselten Bewegung 
des Volkslebens den Anhängern einer strengeren, den 
Besitz des Gewonnenen sichernden Ordnung gegenüber. 
Es macht einen eigenthümfichen Eindruck, hierbei gerade 
von den Männern der Ordnung den grösst6n Nachdruck 
auf eine Forderung gelegt zu sehen, welche erst kürz- 
lich vom deutschen Bundestage In der hannoverschen Ver- 
fassungsangelegenheit für jeder Rechtsordnung feindlich er- 
klärt wurde. Die Ordnungsmänner von Massachusetts glau- 
ben das Recht am besten durch völlige Unabhängigkeit der 
Richter gesichert, so dass dieselben über die Rechtmässigkeit 
der Thätigkeit der Verwaltung und der Gesetzgebung frei zu 
richten haben, und der Bürger bei ihnen gegen Willkühr der 
Verwaltung und verfassungswidrige Gesetze Schutz findet. 
Die Freunde grösserer Beweglichkeit machten diese Forde- 
rung vollkommen zu der ihrigen, verlangten jedoch zugleich, 
dass der Richterstand desshalb nicht eine solche Stellung 
erhalte, wobei er sich allmälig als gesonderte Zunft vom 
Volke ablöse. Sie sahen in der Geschichte zahlreiche 
Beispiele der Gefahren einer solchen zünftigen 'Absende* 
rung mit ihrer unvermeidlichen Verknöcherung und Er- 
starrung des Rechtes bis zur völligen Ersterbung alles 
Rechtsbewusstseins im Volke. Um solchen Zustand zu 
vermeiden, hielten sie es für dringend noihwendig, dass 
die Geschwornen eine selbständige Stellung auch in Be- 
zug auf den Rechtspunkt im Strafverfahren einnehmen, 
während umgekehrt darin die Gegner eine Gefährdung 
des Ansehens der Richter erblickten. Erstere hoben da- 
bei jene Fälle hervor, wo die Geschwornen allein den 
letzten Schutz der Freiheit bildeten, während ein feiler 
Richterstand sich zum Werkzeug der Knechtung hergab. 
Mit Recht erinnerte ein Redner an einen, vielleicht bei 
uns weniger bekannten Vorgang bei den früheren Hexen* 
Prozessen in der damaligen Kolonie Massachusetts, wo 
die Geschwornen früher als die rechtsgelehrten Richter 
von dem öffentlichen Aberglauben sich losmachten und 
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die y^rurtheilttng der Hexen weigerten welche die rechts-* 
gelehrlen Richter ton fluien forderten.^) 



8) Das Nähere fliehe in Chandler'fl ocim. trialfl^ Boston 1841» I 
S. d5fg. Zar Aburtbeilung von mehreren Hundert in dem Gefängniss 
beflndh'cben, der Hexerei angeklagten ^Personen, errichtete 1692 der 
StaitllaUer TOn HasflaehasettB ein Ausoahmegeriehfc (spedal coart af 
oyer aad lermmer) n deinen NiederseUung er nicht befagt war. An 
der Spitte st^pd Ob/9rricbter Stoughtan, welcher früher geiatlicbe 
Erziehung erhalten hatte und in hohem Grade geistlichen und 
richterlichen Uocbmuth vereinte. Die Verhandlungen fanden zu Saleni 
(nun Danrers) unter nngehenerm 2udrang und Ißeifati einer Volksmenge 
statt welche haaptsäcMich toA drei Pfarrern Parris, Neyes und Colton 
Mather anfgebetst wurde. Letztere« ist theilweise von Rachsosht 
•iogegebeeer Betrug naebgewieaeii. Obwohl trotz dieser Hetzerei 
die Gofchwornen nicht immer gaaz willig waren« so wusste Stough- 
ton. sie doch von Juni bis September zur Yerurtheilung von 19 acht- 
baren Männern uäd Frauen zu bewegen. Alle wurden als Hbxen oder 
Hexeiiafteiiter Ir^bftngt und anSseHMi ein Angeklagter, (bfM achtzig- 
jfthviger Haan (Güe^Cory) nach dar wahnÜMiigaii BtastiniBiuig' dea 
damaligail nngUsehseo ftechta zu Tode gequetscht, weil er sicli 
weigerte aof die Frage ob er schuldig sei zu antworten (for ständing 
mute on arraignment, der einzige Fall, wo dieses Gesetz in Amerika 
vollzogen ward). Als G. Burrooghs, einer der Verurteilten, zum Toda 
geführt Wlird) hatte der öffentliche Aberglaabe schon etwas naabge-^ 
kifsen nnd das Volk wollte üin^ dar als ekrwQrdiger Pferrer sehe be- 
liebt ^r, l^^eien. Der obengenanorte Pfarrer Cotton Math^r wvast« 
jedoch durch Aufhetzen seiner Getreuen die Hinrichtung von Burroughs 
durchzusetzen. Alle hingerichteten betheuerten sterbend ihre Unschuld, 
mehr als 50 hingingen gestanden OliaüWeise auf der Folter) ihre Yer- 
bitidnng mit dem 1\eüle! em, und wurden dattii mit der Atiklage ver* 
aobtet, da ihk Geatlndinss den ffrömailar* tuefKch zur Bafiiatigmg 
d^ A^rglambeaa dieate. Ihm Hhändliehaa Un^eaen ibat and^li 
der Li^id^K Einhalt. Er hob das Ausnahmf^ericht auf und vertagt» 
die, Verhandlungen auf ein Viertel Jahr später. Von 26 Angeklagten 
fanden bei dem neuen Verfahren die Gesch wornen zwar noch drei schul- 
dl);, Jedoch Wurde keiAe V^urtfat jhrtig mehr tollsirecki 'Sloughton und 
dto ankann Rithter suelitfefn «dfe fiiasobworiieii zd feraoren VbniiUieib]**- 
gqn zuAewefan; üIlfM, vepgabliqk Bfa SeiteiiprtMMssa »Hastf^n aaf* 
bOren, ureil die G^sobwornen. nicht mehr verurtheikjn wollten. Letz- 
tere unterzeichneten eine Erklärung, worin sie ihre Reue wegen dea 
unschuldig vergossenen Blutes aussprachen und hetheuerten, dass sie um 
alle Welt dies nicht mehr thun wttrden. Drei Jahlia sptttcfr Ifies auch 
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Die (jegner des vorgescbbgenen Geselses mAchtdn 
darauf aufmerksam, wie gefährlieh es sein würde, die Qe^ 
sebworoen für Richter des Rechts zu erUhren, weil 
es sehr leicht sein könoe, dass sie dann gegen die deäl 
Angeklagten günstige Rechtsbelebrung des GerichtsbofM 
dennoch eine Verurtheilung aussprächen. In Zeiten grosser 
Aufregung namentlich sei dies zu erwarten, wenn Jemend 
gegen die Vorurtheile des Volks Verstösse; es sei dann 
mindestens sehr zweifelhaft, ob der Gerichtshof einen se^ 
eben, offenbar ungerechten Wahrspruch vernichten dürfe. 
Ich habe schon oben bemerkt, dass diese Ansieht «ofeineäi 
Missverständrusse beruht. Die Antragsteller erklärten, dass 
sie in keiner Weise dem Volke eine ungereobte Verurthei^ 
lung ermöglicbett wcdUen , und nichi daran ^föchten , das 
richterliche Recht der Beseitigung (nach der freieren amcri^ 
kanischen Ausbildung in allen Fällen der ßchuldigerblä** 
rung Mittermaier,' engl. St. V. S. &45fg.) einer «w 
gesetsUcben Verurtheilung zu scbmüern. Damit dies keinem 
Zweifel unlerläge veitesserten sie ihren Antrag durch einen 
Zusatz, welcher das Recht des Riditers, ekk neues 
Verfahren im Falle der Schuldigerkläruiig zu gewähren 
anerkannte. 

Ein letzter, und nach Ansicht der Redner der schwerste 
Grund, welcher gegen das vorgeschlagene Gesetz sprechen 
sollte, war der, dass dadurch eine grosse Reehtsuilsiehei^ 
heit berbßigeführt würde, indem eine Geschworneftbenk ein 
fragliches Gesetz für gültig anerkenne, was die andere als 
verfassungswidrig verwerfe. Es fehle dann an jedem Mittel 
diese Rechtsunsicherheit zxl beenden, und eine Reihe vott 
Gesetzen könnten dann geradezu gar nicht mehr ans^^ 
geführt werden, weil es genüge, dass von den 121 Ge*« 
fchwornen nur einer ein Gesetz fttr verfassungswidrig belte^ 
iHki jeden Wahnrpmoh iHimöglieh zu machen (in BAflflotid 



•in«r der Rfchtev, S^widl, e)«e Ibnliehe Reueerldflmaft ^ ^<^ Kit^t 
voflaie»^ Oberrlcliter Stongfatoii hingecen war troitles dir&btr, dait 
er nicht ftn&t da« Land von den Anbttag4irfl Satan'a aAnbera kOane. 

28» 
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und Amerika muss der Wabrspruch einstiminig gege- 
ben sein). Dieses Verhältnisse wonach es in der Gewalt 
eines einzigen starrsinnigen Menschen liege , trotz denn 
Widerspruche seiner 11 Mitgeschwomen die Ausfuhrung 
eines Gesetzes zu verhindern, sei zudem sehr undemokra- 
tisch und sollte schon desshalb nicht von den Demokralen 
befürwortet werden. 

Es ward letzteren leicht, diesen Vorwurf des Wider- 
spruchs mit ihren eigenen Grundsätzen abzuweisen, indem 
sie das Wesen der Freiheit recht eigentlich in den Schutz 
der Rechte des Einzelnen, in den Schutz der Minderzahl 
vor Unterdrückung durch die Mehrzahl setzten. Gerade 
darin liege der höchste Schutz des Rechts, wenn kein 
Mann verurtheilt werden könne den nicht zwölf Geschworne 
gemäss einem, ihrer Ueberzeugung nach , zu Recht beste- 
henden Gesetz für schuldig erklärten. Was jedoch die er- 
wachsende Gefahr einer Recbtsunsicherheit und zugleich 
einer Lähmung der Sträfgerechtigkeit betrifft, so läugneten 
auch die Antragsteller diese Gefahr nicht, sie sprachen je- 
doch zugleich das Vertrauen aus, dass der rechtliche Sinn 
und die Tüchtigkeit der Geschwornen diese Gefahr beseiti- 
gen werde. Als grösstes Uebel sei zu befürchten, dass 
einmal ein Schuldiger der gerechten Strafe entgehe, dies 
sei zwar schlimm genug aber stets noch besser, als 
wenn den Geschwornen von den rechlsgelehrten Richtern 
ein Gesetz aufgedrungen werden dürfte, was nach der ge- 
wissenhaften Ueberzeugung jener die verfassungsmässigen 
Rechte des Bürgers verletze. Nur von einer solchen red- 
lichen Ueberzeugung gingen sie aus, insofern sie das Recht 
der Geschwornen ein Gesetz für nichtig zu erklären, d. h. 
darauf hin keine Verurtheilung auszusprechen, anerkannt 
wissen wollten. Auch nach dem feurigsten Vertheidiger der 
Volksrechte soll die Heiligkeit des Gesetzes nicht der Will- 
kür des Geschwornen preisgegeben sein, denn er verlangt 
von dem Geschwornen, dass er mit gleicher Strenge wie 
der rechtsgelehrto Richter die Gültigkeit eines Gesetzes prüfe 
und wenn er es für nichtig erklärt, sich der schweren Ver- 
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antwortlichkeit bewusst bleibe, die er dabei übernimml. Der 
ehrenhafte Geschworne werde nur in den allerschwerslen 
Fällen auf solche Weise sich der Gesetzgebung gegenüber- 
stellen, wie z. B. bei dem Sclavenflüchtlingsgesetz der V« St 
und man dürfte nicht erwarten, dass er launenhaft und leicht- 
sinnig das Recht des Landes zerstöre, indem er ein 
Gesetz schon darum für nichtig erkläre, weil es. ihm un- 
passend,, zu streng oder unbequem erscheine. Es ist 
bekannt, dass nicht bloss schadenfrohe Feinde der Freiheit, 
sondern selbst Ehrenmänner trotzdem eine solche Befürch- 
tung der Uebergriffe von Seite der Geschwornen hegen. 
Solche müssen es wenigstens als ein bedeutsames . Zeichen 
erkennen, dass bei den hier dargestellten , Verhandlungen 
kein Redner solchen Uebergriffen auch nur im entferntesten 
das Wort geredet hat, sie müssen wenigstens zugeben, dass 
selbst der eifrigste Vertheidiger der Rechte der Geschwor- 
nen eine strenge Durchführung der Gesetze verlangt, aber 
freilich nur solcher Gesetze, welche nicht blos von den 
rechtsgelehrten Richtern, sondern von den in lebendigem 
Rechtsbewusstsein urtheüenden Geschwornen für rechtsgül- 
tig anerkannt werden. 

Das .vorstehende möge genügen um den Geist und 
die Richtung zu kennzeichnen, in welcher die Redner der 
mehrerwähnten verfassungsberathenden Versammlung von 
Massachusetts die Anstalt des Schwurgerichts zunächst in 
Strafsachen auffassten. 

Schon oben ist erwähnt, dass der besprochene Antrag 
in dritter Lesung mit bedeutender Stimmenmehrheit ange- 
nommen wurde. 

Demgemäss wurde er mit den übrigen Vorschlägen 
zur Abänderung der Verfassung (in acht gesonderten Sätzen} 
dem Volke zur Annahme vorgelegt. Das Ergebniss der 
Abstimmung war Verwerfung sämmtlicher Vorschläge mit 
geringer Stimmenmehrheit, indem 63—64 Tausend dafür, 
66—67 Tausend dagegen stimmten. Der Antrag insbeson- 
dere welcher sich auf die Rechte der Geschwornen bezog, 
wurde selbst mit einer etwas grösseren Mehrheit (68382 
gegen 61699) verworfen. 
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Danach kann ea aoSallen, daas trotzdem die Abgeord- 
netan und der Senat von Massachusetts den ¥0r wenig mehr 
ah einem Jahr darcb Yolksabstimmnng verworfenen Vor- 
schlag (wie im Eingang bemerkt) zum Landesgesetz erho- 
ben. Der Ansschassbericht spricht sich hierüber aas, dass die 
erwähnte Abstimmung nur bezwecke, dass in der Verfassung 
es nicht als Grundrecht aufgestellt werde, dass die 
Gesohwornen Richter des Rechts sein sollen. Würde 
eine solche Bestimmung in die Verfassung aufgenom- 
men, so könnten Geschwome dies missverständlich als eine 
Neuerung betrachten, welche ihnen zuvor nicht besessene 
Rechte beilege, so dass sie sich berechtigt glaubten, bei 
ihrem Wahrspruch vom Gesetz abzuweichen, und so die 
Gerechtigkeit zu untergraben. Diese Befttrchtung fSllt aber 
nach dem Berichte weg, wenn in der Weise des nun an- 
genommenen Gesetzes die Rechte und die Pflichten der 
Geschwornen festgestellt, ihre Befugniss den ganzen Rechts- 
ptmkt zu entscheiden zwar ausdrücklich anerkannt, jedoch 
zugleich die leitende und oberaufsehende Stellung des rechts- 
gelehrten Richters gewahrt werde. 

Der Ausschuss hielt sich zu einem solchen Vorschlage 
um so mehr 1)erecbtigt, als er durch einen neuen Grund 
mit voller Gewissheit nachweisen konnte, dass durch das 
V9t^schlagene Gesetz das bestehende Recht in keiner Weise 
verändert werde. In einem Gesetze von Massachusetts von 
1808 ist nämlich schon mit ganz denselben Worten, welche das 
neue Gesetz braucht, die Befugniss der Geschwornen zur 
Entscheidung des Rechtspunktes anerkannt. Dieses Gesetz 
wurde bei der neuen Auflage der Gesetze im Jahr 1836 
nicht mehr in die Sammlung aufgenommen, ohne dass dabei 
irgend an die Absicht gedacht werden kann, dadurch sei- 
nen Grundsatz aufzuheben« Es scheint vielmehr als selbst- 
verständlich und unnöthig damals erachtet worden zn sein, 
wie die oben erwähnte zwei Jahre später erlassene Ent* 
Scheidung des Oberlandesgerichts beweist. Der Ausschuss 
betrachtete daher seinen Gesetzvorschlag nur als eine erläu- 
ternde Wiederbelebung des alten Gesetzes welche durch 
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XXL 

Beiträge zur Würdigung des Strafverfahrens in 
England nach mehrjährigen Beobachtungen. 

Yo« 

Herrn Torrent 
in London. 



Jedf^r^^d^r Mitterm^ier'g Werk üi^er 4^|ü eagUscfae 
und anerikdpiMdKe Straf verfidireft gelei^e^ k%\^ mjxs» $iqb 
ttherzQugt htb^n, dftss die englische l^inrichtnng i^s^ Scbwor- 
gßricbtfi auf ganz anderer Grundlage berobti^ ab in den ^t^aten 
des euri^äiscben Fe^Iandea, in d^nen ma ]^ei| Qe^cbU* 
verfahren zu besitzen glaubt. 

Die Art und Weise der Bildung der Jury, d^ ^eoOi- 
gen einer blq^sen Stimm^nmebrhett zur Verprtbeibing, dif 
Einrichtung des Untersuchunga Anklage und Vertbeidiguug^«^ 
verffihren^ scheinen in Frankreich lediglich dan^uf berechnet 
durch tbealralischen and rednerischen (?lanz> dai^ nakte Schwert 
der ßtaat$poU;ifi %u maskiren ; -^ und dazu kann die Ausdehnung 
des bedenklichen Frege^ystem^ in Be^ug euf die Qescbvor- 
nen in Deutiu^blend nur d^zu dienen^ jenes Amt den QescbwQr*- 
nen fielbst verhasst und dem Vglki^ unversUadliqh zu oH^cbiiO. 

Wenn man nun fragt woher es komm^ dass ejn^ ^iu- 
riehtung} die ihrem äussern ^acheinen und lyf^ßMß naph 
so glficb nnd {ihnlich ist, dtinnoch ««cb deii Q^s^nd^rl^ei- 
Um d^r hM^ einen ßQ verscbjedßnßu QharP*ter «ng«- 
nommen h^t, sp li»^ sif^h diß* f uf afanciu^rlpi Wei^e her 
antworten« 

F&r's wie ist m bemerken, dj« fiefi^hwojrneugfi^riebt^ 
^nd au4se^ Bnglund nirgends eine eigene i^nii der inr 
nern Landesgeschicbte hervorgegangeio Einriicblpng, sanr« 
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dem ein entlehntes Institut. Politische Anstalten, die aus dem 
nationalen (Jieiste eines freien Volkes und aus Jahrhunderte 
langen Kämpfen Tür persönliche und bürgerliche Unabhin- 
gigkeit ond Selbstständigkeit hervorgegangen sind, können 
nicht in den Treibhäusern eines reinen theoretisch demo- 
kratischen oder militairischen Despotismus gedeihen. 

Fürs zweite ist es klar, dass man weder unter den 
demokratischen noch unter dem militairischen Despotismus 
in Frankreich eine englische Jury überhaupt einrühren wollte. 

Drittens waren die Völker des Festlandes zu lange 
unter der Obervormundschaft büreaukratischer Verwaltung 
gestanden, als dass der englische Geist persönlicher Freiheit 
und Würde auf einmal so tiefe Wurzel hätte fassen können. 

Die Rohheit der eigenen Zustände, die kirchliche und 
politische Verbindung mit Italien hatte dort die Aufnahme 
des canonischen-, feudalen- und römischen Rechts ver- 
anlasst. Nachdem sich die Formen des canonischen Pro- 
zesses aus vielerlei Gründen der ganzen Staatsverwaltung 
und des gesammten Rechtswesens bemeistert hatten, wie 
der Clerus der Aemter, so musste wie die Religion durch 
Dogmatik und Ritus zur blossen äussern Form geworden 
war, auch das ohnehin grundsatzlos gemischte Recht unter den 
Händen des Clerus und unter ihren Laien-Nachfolgern, den ei- 
gentlichen Fachmännern sich zum blosen Formenrecht gestalten. 

Mit der mönchischen Heimlichkeit, Schriftlichkeit, Um- 
ständlichkeit , Schwerfälligkeit gieng auch die Sucht, die 
Schrecken eines ängstlichen Gewissens durch Beobachtungen 
von Förmlickkeiten zu beschwichtigen, auf die eigentlichen 
Juristen über; und aus dieser Richtung der Zeit gingen 
die schleppenden Formen des Contumacialverfahrens im bür- 
gerlichen Prozesse und die Geständnisserpressungssucht und 
als natürliche Folge damit verbunden, die Tortur im Straf- 
verfahren hervor. Der zeitlichen Güter durfte man sich 
namentlich zum Vortheil der Kirche auch stillschweigend 
begeben, aber in Strafsachen den Zustand des Gewissens 
verbergen zu wollen , war eine Art von Verbrechen das 
mit der Tortur gebüsst werden musste. 
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Bitte sich auch die kirchliche Aaffassangsweise schon 
vor der Reformation verloren, so war doch das ganze Pro- 
zessverfahren mit der Tortur eine zn bequeme Maschine 
geworden, um sie bei Seite zu legen, wenn auch wirklich 
in jener Zeit Jemand auf den Gedanken gekommen wäre^ 
dass eine solche Einrichtung eine grausame Barbarei sei. An 
der theologischen Geständnisserpressungssucht ist darum in 
Deutschland das Strafverfahren heut zu Tage noch Über- 
all krank. 

Wie w8re es auch möglich gewesen, in Ländern, in denen 
das Volk schon seit vielen Jahrhunderten von aller Theil* 
nähme an der Rechtspflege und von der Gesetzgebung aus« 
geschlossen war, und wo man, wie ich mich selbst zu erinnern 
weiss, vor etlichen dreisig Jahren des Geständnisses wegen 
einen alten Mann todt prügelte, eine wirklich volksthümliche 
Rechtspflege einzuführen; weder Staats-, und Rechts-, 
noch die Volkszustände boten das Zeug, ein dem englischen 
ähnliches Rechtsverfahren daraus zu schaffen. 

Die aufgeklärte öflentliche Meinung war zwar schon 
längst darüber einig, dass der deutsche Inquisitionsprozess eine 
Barbarei ebenso entehrend für die Völker als grausam 
gegen die Betheiligten sei ; allein es waren Welterschtttternde 
Ereignisse nöthig, um die Regierungen nur zu dem Geständ- 
niss zu bringen, dass die Basis jenes Prozesses, nämlich die 
theologische Fiction von der Allgerechtigkeit, All Weisheit 
und Allwissenheit, welche man bei den Untersuchungsrich- 
tern voraussetze, blos auf einem dicken Dunst beruhen; 
folgerichtig blieb nichts anderes übrig, als die Functionen 
des Anklägers, Vertheidigers, und Richters zu trennen, und 
so den Strafprozess auf die allernothwendigsten natürlichen 
Grundlagen zurückzuführen. Allein man ging nur so weit 
als man unumgänglich musste. Man hat die zwei Haupt- 
gewalten des Anklägers und Richters wie früher unter dem 
Inquisitionsprozess in den Händen des Staats, und Mos die 
Vertheidigung und auch diese nicht einmal vollständig, den 
Betheiligten überlassen. Der ganze Gewinn des neuen Straf- 
verfahrens in Deutschland besteht daher eigentlicb nur 
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GmwH attfläbli die er frttber heuptoftcblicli nur dorohi eiiM 
Mliben liesg. 

Dm wer swer qaetrettig dar er$te Qod nothweiidigste 
Sekritt sein Beyern; ellein das alle Miaaverhäliniea swi-r 
eoben Anklage und Varlheidigung ist geblieben. Daher 
komint es, dass jetot nocb der Angeklagte qnd sein Vertheid»«- 
gff der Anklage gegenüber indeoielbem Armensünderverbält"^ 
niss sich befinden, in welchem früher alle die, welche den Haas 
und die Verfolgeog ier Kirche auf sieb gesogen batten, 
ver der unheimlichen Macht der Ketzergerichte gitterten. 
Mit einem Wert: das jetzige deutsche Strafver fahren mil 
Geschwernengericbten aeigt in allen Zügen noch die cano^ 
niseh byzantinische Abkunft. 

Das engKohe Strafverfahren dagegen wie das common 
law überhaupt bat sieb rein erbalten von den Einwirkungen 
aller fremden Reehtssysteme und Rechtseinrichtongen. Alle 
Rechtslehrer und Slaatssobriftea dieses Landes von Sir John 
Fortescne an bis auf den beutigen Tag sind stob daraufi dass 
hier allein in gana Eoropa die Folter, wenn auch in ein- 
aeiaen Fällen als Missbraucb der königlichen Gewalt zur An- 
Wendung geltfacht, doch nie und unter keinen UmsUindeo 
als gesetzliches Wahrheitserforschungsmittel galt oder an^ 
erkannt war. 

I. lieber die rechtlichen Voraussetzungen zur 
Einleitung des Strafverfahrens in England. 

Alle richterliche ThUtigkeit wird dadurch bedingt, dsse 
sie von Jemanden in Anspruch genommen wird. Der Grund- 
sata: wo kein Kläger, da ist kein Richter/ gilt 
in England nicht nur unbedingt für das bürgerlicbe, sondern 
aocb für das peinliche Verfahren, und wie es im bürgerli- 
ohen Rechte eine Voraussetzung jeder Klageerbebung ist, 
dass actio nata sei, so ist es im englischen Strafverfahren 
die Gmudbedingung alles ricbterlicken Einschreitens, uni 
zwar sowohl für die Polizei- als für die Recbtsricbter, dass 
irgend me sirafbare Handlung äuaserücb erkennbar bereits 
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begangeo, oder Aich wenigstens angetingeii werden sein 
mosB, un te SCrafrerfahren einleiten so können. 

Verbrechen ist eine Rechtsrerletznng in Bezog aof den 
Schaden, welcher der GesellschaRsgesammtheit durdi des- 
sen BegehoBg erwächst. Das englische Recht beslimmt 
gans genao and für jeden einzelnen Fall, welcherlei Hand«* 
hingen eine Rechtsveiietzung aosmachen. So lange nicht 
der Thatbestand einer solchen Rechtsverletzung vorliegt, 
können die Gerichte nicht thXtig sein. Alle blos innern 
Handlangen der Seele fallen nicht unter das Gebiet richter«' 
Keher Erkennbarkeit, die innere Absicht muss sich durch 
eine äussere ond offene Handlung aussprechen, und weil im 
englischen Rechte die Grundsätze: „nulluni crimen sine lege^ 
und „nulla poena nisi legalis^ nicht nur in der Theorie, 
sondern auch in der Wirklichkeit gelten, so hat das Gesetz 
auch aosdrficklich die äussern Handlungen bezeichnet, welche 
in sich eine widerrechtliche Willenserklärung enthalten. 

Es gibt daher in England keinerlei solche von der kirchli-' 
chen Inquisition erfundenen Gewissens- oder Gesinnungsonter- 
suehnngsprozesse , die auf Mose Vermothungen oder leere 
Möglichkeiten hin, dass irgend eine bekannte Person etwas 
Ungesetzliches oder gar etwas tdr die Polizei blos Unan«» 
genehmes im Schilde führe, begonnen werden ond nach 
langen Martern der Verfolgten mit dem Fallenlassen der 
Untersuchung endigen. Alle die polizeilichen und gericht- 
lichen Untersuchungen, Hausdurchsuchungen und Verhaftungen 
wegen politischer Verdächtigung, welche in Frankreich und 
Deutschland jährlich hundertweise aufgestöbert werden ond 
wie Seifenblasen in der Luft zerplatzen, so wie alle die 
peinlichen Untersuchungen, welche früher mit dem Er* 
kenntniss: „Es sei kein Grund zur gerichtlichen Uiitersu* 
ehung vorhanden,^ oder jetzt mit dem Fallenlassen der An- 
klage endigen, sind in England rechtliche Unmöglichkeilen 
und würden, wenn sie vorkommen sollten, nicht nor für die 
Anzeiger oder Ankläger, sondern gerade auch für die Be- 
amten ausser den gemeinrechtlichen Strafen auch schwere 
SchadensersafzverbiTidlichkeiren zur Folge haben. Stephen 
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m S. 472-475 and IV. Bd. S. 306 und 307. Aon den 
gleichen Gründen können in England auch keine Untersa- 
chängen ond daher noch viel weniger Verurtheilungen «wegen 
entfernten Verancha za einem Verbrechen^ vorkommen; und 
obgleich man in der Theorie nicht daröber einig ist, ob 
die Veröffentlichung von Schriften, die zur Vornahme 
solcher Handiangen anffordern, welche das Gesetz als Hoch- 
verrath bezeichnet, auch als Hochverrath zu betrachten sei, 
ibidem IV S. 221, so ist man in der Praxis doch darüber 
euiig, alle solche Schriften, welche in Deutschland als Ver- 
such zum Hochverrath oder als.Majestfttsbeleidigung oder 
als Aufreizung zum Aufruhr, oder als Versuch, Hass und 
Verachtung gegen die Regierung aufzuregen, verfolgt wer-> 
den, so lange sie nicht einen Bruch des öffentlichen Frie- 
dens veranlassen oder gegen die guten Sitten Verstössen, 
gar nicht einmal zu beachten. Schriften der Art können über- 
haupt in England nur dann Aufmerksamkeit erregen, wenn sie 
von einem Manne herröhren, der eine höhere Stellung in der 
Gesellschaft einnimmt« Blätter wie Reynolds weekly paper 
mögen, wenn sie auch wöchentlich regelmässig in 50000 Ab- 
drücken ausgegeben werden, die gröbsten Ausfälle gegen Hof, 
Ministerium und Aristrokratie, das Parlament und die gesammte 
Staatsverfassung enthalten; man nimmt nicht die geringste 
Kenntniss davon. Das Königthum und die grundgesetzlichen 
Staatseinrichtungen Englands stehen viel zu hoch in der 
Meinung der Nation und wurzeln viel zu tief in dem brit- 
tischen Reichsboden politischer Nothwendigkcit, als dass sie 
von dem Geschrei oder Geifern einer Menge misstimmter Schu- 
ster und Schneider oder solcher Leute, welche für jene 
Klasse schreiben, behelligt werden könnten. Seit bessere 
Einsicht und höhere Bildung in den vornehmen Klassen 
einheimisch geworden sind, sind diese selbst zu gutmüthig 
oder zu stolz und vornehm geworden, um gegen Verun- 
glimpfungen von Unten, die keine andern nachtheiligen 
Folgen für die Gesellschaft haben, als dass Jedermann sie 
lesen kann, die Macht des Gesetzes anzurufen. Und in der 
That gereicht jene Humanität oder jener Stobs, man nehme 
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es wof&r man wolle, den vornehmen Klassen mehr zulr 
Ehre und sind dem Lande selbst mehr zum Heil, als der 
mönchisch-inquisilorisehe Gesetzes- oder PoUzeieifer ander- 
wärts Ehre und Segen einbringt. 

Während daher in allen Ländern, welche bios in der 
wissenschaftlichen Voraussetzung aber nicht in der Wirk- 
lichkeit Rechtsstaaten sind, Untersuchungen auf blossen Ver- 
muthungen oder auf geheime Privalanzeige begonnen wer- 
den, kann in England eine Untersuchung, sei dies eine 
polizeiliche oder richterliche, nur eingeleitet werden , wenn 
eine mit Strafe bedrohte Handlung wirklich offenkundig be- 
gangen oder angefangen worden ist, oder wenn ein Privat- 
ankläger oder Anzeiger gerichtlich beschworen hat, dass 
dies der Fall sei. Dies ist selbst in Hochverraths- und andern 
politischen Prozessen so. Die innere Geschichte des Lan- 
des von Jacob L bis in die letztere Zeit Georgs IL ist 
angefüllt mit solchen Prozessen. Wollte man irgend Jemand 
auf aufgefangene Briefe hin eines solchen Vergehens be- 
schuldigen, so musste imaier zuerst Jemand ausgemittelt 
werden, der die Aechtfaelt der Schrift, und andere Um- 
stände beschworen, bevor gerichtlich eingeschritten wurde. 
Wer irgend eine Anzeige wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens anbringen will, muss alle die Thatsachen, durch 
welche der objective und subjective Thatbestand hergestellt 
werden soll, beschwüren; ohne eine solche Beschwörung kann 
nicht einmal in Polizeisachen eine Vorladung erlassen werden. 

Es ist daher die Grundbedingung aller strafgerichtlichen 
Thätigkeit, dass eine äusserlich erkennbare strafbare Hand- 
lung offenkundig oder nach dem beeidigten Zeugniss einer 
Person wirklich verübt oder angefangen worden sei. Nur 
die Staatssecretäre können von sich aus Untersuchungen 
und Verhaftungen im Staatsinteresse vornehmen lassen, 
sind aber wie jeder Constable civilrechtUch dem widerrecht- 
lich Beschädigten verantwortlich. 
II. Maxime des englichen Strafverfahrens. 

Das Strafverfahren selbst, beruht eigentlich weder 
auf den Grundsätzen des Untersuchungs-, noch auf dem 
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Am Aanige-y noch «rf denen des AnUageproieises in 
mfcrm Simi« b ist ein gemiscbtes, ind je nacb der 
Nalor des Verbrechens oder nach dem Stand der Unter- 
suchung ist bald die eine oder andere Maxime TorberrscfaeiHL 

Das englische Staats- und Reehtswesen bersbC ge-^ 
sobichtlicb und rechtlich auf einem VertragsverblUlniss bww 
sahen Bürger und KOnig, und zwischen dem Bin2einen.nod 
der Gesammtheit. Nach den nationalen Grundideen isi dnr 
König die Quelle der Gerechtigkeit und Schirmvogt des 
allgemeinen Landfriedens. Er ist aber niehl in dem Sinn Qielle 
des Rechts, als ob es in ihm den Ursprung und die Bntstebmig 
zu suchen hätte, sondern in dem Sinne, dass er das Recht 
einem Jedem znzulheilen, zu spenden habe. Die Gerech- 
tigkeit ist keine Gnadengabe des Fürsten, sondern Mos die 
Erfüllung einer Verbindlichkeit, welche ihm sein Amt auf«* 
eriegt. „Jnetice is not derived from tbe sovereign, ne 
from bis freegift; but he is the sieward of the pnbfic, lo 
dispense it to wbom it is due. Stephen II B, S« 4M. Denn 
wie schon Bracton sagt: „Rex ad hoc auteia crcatus est et 
electtts, nt justitiam faciat unifersis«^ 

Darum wird die Rechtspflege im Namen des Kdoiga 
rerwaitet, und als oberster Schirorrogt des Friedens ist 
der König verpflichtet, alle Friedensstörungen und VeriNre«^ 
eben zu veHnndem, und durch seine Priedensbeamten, jatr- 
tioes of tbe peace, zur VerantworUmg za ziehen. 

Die verhütende Rechtspflege, präventive justice, kann 
nur unter der Voraussetzung tbMg sein, dass eine unrechte 
und strafbare Handlung wirklich begonnen, der beabsichtigte 
oder zo erwartende Schaden aber noch nicht eingetreten ist« 
Sie erstreckt sich auf die böi^erliche und peinliche Reobts* 
pflege und ihr Ziel geht dabin, durch die betreffisnden Bcm. 
amten die angemessenen Bürgsebaflen zn vnvlingeo, dass 
der beabsichtigte oder vernünfiigerweise befürchtete Sehn« 
den nicht verübt werde (Stepton IV S. 348*--3&5> wie 
z. B. bei Drohungen jeder Art. Ist aber eine an und für sich 
strafbare Handhing, abgesehen, ob ihr Zweck erreicht wurde 
oder nicht, aufgeführt oder sobon ange&ngen und aus diesem 
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AnAuBg 8choD ein Schaden erwaclisen, wie s. B. das Auf- 
brocheo einer fremden Tbüre, so ist üeae Haodlong cur 
UftlersuohQttg und Beaiyafttiigf zo bringren. OeMlfen zur Vor-* 
beretaog und Aosfiibning der Tbat \f«rden gleich den Hium- 
vertarecbern bestraft 

1} Das Verfahren dabei bernbl nun insofern auf den 
Grnndsitzen des ünlersnchungs- oder Inquisitionsproaesses: 

a) Dass der Lord Chaneellor, die Mitglieder des 6&* 
heimen Rathes, die Staalsprokuratoren , die Richler. in den 
CoBimoB Law Courts, dieSberiffs> Coroner, Friedensrich- 
ter, die Magtetrate der freien gftXdte und alle Unterbeam- 
ten dieser Behörden als Friedensrichter berechligt und ver- 
pflichtet sind, alle Verbrechen «ad Vergehen, die gelegent- 
Kcb ihrer Amtsverwaltung und in ihreu Amlsbezirken zu 
ihrer Kenntniss komsMu, sobald damit wenigstens ein dffent* 
lieber Medensbruch v^bunden ist, zur UiHersttehuiig und 
zur Bestrafung zu bringen. 

fc) Wenn auob die dadurch beschädigten PersMen keine 
Beecbwerde erheben, so kann ein Constabie einen Taschen*- 
dieb) der in seiner Gegenwart einem Andern au< einer dffent- 
lieben Strasse das GeM aus der Tasche zieht, euch wenn 
der Befohlene dies nicU verlangt, verhaften und vor die 
Polizei oder den Friedensrichter bringen; in wekhem^ Fall, 
wenn der Bestohlene seinen Verlaet nicht persönlich be- 
treibt, der Dieb bloss polizeilich wegen Friedensbrucbs be« 
straft wird, wührend sonst auch der kleinsle Diebstahl vor 
die Jury zur Aburthetlung kommt. So kann auch ein 
Constabie wegen Schlägerei auf öfTentlicher Strasse oder 
wegen sokber in einem Hause, wenn die Nachbarschaft in 
Auflauf gebracht wurde, die Thäter verliaften und zur Strafe 
brmgen, wenn euch die Verwundeten bUA nicht beschweren, 
und so kann eine Untersuchung wegen Meineids ron der 
Behörde, vor welcher der Sid geleistet worden, veranlassl 
werden, ohne einen Antrag der durch den Meineid beschä- 
digten Personen abzuwarten. -- Der glek^be Ortmimtz gilt 
Obertiaupt von allen Verbrechen^ die unter den Begriff 
von Felonie £ailen. 
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c) dasfl alle Polizeibeamten berechligt und verpflichlel 
sind bei Verbrechen, welche unter den Begriff des Bruches 
des öffentlichen Friedens fallen, den objectiven undsabjecUven 
Thatbestand zu ermiUelnund herzustellen, ob eine Anzeige 
erfolgt ist oder nicht, und dass sie nach den Mittheilungen 
die sie erhalten oder nach der Spur die sie entdecken, den 
Verlauf der Verbrechen und die Ermittlung der Verbre- 
chen zu verfolgen haben, ohne sich blos auf die Mittheilun- 
gen der Betheiligten beschränkten zu dürfen, 

d} dass alle Polizeir und andern Beamten in Bezug 
auf die in ihr Bereich einschlagenden Gegenstände alle Ver- 
gehen gegen die öffentliche . Sicherheit-, Strassen-, Canal-, 
Schifflarths-, Haienbau-, Feuer-, und Reinlichkeitspoiizei etc. 
objectiv und subjectiv zu ermitteln und bei den betreffen- 
den Gerichten zu verfolgen haben, und 

e) dass die Richter berechtigt sind, selbst nach dem 
indictment und nach der Beweiserhebung und Verhandlung 
vor der Jury die Freisprechung des Angeklagten auch gegen 
die Ansicht der Geschwornen zu verfli^n, wenn es sich 
herausstellt, dass die angeschuldigte Handlung nicht unter 
den gesetzlichen Begriff eines Verbrechens gehört, und dass 
die Richter befugt sind, blose Formfehler oder Mängel in 
der Bezeichnung von Personen oder Dingen bei der Ver- 
handlung zu verbessern oder zu ergänzen, und wo die 
Beweise für den Begrifl eines höheren angeschuldigten 
Verbrechens ungenügend ^ dagegen aber zum Beweis eines 
geringeren zureichend sind, die Anklage auf dies geringere 
Verbrechen ändern zu lassen, ex officio. 

2) Die Grundsätze des Anzeige- und Anklageverfah- 
rens gelten insoweit: 

a) dass bei allen Verbrechen gegen Personen, inso- 
fern damit nicht eine Gefahr oder Beschädigung fttr das 
Publicum im allgemeinen verbunden ist, und insofern sie 
nicht unter den Begrifi von Tödtung im allgemeinen, Kin- 
derabtreibung, Missbrauch von Mädchen unter zehn Jahren, 
Betäubung in der Absicht, Verbrechen höherer Art zu 
begehen, Entführung von Kindern fallen ,- und bei allen 
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Verbrechen gegen das Eigenlbum, insofern sie nicht unter 
den Begriff von Brandstiftung, Strassenraub , nächtlichem 
Einbruch, Raub, Kirchenraub, Diebstahl, Unterschlagung oder 
Fälschung in der Verwaltung eines öffentlichen Amtes; 
Entwendungaus einem öffentlichen Gebäude, Lagerhaus, Kauf- 
haus Schiff, Hafen, Dock, Werfte u. s. w.. Verhehlung gestohle- 
ner Sachen , boshafte Beschädigungen von öffentlichen Ver- 
kehrsanstalten , ob Staats- oder Privateigentbum, Eabriken 
etc. gehören ; und bei Fälschungen insofern sie nicht an öffent- 
lichen Urkunden und allgemein curshabenden Dingen, an öffent- 
lichem Haass und Gewichte, und an Ess- und Trinkwaaren 
auf dem Harkte verübt werden, die Untersuchung nur 
auf Anzeige und Klage der beschädigten Personen einge- 
leitet wird, und in den meisten Fällen die Parteien, so 
lange das Urtheil nicht gefällt ist, das Recht haben, sich dar- 
über abzufinden, so dass die Gerichte keine Strafe aussprechen ; 

b} dass in allen Fällen, in welchen die Untersuchung 
von Amtswegen, und in solchen in welchen sie auf Klage vor- 
genommen wird, die durch das Verbrechen besonders beschä- 
digten Personen das Recht haben, zu erklären, dass sie 
ihrerseits auf keine oder eine geringere Bestrafung an- 
tragen, und dass es in solchen Fällen in dem Ermessen 
des Richters steht, das mildeste Strafmass auszusprechen 
und nach Umständen gegen Bürgschaft alle Strafe zu erlas- 
sen« Dies geschieht namentlich dann, wenn die Uebertre- 
tung eines Strafgesetzes, das im öffentlichen Interesse ein- 
geführt ist, keinen Schaden zur Folge hatte, und nicht in 
boshafter Absicht, sondern mehr in Nachlässigkeit oder Un- 
wissenheit ihren Grund hat; 

c} dass der Ankläger oder Anzeiger so wie der Be- 
schuldigte das Recht haben, die Abhör der Zeugen zu ver- 
langen, welche über die Schuld oder Unschuld in Bezug 
auf das vorliegende Vergehen Auskunft geben können; 

d) dass wenn eine Person mehrere Verbrechen be- 
gangen hat, es in der Vl^ahl des Anklägers liegt, wegeo 
eines Verbrechens allein, sei dies das höhere oder niedri- 
gere, oder wegen mehrerer zusammen die Anklage zu er-« 
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heben, und dass bei der Veruriheilung und Slrafbemessung 
auf die nicht verfolgten Fälle keine Rücksicht genommen 
werden darf; 

e) dass in allen FSllen, in welclien die Untersuchung 
blos auf Privat- Anzeige oder Anklage erfolgt , der Anzel* 
ger oder Ankläger die Kosten der Untersuchung vorzu- 
schiessen hat; 

f) dass in allen Fällen der Anzeiger oder Ankläger 
peinUch und bürgerlich für boshafte Verfolgung, und bür- 
gerlich auch für grundlose Verfolgung, wenn sie auch 
nicht aus Bosheit angeregt wurde, haftbar ist; 

g) dass die eigentlichen Gerichtsverhandlungen nach 
Terlesung der Anklage sammt und sonders in den Formen des 
bürgerlichen Prozesses verhandelt werden, wie dies in dem 
Aufsatz über examination of parties beschrieben ist; 

h'} dass die eigentliche Ankläffe indictment oderinfor- 
mation, wie summöns und declaration im bürgerlichen Pro- 
zesse der Natur der Klage entsprechen sotlien , so genau 
die Person des Thäters^ die eigentliche Natur des Verbre- 
chens, und die Absicht des Tbäters und die Art und Weise 
der Verübung bezeichnen muss, dass sie die wesentliche 
Herstellung des subjectiven und objectiven Thatbestandes 
enthält, widrigenfalls wesentliche Fehler in derp indictpient 
die Freisprechung des Angeschuldigten zur Folge haben. 
Die Gerichte sind in ihren Anforderungen an die ge- 
naue Einhaltung der vorgeschriebenen oder durch die Praxis 
in Gehrauch gekommenen Förmlichkeilen so strenge gewor- 
den, dass viele offenbar schuldige Verbrecher blos wegen Form- 
fehler in dem indictment freigesprochen werden ipussten; 

i) dass gegen den Angeschuldigten ifi der Verhand- 
lung' vor ^^er 3ury bei allen i^tochyefraihs- lind politisch(^n 
Prozessen gar jkeine Beweise als über die Thätsfichen, w^^jche 
im indictment ausdrücklich als Grund der Ankiage enthal- 
ten sind, TT- und bei andern Yerbrechen nur über solche 
' Thafsachßn, wejche nach dem indictment ^en Thatbestt^nd 
'^es 'angeschuldigten Verbrechens enthalten sotf^n,' Vb'rge- 
geführl werden dürfen; 
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iinförmliche Verhaftung, gegen die Abfa^sang der Anklage, 

-indiolnent, gegen dieiBitdiung dier Jiiry and LeUiHig..dj|r 
y«rba»dlüng«fi vor Erlassang des Urlh($ils dnrch dJen wnit 
of habeas corpus und of Certiorari alle die Reebtsmüld Jbat, 
welcbe einem EeUagten in bürgerlichan Rechtssachen faf i 
ähnlichen Ungesetzlichkeiten in Ladungen und Verhaftungen 
austoben; 

dass es in der Befugniss des Angesehuldigtoi liegt, 
durch Gesländiiiss alle Beweiserbebumg abzusobneiden, 9d$r 
vom ersten Verhör an alle Verlkeidigutgsgriindd ansugehl^n 
und ^die Bewäse dafür beizubringen, oder iä>ti jede Ant- 
ivort zu verweigern; 

m) dass der. Angeschuldigte die Einreden, die lycb.auf 

i idaa ftedliiselbst grikndeo, nach Vorlesung 4ß^ AnUag». viitrbitin'- 
gen kam, alle e»ceptiooes juris und de iure, uiid 4aiiSc#r 

:^ei Vergehen misdeiManars, aber graufaaier WeiS0..nißbt 
bei Kat)italverhi«fiheih und StraffiD, auch nach d«» Urlb^il 
mit aufschiebender Wirkung wegen wesentlicher Kechts- 
fafalpr Rechismtttel by writ of error ergrjsifen kann. 

Diese nur unvollständig au^ezähften Eig^btbttmyob- 
kalten zeigen, dass das englische Strafverfahren hisamel- 
weit verschieden ist von dem Anklagpprosess , wie er.jn 
Frankreich und Deulsebland besteht, und gar fiichts gemein 
hat mit deija gemeinrechtllGben Untersuchungsproze^si Viele 
der Grundsätze, auf ilaiien dasselbe beruht, sind eigenliieh 
mehr sdlche, welche das Wesen der Verhandluugamanme 

.«laBMcbeii, als sblche, auf denen das Anklageterfahren 
«M dem FesUaode beruht. 

. Die foJf enden Benerkungen sollen dazu dienen, Sitiiie 

I Unüerschiedä. noch mehr hervorzuheben. 

III. jDas englische Repht kennt kein eigent- 
lichjes UntersuchungSj^erichi. 

.P^r Unteriochung»* imd Aoklageprozf^ ^aüßn ^v 

Ae<^tfib^ibidigkeit.4^s yerft4ir«nfl «in g^aetaliob nuKMidig^s 

. UolersttcbilBgflferichl voiai|f i in Jetti fiinn» dass jalle UnMr* 
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iochongfshmulhingen , die nicht von einem sasländigen Be- 
amten vorgenommen oder veranlasst werden, nichtig sind. 
Das englische Gesels weiss nichts von einem sol- 
chen Unters uchungsgericht; es gibt Oberhaupt kein 
solches. Es gibt in England keine Staats- oder Landes- 
polisei, sondern nur Gemeindepolizei in den SiSdten, welche 
eine Gemeindeverfassung haben; oder Pfarreibezirks- oder 
GrafschaAs-, Fluss-, Ganal-, Haven-, Eisenbabnpolizei a. s. w. 
Alle diese Polizeianstalten und Verwaltungen sind unabhän- 
gig von einander und von der Regierung, wo nicht die 
Anstallen Regierungsanstallen sind und, wie bei den Eteea- 
bahnen und andern* Unternehmungen der Art, von den Pri- 
vatgesellschaflern oder Unternehmern bestellt. Unlersu- 
chungsgerichte oder Untersuchungsrichter wie in Frankreich 
und Deutschland gibt es nicht. Eine Gerichtszuständigkeit 
in Bezug auf das Verfahren besteht nur insofern, daas 
kleinere Beschädigungen an Personen oder Sachen bei den 
Friedensrichtern des Bezirks verhandelt und entschieden wer- 
den müssen, in welchen das Vergehen begangen wurde und 
in welchem die Parteien wohnen; dass grössere Vergehen 
vor der Jury der Quarter sessions of the peace; Verbrechen 
vordem Court of oyer and terminer and general gaol delivery 
und siltings ut nisi prius, und vor dem central criminal court 
in London, in deren Bezirk das Verbrechen begangen oder 
der objective Thatbestand erhoben wurde, angeklagt und 
entschieden werden müssen, und dass die Queen's Bench 
ihre Gerichtsbarkeit über das ganze Land erstreckt. 

Aber alle blosen Untersuchungshandlungen, die blos auf 
Ausmittlung des subjeciiven und objectiven Thatbestandes, 
und auf die Ergreifung des Thäters ausgehen, sind weder 
an die Zuständigkeit einer bestimmten Behörde noch äa 
die Thätigkeit bestimmter Beamten gebunden. 

Nach dem englischen Rechte ist für jedes Verbrechen 
das ganze Land Untersuchungsgericht. Ist ein Verbrechen 
begangen worden, so isi das ganze Land theils verpflichtet, 
tbeiis be^^ohtigt, zur Ausmittelung und Ueberflihrung des 
Thäters das Mögliche beizutragen. Ist z. B. ein DiebstaU 
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in Liverpool begangen worden ^ so kann der Dieb 
ohne irgend ein Ersuchsehreiben von dort aus in London 
auf Privatanzeige bei einem Polizeigerichle oder von je- 
dem Constable verhaftet, und die Häuser, wQhin die ge- 
stohlenen Sachen gebracht worden sein sollen, können 
untersucht und der Angeschuldigte kann dort vor die 
Grosse und vor die Urtheils-Jury gestellt werden; nur 
muss der Anzeiger ausser der Beeidigung seiner An- 
gaben noch solche Beweismittel beibringen, dass man 
denselben Glauben schenken kann, und überdies Sicher- 
heit leisten, seine Anklage gehörig verfolgen zu wollen. 

Ist Jemand eines gewaltsamen Todes gestorben, so 
kann unter jenen Voraussetzungen Jedermann den ver- 
muthlichen Thäter überall verhaften lassen. Nicht blos ein 
einzelner Untersuchungsrichter und die von ihm schrift- 
lich angewiesenen Polizeibeamten, sondern alle Pölizei- 
beamten und die Bevölkerung der ganzen Gegend, in 
der ein Verbrechen begangen wurde, sind thätig, des 
unbekannten oder bekannten Thäters habhaft zu werden. 
Das öffentliche Gerücht und Gerede genügt, die Thätig- 
keit der Sicherheits- und Entdeckungspolizei (geheime • 
Polizei), wo diese besteht, in Bewegung zu setzen, und 
jeder Einwohner ist sittlich und rechtlich verpflichtet, der 
Polizei so viel als möglich behilflich zu sein. Jeder 
Engländer fühlt sich verpflichtet, der Polizei mitzutheilen, 
was er von einem Verbrechen weiss, oder was zur Ent- 
deckung des Thäters führen kann. Alle Verbrechen, 
deren Urheber unbekannt sind, werden den Polizeibeamten, 
oder Friedens- oder Polizeirichtern nur mündlich ange- 
zeigt und dem Polizeipersonal bei ihren Revierzusam- 
menkünften zur Nachspürung mitgetheilt. 

Der gewöhnliche englische Strafprozess zerfällt in vier 
Abschnitte; die Voruntersuchung, die Anklage, die Ab- 
urtheilung von der Jury, die Rechtsmittel oder Vollstreckung. 

Die richterliche oder amtliche Thätigkeit während der 
Voruntersuchung besteht blos darin, dass der Polizeirich- 
ter oder Friedensrichter vor den die Sache entweder 
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dtircti einen PoHzeibeamten von Amtswegen, oder anf 
Klage Befbeiligter oder arideren öffentlichen Beamten ge- 
bnicbt mtij die nacbgesuchten Verbaftungen und Vor- 
ladungen oder die Nacbsncbangen in bezeichneten Häu- 
sern und Gebiulichkeiten anordnet, oder wenn Jemand 
von Amtswegen von einem Polizeibeamten oder auf An^ 
trag eines Anklägers verhaftet eingebracht worden ist, 
die Ankläger und die Polizeibeamten die vorgeladenen 
oder mitgebrachten Zdogen und die Angeschuldigten ein- 
y'erriinimt titid Ihi'e Angaben schriftlich aufnimmt, und 
arid Ende Entscheidet, ob die Verhaftung fortzudauern, oder 
ob d€fr Verhaftete ohne oder gegen Bürgschaft zu ent- 
lassen, öder ob und welche Zeugen noch vernommen 
werden sollen. Die Ankläger, sowie die Polizeibeamteii 
lind Poli2!eidiett6r, welche zur AusiAittlung eines Verbre- 
chens und der corpora delicti mitgewirkt haben, werden 
als Zeugen auf Eid abgehört, die Polizeibeamtefn und Po^ 
lizeidiener sind übrigens auch von Amtswegen schon 
berechtigt, in den Wohnungen der Verhafteten und in 
verdäcbtiffen Häusern, sowie in Pfand- und Leihhäusern 
und Gold* und Silberwaaren- und andern Käufläden der 
Art Nachsuchungen anzustellen und die betreffenden Per--» 
sonen vor den Magistrat zu laden oder nach Umständen 
mitzubringen. Ergibt sich aus den Umständen, dass durch 
die Veröffentlichung, welche diese Verhandlungen erhal«' 
ten, noch weitere Beweise zu erwarten, oder dass noch 
andere Personen als die Ankläger Beschädigungen gegen 
^en gleichen Angeklagten anzeigen möchten, so lässt 
der Richter die Verhafteten von Zeit zu Zeit aber nie länger 
als im6ari2en höchstens Vierzehn Tage, in das Polizeigefäng- 
niss zurückbringen, und die ganze Voruntersuchung endet 
damit, dass der Beamte, wenn sich die Sache als blos 
polizeilich zu seiner Zuständigkeit eignet, sogleich rieh*« 
terlich entscheidet, anderenfalls aber die Angeklagten ent- 
weder weil die vorgebrachten Thatsachen gesetzlich ein 
Vetgehäh nicht begründen, oder keine geeigneten Beweise 
iieferh, der fiah entfös^t, odär aber verfügt, dass der 
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Yerliaftete ipit den Urkanden über die Grüpde seiner 
Verhaftung in das Aufbewabriingsgerangniss für die Per- 
sonen, welche vor die Grosse Jury zu stellen sitid, ge- 
bracht werde, und zugleich von den Anklägern oder Anzei- 
gern die Sicherheilsleistung für die weitere gerfchtliche Ver- 
folgung, und von den Zeugen für ihr Erscheinen bei der 
Grossen und Kleinen Jury erbebt. 

In Bezug auf die persönliche Verhaftung gilt als 
Grundsatz, dass bei Verbrechen, welche unter den Begriff 
von Felony oder Kapitalverbrechen fallen, Bürgschaft nicht 
zulässig ist ; dagegen können bei allen Verbrechen, welche 
als misdemeanors betrachtet werden, statt des persönli- 
chen Verhaftes im Detentionsgefängniss, Bürgschaften da- 
für, sieb ^uf die Anklage stellen zu wollen, angenommen 
werden. Der untersuchungsricbterliche Augenschein und 
die Gutachten von Gerichtsärzten als Beweismittel sind 
dem englischen Prozess unbekannt. Alle jene Thatum- 
stände, welche nach deutschen Begriflfeh durch Legalin- 
$pectionen und gerichtsärztliche Gutachten erhoben wer- 
den sollen, werden in Fngland im Wege des Zeugen- 
beweises erlioben. Es gibt dort keine Gerichtsfirzte, son- 
dern jeder erlaubte Arzt, der über den fraglichen Fall 
Auskunft ertheilen kann, wird als Zeuge einvernommen. 
Die Legalsection geschieht durch den behandelnden Arzt 
oft unter Zuzug von wenigstens einem andern Arzt. 
Die Voruntersuchung ist öffentlich und mündlich, wenn 
nicht besondere Rücksichten auf das Geschlecht der An- 
geklagten oder auf Anstand und Sittlichkeit die Ver^ 
Schliessung der Tbüre vor dem Publicum gebietet, was 
übrigens äusserst selten ist. 

Die Öeffentlichkeit der Voruntersuchung trägt viel 
dazu bei , Verbrechen %u verhüten , — Verbrechen zu 
entdecken und ^ie Verbrecher zu überführen. Sie ge- 
währt in England in der That in sehr vielen Fällen alle 
die Vortheile» welchp man anderwärts von der Heimlich- 
lichkeit erwartet. Der hartnäckigste Anbänger der Heim- 
lichkeit, der sich durch die schönsten theoretischen Aus- 
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fOhrungen keines andern bereden Hesse, wird sich davon 
überzeugen, wenn er regelmässig die Polizeiberichte in 
irgend einer englischen Zeitung liest. Die Oeffentlichkeit 
hängt in England mit dem öffentlichen Bewusstsein zu- 
sammen, dass jeder berechtigt und verpflichtet ist, zur 
Aufrechthaltung des Öffentlichen Friedens und der Macht 
des Gesetzes mitzuwirken. Der folgende, höchst interres- 
sante Fall scheint mir am besten geeignet, die Vorzüge 
des englischen Voruntersuchungsverfahrens in ein helles 
Licht zu setzen. — — 

Ein 20j&hriges Mädchen, das mit ihrer Mutter in 
Longtown - wick wohnte und sich mit Fertigung weib- 
licher Handarbeiten ernährte, begab sich am 16. Mai 
Morgens nach dem fünf Meilen entfernten Torrington, 
wohin sie für eine Miss Wills Handschuhe, die sie ge- 
näht, zu bringen und dafür andere zum Nähen mitzu- 
nehmen hatte. Sie hatte überdies für eine Nachbarin 
einige Spezereiwaaren, insbesondere Johannisbeeren und 
Safran mitzubringen. Sie nahm desshalb zwei Körbe mit 
sich. Sie besorgte ihre Geschäfte in Torrington, erhielt 
von Miss Wills 4 Schll. 7V2 pence für ihre Arbeit und zu- 
gleich wieder neues zugeschnittenes Leder zu Handschuhen, 
und nahm auch die Sachen für ihre Nachbarin mit. 

Um 4 Uhr Nachmittags machte sie sich auf den Heim- 
weg; sie hatte einen langen Hügel, Crofts hill genannt, 
zu ersteigen, und dort in einem Hause etwas ab- 
zugeben; sie that dies, aber sie erreichte ihre Heimath 
nicht mehr. Den andern Morgen früh hörte ein- Arbeiter, 
der den Hügel heraufgekommen war, ein Stöhnen im Ge- 
büsch, und fand jenes Mädchen in einem Graben hilflos 
in ihrem Blute liegen, kaum ein Lebenszeichen von sich 
gebend. Kurz darauf kam ein anderer Mann mit einem 
Wagen den gleichen Weg; sie versuchten das Mädchen 
in die Höhe zu heben, und als sie dies thaten, fiel der 
Kopf ihres Hutes herunter, und sie sahen das Gehirn 
aus der Spalte des Schädels herausquellen. Sie konnte 
übrigens ihren Namen angeben, und sie waren ge- 
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rade im BegriiT, sie auf den Wagen zu heben, als auch 
ihre Mutter und gleich darauf einige andere Personen 
dazu kamen. Man holte einen Arzt und verbrachte sie 
dann in das Arbeitshaus in Torrington. Es zeigte sich, 
dass sie 13 Wunden auf dem Kopf erhalten hatte, genoth- 
züchtigt und brutal behandelt worden war. Sie starb am 
30. Mai. Sie war vordem 18. Mai' Nachmittags nicht 
im Stande gewesen, Miltheilungen über die erlittene Miss- 
handlung zu machen. Allein die Polizei hatte den muth- 
masslichen Thäter schon ausfindig gemacht. Lassen wir 
sie selbst sprechen: 

Abiram Oldham Superintendent der PoKzei in 
Barnstaple, etwa 10 Meilen von Torrington, Grafschaft 
Devonshire. 

Ich hörte von der Mordthat am 17. Mai. Ich stellte 
Nachforschungen an in verschiedenen Herbergen und 
Schenkhäusern, und ging ungeföhr um 1 Uhr morgens 
in ein berüchtigtes Haus in Barnstaple und fand den 
Angeschuldigten in dem Schlafzimmer hinten hinaus 
ausgezogen am Bette stehend. Er hatte ein Tuch 
um seinen Kopf gebunden. Ich fragte ihn, wer er sei 
und woher er käme. Er sagte: das ist meine Sache 
und nicht Ihre. Ich erwiederte: ich muss etwas mehr 
von Ihnen wissen. Darauf antwortete er: „Wenn sie 
es wissen wollen: ich kam zuletzt von Southmolton.^ 
Ich fuhr ihm mit der Hand über seine Wangen und 
sagte: Es scheint mir, Sie haben erst kürzlich sich den 
Backenbart rasiren lassen ? Er antwortete : „Nein ich trug 
nie einen.^ Ich fragte: wo wurden Sie zuletzt rasirt? 
und er sagte: zu Ponlock. Ich erklärte ihm dann, dass ich 
ihn in Verhaft nähme, weil er ihm Verdacht stehe, ein 
schweres Vergehen an einem Mädchen in Torrington be- 
gangen zu haben. Er sagte , er wisse nichts von Torring- 
ton und nichts von dem Mädchen. Ich hiess ihn, sich 
ankleiden und nahm ihn mit hinunter und übergab ihn 
einem meiner Leute, dem er aber ausriss; ich erwischte 
ihn jedoch wieder und brachte ihn nach langem Raufen 
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i« GßfliQgnipiL Vor dem V9gi$Ut%i w:eigerte er sieh» seinen 
Ifbinen mzogeben, oder irgend, eine MiUbeilung zi^. machen» 
Spttter s^gte ^r mir selbst , wie er heisse und wo ^v 
wobne« Der Jlagislrftt liess ihn auf zfjrej Stunden in's 
Goftogniss zjarückbringen, und in der Z^iscbenzeit machte, 
i^b den, Barbier ausfindig, der ihn rasirt hatte. leb schickte 
Naobricbt davon nacb Torrington, und auf die Aufforde- 
rung de^ dortigen Mayors brachte ich ihn am 18. Nach- 
mitti^gs dahin^ wo er vor Mary Richards vorgeführt wurde. 

Ein PoUzeidiener fand die Gegenstände, welche die 
Getödtete von Torrington mit sich genommen hatte , mit 
Ausi^^hma. des Geldes, der Johannisbeeren und des Safrans, 
ilidiW Umgegend, wo das Verbrechen geschab, versteckt. Ein 
anderer fand noch ein Dutzend ungenähter Handschuhe am 
Wega i^ch Darnslapl^ in einer Hecke verborgen. Ein 
dritter PolisEeidiener ging am 19. Mai in das Haus des 
4,Qges.chüldigten und fand dort im obern Stocke Johannis« 
l^fen und Safrankuchen in einem Korbe; nahm einen 
Stiefel mit sich und veiylich ihn mit den Fusstritten, 
4ie er dort fand, wo die andern Sachen der Mary Ri- 
chards versteckt gewesen waren; fand, dass der Stiefel 
gi)nz passe. Ein vierter war schon an 18. Mai dort, und 
hatte den Hammer gefunden, oben im 3. Stock mit etwas 
bedeckt, und noph Gras ^wischen den Hacken und ein 
Flecken daran, der ihm pin Blutflecken schien. 

Die zwei Männer, Vielehe das Mädchen zuerst fanden, 
konnten blps den Zustand beschreiben, in welchem sie das- 
selbe angetroffen und. wie sie es nach Tprrington gebracht. 

Per Wan^ar;ct John Oliver Rouse: Vier Jahr in Praxis : 

An^ 17. Mai Morgens ging ich in das iVrbeitshaus 
fjjL Torrington, Mary Richards zu besuchen. Sie lag in 
einem, Bett; ihre Haare waren z^sammengeklebt mit Blut 
und GehirnUiaVen., Ic^ schnitt ihr die Öaare ab ifnd 
fand, dfMß sie 13 )Vund^n auf dem Kopfe hatte. An d^r 
einen Schläfe war, der Schädel gebrochen und halte lUsse 
«twa einen Zoll im Durchmesser. Ip einem Riss war ein Stück- 
chen ßtroh von dem Hute der Verstorbenen, die Gehirn- 

Digitized by VjOOQIC 



Töf i'entf im BlnhtsMatm ia Engkni. 44Kk 

bsirt war ^roclioil und dis Gdiini trait dutfeh dk Bjdi» 
benror. Die Wunden mflssen mit eiDem stumpfen Insfarur 
mente, mit grosser Kraft geführt, zugefügt wordiea sein« 
Ich kann nicht sagen, ob sie genotheüchti^t worden ist, 
aber sie müss grosse Gewaltthfitigkeiten an gewissen 
Körperlheilen erlitten haben. Sie starb am 30. Mai und 
ich nahm später die Section vor. Der Körper war voll*- 
kommen gesand. Ihr Tod ist die Folge der GeUmver- 
letzungen. Ich hatte nie die geringste Hoffnung, dass sie 
wieder hergestellt werden könnte. Ich sprach mehrmals 
mit ihr; sie hatte nie Hoffnung auf Genesung. Ich selbst 
sagte ihr, dass sie in hoffnungslosem Zustande sei und 
fi-agfte sie, ob sie dies auch glaube. Sie sagte: Jal Nach 
meiner Meinung war sie voükorarmen in dem Zustande^ 
zu versieben, was ich ihr sagte und sich selbst bewüsst, 
was sie antwortete. Ich war zugegen bei dem Verhör, 
das am 18. Mai mit ihr vorgenommen wurde. Der Mayer 
von torrington kam, um ihre Angaben aufzunehmen, 
und fordete mich auf, sie darauf aufmerksam zu machen, 
dass sie in einem hoffnungtosen Zostand sei; ich fühlte 
ihrefi Puls und that dann so. Ich kann mich nicht er- 
innern, in welchen Worten dies geschah. Der Ange- 
schuldigte war zugegen; sie heftete ihre Augen auf ihn 
und wandte ihre Blicke nickt wieder von ihm ab, so 
lange er dort war. Sie schien Furcht vor ihm zu ha- 
ben. Ich war wieder zugegen, als er ihr am 20. Mai 
vorgestellt wurde. Sie hielt die Hand vor, als ob sie 
ihn von sich abhalten wollte. Auch am 21. Mai war 
ich dort; ich fragte sie, ob sie bewusst wäre, dass sie 
sterben müsse; einmal sagte sie: ja! Der Angeschuldigte 
nahm sie bei der Hand und fragte siez ,)0b er ihr 
denn einen Streich versetzt habe.^ Se enViedertec 
Nein^ Am 17. Hai war sie bewusstlos; ihr Zuktand 
weciis^ile sehr häufig; manchmal war sie bei sich und 
in solchen Momenten fühlte sie ganz deutlich, dass sie 
dem Tode nahe sei. Ank 20. Mai suchte sie einen 6e*^ 
säiig in ihrem Buche und las mir einen Vers von Manche 
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mtlglaubto ich jfteltisl^ sie möchte nodi ttnger feben; aber 
ich hatte nie die geringste Hoffnung, dass sie wieder 
hergestellt werde. 

Der Wundarzt Tapley. 

Ich wurde am 17. Mai auf das Feld hinaus geholt; 
die Mary Richards war damals bowusstlos und ins Armen- 
haus gebracht. Ihre Wunden waren, wie sie H. Reuse 
besehrieben hat; sie waren tödtücb, und ich dachte nicht, 
dass sie so lange leben wOrde. 

Elisabeth Richards ihre Mutter. 

Meine Tochter war 21 Jahre alt, sie war gesund, als 
sie nach Torrington ging; ich wartete die ganze Nacht 
auf sie, und machte mich den andern Morgen früh auf 
den Weg, sie zu suchen. Sie lag noch in dem Graben, 
als ich auf den Platz kam; ich fragte sie: Mary, wie 
kommst du hierher? Sie sagte: „Ich weiss es nicht, 
aber geben Sie' mir eine Tasse warmen Theo, Mutter. Ihre 
Kleider waren mit Blut beschmutzt, ihr Hut in Stücke 
zerbrochen; ich blieb bei ihr im Arbeitshaus, bis sie 
starb. Ich war zugegen, als der Angeschuldigte am 1 8. Mai 
ihr vorgeführt wurde, und nachdem er wieder weg war, 
sprachen wir miteinander. Ich fragte sie, ob sie glaube, 
dass sie sterben müsse. Sie sagte : Ja I und nannte die 
Personen, welche sie zu Grabe tragen sollten, und sagte, 
sie möchte, dass man ihr einen .Psalm singe am 
Thor, wenn sie weggebracht würde, und sagte den ersten 
Vers davon auswendig her, und bezeichnete ihn mir in dem 
Buche, und sie wünschte, jenen Vers auf ihrem Grab«* 
stein zu haben. Auf mein Befragen sagte sie: Es wäre 
ein Mann Namens Harvey, der sie so misshandelt habe; 
er habe einen röthlichen Backenbart, einen dunkeln Rock 
und helle Haare. Sie hätte ihn zuerst auf der Torrington- 
brttidte auf dem Heimweg gesehen , er sei einen Theil 
des Weges d^n Hügel hinauf mit ihr gegangen ; sie hätte 
dort in einem Hause am Wege, wo sie zwei Kleider 
^um Pröbireh am Morgen zurückgelassen, einkehren und 
sie holen müssen. Harvey fragte sie, ob sie das Ziel 
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ihres Weges erreicht habe. Sie sagte: Nein, sie habe 
noch zwei bis drei Meilen weiter 2u gehen. Harvey 
ging den Hügel hinauf, und als sie hinaufgekommen, 
habe er auf einer Bank gesessen; er sei aufgestanden, 
habe ihr einen Streich versetzt, sie niedergeschlagen, 
dann in das Feld hineingeschleppt und sie so zugerich-* 
tet, dass sie sich hätte ihm hingeben müssen. Sie sagte 
noch: „Was ich gesagt habe, Mutter, das ist wahr.^ 

John Stoley Mayor von Torrington. 

Ich habe Mary Richards mehrmals besucht, ich war 
am 18. Mai dort, als Harvey ihr vorgestellt wurde; es 
war 7 Uhr Abends. Der Arzt war zugegen. Auf mein 
Ersuchen machte er sie darauf aufmerksam, dass sie ge- 
fährlich krank sei und wahrscheinlich nicht geheilt würde. 
Auf die Frage, ob sie dessen bewusst sei, dass sie sterben 
müsse? antwortete sie „Ja^. Harvey war in dem Zimmer; 
sie erkannte ihn, und schaute ihn fest an ; und ich liess 
. ilire Angaben durch den Schriftführer des Magistrats auf- 
sohrdben. Am 20. Mai liess ich ihr Harvey wieder 
vorführen; aber man konnte keine Antwort von ihr er- 
halten. Am 21. Mai besuchte ich sie wieder; Harvey war 
nicht zugegen; sie war diesmal mehr bei sich, als frü- 
her. Ich fragte sie, ob sie bewusst sei, dass ihr Zu- 
stand gefährlich und dass es nicht wahrscheinlich sei, 
dass sie wieder aufkomme? sie sagte: „Ja^. — der Arzt 
war jedesmal zugegen, ich that nichts ohne ihn. Sie war 
nie lange beim Bewusstsein, und wenn Harvey zugegen 
war, konnte man keine Antwort von ihr bekommen; sie 
schien Furcht vor ihm zu haben. — l^s war am 20. Mai, 
als der Angeschuldigte sie fragte: ob er sie geschlagen 
habe? und sie sagte: „Nein^ Der Stadtschreiber fragte sie: 
ob sonst Jemand sie geschlagen habe, und sie antwor- 
tete auch: »Nein^. 

Ihre Angaben am 18. Mai waren folgen4e: Ich heisse 
Mary Richards. Ich kenne den Mai)n hier. Er ging mit 
mir den Crofthttgel hinauf bis zu den Tannenbäumen. 
Auf die Frage des Angeschuldigten, ob sie ihn an der 
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'T«rringtoiibrtl€ke gesehen habe, anlworteta sie: j^^. 
Auf die Frage : ob der Backenbart iabrasirt gewesen sei, 
sagte sie: ,^^ und wiederholte diese Antwort jedesmal, 
>wenn sie 4lie6 gefragt wnrde. Der AngesohnUigle fragte 
sie: Habe ich fhnen ekien Streich gegeben? sie sagfc^: 
Nein, ioh sah Niemanden, »aohkm ich dien Arcestanten 
gesehen hatte; er war 4ie Person, die ich znletzt aaf 
dem Croftbttgel 4sah. — . Sie war moht im Stande, meiir au 
sagen. Am 21. Mai, als Harvey nicht zugegen war, 
gab sie an : Frage : hat der Mann Sie geschia^ a«f dem 
Felde? Antworte Ja, 

Frage: Hat er Sie misshandelt? Antwort: Ja. 

Frage: Konnten $e nioht wieder auf die Strasse 
hinaus. Antwort : Nein, ich Jconnte nicht, ich war geswun- 
"gen, mieh th« hinzugeben. (' 

Frage. Hat er Sie sehon auf der Strasse gesdil«- 
gen, bevor er 'Sie im Felde hatte? Antwort Ja. 

-Frage : Hetsst der Mann Harvey ? Antwort : kh glaube so. 

f'rage: "War der Mann, der Ihiien Mer früher vor- 
gestellt wurde, der Mann, der Sie geschhgen hat? Ant- 
wort: loh glaube so. 

Frage: Was hat er für einen Backenbart? Antwort: 
leh glaube einen rdthKchen. 

Frage: Glanbeh Sie wohl, dass sie geffihrKj^b krank 
sind und nicht mehr lange leben werden? Antwort: Ja. 

Georg Henry SelHck, Verwalter des Arbeitsdanses. 

'kh besu^^hte die Verstorbene jMen Tag mehrmais. Am 

Freitag den 19. Mai bdrte Ich ihre 'Unterredung mit 

. i^Fer iMntter in Betreff ihres Begräbnisses. Um ii Uhr 

'lAldits ]ieäs sie mich kommen. Auf m^in Betragen, 

-warum?' sagte sie: Dam?»t Sie aufschrieben k<Vmieh,iw«s 

Ml' mrich in ''Itezug auf den Mann Harvey erkiiievn kann. 

Ich nahm dann ein Papier und schricfb nmler, waS'j^e 

sagte, imd' las ihr ^s ^r, und 'liie -sagtet «fS sei'#ichtig. 

Ihre Angaben -bluten t ' ' i ;• "^ 

kh erinnere mieh, im Mann tiarvey, der gestern 
vor mioh gebrachte wurde, gesehen m haben. Er sass 
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neben der Hecke auf dem Hügel oberhalb Taddiport. Er 
packte mich an und sehleppte mich in die Hecke hineih. 
Er entriss mfr meine zwei Körbe, warf mich auf den 
Boden und suchte mich zu bekommen ; weil ich aber nicht 
nachgeben wollte, schlag er mich auf den Kopf mit einem 
tStock oder Hammer; ich weiss nicht recht, was es war. 
Ich hatte den Mann schon früher gesehen. — Als ich 
das Zimmer verliess, sagte sie: Gute Nacht Verwalter^ 

Andere Zeugen bestätigten, den Angeschuldigten am 
16. Mai theils in Torrington, theils an der Torrington- 
brücke und theils auf dem Wege gesehen zu haben; 
auch wurde bemerkt, dass er einen Hammer in der Tasche 
stecken hatte und ein Mädchen, mit der er eine Strecke 
gegangen, sagte: sie habe sich vor ihm gefünditet, weil 
sie wisse, dass er früher 9 Monate im Gef&ngniss zu 
Exeter gewesen sei. 

Pine Friau von Taddiport sah den Angeschuldigten 
mit einem Mädchen, das zwei Körbe trug, vorbeigehn 
am 16. Mai Nachmittags. Eine andere sah, wie er auf 
demselben Wege didit hinter ihr drein lief, und die 
Frau aus dem Hause in Taddiport, wo sie die Kleider abge- 
legt und wieder mitgenommen hatte, — ihr Haus ist das 
letzte am Hügel — hörte den Angeschuldigten die M. Richards 
selbst fragen, ob sie am Ende ihrer Reise wäre, und sie ant- 
worten, sie hätte noch mehrere Meilen zu gehen. Es war 10 
Minuten vor vier Uhr Nachmittags. Ein anderer Zeuge sdh 
ihn um dieselbe Zeit an dem Hause des vorigen Zeugen 
vort)ei gehen, und traf Niemanden sonst als 'einen Mann 
Starey von Taddiport; und dieser sagte: Efr sei ungefähr 
tttn 4 Uhr Nachmittags den Hügel hinauf gegangen; er 
habe Niemanden getroffen, als den letzten Zeugen; bei 
den Tannenbäumen 'habe er frisches Blut geseh^, 
uftd ein Stück von einem Kamm, das er mitgenom- 
men halbe; er habe nicht schreien gehört; über die Hecke 
"^hflbe er nidit sehen können, und weil :es etwa 20 Mi- 
nuten nach 4 Uhr gewesen, so 4iabe er 'kdneriei Ver- 
dacht gehabt, ißin werterer Zeuge «Gib ihn denseAen 
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Tag um 5 Uhr von Taddiport kommend, und sprach 
mit ihm; er sei sehr schnell gelaufen und habe sich 
nach einer Weile umgesehen. Wieder ein anderer ging 
denselben Weg mit ihm etwas später und sah Johannis- 
beeren in seinem Hause. Eine Nachbarin des ange- 
schuldigten hörte ihn Nachts um 4 Uhr nach Hause kom- 
men und mit seiner Frau sprechen , .und sah ihn den 
andern Morgen am 17. Mai wieder fortgehen, und wie- 
der eine andere sah seine Frau am 17. Mai Kuchen 
mit Johannisbeeren und Safran backen. 

Miss Wills von Torrington gab an, der Angeschul- 
digte sei am 17. Mai bei ihr gewesen, um Handschuhe 
zu bringen ; sie habe ihn gefragt, ob er nichts von dem 
Morde gehört habe; die Polizei sei dem Thäter auf der 
Spur, es sei ein Irischer Vagabund mit röthlichem Ba- 
ckenbart; und er habe sogleich darauf sie verlassen. 
Endlich wurde der Barbier in Barnstaple vernommen. 
Er sagte, der Angeschuldigte sei am 17. Mai Nachmit- 
tags ungefähr um 4 Uhr zu ihm gekommen, und als 
er den Seifeschaum ihm aufgelegt, habe er verlangt, dass 
er . ihm den Bart ganz abnehme, und als dies gethan, 
und er sich im Spiegel gesehen, verlangte er, dass er 
ihn noch höher hinauf bis zu den Kopfhaaren rasire und 
nachdem er nach dem Weg gefragt, sei er gegangen, am 
18., Mai aber von ihm auf der Polizei recognoscirt wor- 

. den. Der Angeschuldigte behauptete unschuldig zu sein, 
und erzählte der Jury eine lange verworrene Geschichte, 
wo er am 16. und 17. Mai überall gewesen sei, ohne 
jedoch der Mary Richards und des Zusammentreffens mit 
ihr .nur mit einer Silbe zu erwähnen. Zeugen für die 

. Vertheid^ung waren keine berufen und sein Anwalt 
be^hränkte sich darauf, das Kreuzverhör mit den Zeugen 
für die Anklage .vorzunehmen und die Zulässigkeit des 
Vorlesens der Aussagen der Verstorbenen zu bestreiten. 
Die Jury sprach nach kurzer Berathung das Schul- 
dig des willful murder gegen ihn aus; er wurde zum Tode 
verurtheilt und einige Tage später wirklich gehängt. — 
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Man siebt aus diesem Falle, dass die Polizei von sich 
aus auf das blosse Gerücht von dem Morde hin ohne alle 
weitere schriftliche oder mündliche Aufforderung richter- 
licher Beamten und ohne alle weitere Anweisung* die in- 
einander laufenden Beweise erhob und die Zeugen vor 
den Magistrat in Torrington brachte, und dass also alle 
die richterlichen Förmlichkeiten der Voruntersuchung, 
welche bei uns vorkommen, dem englischen Verfahren 
fremd sind. Darum kann auch im englischen Strafpro- 
zesse keine Nichtigkeitsbeschwerde gegen den Spruch 
der Jury oder das Urtheil auf den Mangel an gesetzlichen 
Förmlichkeiten, welche der Versetzung in Anklagestand 
vorausgegangen sind, begründet werden. Erst mit der 
Versetzung in Anklagestand oder mit dem Indictment der 
grossen Jury beginnt das eigentlich gerichtliche Verfahren. 

Wird Jemand an einem ungewöhnlichen Orte todt 
gefunden, oder ist Jemand den äussern Anzeigen nach eines 
unnatürlichen Todes gestorben, so muss der Coroner 
von Amtswegen den Körper besichtigen und die Section 
vornehmen lassen, eine Jury zusammenberufen und durch 
sie nach Abhör aller Zeugen entscheiden lassen, was 
ihres Dafürhaltens der Grund des Todes gewesen sei. 
Das gleiche muss auf Anklage und Anzeige gesche- 
hen, wenn behauptet wird, dass Jemand, der fremder 
Obsorge anvertraut war, wie Kinder, Dienstboten, Pfründ- 
ner, Kranke, Wahnsinnige oder Gefangene in Folge übler 
Behandlung ärztlicher oder anderer Art, gestorben 
sei. Den beim Ausgang der Sache Betheiligten steht das 
Recht zu, ihrerseits ebenfalls Aerzte und Zeugen dazu 
zu rufen, und in diesen Fällen hängt es von dem Spruche 
der Coroners- Jury ab, ob eine weitere gerichtliche Ver- 
folgung stattzufinden hat oder nicht. Dies Verfahren 
wird manchmal begonnen, wenn der Todte schon mehrere 
Tage begraben war, und gibt in den Fällen der lezteren Art 
gemeiniglich zu sehr ärgerlichen Auftritten Veranlassung. 

Der Spruch der Coroners -Jury geht nach Verhält- 
niss des einzelnen Falles dahin, dass der Verstorbene 
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entweder eines natürlicheo Todes, oder in Folge der er- 
littenen Behandlung gestorben, oder aber, dass der Tod 
durch die erlittene Behandlung Mos beschleunigt wurde, 
und hiernach richtet sich dann die Anklage der grossen 
Jury entweder auf willful und felonious inurder oder auf 
nanslaughter. 

(FortoetzuDg folgt im nächsten Hefte.) 

XXII. 

Verbesserung der französischen Strafge- 
setzgebung. 

Von 
mtfeiriiialef« 



De VameiioraHon de la loi criminelle en vue d^une justice plus fnrompte 
plus efpcaccj plus genereuse^ ptus mordlisante par A, Bonne- 
tille Conseiller d la Cour imperiale. Paris i855. 

Es ist eine grosse Aufgabe, deren Losung »ch Herr 
Bonneville durch das vorliegende Werk gesetzt hat, — die 
Aufgabe der Verbesserung der französ. Strafgesetzfebung^, 
Wenn man weiss, dess der efarenwerthe Verfasser seit 
40 Jahren in verschiedenen Zweigen des j^ractischen 
Dienstes thötig war, und in einer langen Reihe von Jahren 
durch Schriften (schon im Jahr i837 erschien seine Schrift: 
de la libert^ de Tinstruetion, 1839 sein bedeutendes 
Werk: de la recidive , und 1847 sein inhaltreiches Werk : 
des diverses institutions complementaires du r^ime pöni- 
tentieire} für die Verbesserung der Strafjustiz^ vonUgUch 
auch für moralische Grundlage des Strafreohts zu wirkim 
sucht, muss man das Werk, dessen Titel wir oben angabeo^ 
als das Ergebniss reicher &fahrungen des Verfassers mit 
besonderer Aufmerksamkeit beachten. Es kömait darauf 
an, wekhen Haiq[)tzwe€k deiyenige« w^kher Verbesserun- 
gen einer Gesetzgebung verschlug}, üoh vorsetit» JEf 
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kf^n 0ie Bichitmijif diesejr ¥or$cI^läge «ntvi^^d^ wr in 
Ai^äf&dei'uog einzelner V/^^eh|*ifieo , Beaeitigmg ei&ge** 
gebliebener Missbrli^che, Ab^chneiduog «^tet8iicler\e.r Sbreit* 
ftj^ep bestebe^, ode^ m kw) le^e tiefer gqbancW m», 
ki^em 4ie Gru^durs^cben einer niavigalhaCten Str^jM^iz 
erforsebt werden wd der g;ro&se i^u^ai^^efubpng, vel(Adli 
die Sir{i£|.U5Uz mit den pi^Utii^cben, sUtliehen und loeif^ 
Zastönden eine$ Volkes hftt, erwogen und 4abei g^ 
pr^ft wird, ob die bestobenden Zustande fiünstig der 
Wirksamkeit der Strafge^etzge^Ming sind. Mmi l^e^ierkt 
ab^ apeb laiebt, in Bezug auf die Aosic^ten deijenigeii, 
w^of^e Verbesserungen vorscblag^n, zw^i Hauptriobtungen, 
Während eine Klasse von Mlinnern vor^üglieh in m^ 
Reibe von gesetzliehen Vor^ehriften, welpbe ^ie Str.engi^y 
oder wie joan es nennt, die Energie mi die 6 ehno 1 U g^keiii 
der.Slrufjufitiz bezjwecken, d^e Mittel der Verbess^nng suobi» 
erkennt •^ne andere Klasse ao, dass zwar finf einer ßaito 
diese Energie bewirkt, auf der andern aber auch dabin f^ 
strebt werden m^sß^ d^ps Am Strufverlahren das ailge^ 
nieii9« Vertrauen genjeßst, dass kein Un^chlHdj^fer zur Strafe 
v,QEiirU)eill werde und der Spbuldige nicht während der 
Uatfirsuqbang unnötbige «Uebel jeide. Wkd dies arreicitf, 
so werden die Strafurtbeile wirksam seip, die Bürgar 
w^rdep ber^twiilig beitragen, die Entdeekui^ und iBe-* 
strafiHig der Sobuldigen zu m1mm> Jß^r Verfflps^ dos 
yoi:U^j[eBden Werkes spricht zwar au^b von der Nothr 
weod^keit, da^^ kein Unsebuidiger hesiraft uiid dajv^n^ 
dasj die Justiz plps moralisante werde ; allein die Verglei'- 
chwg des Werlseß iind der eiszelqen Voi^blüge zeigt d^f 
der Vorfa^fer al3 Hauptzweck, aiif welchen er seJAO Ver- 
bpsseri4ngen berechnet, die Strenge u»d ,die Scheetiigkeii 
der Ju^iiz betr^4^htet, da^ß er das H^ in einer Reibe 
l4reifpr >ges^tz)iQher Vt^sofafiCten mcU^ und indem er 
die ibßslr^bende B90bt»ibuQg .iMogreift, nicbi auf die tlraa- 
(^en (fler Uebel, m(M .ai}f bedeidilWhe ,poUi«siobe, jodale 
!(mmip zfHiitekgeht. *- Wir wellea waem Leaere ,m 
ktmp Bfl4 lies yeriiegenden iW^es m 4iebm svißhm^ 
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und die Verbesseningsvorschlfige des wohlgesinnten Ver- 
fassers zergliedern» unter denen viele grosse Beachtung 
verdienen. Wir bedauern, dass es dem Verfasser nicht 
gefallen hat, in die oben bemerkten Ursachen der Uebel 
einzugehen. Nie wird man erwarten dürfen, dass der 
Zustand der StraQustiz ein günstiger wird, wo nicht öffent- 
liches Leben im Volke ist. Der Verfasser rühmt bei vie« 
len Gelegenheiten englische Einrichtungen und empfiehlt 
ihre Nachahmung, aber erwarte man nicht, dass man, 
wie man Pflanzen aus einem Lande in ein anderes ver- 
setzen kann (und hier ist die Versetzung oft schwierig 
wegen Verschiedenheit des Klimas), gerichtliche Einrich- 
tungen, die in England sich gut bewtfhren, wie durch 
einen Zauberschlag nach Frankreich oder Deutschland ver- 
pflanzen kann. In England liefern die (unfehlbar vielfach 
mangelhaften, aber in ihren Elementen gesunden) Zu- 
stfinde, die unbedingteste Oeffentlichkeit, die freie Be- 
wegung, eine durch keine Ausnahmszustände , Pressbe- 
schränkungen gehinderte öffentliche Meinung Bürgschaf- 
ten der guten Wirksamkeit vieler Einrichtungen. Treff- 
liche Bemerkungen finden wir in dem inhaltreichen Werke 
von Berenger: de la repression pönale. 1855. deuxiöme 
partie p. 342 — 369. Herr B o n n e v i 1 1 e sucht in 
seinem Werke, um die Nothwendigkeit der Reform zu 
zeigen, die schlimmen Zustände in Frankreich, ^. B. wegen 
der wachsenden Zahl der Verbrechen p, V p. 437 nach- 
zuweisen; er klagt p. 527 über die vielen Losspre-^ 
chungen durch die Geschwornen und findet in der Häu- 
figkeit der Annahme der Miiderungsgründe p. 572 einen 
Hauptgrund des Uebels. In diesen Behauptungen ist 
viel Wahres; allein vergleicht man die Forschungen in 
mehreren Aufsätzen des Journal de la morale chre- 
tienne, z.B. 1852 tome deuxi^me p. 1.; 1854 Mai et 
Juin tome IV nr. 9 p. 36 und vorzüglich von Vingtrinier 
in dem nämlichen Journal 1854 Juillet et Avril p. 15, 
ferner die Erklärungen von Lucas in der Academie 
des sdenees morales, travaux et Compte rendu 1853 
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p. 114 und die Nacbweisungen von Berengerin seinem 
Werke p. 409, so dürfte man doch ein weniger hartes 
Urtheil über die wachsende Verbrecherzafal füllen, nnd wohl 
in Bezug auf die Einrührung des Rechts der Geschwor- 
neu Milderungsgründe anzunehmen, den Ausspruch von 
Berenger de la repression p. 81, dass diese Einführung un 
grand bienfait pour le pays war, als gegründet anerkennen. 
Der Verfasser des vorliegenden Werkes findet eine wesent- 
liche Bedingung der guten Strafjustiz in einer kräftigen 
Strafgesetzgebung; er rühmt die Vorzüge des Code p^nal 
p. 26 ; der Verfasser gibt aber p. 28 zu, dass er viele 
Mängel an sich trage, und beklagt p. 33 die durch die 
Gesetzgebung von 1832 wegen der Milderungsgründe 
eingeführte Schwäche der Strafjustiz. Auch wir bedauern, 
dass die damaligen Gesetzgeber nicht tiefer eingegriffen, 
das mangelhafte System des Gesetzbuchs, die furchtbare Härte 
der Strafdrohungen durch zweckmässige Unterscheidungen 
und Ermächtigungen für den Richter gemildert, und viel- 
mehr das allgemeine Heilmittel in den Milderungsgründen 
gefunden haben ; aber wir sind dennoch überzeugt, dass 
die Strafjustiz dadurch an der Gewissheit des Ein- 
tretens der Strafe gewonnen hat. Wir können mit dem 
Verfasser nicht einverstanden sein, wenn er p. 46 sagt, dass 
der Verbrecher, ehe er handelt, überlegt und berechnet 
(wir bitten die merkwürdige, durch Erfahrung bestätigte 
Erklärung von Lord Brougham in der französ. Academie 
Compte rendu 1853 p. 156 zu beachten). Der Ver- 
fasser findet ein Hauptmittel der Verbesserung p. 58 in der 
Theilnahme aller Bürger an der Entdeckung der Ver- 
brechen; daher er Strafe auf die Nichtanzeige und 
Nichthinderung der Verbrechen drohen will, und for- 
dert, dass alle Bürger (p. 86) durch Belohnungen 
aufgemuntert (p. 88 125) und der Gemeinde ein Theil 
der Geldstrafen zugewiesen wird. So sehr wir der An- 
sicht des Verfassers zustimmen, dass ohne die Theilnahme 
der Bürger an der Entdeckung der Verbrechen es an einer 
Vorbedingung einer guten Strafjustiz fehlen wird, und so 
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fihr wir in ^^flind die woMtbfitigen Wirkongmi iitse$ 
AMheils iMobMbM btbeii, so wenig können wir doch Straf- 
fosetw gefeh Niehlhindern und Nicblaozeigen der Verbre- 
oben bilHgen. Je mehr öffentliches Leben, ein sitflicber Geist, 
Achtung Tor der Strafjostis im Volke herrscht, desto mehr 
werien die Bürger die Strafjnstis onterstQtzen; nie aber 
wird man bdffen können, dass nach der Stellnng, die in 
niaoehen Staaten der Polizei gegeben ist (wir bitten die 
ireffHöhe englische Policei nicht mit der an vielen Schatten«« 
selten leiddndeti deteeti? e police in England zn verwechseln}, 
die Bürger Denuncianten sein werden; dorch Strafgesetze 
erzwingt man deh moriilischen Sinn nicht und überwindet 
ei»en so wenig den Absehen gegen die Spionerie. — Der 
VerfiNlser führt als anderes Verbesseriiiigsmiltei die Yer-^ 
mehrang der agents dela police jttdiciiiire an (p. 149--209), 
Toriüglicb dasä man tech die aar Ueberwacbung der lieber- 
toetttngen der Steaergesette und die bei dem Strassenban 
Angtelteilten Ceantoniers) in die Klasse der Beamten der 
gerichtljehen Polizei anfnehme, dass man den Widerstand 
gegen sie strenge strafo (p. 224}^ wobei England als Vor- 
bild empfohlen wird (p. 261). Wir halten diesen Vor« 
ichlag für geffibriicb, indem man Leuten sehr untergeordneter 
BildiiAg und Characters, die zn den aufgetragenen Arbeiteti 
wohl tangeh mögen, eine Befngniss einräumen würde, ca 
welcher sie weder die Kenntnisse, noch die moraltselie Un- 
abhängigkeit haben. Man würde ihren Protokollen Glauben 
schenket rnüisseH, wUhrend diese oft sehr leidenschifUfbh 
oM öbMflüchlidi ahgefhsst sein würden. Benrfe man sieh 
nicht zn viel wt England, wo der Polizeibeamte <tafth em 
artiges tersttindiges Betragen mit Ausnahme von selleileii 
FMIen, (in näanchen mH politischen oder aristokratfsohen Ver- 
bäitnisseii znsammebhängenden Falten erhält die PeKtei stren- 
gen Befehl von dem Mmisterium) und ist dann auch gehörig 
brAtal) moräMsofaes Ansehen gentesst, wo er öffenHich au^lsa- 
geri muss^ wo ^r weiss> dass er verantwortlich ist nnd sowohl in 
der öffentlichen Verhandlung dem ftorobtlareti Kreozrerhör als 
derAfchweren Tadel ieä Richters nhd der Geschwomen 
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g«ieUt i9t, weoii er leidonsciiafUiche ocbr nntreoe Aiiffakaa 
macht oder in solcher Weise bandelt. EinoB vorzüglicIieD Werlb 
legt der Verfasser auf die Besohleuaigung der StrefTerfoIgiiDg, 
und sehlägt Uezu p. 327 eine grössere Einheil in Besag 
auf Gerichtscompetens vor, indem er fordert, dass nur das 
forum delicti commissi als zuständig erklärt werde; er will 
p. 327y dass von der oitalion direete, welche dem Staats-^ 
anwalt zusteht, ein allgemeinerer Gebrauch gemacht werde, 
er tadelt p. 342 die Vorschrift des Code, dass der Augen<- 
schein am Orte des Verbrechens von dam Staatsanwalt nur 
in Gegenwart des Untersuchungsrichters vorgenommen wer'^ 
den kann; nach seinem Vorsehlage soll die Gegenwart dee 
Staatsanwalts allein genügen; er tadelt die Einrichtungen, 
nach welchen die Untersuchungsrichter mit zu vielen Ge^ 
achüften überladen sind p. 347 (der Verfasser wünsch^ 
eine V<Nrbereilung8chule für Untersuchungsrichter), bedauert 
die Verzögerung durch die Commissions rogatoires p. 857, 
bekhigl p. 3^ di^ unter dem Einfluss bureaukraliscfaer Eitin 
richtungen vorhandene, Ueberladung der Staatsanwälte mit 
Geschäften. Nachdem der Verfasser p. 364 die Sehnellig«*- 
keit des englischen Verfahrens gerühmt hat, spricht er von 
dem frahzös. p. 365 aus, dass sein Gang zu schleifend sei, 
weil ie jeu trop compiiquö des ressorts entraine une depßr* 
dition des forces et de vitesse; pour avoir vouhi regier tout 
et tout pr^oir le legislateur a multipli^ les prescriptions 
les re«ages et ies frottemens inutiles; er schlägt p. 365 
andere Mittel vor, um die Verhältnisse des rergangenen 
Lciieps der AngesdMildigten herzneteilen ; vorzüglich vmr^ 
kmfl der Verfasser p. 370, dass man in der Vornnter^ 
avchung die Thättgk^ der chembre de conseil aufhebe, 
weil nach den bestehenden Verhältnissen sie unnöthig ist 
«Md Verzögerungen herheiftthit; wichtig isip. 375, wie seil 
1632 die Aesiseahöfe zum grossen Theit In oorrektionelie 
<iericlite verwandelt sind (nacfh den Tabellen sprechen die 
franzes. A^sieenhöf« nur 19(15 criminelle «nd 3765 eorrectio«- 
nelle Strafen aus, ivegen des BMusses der Annahme der Milde- 
^ungsgründe). Der Verf. schlägt ris wesentliche Verbessenmg 
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vor (p. 382) y dass dar ADklagekammer die Befagniss ge- 
geben wird, in Bezug auf Verbrechen von minderer 
Bedeutung entschieden vorhandene Hilderungsgründe zu 
berücksichtigen und die solcher Verbrechen Angeschul- 
digten vor das Zuchtpolizeigericht zu verweisen. Als Ver- 
einfachungsmittel schlägt der Verfasser p. 384 vor, die 
englische Einrichtung nachzuahmen, nach welchier, wenn 
der Angeklagte sich schuldig bekennt, eine Verhandlung 
vor dem Schwurgerichte unnöthig ist; p. 387 weist 
Herr Bonneville auf das belgische Gesetz von i849 hin, 
nach welchem die Rathskammer sowohl als die An- 
klagekammer die Befugniss hat, wegen Milderungsgründen 
eine Handlung, die nach dem Gesetze crime ist, an 
das Zucbtpolizeigericht zu weisen. Merkwürdig ist der 

* p. 393 begründete Vorschlag des Verfassers, die Abfassung 
einer Anklageschrift ganz aufzuheben (er nennt sie eine 
formalitö frustratoire und nuisible), da diese Akte nur bei 
dem englischen System der grossen Jury eine Bedeutung 
hätte« Der Verfasser berechnet die Vortheile, welche durch 
diese Aufhebung in Bezug auf Beschleunigung der Ver- 
handlung und Verminderung der Arbeiten des Staatsanwalts 
gewonnen würden. Nach dem Verfasser würde durch ein 
expos^ des Präsidenten und das exposö des Staatsanwalts 
der Zweck völlig erreicht. In Bezug auf das Schwurge- 
richt tadelt der Verfasser 403, dass für jede Sache ein 
besonderes Schwurgericht gebildet wird. Einen Grund von 
Verzögerung findet der Verfasser p. 408 in den Entschei- 
dungen, wodurch geheimes Verfahren angeordnet wird, und 

' wobei oft in der nämlichen Sache, wenn über verschiedene 
Zwischenpunkte verhandelt und entschieden wird, zwei- und 
dreimal die Thüren geöffnet werden zur Verkündigung des Arret 
über den Incidentpunkt und dann sogleich wieder die Oeffent- 
lichkeit ausgeschlossen wird, wodurch viele Zeit verloren geht. 
Eine umständliche interressante Erörterung über das Re- 
sume des Präsidenten liefert der Verfasser p. 41 3-— 420, 
das er für zweckmässig erkennt, und p. 421 über die 
Abstimmung der Gescbwornen, wobei der Verfasser p. 428, 
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der gegen die geheime Abstimmung sich erklärt, berechnet, 
wie viel Zeit durch die jetzige Operation verloren geht. 
Unsere Leser werden sich aus dieser Uebersicht überzeu« 
gen, dass der Verfasser viele der wichtigsten Fragen der 
Straf prozessgesetzgebung behandelt; die von ihm gemach- 
ten Vorschläge sind gewöhnlich auf eine scharfsinnige und 
praktische Weise begründet^ und die Begründung enthält ei- 
nen Reichthum von Erfahrungen. Gegen die einzelnen Vor- 
schläge haben wir aber sehr Vieles einzuwenden; wir können 
z. B. nie dem Vorschlag zustimmen, dass man dem Staatsanwalt 
das Recht geben soll, den Augenschein ohne Untersuchungs- 
richter vorzunehmen, weil in sehr vielen Fällen es auf die 
amtliche, unpartheiische Constatirung von örtlichen Verhält- 
nissen in einem Protokolle ankömmt, welches die Grund- 
lage für wichige Punkte des Thatbestandes liefert, und eine 
solche Constatirung nur dem unpartheiischen Richter und 
nicht dem Staatsanwälte (der seiner Hauptstellung nach 
doch Tavocat de la poursuite ist} überlassen werden kann. 
In Bezug auf den Vorschlag, die Mitwirkung der Rathskam- 
mer in der Voruntersuchung aufzuheben, sind wir über- 
zeugt, dass in vielen Fällen sie entbehrt werden kann und 
zur Verzögerung beiträgt; mehrere deutsche Gesetzgebungen, 
welche das französ. Verfahren einführten, haben auch von 
der Intervention der Rathskammer Umgang genommen, und 
in England und Schottland denkt Niemand daran, ein so 
complicirtes Räderwerk einzuführen ; in den zuletzt bezeich- 
neten Ländern hat aber die Voruntersuchung einen ganz 
andern Charakter als in Frankreich; die Akten derselben 
spielen in Frankreich auch in der Hauptverhandlung eine 
Rolle; während in England darauf Nichts ankömmt und 
nur das Ergebniss der mündlichen Verhandlung im Trial 
entscheidet; nach dem Systeme des französ. Rechts scheint 
aber die Rathskammer wichtig zu sein, weil in dem Wi- 
derstreit der Ansichten von Staatsanwalt und Untersuchungs- 
richter eine entscheidende Behörde da sein muss und weil 
es grosse Nachtheile haben würde, wenn man die Ent- 
scheidung aller dieser Fragen an die Anklagekammer bringen 
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wottlo. Die Sfalislik lehrt» wie viele Prozesse in Frankreicli 
dureli die ordonneece de non lieu frUIixeilig abgeschniUeD, 
oder in die geeignete Riohtmig gebracht werden ; diese Vortheile 
würden verloren geben;* dieErörteruogeo von B er eng er de 
la repression p. 53 und von Helle in dem trailä de l'in^ 
stfoction vol. VI p. 160 sind darüber sehr belehrend In 
Becig auf den Vorschlag, die Anklageakte aufzuheben, ha* 
ben wir grosse Bedenklichkeiten; mit Unrecht findet def 
Verfasser die Bedeutung solcher Akte nur im Zusammen« 
hang mit der Anklagejury; gegen diese Ansicht spricht 
scbooy dass z. B. in Schottland keine solche Jury besteht, und 
doch der Anklageakt vorkommt. Vi^ir bedauern, dass der 
Verfasser nicht die grossen Fehler der französ. Ankkige*- 
akte beachtet; so lange nur die acte d'accusation ein 
oratorisehes Produkt ist, worin der Staatsanwalt das Pro-^ 
dukt seiner Phantasie, wie etwa der Tbäter das Verbrechen 
verübt haben könnte, als Gewissheit hinstellt, poetisch und 
romanlisch ausschmückt, mit allerlei geistreichen (bei politi^ 
sehen Anklagen oft mil leidenschaftlichen politischen} Be-* 
flexKHien entwickelt und Anklageakten liefert, deren Vor-* 
lesung oft zwei und drei Stunden fordert, uud so lange die 
Staatsanwälte in der Anklageschrift wörtliche Auszüge der 
Aussagen der Zeugen in der Voruntersuchung aufnehmen^ 
haben wir auch die AnUagesehriften oft flir gefährlich; allein 
dies Alles kann vermieden werden ; wenn man in Frankrei^ 
sich erkundigen wollte, wie in England und Schottland (von 
den dort oft liblichen Formelnkram kann man das indiot-^ 
ment leicht reinigen) und in einigen deutschen Staaten 
Anklageschriften gearbeitet werden, so würde man vieles 
lernen können. Das expose des Staatsanwalts halten wir 
filr sehr bedenklich; in dem trefflichen scbottisehen Prozeesn 
beginnt die Verhandlnag mit der Vernehmwig der vom An-^ 
äuget vorgesehtagenen Zeilen, der I#ofd*AdvoGate idarf 
toine EittleilnngaMde hallen, weH man dies für sehr jg9^ 
fährlinh hatten würde; für den Vorschlag, die englische Em-** 
Achtung nachzuahmen, mck weicher dar Angeklagte, mem 
icr goilty flaidirt, vor kein Sohwurgerieht köBont., kann dicr 
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Verf. Kwat- »ich darauf bi^ruferi, dflsii maii auch in Preusaen» 
Wttrleiiiberg, der Sobwdz dfese Einrichtung nachahmt«; 
allein es lohnte sich doch der HOhe, zu prilfen^ warum die 
Hehrsahl der deutschen Gesetzgeber die englisebe Einrich- 
tung nicht annahm (Arnald im Gericbtssaal i855 1 
XIX 8. ^65) und die vielfachen Verwickelungen und Nich^ 
tlgkeitsbeschwerden zu beachten, welche das System in 
Preu^sen veranlasst. — In Be2ug auf das resumö wünsch-» 
ten Wir, dass der Verfasser die Hauptbedealung, welche die 
Charge des englischen Richters hat, mehr gewürdigt hatte; nicht 
die Zusammenstellung der vorgekommenen Beweise ist die 
Hauptsache, sondern die Zergliederung der Rechtsfragen, 
welche für den Wahrspruch wichtig werden, z. B. Unter* 
schied von Mord und Todtschlag, die Erörterung der recht«* 
liehen Gesichtspunkte, welche die GeschwOrnen leiten 
sollen, z. B. über Einflüss der Seelenstörung auf Zu« 
röchnung, endlich das Hervorheben von erheblichen Zweifeln 
gegen die Annahme der Schuld. Treulich ist die Ausf&h*« 
riing des Verfassers über geheime Abstimmung, von wel-» 
eher er p. 431 sagt: le scrulin secret, provoquöpar quel- 
ques menaces anonymes a e\6 un expedient de pusillanimit^ 
qne repoussent depuis longtems la loyaut^ et la fermet^ 
de rimmense majorite du Jury. (Test une injure au caractere 
d'une nation dont le nom signifie franchise et courage. Wir 
hab^n diesen kfiftigen Worten nichts als den Wunsch hin* 
zuzusetzen, dass die Zustände in Frankreich nicht verderb- 
lich auf die Entfallang der zwei gerühmten Tugenden wirken 
mögen. — Der ehrenwerthe Verfasser wünscht, seinem Va«- 
teriande dei^ Vortheil eines rascheren Strafverfahrens zu 
sichern, «nd hebt mit Recht das engfische Verfahren lier^ 
vor; wAr bedauern, dass er so wenig als eine sehr grosse 
Zähl seiner Landsli^ute (auch €ottu ist auf die Haupt* 
sadien nicht aufmerksam gewesen) die wahren Grüfnde nicht 
eriurnnt, aas welchen dlis engtisohie Verfahren weit schnel- 
ler als das fran^BsiiSMßhe den Geschwornen auf eine einfachere 
Weise die MaterfaNen fiefort, um leichter uiid aföherer einen 
ferechten Wablnspr^ au fäUen. Wir reehsen dahin: 1) dass 
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d«8 englische Vorfiihreo alles Schaaspielartige, alle Berech* 
nmg auf das Pablikom zu wirken beseitigt, dass alle ver* 
Ettgernden rednerischen Ausschmükungen entfernt sind, da« 
her auch die Redner, die Advokaten der Anklage und der 
Vertheidigung nicht ein Viertel der Zeit fordern, welche in 
Frankreich verwendet wird. 2) Dass durch die Vermei- 
dung der Hinweisung der Geschwornen auf die intime con- 
viction alle Redner ebenso wie die Geschwornen wissen, 
dass der Wahrspruch nur auf die strenge Prüfung der vor- 
gekommenen Beweise nach einer logischen Operation ge- 
baut sein muss, und daher alle Deklamationen, alle Hin- 
wirkungen auf das Geftthl der Geschwornen entfernt wer- 
den. 3) Dass in den Verhandlungen weder ein Zurttck- 
gehen auf die frühem Lebensverhältnisse, auf den Lebens- 
wandel des Angeklagten, noch Beweise, welche auf Hörensa- 
gen oder auf die Meinung eines Zeugen gebaut sind, 
zugelassen werden. 4} Dass der Angeklagte gar nicht ver- 
nommen wird, und die Zeugen nicht von dem Präsidenten, 
sondern von den Advokaten vernommen werden. 5} Dass aus 
der Voruntersuchung keine Aussagen der Zeugen benützt und 
dem Zeugen, wenn er anders aussagt, vorgelesen werden. 
Es lohnte wohl der Mühe, dass ein so erfahrener und wohl- 
gesinnter Mann wie der Verfasser sich über diese Punkte 
näher erklärte. Ein Haupttheil des vorliegenden Werkes 
(p. 434—483} bezieht sich auf die Untersuchungshaft (de- 
lention preventive). Es konnte bei der seit mehreren Jah- 
ren in Frankreich lebhaft verhandelten Frage über Verbesse- 
rung der sehr mangelhaften französ. Gesetzgebung (die 
jetzt in Bezug. auf das mandat de depot durch das Gesetz 
vom März 1855 einigermassen verbessert wurde) dem wohl- 
gesinnten Verfasser nicht entgehen, dass hier gründlich 
nachgeholfen werden müsse, und interressant ist es, seine 
Ansichten mit denen des treifiichen Berenger in seinem Rapport 
sur la repression pönale p. 441 zu vergleichen. Das Ergeb- 
niss seiner (mit Anführen sehr beachtungswürdiger Erfah- 
rungen und praktischer Erörterungen) Vorschläge (p. 482) 
ist im wesentlichen folgendes: 1) die Untersuchungshaft 
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moss bei allen schwerer Verbrechen Ahgeschuldigteh 
eintrelen; 2} Freilassong gegen Caution kann bewilligt 
werden fbr Cautionssommen von mindestens 500 Francs, für 
Angeschuldigte, welche angesessen nnd der crimes secon- 
daires beschuldigt sind; mit Caution bis 250, für die der 
delils beschuldigten Angesessenen; und bis 50 Francs 
und selbst unter bioser Verbürgung eines ehrenwertben 
Bürgers bei dürftigen angesessenen Angeschuldigten bei ge- 
ringeren Verbrechen und Vergehen. 3} Die angesessenen 
Angeschuldigten wegen Vergehen, die nur Geldstrafe oder 
GefUngniss bis drei Monate nach sich ziehen, sollen nicht 
zur Untersuchungshaft gebracht werden, ausgenommen, wenn 
sie röckfällig sind, oder nicht den richterlichen Befehlen 
gehorchen. 4) Der Untersuchungsrichter soll auf die Re-* 
quisition des Staatsanwalts die mandats de depot und d'arr^t 
erkennen. 5) Er soll befugt sein, im Einverständniss mit 
dem Staatsanwalt das erlassene Mandat in jeder Lage des 
Verfahrens aufzuheben. 6} Das Gericht soll auf Anrufen 
diese Aufhebung auszusprechen ermächtigt sein. 7} Die 
unTcrschnldet erlitlenc Haft soll von der Strafe abgerechnet 
werden. — Diese Vorschläge machen ebenso dem Verfas- 
ser Ehre, als sie die grösste Beachtung verdienen, obwohl 
gegen einzelne Vorschläge Bedenken obwalten, da darin 
noch zuviel von der nicht sicherleiteoden Unterscheidung 
von crimes und delits abhängig gemacht ist, und das 
Ermessen der Untersuchungsrichter grundlos beschränkt ist, 
wenn man ihm das Minimum der Caution mit den gemach- 
ten Abstufungen vorschreiben will. — - Man hat in Frank- 
reich neuerlich vielfach die Nachahmung englischer Ein- 
richtungen empfohlen; wir sind damit einverstanden ; allein 
es kommen darin erhebliche Fehler vor, und bedeutungs- 
voll ist der von Lord Brougham am 23. März 1855 im 
Oberhaose begründete Antrag, den Friedensrichtern das 
Recht einzuräumen auch in den Fällen, in denen sie bis- 
her die Befogttiss nicht hatten, Bürgschaften zuzulas- 
sen. Was in England (wo wegen Seltenheit der Assi- 
sen in den Grafschaften bittere Klagen über lange Dauer 
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der Uaierwohittigsbari vorkommen), voraügUeii in Loodoüi 
wo grindiioh f ebildete und tttchlige PoücemagiXrale« in 
der VeroirteriiiGhung wirken, den bessern Zvatand herbei- 
fahrt and Kbgen über grundlose Erkennung d^r Haß be* 
teitigl, liegt thdis in der Oeffenilickkeit der Vomntersu- 
ehnng, tkeils in der strengen Verantwortlickheil der Beam- 
ten, Yon denen Jeder weise, dass gegen ihn wegen rechts- 
widrig vorgiettoaunener .oder erkannter Haft eine Civil- 
oder Criminalklage aogesieUt werden kam, (ohne dass es 
erst, wie in Frankreteb, einer Ermächtigong der Begieriing 
Bor AnsteUong der Kbge bedarf), daher |eder Beente 
sich hütet, sich einer solchen Klage anszosetzen ; ibeils wirkt 
in England der durch die babeas cor(ms acte gewährte 
SchotB, und die (freilich dnrcb die Höhe der geforderten 
Qiulionssunune erschwerte) Möglichkeit aar Freiiasanng gegen 
bail gelassen xa werden« — Bin anderer TheU des W«r« 
kes enthült die:Erörternagder Ursachen der, me der Ver«- 
faisser jagt, bekiagenswerthen vielen Lossprecbm^eo (p^.SftT). 
Der Verfasser findet 4ie Ursachen: i) in dem GeseUe, 
weidies raie au grosse Stimmenzahl der Geschwomen fef ^ 
dert (der Verfasser k>bl das neue Gesetz, das eine llebrbett 
von je 7 gegen 5 verlangt). In DeuUchland kann man sieh 
mit dieser Ansicht, bei welcher Wahrsprüobe leichi die 
Geniniie des Vertrauens entehren, nicht befreunden. Wir 
bitten den .Herrn Verfasser, eich an die AusfUirungen seiner 
gielehrtan Landsbole Poisson and Lacroix su erinnern, wo 
nachgewiesen wird, dass sdhst wenn man Mehrheit von 
9 Stimm«! fordert, die Wahrscheinliehkeii eines Irrttams 1 
an 32 ist, wogegen <bei der Eittstimmigkeit diese WMv^ 
söheinljchkeit i m 6000 belrägt; 2) in de» Mangel der 
kileiligenB und Horaiität mehrerer Geschwormien nach dem 
Gesetze von 1S48, daber der Verfasser (>. 533 das neue 6e« 
setz :vom 4 Dezember 1853 lobi; 3) die ungenttgeode 
BeBChflffenheit >der Torgelegtett Beweise p. 534, wobei der 
Vttfsis«' die Art, wiein.der Voruntensueboilg die Vmrnebf* 
mnngspretokoHe nMÜgict werden, tadelt:(ifi fitaglend Jidmmtes 
enf cdiese ftütekoMe in dem Tiint gar isMl m}. Der Ynii 
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p. 540 will, du s die UntMoobimgsrkihler üt Lifte der 
in dem Trkl vorzuladenden Zeugen entwerfen, weil er ihre 
Intelligenz und Haltnng am iieslen beurtheilen kann, und 
dass man ttber die Moraiität eines jeden Zeugen eine Cnter** 
gachung anstelle (England und Scbottland bedürfen foiober 
Mittel nicht, und dennoch kommen dort weit woniger Loespre^ 
ohongen vor ab in Frankreioh); 4} eine andere Ursathe 
findet der Terfasaer p. 541 in der ungenttgenden Vorbe- 
reitung der Vertheidigung; höchst bedeutend ist ^hier das 
Geständnisi p. 542 des Verfassers über die Einseitigkeit so 
vieler Vernehmungen, bei denen der Untersuchungsrichter 
die Vertheidigungsmomente nicht berüc^sicbtigt; 5) die Ein-^ 
richtung, dass die Geschwornen vielfach in ihrem Rechte^ 
Fragen zu stellen, beschränkt sind (p. 545). Der Vert 
(p. 549) will auch, dass man den Geschwornen das Recht 
gebe, selbst wenn sie schon im Berathungsaimmer sind, neue 
Airfklärungzn verlangen; 6) die Art der Berathang der Ge-^ 
eobwörnen. Bedauern niesten wir, wenn der Rath des Verf 
p. 551 befolgt würde, naieh welchem der Priteident, (wenn er 
den Geschwornen die Fragen übergiebt, den Geschwornen er- 
klären soll, dass sie ihn, wenn sie es wünschen, in's Be- 
rathongszimmer berufen können. — Ein solches Verfahren 
(der braunschweiger Cassationsbof bat ein {Jrtbeil vernichtet, 
weil der Präsident im Berathungszimmer der Geschwornen 
war) ist nicht geeignet, das Vertrauen zu den WahrsprUchen 
zu begründen ; 7) eine Ursache der Losq^rechungen findet 
der Verfasser p. 556 in den Einflüssen, welche die oft 
mangelhafte Durchführung der Anklage und die Art der 
Vertheidigung auf die Jury ausüben können. — Merk- 
würdig ist p. 562 die Ausfuhrung, dass eine Ursache von 
L^sprecbungen darin liege, dass man den Zuviel besohäf- 
t%len, oft nicht genug Ansehen besitzenden Staatsanwälten 
der Bezirksgerichte die Verfolgung der Anklagen über- 
trage; 8) ein Hauptübel nach dem Verfasser nach p. 574 
M der Missbraneti der Annahme der Hilderungsg^ünde. 
Wir sind nicht geneigt, die Häufigkeit, mtt welcher franzBs. 
floHkwmrtte Httderungsgrfinde aui^prethett, in Schutz zo 
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Debmen; aUein es ist auSnUend» warum man nicht offen 
erkennen willy dass die Hauptgründe des Uebels theils in der 
furchtbaren Hirle der franzds. Strafgesetze (so lange man 
den Versuch mit gleicher Strafe mit der Vollendung be- 
legt und die Artikel über Complot und Vorschriften, wie z. B. 
Art. 304 323 im Code hat, kann man sich nicht über Annahme 
der Milderungsgrände wundern), theils in dem mangelhaften 
französ. System der Fragestellung. Möge der Herr Verf. mit den 
englischen, vorzüglich mit den treSHchen Vorschriften Art. 408 
des neuem Gesetzbuchs für Malta von 1854 sich befreunden. 
Die Mittel der Abhülfe liegen dann nahe. — Ein interessant 
ter Abschnitt p. 593 ist noch die bedingte Freilassung 
der Sträflinge wegen guter Aufführung. Möge die Stimme 
des Verfassers durchdringen um dies auch von Berengerde 
la rrpression p. 528 empfohlene System (in England seit 
185^) in Frankreich siegen zu machen. Niemand wird» wenn 
er sich auch mit einzelnen Ansichten des Verfassers nicht be- 
freunden kann, den Reichthum des von uns treu darge- 
stellten praktischen Werkes verkennen. 



XXlIl. 

Des consöquences des Condamnations Pönales. 



Angezeigt 

von 

K« R« Stehlln, Dr. jar. 

D. Z. in Paris. 



Des consequences des Condamnations Penales rdaiitement ä la cafMH 
cit^ des personnes^ en droit romain et en droit fran^ais; Mimoire 
qui a obtenu le ftremier prix de doctorat^ dans le concours de 1845^ 
pres la faeuhe de droit ä Paris , suivi Svn Commentaire de kt 
hi portant abolition de la mort ctetle, par G. A* Humbert^ Docteur 
, en droit, aneien Sous^Prefet, Paris. Durand 1855. 

Die gegenwartige Arbeit war ursprünglich, wie sie sich 
auch im Titel selbst ankündigt, die gekrdnte Lösung einer 
von der Juristen-Facultät in Paris gestellten Preis*Au^abe. 
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B^annUich verdankeii viele der gediegensten wiMensebaft- 
lichen Werke in Prankreich ihren Urspning dieser von den 
Akademieen haaptsttehhch gepflegten Sitle, durch Ausschrei- 
bung von Preisfragen den Eifer und die Liebe zn den ernsteren 
Studien wach zo halten. Dem Vorgange der Akademieen, 
des Institut, ist in neuerer Zeit die jnristisehe Facuität von 
Paris gefolgt; doch knüpft sich hier die SliRung der Preise 
an folgende Veranlassung. Eine Dame, deren Sobu Doctor 
der Rechte war und in der Blüthe seiner Jahre starb, vermachte 
im Jahre 1840 der Facultüt eine Summe von 50000 fr. 
an je die besten Arbeiten über zwei von der Pacnität zo 
stellende Fragen würdig zu belohnen. Dieser Stiftnng ge* 
mllss werden jährlich zwei Preisfragen aosgesehrieben, die 
Eine fllr die Licencies en droit de 3. annäe, die Andere 
für die docteurs en droit. Die Zeit, in wefcher die Ar- 
beiten eingeliefert werden müssen, ist nnr 6 Monate. Für 
jede Frage, werden je zwei Medaillen an die besten L^nn-* 
gen vertheilt. Obige Arbeit nun hat in dem Concnrse von 
1845 den Sieg über di^i andere Ldsongsversncbe davon 
getragen; allein der Preis wurde dem Verfasser eret im 
Jahre 1847 anerkannt. Die beabsichtigte Verdifentlicbung 
wurde bald darauf durch die den wissenscbaftlicken Studien 
wenig förderlichen politischen Ereignisse und dann durch 
die bedeutenden Veränderungen verzögert, welche die Ge- 
setzgebung in dieser Materie erlitt. Im Jahre 1850 be« 
sehäftigte sieb nämlich die Assembl^ legislative mit einem 
neuen Gesetze über den bürgerlichen Tod, welches der 
Verfasser abzuwarten wünschte, um es in den Kreis seiner 
Untersuchungen zu ziehen. Wie es sich genauer mit diesem 
Gesetze verhttlt, werden wir später sehen. Die Resultate aber, 
welche nicht nur für die Kenntniss und Erklärung des ge- 
genwärtigen französ. Rechtes, sondern auch Für die nähere 
Bestimmung mehrerer Begriffe des römischen Rechts ge- 
wonnen werden, sowie der acht wissenschaftliche Geist, 
in welchem das Werk durobgehends gearbeitet und ge- 
schrieben ist, sind Eigenschaften, welche dies« Sebrtft nicht 

«Tril. Zeüßehr, (. Afdkinf. XXlfth ßik m. Hfl. 3^ 
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nur deo Gelehrten vom Fach, sondern auch den sog. prdi- 
Uscben Juristen empfehlen werden. 

Die Aufgabe bestand darin, die Folgen strafrechtlicher 
Verurtheilungen auf die Rechtsfähigkeit der Personen im 
römischen und französischen Rechte darzustellen. Wahr- 
lich, der StoiT zu einer solchen Arbeit ist überreich und 
ihre Schwierigkeit bestand mehr in einem embarras des 
richesses, als im Mangel an Material. Aber mit Hilfe einer 
logischen Eintheilung — divido et impera — und einer 
rationellen Methode vermied der Verfasser glücklich alle 
gefährlichen Klippen und brachte die für wissenschaftliche 
Arbeiten unentbehrliche Klarheit und Uebersichtlichkeit in 
eine höchst verworrene und seit langen Jahren im Argen 
liegende Lehre. Ausserdem ist auf den Stil sehr viel Sorg- 
falt verwendet; denn auch dieser ist in Frankreich ein noth- 
wendiges Erforderniss für wissenschaftliche Bücher; schlecht- 
geschriebene werden nicht gelesen und würen sie noch so 
gründlich und gelehrt; desshalb opfert auch der Franzose 
lieber ein Stück seiner Gelehrsamkeit^ als die Klarheit sei- 
ner Gedanken oder die Eleganz seines Stiles. Dieser Vor- 
wurf kann indessen unserem Buche nicht gemacht werden, 
der Verfasser vereinigt vielmehr beide Bedingungen in glück- 
licher Weise. 

Die dem römischen Rechte gewidmete Abtbeilung um- 
fassl wie billig, den kleinern Tbeil des Buches. Es werden 
darin die Beschränkungen der Rechtsfähigkeit criminell Ver- 
urtheilter zur Zeit des classischen römischen Rechtes dar- 
gestellt. Der Verfasser zog diese Weise der historischen 
Methode wohl mit Recht vor, da sich bei der Spärlichkeit 
früherer Quellen und den wenigen Vorarbeiten schwerlich 
bedeutende Resultate hätten gewinnen lassen; auch wird 
der Ueberblick dadurch sehr erleichtert. In rascher Folge 
kommen zuerst die Unterschiede der Freien und Sklaven, 
der römischen Bürger und Peregriqen und die dem römi- 
schen Bürgerrechte anhängenden politischen und Privatrechte 
zur Sprache; dann folgt die römische Lehre vom caput, der 
capitis deminutio und der ejdstimatio. In einem 2. Kapitel 
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wirft der Verfasser einen Blick auf das strafrechtliche Ver- 
fahren und die Strafen der Römer. Soviel musste voraus- ' 
geschickt werden, um dann der Reihe nach die Folgen der 
Todesstrafe, der Verurtheilnngen zu den Bergwerken, zur 
Sklaverei, zur Verbannung, zur aquae et ignis interdictio, 
zur deportatio, in opus publicum perpetuum von sicherm 
Boden aus darstellen und beurtheilen zu können* Bier Hegt 
auch der Schwerpunkt dieses Theiles der Arbeit, die Be- 
stimmung der capitis deminutio maxima, welche den Ver- 
urtheilten zum servus poenae machte. Der Verfasser hat sich 
besonders bestrebt zu zeigen, „worin die düstre Metapher^ 
der servitus poenae bestand und damit einen interessanten 
Punkt des römischen Strafrechtes in das ihm gebührende 
Licht gestellt. — In den folgenden Capiteln werden sodann 
die nicht capitalen Strafen und ihre Wirkung hinsichtlich 
der Rechtsfähigkeit der Verurtheilten behandelt; also die 
relegatio, welche die Freiheit und das römische Bürger- 
recht, das Caput bestehen Hess, die körperliche Züchtigung, 
die Geldstrafe und die Beeinträchtigungen der Rechtsfähig- 
keit, welche als Strafe verhängt wurden. Den Scbluss der 
ersten Abtheilung bilden einige Bemerkungen über den Einfluss 
der Appellation von einem Strafurtheile und der Begnadi- 
gung auf die geschmälerte Rechtsfähigkeit der Verurtheil- 
ten. — Man hätte vielleicht für den ganzen römisch-recht- 
lichen Theil etwas mehr Ausführlichkeit und Eingehen auf 
das Einzelne wünschen können ; allein der Verfasser musste 
sich hier der Kürze befleissen und konnte Manches bloss 
andeuten, um Raum und Zeit dem zweiten Haupttheile zu- 
zuwenden, welcher den Grundsätzen des frantös. Rechtes 
über denselben Gegenstand gewidmet ist. Hier konnte 
nicht ganz dieselbe Methode befolgt werden; es war nötbig, 
die Bestimmungen des alten und mittleren Rechtes mit eini- 
gen Zügen wenigstens vor Augen zu führen. Aber bei dem, 
von Laboulaye ganz neuerlich wieder (in einem gediegenen 
Aufsalze über die historische Methode in der Rechtswissen- 
schaft in der neugegründeten Revue historique de droit fran- 
9ais et ötranger) den französ. Juristen ins Gedächtniss ge- 
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rafenen Mangel einer genügenden Bearbeitong dee älteren 
finnaöe. StrefreohU konnten diese Abscbnitte nur sehr dür- 
ftig aasfallen und der Verfasser beeilt sieb aof die durch 
den Code NapoMon neugeschaffenen Rechlszostände au kom- 
men. Hier aber werden dann einerseits die Fälle, in wel- 
chen der bürgerliche Tod verwirkt wird, sowie der Zeit- 
punkt, mit welchem die Strafe bei contradictoriscbem Ver- 
fahren eintritt, andererseits die Wirkungen des bürger- 
lichen Todes mit Rücksicht auf die üifenllichen , Familien- 
und Privatrechte sehr ausführlich und in erschöpfender Weise 
auseinandergesetzt. Wer einen Blick in diese Materie des 
fransüsischen Rechtes geworfen hat, weiss, wie sehr sich 
die verschiedenen Bestimmungen der Codes widersprechen 
und welche Mühe sich die Interpreten gegeben habKcn, sie 
au vereinigen; er weiss auch, zu was für barbarischen 
Consequenzen die logische Durchführung der vom Code 
aufgestellten Principien, z. B. der Auflösung des ehelichen 
Bandes führen und wie gefährlich die Metapher des bürger- 
lichen Todes geworden ist, indem man die Analogieen 
stets in dem physischen Tode suchen zu müssen glaubte. 
Um so vercßenstvoller aber auch ist die Arbeit des Verfassers 
dem man gründliches Studium der Gesetze und logischen 
Scharfsinn nicht wird absprechen können. Dass er schliess- 
lich zur principiellen Verurtheilung des bürgerlichen Todes 
gelangt, braucht wohl kaum gesagt zu werden, alle bedeu- 
tenden Juristen und Publicisten der neueren Zeit und mit 
ihnen die öffentliche Meinung haben ihr Verdammungs- 
urtheil über das Institut gesprochen; und alle Länder, in 
denen die französ* Gesetzbücher adoptirt wurden, haben 
die den bürgerlichen Tod betreffenden Bestimmungen oder 
wenigstens die empörendsten derselben, wie die Auflösung 
der Ehe, aufgehoben; so namentlich Belgien, sobald es 
seine Unabhängigkeit erlangt hatte. — In gleicher Weise, 
wie beim römischen Rechte, werden sodann die Folgen der 
nicfatcapitalen Strafen behandelt, indem jedesmal Abschnitte 
über das alte und mittlere Recht vorausgeschickt sind* 
Auch hier machen die als Strafe verhängten Schmälerungen 
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<ler RechlsfSbigkeU^ die Folgeo der Contumada und der 
Begnadigong iin alten, «iiUeren und gegenwärtigen Rechte 
den Sehfaeg. 

Damit war die Preisaofgabe geldst. Seit dieser Zeit 
aber eidd zwei neuere Gesetze erschienen, von denen das 
Eine den bikrgerlicben Tod fttr die zur Deportation Verur^ 
tbeilten^ das Andere aber diese Folge der capitalen Strafen 
ganz aufhebt. Der Verfasser lioonte nicht umhin, diesen 
wichtigen Gesetzen seine besondere Aufmericsamkeit zu schen- 
ken. Auf den ersten Anbh'ck möchte es zwar scheinen, 
dass der Kern seiner ganzen Arbeit, nflmlich die Lehre 
vom bürgerlichen Tode und seine Folgen durdi die Auf- 
hebung dieses Institutes unntltz geworden sei, und dass die 
Pttblication desshalb bfitte unterbleiben können. Allein in 
Folge der ungeschickten Redaction des zweiten Gesetzes 
gibt es immer noch bürgerlich Todte. Die Sache verhält sich 
näflilioh folgender Haassen« Schon im Jahre 1832, als das 
französische Strafrecht umgearbeitel wurde, sprach man sich 
aligemein, im Leben, wie in der Wissenschaft, in den Zei* 
lungen, wie in den Hörsälen sehr energisch gegen das 
Institut des bürgerlichen Todes aus und der damalige Ju* 
stitzminister sab sich genöthigt, einen Gesetzentwurf über 
diesen Punkt in nahe Aussicht zu stellen; als derselbe nichts 
destoweniger lange auf sich warten liess, legten im Jahr 1834 
zwei Depulirte ihrer Kammer ein Project vor, welches dazu be^ 
stimmt war den bürgerlichen Tod abzuschaffen; allein die Kam- 
mer war mit dem, was an die Stelle gfesetzt werden sollte — 
der dögradation civiqde und interdiction legale — nicht 
einverstanden und verwarf den Vorschlag. Die Sache blieb 
seither an der nämlichen Stelle, bis die Ereignisse von 1848 
eine günstige Gelegenheit zu ihrer Wiederaufnahme darzu- 
bieten schienen. Und wirklich nahm die gesetzgebende 
Versammlung am 8. Juni 1850 in einem Gesetze über die 
Deportation die Bestimmung auf, dass diese Strafe in keinem 
Falle den bürgerlichen Tod nach sitfh ziehe. Damit war 
wenigstens ein erster SchritI gethan. Noch im gleichen 
Jahre schlug ein Depatirter einen bloss aus zwei Artikeln be- 
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Stehenden Entwarf vor, der die vollständige Unterdrückang 
des bürgerlichen Todes tum Zwecke hatte. Die Commission, 
welche den Antrag tu prQfen hatte, brachte dann einen eigenen 
ausführlichem Gesetzesvorschlag , mit dem sich die Ver- 
sammlung beschfiftigen wollte, als der 2. December ihre 
Auflösung herbeiführte und die Annahme desselben unmög- 
lich machte. Die kaiserliche Regierung sehritt aber auf 
dem betretenen Wege weiter und ein neues Project über 
die Aufhebung des bürgerlichen Todes wurde dem Corps 
l^islatif im Jahre 1853 vorgelegt; doch kam dasselbe erst 
im darauffolgenden Jahre zur Berathung. In der Sitzung 
des 2. Hai 1854 wurde das Gesetz beschlossen und am 
31. desselben Monats promulgiert. Des Institut des bttr- 
gerlichen Todes ist darin principiell aufgehoben und durch 
mehr oder weniger genau formulirte Beschränkungen der 
Rechtsfähigkeit der Verurtheilten ersetzt. Der 6. Art. sagt 
aber: Gegenwärtiges Gesetz ist nicht anwendbar auf die- 
jenigen Deportationsurthtile welche gegen vor seiner Pro**- 
mulgation begangene Verbrechen erlassen worden sind. 
Auf der andern Seite erklärte sich das oben erwähnte Ge- 
setz vom 8. Juni 1850, welches den bürgerlichen Tod für 
die zur Deportation Verurtheilten abschsAte, ebenfalls nur für 
Verbrechen anwendbar, weiche nach seiner Promulgation 
begangen würden. Die Folge davon ist, dass die vor dem 
Gesetze von 1850 zur Deportation Verurtheilten immer 
noch bürgerlich todt sind. Dieser Zustand der Dinge 
ist höchst eigenthümlich ; um so mehr als das neueste 
Gesetz von 1854 mit sich selbst in Widerspruch gerätb, 
indem es im 5. Artikel ausspricht: Die Wirkungen des 
bürgerlichen Todes hören auf, für die Zukunft, rücksioht- 
lieh der gegenwärtig bürgerlich Todten. — Es ist das Ver- 
dienst des Verfassers, in einem Anhange zu seinem Buche 
zuerst dieses Gesetz einer strengen Prüfung unterwor- 
fen und diese seltsamen Widersprüche der neuern Le- 
gislationen aufgedeckt zu haben, in Folge deren es gegen- 
wärtig drei veschiedene Arten von Deportierten in Frank- 
reich gibt; Der Conmisntar des Gesetzes ist mit vieler 
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Sorgfalt und Umsicht gearbeitet; nach jedem Artikel folgt 
ein r^sum^ der darüber geführten Verbandlungen, die Analyse 
des Inhalts mit seinen Consequenzen, und die Angabe der 
Schwierigkeiten, welche ein Gesetz darbietet, das noch nicht 
die Feuerprobe der Praxis und der wissenschaftlichen Be- 
arbeitung bestanden hat. Der Verfasser erkennt zwar selbst 
(S. 485} die Schwierigkeit der Aufgabe , welche er sich 
gestellt hat; wir glauben aber, dass er sie für einmal sehr 
glücklich gelöst hat, besonders mit Rücksicht auf die Art. 
3, 5 und 6 des neuen Gesetzes, die wir speciell der Auf- 
merksamkeit der Leser empfehlen. 

Durch das ganze Buch aber ist die französische juristische 
Literatur um eine werthvolle Monographie bereichert, welche 
Arbeiten ähnlicher Art zum Muster dienen kann und die 
jedem Freunde des französischen Rechtes sehr willkommen 
sein wird. 
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